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Bundesverfaſſung

der

Schweizerischen Eidgenossenschaft,

vom 12. Herbstmonat 1848.

Im Namen Gottes des Allmächtigen !

Die schweizerische Eidgenoſſenſchaft ,

in der Absicht, den Bund der Eidgenossen zu befeſti=

gen , die Einheit , Kraft und Ehre der [schweizerischen

Nation zu erhalten und zu fördern , hat nachstehende

Bundesverfassung angenommen :

A

Erster Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Die durch gegenwärtigen Bund vereinigten

Völkerschaften der zwei und zwanzig souveränen Kantone,



4 Bundesverfassung.

als : Zürich, Bern, Luzern , Ury , Schwyz , Unter-

walden, Cob und nid dem Wald ) , Glarus, Zug,

Freyburg, Solothurn , Basel ( Stadt und Land),

Schaffhausen, Appenzell (beider Rhoden), St. Gal-

len , Graubünden , Aargau , Thurgau , Teſſin ,

Waadt, Wallis , Neuenburg und Genf, bilden in

ihrer Gesammtheit die schweizerische Eidgenossen-

schaft.

Art. 2. Der Bund hat zum Zweck: Behauptung der

Unabhängigkeit des Vaterlandes gegen Außen , Hand-

habung von Ruhe und Ordnung im Innern , Schuß der

Freiheit und der Rechte der Eidgenossen und Beförderung

ihrer gemeinsamen Wohlfahrt.

Art. 3. Die Kantone sind souverän , soweit ihre

Souveränetät nicht durch die Bundesverfassung beschränkt

ist, und üben als solche alle Rechte aus, welche nicht der

Bundesgewalt übertragen sind.

Art. 4. Alle Schweizer sind vor dem Geseze gleich.,

Es gibt in der Schweiz keine Unterthanenverhältniſſe,

keine Vorrechte des Orts , der Geburt, der Familien oder

Personen.

Art. 5. Der Bund gewährleistet den Kantonen ihr

Gebiet, ihre Souveränetät inner den Schranken des

Artikels 3 , ihre Verfassungen , die Freiheit , die Rechte

des Volkes und die verfaſſungsmäßigen Rechte der Bürger,

gleich den Rechten und Befugnissen , welche das Volk den

Behörden übertragen hat.

Art. 6. Die Kantone find verpflichtet , für ihre Ver-

fassungen die Gewährleistung des Bundes nachzusuchen.

Der Bund übernimmt diese Gewährleiſtung, insofern :

a. sie nichts den Vorschriften der Bundesverfassung

Zuwiderlaufendes enthalten ;



Bundesverfassung. 5

b. fie die Ausübung der politischen Rechte nach republi-

kanischen

sichern :

―
repräsentativen oder demokratischen Formen

c. sie vom Volke angenommen worden sind und revis

dirt werden können, wenn die absolute Mehrheit der

Bürger es verlangt.

Art. 7. Besondere Bündniſſe und Verträge politiſchen

Inhalts zwischen den Kantonen find untersagt.

Dagegen steht ihnen das Recht zu , Verkommniſſe über

Gegenstände der Gesezgebung , des Gerichtswesens und der

Verwaltung unter ſich abzuschließen ; jedoch haben ſie die-

selben der Bundesbehörde zur Einsicht vorzulegen, welche,

wenn diese Verkommnisse etwas dem Bunde oder den

Rechten anderer Kantone Zuwiderlaufendes enthalten,

deren Vollziehung zu hindern befugt ist. Im entgegen

gesezten Falle sind die betreffenden Kantone berechtigt,

zur Vollziehung die Mitwirkung der Bundesbehörden

anzusprechen .

Art. 8. Dem Bund allein steht das Recht zu , Krieg

zu erklären und Frieden zu schließen , Bündnisse und

Staatsverträge, namentlich Zoll- und Handelsverträge

mit dem Auslande einzugehen.

Art. 9. Ausnahmsweise bleibt den Kantonen die Be

fugniß, Verträge über Gegenstände der Staatswirthschaft;

des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei mit dem

Auslande abzuschließen ; jedoch dürfen dieselben nichts dem

Bunde oder den Rechten anderer Kantone Zuwiderlaufendes

enthalten.

Art. 10. Der amtliche Verkehr zwischen Kantonen und

auswärtigen Staatsregierungen, sowie ihren Stellvertres

tern, findet durch Vermittlung des Bundesrathes statt. ……
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Ueber die im Art. 9 bezeichneten Gegenstände können

jedoch die Kantone mit den untergeordneten Behörden und

Beamten eines auswärtigen Staates in unmittelbaren

Verkehr treten.

Art. 11. Es dürfen keine Militärkapitulationen abge=

schlossen werden.

Art. 12. Die Mitglieder der Bundesbehörden, die

eidgenöfffschen Civil- und Militärbeamten und die eidge-

nössischen Repräsentanten oder Kommissarien dürfen von

auswärtigen Regierungen weder Pensionen oder Gehalte,

noch Titel, Geschenke oder Orden annehmen.

Sind sie bereits im Besige von Pensionen, Titeln

oder Orden, so haben sie für ihre Amtsdauer auf den

Genuß der Pensionen und das Tragen der Titel und

Orden zu verzichten.

Untergeordneten Beamten und Angestellten kann jedoch

vom Bundesrath der Fortbezug von Pensionen bewilligt

werden.

Art. 13. Der Bund ist nicht berechtigt, ſtehende Trup-

pen zu halten.

Ohne Bewilligung der Bundesbehörde darf kein Kan-

ton oder in getheilten Kantonen kein Landestheil mehr als

300 Mann stehende Truppen halten, die Landjägerkorps

nicht inbegriffen .

Art. 14. Die Kantone find verpflichtet, wenn Streitig-

keiten unter ihnen vorfallen, sich jeder Selbsthülfe , sowie

jeder Bewaffnung zu enthalten und sich der bundesmäßigen

Entscheidung zu unterziehen.

Art. 15. Wenn einem Kantone vom Auslande plög-

lich Gefahr droht, so ist die Regierung des bedrohten

Kantons verpflichtet, andere Kantone zur Hülfe zu mahnen,

1
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unter gleichzeitiger Anzeige an die Bundesbehörde und

unvorgreiflich den ſpätern Verfügungen dieſer leßtern. Die

gemahnten Kantone sind zum Zuzuge verpflichtet. Die

Kosten trägt die Eidgenossenschaft.

Art. 16. Bei gestörter Ordnung im Innern , oder

wenn von einem andern Kantone Gefahr droht, hat

die Regiernng des bedrohten Kantons dem Bundesrathe

sogleich Kenntniß zu geben, damit dieser inner den

Schranken seiner Kompetenz (Art. 90, Nr. 3, 10 und 11)

die erforderlichen Maßregeln treffen oder die Bundesver-

sammlung einberufen kann. In dringenden Fällen ist die

betreffende Regierung befugt, unter sofortiger Anzeige an

den Bundesrath , andere Kantone zur Hülfe zu mahnen,

und die gemahnten Stände sind zur Hülfeleistung ver-

pflichtet.

Wenn die Kantonsregierung außer Stande ist, Hülfe

anzusprechen, so kann , und wenn die Sicherheit der Schweiz

gefährdet wird, so soll die kompetente Bundesbehörde von

sich aus einschreiten.

In Fällen eidgenössischer Intervention sorgen die Bun-

desbehörden für Beachtung der Vorschriften der Art. 5.

Die Kosten trägt der mahnende oder die eidgenöſſiſche

Intervention veranlassende Kanton, wenn nicht dieBundes-

versammlung wegen besonderer Umstände etwas Anderes

beschließt.

Art. 17. In den durch Art. 15 und 16 bezeichneten

Fällen ist jeder Kanton verpflichtet , den Truppen freien

Durchzug zu gestatten. Diese sind sofort unter eidgenöſſiſche

Leitung zu stellen.

Art. 18. Jeder Schweizer ist wehrpflichtig.

Art. 19. Das Bundesheer, welches aus den Kontin-

genten der Kantone gebildet wird , besteht :
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a. aus dem Bundesauszug , wozu jeder Kanton auf

100 Seelen schweizerischer Bevölkerung 3 Mann zu stel-

len hat;

b. aus der Reserve, deren Bestand die Hälfte des

Bundesauszuges beträgt.

In Zeiten der Gefahr kann der Bund auch über die

übrigen Streitkräfte (die Landwehr) eines jeden Kantons

verfügen.

Die Mannschaftsskala, welche nach dem bezeichneent

Maßstabe das Kontingent für jeden Kanton festseßt, ist

alle zwanzig Jahre einer Revision zu unterwerfen.

Art. 20. Um in dem Bundesheere die erforderliche

Gleichmäßigkeit und Dienstfähigkeit zu erzielen , werden

folgende Grundsäge festgesezt :

1) Ein Bundesgeseg bestimmt die allgemeine Organi-

sation des Bundesheeres.

2) Der Bund übernimmt :

a. den Unterricht der Genietruppen , der Artillerie und

der Kavallerie, wobei jedoch den Kantonen , welche

diese Waffengattungen zu stellen haben , die Lieferung

der Pferde obliegt;

b. die Bildung der Instruktoren für die übrigen Waffen-

gattungen ;

c. für alle Waffengattungen den höhern Militärunter-

richt, wozu er namentlich Militärſchulen errichtet und

Zusammenzüge von Truppen anordnet ;

d . die Lieferung eines Theils des Kriegsmaterials.

Die Zentralisation des Militärunterrichts kann nöthi-

genfalls durch die Bundesgesetzgebung weiter entwickelt

werden.

3) Der Bund überwacht den Militärunterricht der

Infanterie und der Scharfschüßen , sowie die Anschaffung,
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den Bau und Unterhalt des Kriegszeugs , welches die

Kantone zu liefern haben.

4) Die Militärverordnungen der Kantone dürfen nichts

enthalten , was der eidgenöſſiſchen Militärorganiſation und

den denKantonen obliegenden bundesmäßigenVerpflichtungen

entgegen ist, und müſſen zu dießfälliger Prüfung dem

Bundesrathe vorgelegt werden.

5) Alle Truppenabtheilungen im cidgenössischen Dienste

führen ausschließlich die eidgenöſſiſche Fahne.

Art. 21. Dem Bunde steht das Recht zu , im Intereſſe

der Eidgenossenschaft oder eines großen Theiles derselben,

auf Kosten der Eidgenossenschaft öffentliche Werke zu er-

richten oder die Errichtung derselben zu unterſtügen.

Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle

Entschädigung das Recht der Erpropriation geltend zu

machen. Die nähern Bestimmungen hierüber bleiben der

Bundesgefeggebung vorbehalten.

Die Bundesversammlung kann die Errichtung öffent-

licher Werke untersagen , welche die militärischen Interessen

der Eidgenossenschaft verlegen.

Art. 22. Der Bund ist befugt , eine Universität und

eine polytechnische Schule zu errichten .

Art. 23. Das Zollwesen ist Sache des Bundes.

Art. 24. Dem Bunde steht das Recht zu, die von

der Tagsagung bewilligten oder anerkannten Land- und

Wasserzölle , Weg- und Brückengelder, verbindliche Kauf-

haus- und andere Gebühren dieser Art, mögen dieſelben

von Kantonen, Gemeinden, Korporationen oder Privaten

bezogen werden, gegen Entschädigung ganz oder theilweise

aufzuheben. Diejenigen Zölle und Weggelder, welche auf
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dem Transit lasten , sollen jedenfalls im ganzen Umfange

der Eidgenossenschaft und zwar gleichzeitig eingelöst werden.

Die Eidgenossenschaft hat das Recht , an der schwei-

zerischen Grenze Eingangs- , Ausgangs- und Durchgangs-

zölle zu erheben.

Sie ist berechtigt , gegenwärtig für das Zollweſen

bestimmte Gebäulichkeiten an der schweizerischen Grenze

gegen Entschädigung entweder als Eigenthum oder mieth-

weise zur Benugung zu übernehmen.

Art. 25. Bei Erhebung der Zölle sollen folgende

Grundsäge beachtet werden :

1) Eingangsgebühren :

a. Die für die inländische Industrie erforderlichen Stoffe

sind im Zolltarif möglichst gering zu tariren.

b. Ebenso die zum nothwendigen Lebensbedarf erfor-

derlichen Gegenstände,

C. Die Gegenstände des Lurus unterliegen der höchsten

Tare.

2) Durchgangsgebühren , und in der Regel auch die

Ausgangsgebühren, sind möglichst mäßig festzusehen.

3) Durch die Zollgesetzgebung find zur Sicherung des

Grenz- und Marktverkehrs geeignete Bestimmungen zu

treffen.

Dem Bunde bleibt immerhin das Recht vorbehalten,

unter außerordentlichen Umständen , in Abweichung von

vorstehenden Bestimmungen, vorübergehend beſondere Maß-

nahmen zu treffen.

Art. 26. Der Ertrag der Eingangs- , Ausgangs- und

Durchgangszölle wird folgendermaßen verwendet :

a. Jeder Kanton erhält 4 Bazen auf den Kopf nach

dém Maßstab der Gesammtbevölkerung , welche nach der

Volkszählung von 1838 berechnet wird.
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b. Wenn ein Kanton hierdurch für die nach Art. 24

aufgehobenen Gebühren nicht hinlänglich gedeckt wird, so

hat er noch so viel zu beziehen, als erforderlich ist, um

ihn für dieselben Gebühren nach dem Durchschnitt des

Reinertrages der fünf Jahre , 1842 bis und mit 1846,

zu entschädigen.

c. Die Mehreinnahme fällt in die Bundeskaſſe.

Art. 27. Wenn Zölle , Weg- und Brückengelder für

Tilgung eines Baukapitals oder eines Theiles desselben

bewilligt worden sind , so hört der Bezug derselben oder

die Entschädigung auf, sobald das Kapital oder der bes

treffende Theil nebst Zinsen gedeckt ist.

Art. 28. Den in bereits abgeschlossenen Eisenbahn-

verträgen über Tranfitgebühren enthaltenen Verfügungen

soll durch gegenwärtige Bestimmungen kein Abbruch ge=

schehen. Dagegen tritt der Bund in die durch solche Ver-

träge den Kantonen in Beziehung auf die Tranſitgebühren

vorbehaltenen Rechte.

Art. 29. Für Lebensmittel , Vieh und Kaufmanns-

waaren, Landes- und Gewerbserzeugnisse jeder Art find

freier Kauf und Verkauf, freie Ein- , Aus- und Durchfuhr

von einem Kanton in den andern gewährleistet.

:

Vorbehalten sind :

a. In Beziehung auf Kauf und Verkauf das Salz-

und Pulverregal.

b. Polizeiliche Verfügungen der Kantone über die

Ausübung vonHandel und Gewerbe und über die Benuzung

der Straßen.

c. Verfügungen gegen schädlichen Vorkauf.

d. Vorübergehende sanitätspolizeiliche Maßregeln bei

Seuchen.
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63

Die in Litt. b. und c . bezeichneten Verfügungen müſſen

die Kantonsbürger und die Schweizerbürger anderer Kan-

tone gleich behandeln. Sie sind dem Bundesrathe zur

Prüfung vorzulegen und dürfen nicht vollzogen werden,

ehe sie die Genehmigung desselben erhalten haben.

e. Die von der Tagsagung bewilligten oder aner-

kannten Gebühren, welche der Bund nicht aufgehoben hat

(Art. 24 und 31).

f. Die Konsumogebühren auf Wein und andern gei-

stigen Getränken , nach Vorschrift von Art. 32.

Art. 30. Der Bundesgesetzgebung bleibt vorbehalten,

hinsichtlich der Abschaffung bestehender Vorrechte in Bezug

auf Transport von Personen und Waaren jeder Art

zwischen den Kantonen und im Innern derselben auf

dem Wasser und auf dem Lande , die nöthigen Ver-

fügungen zu treffen, soweit die Eidgenossenschaft hiebei ein

Interesse hat.

Art. 31. Der Bezug der im Art. 29 , Litt . e. be-

zeichneten Gebühren steht unter der Aufsicht des Bundes-

rathes. Sie dürfen nicht erhöht und der Bezug derselben

darf ohne Genehmigung der Bundesversammlung , wenn

er auf eine bestimmte Zeit beschränkt war, nicht verlän=

gert werden.

Die Kantone dürfen weder Zölle, Weg- noch Brücken-

gelder unter irgend welchem Namen neu einführen. Von

der Bundesversammlung können jedoch auf bestimmte

Zeit solche Gebühren bewilligt werden , um die Errich-

tung öffentlicher Werke zu unterstüßen , welche im Sinne

des Art. 21 von allgemeinem Interesse für den Verkehr

Find und ohne solche Bewilligung nicht zu Stande kom-

men könnten.
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Art. 32. Die Kantone find befugt, außer den nach

Art. 29, Litt. e. vorbehaltenen Berechtigungen, von Wein

und andern geistigen Getränken Konſumogebühren zu_er-

heben, jedoch unter folgenden Beschränkungen :

a. Bei dem Bezug derselben soll der Transit in keiner:

Weise belästigt und der Verkehr überhaupt so wenig als

möglich gehemmt und mit keinen andern Gebühren belegt

werden.

b. Werden die für den Verbrauch eingeführten Gegen-

ſtände wieder aus dem Kanton ausgeführt , ſo find die

bezahlten Konsumogebühren ohne weitere Belästigung zu-

rückzuerstatten.

c. Die Erzeugniſſe ſchweizerischen Ursprungs ſind mit

niedrigern Gebühren zu belegen als diejenigen des Aus-

landes.

d. Konsumogebühren auf Wein und andern geistigen

Getränken schweizerischen Ursprungs dürfen da, wo solche

ſchon bestehen , nicht erhöht , und in Kantonen , welche

noch keine beziehen, nicht eingeführt werden.

e. Die Geseze und Verordnungen der Kantone über

den Bezug der Konſumogebühren sind der Bundesbehörde

vor Vollziehung derselben zur Gutheißung vorzulegen, da-

mit die Nichtbeachtung vorstehender Grundsäße verhindert

werden kann.

Art. 33. Das Postwesen im ganzen Umfange der

Eidgenossenschaft wird vom Bunde übernommen unter

folgenden Vorschriften :

1) Diegegenwärtig bestehenden Postverbindungen dürfen

im Ganzen ohne Zustimmung der betheiligten Kantone nicht

vermindert werden.
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2) Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eidge-

nossenschaft nach den gleichen möglichst billigen Grundsägen

bestimmt.

3) Die Unverlegbarkeit des Postgeheimnisses ist ge=

währleistet.

4) Für Abtretung des Postregals leistet der Bund

Entschädigung, und zwar nach folgenden nähern Beſtims

mungen :

a. Die Kantone erhalten jährlich die Durchschnittsſumme

des reinen Ertrages , den sie in den drei Jahren

1844 , 1845 und 1846 vom Postwesen auf ihrem

Kantonalgebiete bezogen haben.

Wenn jedoch der reine Ertrag, welchen der Bund

vom Postwesen bezieht, für Bestreitung dieser Ent-

schädigung nicht hinreicht , so wird den Kantonen

das Mangelnde nach Verhältniß der festgesezten

Durchschnittssummen in Abzug gebracht.

b. Wenn ein Kanton vom Postwesen unmittelbar noch

gar nichts, oder in Folge eines mit einem andern

Kanton abgeschlossenen Pachtvertrags bedeutend we-

niger bezogen hat, als die Ausübung des Poftregals

auf seinem Gebiete demjenigen Kanton, der dasselbe

gepachtet hatte, erweislichermaßen rein ertragen hat,

so sollen solche Verhältnisse bei Ausmittlung der

Entschädigungssumme billige Berücksichtigung finden.

c. Wo die Ausübung des Postregals an Privaten ab-

getreten worden ist, übernimmt der Bund die dieß-

fällige Entschädigung.

d. Der Bund ist berechtigt und verpflichtet , das zum

Postwesen gehörige Material , soweit dasselbe zum

Gebrauche tauglich und erforderlich ist , gegen eine
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den Eigenthümern abzureichende billige Entschädigung

zu übernehmen.

e. Die eidgenössische Verwaltung ist berechtigt, die ge=

genwärtig für das Postwesen bestimmten Gebäulich-

keiten gegen Entschädigung entweder als Eigenthum

oder aber nur miethweise zur Benugung zu über-

nehmen.

Art. 34. Bei der Verwaltung des Zoll- und Post-

wesens sind die Angestellten größtentheils aus den Ein-

wohnern derjenigen Kantone zu wählen , für welche fie

bestimmt sind.

Art. 35. Der Bund übt die Oberaufsicht über die

Straßen und Brücken, an deren Erhaltung die Eidgenossen-

schaft ein Intereſſe hat.

Die nach Artikel 26 und 33 den Kantonen für Zölle

und Posten zukommenden Summen werden von der Bun-

desbehörde zurückbehalten, wenn diese Straßen und Brücken

von den betreffenden Kantonen , Korporationen oder Pri-

vaten nicht in gehörigem Zuſtand unterhalten werden.

Art. 36. Dem Bunde steht die Ausübung aller im

Münzregale begriffenen Rechte zu.

Die Münzprägung durch die Kantone. hört auf und

geht einzig vom Bunde aus.

Es ist Sache der Bundesgeseßgebung , den Münzfuß

festzusehen, die vorhandenen Münzsorten zu ‹ tarifiren und

die nähern Bestimmungen zu treffen , nach welchen die

Kantone verpflichtet sind, von den von ihnen geprägten

Münzen einschmelzen oder umprägen zu laſſen.

Art. 37. Der Bund wird auf die Grundlagen des

bestehenden eidgenössischen Konkordates für die ganze Eid-

genossenschaft gleiches Maß und Gewicht einführen.
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Art. 38. Fabrikation und Verkauf des Schießpulvers

im Umfange der Eidgenossenschaft stehen ausschließlich

dem Bunde zu.

Art. 39. Die Ausgaben des Bundes werden bestritten :

a. aus den Zinsen der eidgenössischen Kriegsfonds ;

b. aus dem Ertrag der schweizerischen Grenzzölle ;

aus dem Ertrag der Postverwaltung ;c.

d. aus dem Ertrag der Pulververwaltung ;

e. aus Beiträgen der Kantone , welche jedoch nur in

Folge von Beschlüssen der Bundesversammlung erhoben

werden können.

Solche Beiträge sind von den Kantonen nach Ver-

hältniß der Geldſkala zu leisten, welche alle zwanzig Jahre

einerReviſion zu unterwerfen ist. Bei einer solchen Revision

sollen theils die Bevölkerung, theils die Vermögens- und

Erwerbsverhältnisse der Kantone zur Grundlage dienen.

Art. 40. Es soll jederzeit wenigstens der Betrag des

doppelten Geldkontingentes für Bestreitung von Militär-

kosten bei eidgenössischen Aufgeboten baar in der Bundes-

kaffe liegen.

Art. 41. Der Bund gewährleiſtet allen Schweizern,

welche einer der christlichen Konfeffionen angehören , das

Recht der freien Niederlaſſung im ganzen Umfange der

Eidgenossenschaft, nach folgenden nähern Bestimmungen :

1) Keinem Schweizer, der einer der chriſtlichen Kon-

fessionen angehört, kann die Niederlassung in irgend einem

Kanton verweigert werden , wenn er folgende Ausweis-

schriften besigt:

a. einen Heimathschein oder eine andere gleichbedeutende

Ausweisſchrift;

b. ein Zeugniß ſittlicher Aufführung;
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c. eine Bescheinigung , daß er in bürgerlichen Rechten

und Ehren stehe ;

und wenn er auf Verlangen sich ausweisen kann , daß

er durch Vermögen , Beruf oder Gewerbe sich und

seine Familie zu ernähren im Stande sei.

Naturalisirte Schweizer müſſen überdieß die Bescheini-

gung beibringen , daß sie wenigstens fünf Jahre

lang im Besige eines Kantonsbürgerrechtes ſich be-

finden.

2) Der Niedergelassene darf von Seite des die Nieder-

lassung gestattenden Kantons mit keiner Bürgschaft und

mit keinen andern besondern Lasten behufs der Nieder-

laffung belegt werden.

3) Ein Bundesgeseß wird die Dauer der Niederlas-

ſungsbewilligung, so wie das Marimum der zur Erlangung

derselben an den Kanton zu entrichtenden Kanzleigebühren

bestimmen.

4) Der Niedergelassene genießt alle Rechte der Bürger

des Kantons, in welchem er sich niedergelassen hat, mit

Ausnahme des Stimmrechts in Gemeindeangelegenheiten

und des Mitantheiles an Gemeinde- und Korporations-

gütern. Insbesondere wird ihm freie Gewerbsausübung

und das Recht der Erwerbung und Veräußerung von

Liegenschaften zugesichert , nach Maßgabe der Geseze und

Verordnungen des Kantons , die in allen dieſen Beziehun-

gen den Niedergelassenen dem eigenen Bürger gleich halten

sollen.

5) Den Niedergelassenen anderer Kantone können von

Seite der Gemeinden keine größern Leistungen an Ges

meindelaſten auferlegt werden , als den Niedergelassenen

des eigenen Kantons.

6) Der Niedergelaſſene kann aus dem Kanton, in

welchem er niedergelassen ist , weggewiesen werden :

2



18 Bundesverfassung.

a . durch gerichtliches Strafurtheil;

b. durch Verfügung der Polizeibehörden , wenn er die

bürgerlichen Rechte und Ehren verloren hat, oder

sich eines unfittlichen Lebenswandels schuldig macht,

oder durch Verarmung zur Laſt fällt, oder schon oft

wegen Uebertretung polizeilicher Vorschriften bestraft

werden mußte.

Art. 42. Jeder Kantonsbürger ist Schweizerbürger.

Als solcher kann er in eidgenössischen und kantonalen An-

gelegenheiten die politischen Rechte in jedem Kanton aus-

üben , in welchem er niedergelassen ist. Er kann aber

diese Rechte nur unter den nämlichen Bedingungen aus-

üben, wie die Bürger des Kantons , und in Beziehung auf

die kantonalen Angelegenheiten erst nach einem längern

Aufenthalte, dessen Dauer durch die. Kantonalgesetzgebung

bestimmt wird , jedoch nicht über zwei Jahre ausgedehnt

werden darf.

Niemand darf in mehr als einem Kantone politiſche

Rechte ausüben.

Art. 43. Kein Kanton darf einen Bürger des Bür-

gerrechtes verluſtig erklären.

Ausländern darf kein Kanton das Bürgerrecht ertheilen,

wenn sie nicht aus dem frühern Staatsverband entlassen

werden.

Art. 44. Die freie Ausübung des Gottesdienstes ist

den anerkannten christlichen Konfeſſionen im ganzen Um-

fange der Eidgenossenschaft gewährleistet.

Den Kantonen, sowie dem Bunde , bleibt vorbehalten,

für Handhabung der öffentlichen Ordnung und des Frie-

dens unter den Konfeffionen die geeigneten Maßnahmen

zu treffen.
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Art. 45. Die Preßfreiheit ist gewährleistet.

Ueber den Mißbrauch derselben trifft die Kantonalge-

sezgebung die erforderlichen Bestimmungen , welche jedoch

der Genehmigung des Bundesrathes bedürfen.

Dem Bunde steht das Recht zu , Strafbestimmungen

gegen den Mißbrauch der Presse zu erlassen , der gegen

die Eidgenossenschaft und ihre Behörden gerichtet ist.

Art. 46. Die Bürger haben das Recht, Vereine zu

bilden , sofern solche weder in ihrem Zweck noch in den

dafür bestimmten Mitteln rechtswidrig oder ſtaatsgefährlich

find. Ueber den Mißbrauch dieses Rechtes trifft die Kan-

tonalgefeßgebung die erforderlichen Bestimmungen.

Art. 47. Das Petitionsrecht ist gewährleistet.

Art. 48. Sämmtliche Kantone sind verpflichtet , alle

Schweizerbürger christlicher Konfession in der Gesezgebung

sowohl als im gerichtlichen Verfahren den Bürgern des

eigenen Kantons gleich zu halten.

Art. 49. Die rechtskräftigen Civilurtheile , die in einem

Kanton gefällt sind , sollen in der ganzen Schweiz voll-

zogen werden können.

Art. 50. Der aufrechtstehende schweizerische Schuldner,

welcher einen festen Wohnsiz hat , muß für persönliche

Ansprachen vor dem Richter seines Wohnortes gesucht ,

und es darf daher für Forderungen auf das Vermögen

eines solchen außer dem Kanton , in welchem er wohnt,

kein Arrest gelegt werden.

Art. 51. Alle Abzugsrechte im Innern der Schweiz,

sowie die Zugrechte von Bürgern des einen Kantons ge-

gen Bürger anderer Kantone sind abgeschafft.

Art. 52. Gegen die auswärtigen Staaten besteht Frei-

zügigkeit, unter Vorbehalt des Gegenrechtes.
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Art. 53. Niemand darf seinem verfassungsmäßigen

Gerichtsstand entzogen , und es dürfen daher keine Aus-

nahmsgerichte eingeführt werden.

Art. 54. Wegen politiſcher Vergehen darf kein Todes-

urtheil gefällt werden.

Art. 55. Ein Bundesgeseß wird über die Ausliefe-

rung der Angeklagten von einem Kanton an den andern

Bestimmungen treffen ; die Auslieferung kann jedoch für

politische Vergehen und für Preßvergehen nicht verbindlich

gemacht werden.

Art. 56. Die Ausmittlung von Bürgerrechten für

Heimathlose und die Maßregeln zur Verhinderung der

Entstehung neuer Heimathlosen sind Gegenstand der Bun-

desgeseggebung.

Art. 57. Dem Bunde steht das Recht zu , Fremde,

welche die innere oder äußere Sicherheit der Eidgenossen=

schaft gefährden , aus dem schweizerischen Gebiete wegzu-

weisen.

Art. 58. Der Orden der Jesuiten und die ihm affi-

liirten Gesellschaften dürfen in keinem Theile der Schweiz

Aufnahme finden.

Art. 59. Die Bundesbehörden sind befugt, bei ge=

meingefährlichen Seuchen geſundheitspolizeiliche Verfügun-

gen zu erlassen.
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Zweiter Abschnitt.

Bundesbehörde u.

I. Bundesversammlung.

Art. 60. Die oberste Gewalt des Bundes wird durch

die Bundesversammlung ausgeübt, welche aus zwei Ab-

theilungen besteht :

A. aus dem Nationalrath ,

B. aus dem Ständerath.

A. Nationalrath.

Art. 61. Der Nationalrath wird aus Abgeordneten

des schweizerischen Volkes gebildet. Auf je 20,000 Seelen

der Gesammtbevölkerung wird ein Mitglied gewählt.

Eine Bruchzahl über 10,000 Seelen wird für 20,000

Seelen berechnet.

Jeder Kanton und bei getheilten Kantonen jeder der

beiden Landestheile hat wenigstens ein Mitglied zu wählen.

Art. 62. Die Wahlen für den Nationalrath ſind direkte.

Sie finden in eidgenössischen Wahlkreisen statt, welche

jedoch nicht aus Theilen verschiedener Kantone gebildet

werden können.

Art. 63. Stimmberechtigt ist jeder Schweizer, der das

zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat und im Uebrigen

nach der Gesezgebung des Kantons , in welchem er seinen

Wohnsiz hat, nicht vom Aktivbürgerrecht ausgeschloſſen ist.

Art. 64. Wahlfähig als Mitglied des Nationalrathes

ist jederstimmberechtigte Schweizerbürger weltlichen Standes.

Naturalisirte Schweizerbürger müſſen ſeit wenigstens

fünf Jahren das erworbene Bürgerrecht besigen , um wahl-

fähig zu sein.
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Art. 65. Der Nationalrath wird auf die Dauer von

drei Jahren gewählt, und es findet jeweilen Gesammter-

neuerung statt.

Art. 66. Die Mitglieder des Ständerathes, des Bun-

desrathes und von legterem gewählte Beamte können nicht

zugleich Mitglieder des Nationalrathes sein .

Art. 67. Der Nationalrath wählt aus seiner Mitte

für jede ordentliche oder außerordentliche Sigung einen

Präsidenten und einen Vicepräsidenten.

Dasjenige Mitglied , welches während einer ordent-

lichen Sizung die Stelle eines Präsidenten bekleidete, ist

~ für die nächſtfolgende ordentliche Sigung weder als Prä-

ſident, noch als Vicepräsident wählbar. Das gleiche Mit-

glied kann nicht während zwei unmittelbar auf einander

folgenden ordentlichen Sizungen Vicepräsident ſein..

Der Präsident hat bei gleich getheilten Stimmen zu

entscheiden ; bei Wahlen übt er das Stimmrecht aus, wie

jedes Mitglied.

Art. 68. Die Mitglieder des Nationalrathes werden

aus der Bundeskaſſe entschädigt.

B. Ständerath.

Art. 69. Der Ständerath besteht aus 44 Abgeordneten

der Kantone. Jeder Kanton wählt zwei Abgeordnete ; in den

getheilten Kantonen jeder Landestheil einen Abgeordneten.

Art. 70. Die Mitglieder des Nationalrathes und des

Bundesrathes können nicht zugleich Mitglieder des Stände-

rathes sein.

Art. 71. Der Ständerath wählt für jede ordentliche

oder außerordentliche Sigung aus seiner Mitte einen Prä-›

sidenten und Vicepräsidenten.

Aus den Gesandten desjenigen Kantons , aus welchen:

für eine ordentliche Sigung der Präsident gewählt worden,
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ist, kann für die nächstfolgende ordentliche Sigung weder

der Präsident, noch der Vicepräsident gewählt werden.

Gesandte des gleichen Kantons können nicht während

zwei unmittelbar auf einander folgenden ordentlichen

Sigungen die Stelle eines Vicepräsidenten bekleiden.

Der Präsident hat bei gleich getheilten Stimmen zu

entscheiden ; bei Wahlen übt er das Stimmrecht aus wie

jedes Mitglied.

Art. 72. Die Mitglieder des Ständerathes werden

von den Kantonen entschädigt.

C. Befugnisse der Bundesversammlung.

Art. 73. Der Nationalrath und der Ständerath haben

alle Gegenstände zu behandeln, welche nach Inhalt der

gegenwärtigen Verfaſſung in die Kompetenz des Bundes

gehören, und nicht einer andern Bundesbehörde zugeschie-

den sind.

Art. 74. Die Gegenstände , welche in den Geschäfts='

kreis beider Räthe fallen , sind insbesondere folgende :

1) Geseze und Beschlüsse zur Ausführung der Bun-

desverfassung , wie namentlich Geseze über Bildung der

Wahlkreise , über Wahlart, über Organisation und Ge-

schäftsgang der Bundesbehörden und Bildung der Schwur-

gerichte.

2) Besoldung und Entschädigung der Mitglieder der

Bundesbehörden und der Bundeskanzlei ; Errichtung blei-

bender Beamtungen und Bestimmung ihrer Gehalte.

3) Wahl des Bundesrathes , des Bundesgerichtes , des

Kanzlers , des Generals , des Chefs des Stabes und eid-

genössischer Repräsentanten.

4) Anerkennung auswärtiger Staaten und Regie-

rungen.
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5) Bündnisſſe und Verträge mit dem Auslande, ſowie

die Gutheißung von Verträgen der Kantone unter sich oder

mit dem Auslande. Solche Verträge der Kantone gelangen

jedoch nur dann an die Bundesversammlung , wenn vom

Bundesrath oder einem andern Kanton Einsprache erho-

ben wird.

6) Maßregeln für die äußere Sicherheit, für Behaup-

tung der Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz,

Kriegserklärungen und Friedensschlüſſe.

7) Garantie der Verfassungen und des Gebietes der

Kantone; Intervention in Folge der Garantie ; Maßregeln

für die innere Sicherheit , für Handhabung von Ruhe und

Ordnung ; Amnestie und Begnadigung.

8) Maßregeln , welche die Handhabung der Bundes-

verfassung, die Garantie der Kantonalverfassungen , die

Erfüllung der bundesmäßigen Verpflichtungen und den

Schuß der durch den Bund gewährleisteten Rechte zum

Zwecke haben.

9) Geseßliche Bestimmungen über Organisation des

eidgenössischen Militärweſens , über Unterricht der Truppen

und über Leistungen der Kantone ; Verfügungen über das

Bundesheer.

10) Festſegung der eidgenössischen Mannſchafts- und

Geldskala ; gesegliche Bestimmungen über Verwaltung und

Verwendung der eidgenössischen Kriegsfonds ; Erhebung

direkter Beiträge der Kantone; Anleihen ; Voranschlag und

Rechnungen.

11) Geseze und Beschlüsse über Zölle , Postwesen ,

Münzen, Maß und Gewicht , Fabrikation und Verkauf

von Schießpulver , Waffen und Munition.

12) Errichtung öffentlicher Anstalten und Werke und

hierauf bezügliche Erpropriationen.
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13) Gesezliche Verfügungen über Niederlassungsver-

hältnisse; über Heimathlose , Fremdenpolizei und Sanitäts-

wesen.

14) Die Oberaufsicht über die eidgenössische Verwal-

tung und Rechtspflege.

15) Beschwerden von Kantonen oder Bürgern über

Verfügungen des Bundesrathes.

16) Streitigkeiten unter den Kantonen , welche staats-

rechtlicher Natur find.

17) Kompetenzstreitigkeiten, insbesondere darüber :

a. ob ein Gegenstand in den Bereich des Bundes oder

der Kantonalsouveränetät gehöre ;

b. ob eine Frage in die Kompetenz des Bundesrathes

oder des Bundesgerichtes falle.

18) Revision der Bundesverfassung.

Art. 75. Die beiden Räthe versammeln sich jährlich

ein Mal zur ordentlichen Sizung an einem durch das

Reglement festzusehenden Tage.

Sie werden außerordentlich einberufen durch Beschluß

des Bundesrathes , oder wenn ein Viertheil der Mitglie-

der des Nationalrathes oder fünf Kantone es verlangen.

Art. 76. Um gültig verhandeln zu können , ist die

Anwesenheit der absoluten Mehrheit der Mitglieder des

betreffenden Rathes erforderlich.

Art. 77. Jm Nationalrath und im Ständerath ent

scheidet die Mehrheit der Stimmenden.

Art. 78. Für Bundesgefeße und Bundesbeſchlüſſe iſt

die Zustimmung beider Räthe erforderlich.

Art. 79. Die Mitglieder beider Räthe ſtimmen ohne

Instruktionen.

Art. 80. Jeder Nath verhandelt abgesondert. Bei

Wahlen (Art. 74, Nr. 3) , bei Ausübung des Begnadi-
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gungsrechtes und für Entscheidung von Kompetenzstreitig=

keiten vereinigen sich jedoch beide Räthe unter der Leitung

des Präsidenten des Nationalrathes zu einer gemeinschaft

lichen Verhandlung , so daß die absolute Mehrheit der

stimmenden Mitglieder beider Räthe entscheidet.

Art. 81. Jedem der beiden Räthe und jedem Mitglied

derselben steht das Vorschlagsrecht (die Initiative) zu.

Das gleiche Recht können die Kantone durch Kor-

respondenz ausüben.

Art. 82. Die Sigungen der beiden Räthe sind in der

Regel öffentlich.

II. Bundesrath.

Art. 83. Die oberste vollziehende und leitende Behörde

der Eidgenossenschaft iſt ein Bundesrath , welcher aus sieben

Mitgliedern besteht.

Art. 84. Die Mitglieder des Bundesrathes werden

von der Bundesversammlung aus allen Schweizerbürgern,

welche als Mitglieder des Nationalrathes wählbar find ,

auf die Dauer von drei Jahren ernannt. Es darf jedoch

nicht mehr als ein Mitglied aus dem nämlichen Kanton

gewählt werden.

Nach jeder Gesammterneuerung des Nationalrathes fin-

det auch eine Gesammterneuerung des Bundesrathes statt.

Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen Stellen wer-

den bei der nächstfolgenden Sigung der Bundesverſamm-

lung für den Rest der Amtsdauer wieder besest.

Art. 85. Die Mitglieder des Bundesrathes dürfen

keine andere Leamtung , sei es im Dienste der Eidgenoffen=-

schaft, sei es in einem Kantone , bekleiden , noch irgend

einen andern Beruf oder Gewerbe treiben.
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Art. 86. Den Vorsig im Bundesrath führt der Bundes-

präsident, welcher, sowie auch der Vizepräsident, von den

vereinigten Räthen aus den Mitgliedern desselben für die

Dauer eines Jahres gewählt wird.

Der abtretende Präsident ist für das nächstfolgende

Jahr weder als Präsident, noch als Vicepräsident wählbar.

Das gleiche Mitglied kann nicht während zwei unmittelbar

auf einander folgenden Jahren die Stelle eines Viceprä-

sidenten bekleiden.

Art. 87. Der Bundespräsident und die übrigen Mit-

glieder des Bundesrathes beziehen einen jährlichen Gehalt

aus der Bundeskasse.

Art. 88. Um gültig verhandeln zu können , müssen

wenigstens vier Mitglieder des Bundesrathes anwesend

sein.

Art. 89. Die Mitglieder des Bundesrathes haben bei

den Verhandlungen der beiden Abtheilungen der Bundes-

versammlung berathende Stimme und auch das Recht,

über einen in Berathung liegenden Gegenstand Anträge

zu stellen.

Art. 90. Der Bundesrath hat inner den Schranken

der gegenwärtigen Verfaſſung vorzüglich folgende Befug=

nisse und Obliegenheiten:

1) Er leitet die eidgenössischen Angelegenheiten , gemäß

der Bundesgeseße und Bundesbeſchlüſſe.

2) Er hat für Beobachtung der Verfaſſung , der Ge-

ſege und Beſchlüſſe des Bundes , sowie der Vorschriften

eidgenössischer Konkordate zu wachen ; er trifft zur Hand-

habung derselben von sich aus oder auf eingegangene Be-

schwerde die erforderlichen Verfügungen.

3) Er wacht für die Garantie der Kantonalverfaſ-

sungen.
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4) Er schlägt der Bundesversammlung Geseze und

Beschlüsse vor und begutachtet die Anträge , welche von

den Räthen des Bundes oder von den Kantonen an ihn

gelangen.

5) Er vollzieht die Bundesgeseße und Bundesbeſchlüſſe,

die Urtheile des Bundesgerichtes , sowie die Vergleiche oder

schiedsrichterlichen Sprüche über Streitigkeiten zwischen

Kantonen.

6) Er hat diejenigen Wahlen zu treffen, welche nicht

durch die Verfassung der Bundesversammlung und dem

Bundesgericht oder durch die Gesetzgebung einer andern

untergeordneten Behörde übertragen werden.

Er ernennt Kommissarien für Sendungen im Innern

und nach Außen.

7) Er prüft die Verträge der Kantone unter sich oder

mit dem Auslande und genehmigt dieselben , sofern sie

zuläßig sind (Art. 74, Nr. 5).

8) Er wahrt die Interessen der Eidgenossenschaft nach

Außen , wie namentlich ihre völkerrechtlichen Beziehungen,

und beſorgt die auswärtigen Angelegenheiten überhaupt.

9) Er wacht für die äußere Sicherheit , für die Be-

hauptung der Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz.

10) Er sorgt für die innere Sicherheit der Eidgenossen-

schaft, für Handhabung von Ruhe und Ordnung.

11) In Fällen von Dringlichkeit ist der Bundesrath

befugt , sofern die Räthe nicht verſammelt sind , die erfor-

derliche Truppenzahl aufzubieten und über solche zu ver-

fügen, unter Vorbehalt unverzüglicher Einberufung der

Bundesversammlung, sofern die aufgebotenen Truppen

zweitausend Mann übersteigen oder das Aufgebot länger

als drei Wochen dauert.
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12) Er beſorgt das eidgenöſſiſche Militärwesen und

alle Zweige der Verwaltung, welche dem Bunde angehören.

13) Er prüft die Geseze und Verordnungen der Kan-

tone, welche seiner Genehmigung bedürfen ; er überwacht

diejenigen Zweige der Kantonalverwaltung ; welche durch

den Bund seiner Aufsicht unterstellt sind, wie das Militär-

wesen, Zölle , Straßen und Brücken.

14) Er sorgt für die Verwaltung der Finanzen des

Bundes, für die Entwerfung des Voranschlages und die

Stellung der Rechnungen über die Einnahmen und Aus-

gaben des Bundes.

15) Er hat die Aufsicht über die Geschäftsführung aller

Beamten und Angestellten der eidgenöſſiſchen Verwaltung.

16) Er erstattet der Bundesversammlung jeweilen bej

ihrer ordentlichen Sigung Rechenschaft über seine Verrich-

tungen, sowie Bericht über den Zustand der Eidgenossen-

schaft im Innern sowohl als nach Außen , und wird ihrer

Aufmerksamkeit diejenigen Maßregeln empfehlen, welche er

zur Beförderung gemeinsamer Wohlfahrt für dienlich er-

achtet.

Er hat auch besondere Berichte zu erstatten , wenn die

Bundesversammlung oder eine Abtheilung derselben es

verlangt.

Art. 91. Die Geschäfte des Bundesrathes werden

nach Departementen unter die einzelnen Mitglieder ver-

theilt. Diese Eintheilung hat aber einzig zum Zweck, die

Prüfung und Besorgung der Geschäfte zu fördern ; der

jeweilige Entscheid geht von dem Bundesrathe als Be-

hörde aus.

Art. 92. Der Bundesrath und seine Departemente sind

befugt, für besondere Geschäfte Sachkundige beizuziehen.
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III. Bundeskanzlei.

Art. 93. Eine Bundeskanzlei , welcher ein Kanzler

vorsteht, besorgt die Kanzleigeschäfte bei der Bundesver-

ſammlung und beim Bundesrath.

Der Kanzler wird von der Bundesversammlung auf

die Dauer von drei Jahren jeweilen gleichzeitig mit dem

Bundesrath gewählt.

Die Bundeskanzlei steht unter der besondern Aufsicht

des Bundesrathes.

Die nähere Organiſation der Bundeskanzlei bleibt der

Bundesgesetzgebung vorbehalten.

IV. Bundesgericht.

Art. 94. Zur Ausübung der Rechtspflege, so weit

dieselbe in den Bereich des Bundes fällt , wird ein Bun-

desgericht aufgestellt.

Für Beurtheilung von Straffällen werden Schwurge-

richte (Jury) gebildet.

Art. 95. Das Bundesgericht beſteht aus eilf Mitglie-

dern nebst Ersagmännern , deren Anzahl durch die Bun

desgesetzgebung beſtimmt wird.

Art. 96. Die Mitglieder des Bundesgerichtes und die

Ersägmänner werden von der Bundesversammlung gewählt.

Ihre Amtsdauer ist drei Jahre. Nach der Gesammter-

neuerung des Nationalrathes findet auch eine Gesammt=

erneuerung des Bundesgerichtes statt.

Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen Stellen were

den bei der nächstfolgenden Sigung der Bundesversamm-

lung für den Rest der Amtsdauer wieder besegt.



Bundesverfassung. 31

Art. 97. In das Bundesgericht kann jeder Schweizer-

bürger ernennt werden, der in den Nationalrath wählbar ist.

Die Mitglieder des Bundesrathes und die von ihm

gewählten Beamten können nicht zugleich Mitglieder des

Bundesgerichtes ſein (Art. 97 der Bundesverfaſſung) .

Art. 98. Der Präsident und der Vizepräsident des

Bundesgerichtes werden von der Bundesversammlung aus

den Mitgliedern desselben jeweilen auf ein Jahr gewählt.

Art. 99. Die Mitglieder des Bundesgerichtes werden

aus der Bundeskaſſe durch Taggelder entschädigt.

Art. 100. Das Bundesgericht bestellt ſeine Kanzlei.

Art. 101. Das Bundesgericht urtheilt als Civil-

gericht:

1) über Streitigkeiten , welche nicht staatsrechtlicher

Natur sind :

a. zwischen Kantonen unter sich;

b. zwischen dem Bund und einem Kanton;

2) über Streitigkeiten zwischen dem Bund einerseits

und Korporationen oder Privaten anderseits , wenn diese

Korporationen oder Privaten Kläger sind und der Streit-

gegenstand von einem beträchtlichen durch die Bundesge-

sezgebung zu bestimmenden Werthe ist ;

3) über Streitigkeiten in Bezug auf Heimathlosigkeit.

In den unter Nr. 1, Litt. a und b bezeichneten Fällen

geschieht die Ueberweisung an das Bundesgericht durch

den Bundesrath. Wenn dieser die Frage , ob ein Gegen-

ſtand vor das Bundesgericht gehöre , verneinend beant-

wortet, so entscheidet hierüber die Bundesversammlung,

Art, 102, Das Bundesgericht ist verpflichtet, auch die

Beurtheilung anderer Fälle zu übernehmen , wenn dasselbe

von beiden Parteien angerufen wird und der Streitgegen-

stand von einem beträchtlichen, durch die Bundesgesetzgebung
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festzusehenden Werthe ist. Dabei fallen jedoch die Kosten

ausschließlich auf Rechnung der Parteien.

Art. 103. Die Mitwirkung des Bundesgerichtes bei

Beurtheilung von Straffällen wird durch die Bundesgesez-

gebung bestimmt, welche über Verſegung in Anklagezu-

ftand , über Bildung des Affisen- und Kaſſationsgerichts

das Nähere festsegen wird.

Art. 104. Das Aſsiſengericht, mit Zuziehung von Ge-

schwornen , welche über die Thatfrage abſprechen , urtheilt :

a. in Fällen , wo von einer Bundesbehörde die von

ihr ernannten Beamten zur strafrechtlichen Beurtheilung

überwiesen werden ;

b. über Fälle von Hochverrath gegen die Eidgenossen-

schaft, von Aufruhr und Gewaltthat gegen die Bundes-

behörden ;

c. über Verbrechen und Vergehen gegen das Völker-

recht;

d. über politiſche Verbrechen und Vergehen, die Ursache

oder Folge derjenigen Unruhen find, durch welche eine be-

waffnete eidgenössische Intervention veranlaßt worden ist.

Der Bundesversammlung steht das Recht zu, hinſicht-

lich solcher Verbrechen und Vergehen Amnestie oder Be-

gnadigung auszusprechen.

Art. 105. Das Bundesgericht urtheilt im Fernern

über Verlegung der durch die Bundesverfaſſung garan-

tirten Rechte, wenn hierauf bezüglicheKlagen von der Bun-

desversammlung an dasselbe gewiesen werden.

Art. 106. Es bleibt der Bundesgescßgebung über-

laſſen, außer den in den Art. 101, 104 und 105 bezeich-

neten Gegenständen auch noch andere Fälle in die Kom-

petenz des Bundesgerichtes zu legen.
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Art. 107. Die Bundesgesetzgebung wird das Nähere

bestimmen :

a. über Aufstellung eines Staatsanwaltes ;

b. über die Verbrechen und Vergehen , welche in die

Kompetenz des Bundesgerichtes fallen und über die Straf-

geseze, welche anzuwenden sind ;

c. über das Verfahren, welches mündlich und öffent-

lich sein soll;

d . über die Gerichtskosten.

V. Verschiedene Bestimmungen.

Art. 108. Alles, was sich auf den Siz der Bundes-

behörden bezieht, ist Gegenstand der Bundesgeſehgebung.

Art. 109. Die drei Hauptsprachen der Schweiz , die

deutsche, französische und italieniſche, find Nationalsprachen

des Bundes.

Art. 110. Die Beamten der Eidgenossenschaft ſind

für ihre Geschäftsführung verantwortlich. Ein Bundes-

gesez wird diese Verantwortlichkeit näher bestimmen.

Dritter Abschnitt.

Revision der Bundesverfassung.

Art. 111. Die Bundesverfassung kann jederzeit revi-

dirt werden.

Art. 112. Die Revision geschieht auf dem Wege der

Bundesgesetzgebung.

3
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Art. 113. Wenn eine Abtheilung der Bundesver-

sammlung die Revision beschließt und die andere nicht zu-

ſtimmt, oder wenn fünfzigtauſend ſtimmberechtigte Schweizer-

bürger die Revision der Bundesverfassung verlangen, so

muß im einen wie im andern Falle die Frage , ob eine

Revision stattfinden soll oder nicht , dem schweizerischen

Volke zur Abstimmung vorgelegt werden.

Sofern in einem dieser Fälle die Mehrheit der stim-

menden Schweizerbürger über die Frage sich bejahend aus-

spricht, so sind beide Räthe neu zu wählen , um die Re-

vision zur Hand zu nehmen.

Art. 114. Die revidirte Bundesverfaſſung tritt in Kraft,

wenn sie von der Mehrheit der stimmenden Schweizer-

bürger und von der Mehrheit der Kantone angenommen ist.

Uebergangsbestimmungen.

―

Art. 1. Ueber die Annahme gegenwärtiger Bundes-

verfassung haben sich die Kantone auf die durch die Kan-

tonalverfassungen vorgeschriebene, oder wo die Ver-

fassung hierüber keine Bestimmung enthält auf die

durch die oberste Behörde des betreffenden Kantons festzu-

segende Weise auszusprechen.

-

Art. 2. Die Ergebniſſe der Abstimmung sind dem

Vororte zu Handen der Tagsagung mitzutheilen , welche

entscheidet, ob die neue Bundesverfassung angenommen sei.

Art. 3. Wenn die Tagsagung die Bundesverfassung

als angenommen erklärt hat , so trifft sie unmittelbar zur

Einführung derselben die erforderlichen Bestimmungen.

Die Verrichtungen des eidgenössischen Kriegsrathes

und des Verwaltungsrathes für die eidgenössischen Kriegs-

fonds gehen auf den Bundesrath über.
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Art. 4. Die im Eingange und in Litt. c des Art. 6

der gegenwärtigen Bundesverfassung enthaltenen Beſtim-

mungen finden auf die schon in Kraft bestehenden Ver-

fassungen der Kantone keine Anwendung.

DiejenigenVorschriften der Kantonalverfaſſungen, welche

mit den übrigen Bestimmungen der Bundesverfassung im

Widerspruche stehen, sind vom Tage an, mit welchem dieſe

legtere als angenommen erklärt wird, aufgehoben.

Art. 5. Der Bezug der schweizerischen Grenzgebühren

dauert so lange fort, bis die Tarife der neu einzuführen-

den Grenzzölle ihre Vollziehung finden.

Art. 6. Die Beschlüsse der Tagsagung und dieKonkordate

bleiben bis zu ihrer Aufhebung oder Abänderung in Kraft,

so weit sie nicht dieser Bundesverfassung widersprechen.

Dagegen verlieren diejenigen Konkordate ihre Gültig-

keit, deren Inhalt als Gegenstand der Bundesgesetzgebung

erklärt wurde, und zwar von der Zeit an, in welcher die

leztere in's Leben tritt.

Art. 7. Sobald die Bundesversammlung und der

Bundesrath konstituirt sein werden , tritt der Bundesver-

trag vom 7. August 1815 außer Kraft.
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Beschluß der Tagfaßung,

betreffend

die feierliche Erklärung über die Annahme der

neuen Bundesverfassung der schweizerischen

Eidgenossenschaft.

Die eidgenössische Tagsagung,

Nach Prüfung der Verbalprozesse und der übrigen

Akten , welche in Betreff der Abstimmung über die Bun-

desverfaſſung der schweizerischen Eidgenossenschaft, wie die-

selbe aus den Berathungen der Tagsagung vom 15. Mai

bis und mit dem 27. Brachmonat 1848 hervorging,

aus sämmtlichen Kantonen an den Vorort eingesandt

worden sind ;

----

Erwägend , daß zufolge dieser amtlichen Mittheilungen

fich sämmtliche Kantone über die Annahme oder Verwer-

fung der erwähnten Bundesverfassung in der Weise aus-

gesprochen haben, wie solches im Art. 1 der ihr ange-

hängten Uebergangsbestimmungen ausdrücklich vorgeschrie-

ben erscheint;

Erwägend, daß aus der vorgenommenen genauen Prü-

fung sämmtlicher Verbalprozesse über die in allen Kanto-

nen stattgehabte Abstimmung hervorgeht , es sei die in

Frage liegende Bundesverfassung der schweizerischen Eid-

genossenschaft von fünfzehn ganzen Kantonen und einem

halben Kanton, welche zusammen eine Bevölkerung von

1,897,887 Seelen, also die überwiegende Mehrheit der

schweizerischen Bevölkerung und der Kantone repräsentiren,

angenommen worden ;

In Vollziehung des Art. 2 der erwähnten Uebergangs-

bestimmungen , kraft welchen der Tagsagung obliegt , nach
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Prüfung der Abstimmungsergebnisse zu entscheiden, ob die

neue Bundesverfassung angenommen sei , oder nicht ,

beschließt:

Art. 1. Die Bundesverfaſſung der schweizerischen Eid-

genossenschaft, wie solche aus den Berathungen der Tag=

sagung vom 15. Mai bis und mit dem 27. Brachmonat

1848 hervorgegangen und nach Maßgabe des Art. 1 der

ihr angehängten Uebergangsbestimmungen in sämmtlichen

Kantonen der Abstimmung unterstellt worden ist,

anmit feierlich angenommen und wird als Grundgeseß der

schweizerischen Eidgenossenschaft erklärt.

--
iſt

Art. 2. Gegenwärtige urkundliche Erklärung soll in

Verbindung mit der angenommenen Bundesverfassung in

urschriftlicher Fertigung in das eidgenössische Archiv nieder-

gelegt, überdieß in einer hinreichenden Anzahl von Erem-

plaren gedruckt und durch den Vorort sämmtlichen Kan-

tonsregierungen zu allgemeiner Bekanntmachung unver-

züglich mitgetheilt werden .

Art. 3. Die Tagsagung wird die zu Einführung der

Bundesverfassung erforderlichen Bestimmungen sofort von

sich aus treffen.

Also gegeben in Bern, den zwölften Herbstmonat des

Jahres achtzehn hundert vierzig und acht.

Die eidgenössische Tagsagung ;

Namens derselben ,

Der Präsident des Regierungsrathes des Kantons Bern,

als eidgenössischer Vorort ,

(L. S.)

Präsident der Tagsagung :

Alex. Funk.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Beschluß der Tagſagung

über die

Einführung der neuen Bundesverfassung.

Die eidgenössische Tagsagung,

Nach Ansicht und in Vollziehung des Art. 3 der Ueber-

gangsbestimmungen der Bundesverfaſſung der schweizerischen

Eidgenossenschaft, wie dieselbe aus den Berathungen der

Tagsagung vom 15. Mai bis und mit dem 27. Brach-

monat 1848 hervorgegangen und durch Schlußnahme der

gleichen Behörde vom 12. Herbstmonat laufenden Jahres

als durch die überwiegende Mehrheit sowohl der Kantone

als der schweizerischen Bevölkerung förmlich angenommen

erklärt worden ist;

Erwägend, daß es kraft und in Gemäßheit des ers

wähnten Art. 3 der Tagsagung obliegt, zur Einführung

der neuen Bundesverfassung , sobald sie dieselbe als an-

genommen erklärt hat , sofort und unmittelbar die erfor-

derlichen Bestimmungen zu treffen , -

beschließt, was folgt:

Art. 1. Nach Vorschrift des Art. 60 der Bundesver-

faſſung werden die Kantone eingeladen , die Mitglieder

des Nationalrathes sowohl , als diejenigen des Stände-

rathes zu wählen.
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Art. 2. In Folge der Bestimmungen des Art. 61

der Bundesverfassung hat in den Nationalrath zu

wählen :

Der Kanton

Zürich

Bern

Luzern

•

Auf Einwohner. Mitgl.

231,576 12

407,913 20

124,521 6

Uri .

Schwyz

13,519 1

• · 40,650 2

ob d. Wald 12,368

Unterwaldenterwa

nið d. Wald 10,203 )

22,571 1
2

Glarus . 29,348 1

3ug

Freiburg

15,322 1

91,145 5

Solothurn 63,196 3

Basel

{

Stadt 24,321

65,424 1

Land 41,103 122

3

Schaffhausen 32,582 2

Außer-Rhoden 41,080

Appenzell

Inner-Rhode
n

9,796
50,87650,8762

3

St. Gallen 158,853
8

Graubünden 84,506 4

Aargau 182,755 9

Thurgau 84,124 4

Tessin · 113,923 6

Waadt 183,582 9

Wallis 76,590

Neuenburg

Genf .

58,616

4
3

58,666 3

2,190,258
111 )
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Art. 3. In den Ständerath, der aus 44 Abge-

ordneten besteht, wählt nach Art. 69 der Bundesverfassung :

Der Kanton
Mitgl.

Zürich

Bern

Luzern

Uri

•

+

Schwyz

Unterwalden

2

2
2
2
~

2

ob dem Wald 1

2

nid dem Wald 1

Glarus

Zug •

Freiburg

Solothurn

Stadt 1
Basel= {

Land 1

Schaffhausen

Appenzell

·

2

2
2
2

2

2

2

Außer-Rhoden 1

2

2•

Inner-Rhoden 1

Graubünden .

St. Gallen

Aargau

Thurgau

Tessin

Waadt

Wallis

Neuenburg

Genf

2
2
22

2

2

2

2

2

2

2

44

Art. 4. Jedem Kanton bleibt für dieß Mal überlassen,

einen oder mehrere Wahlkreise zu bilden, in welchen die ihm

zufallenden Mitglieder des Nationalrathes gewählt werden.
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Art. 5. Für die Wahlen in den Nationalrath, welche

direkte Volkswahlen sein sollen, gelten in Bezug auf Stimm-

berechtigung , Wahlfähigkeit, Amtsdauer u. s. w. die in den

Art. 62, 63, 64, 65 und 66 enthaltenen Bestimmungen der

Bundesverfassung.

Art. 6. Die Wahlen der Mitglieder in den National-

und Ständerath sind in allen Kantonen sofort vorzunehmen.

Art. 7. Jedem gewählten Mitgliede des Nationalrathes

ist ein von der betreffenden Kantonalbehörde unterzeichneter

Wahlakt auszustellen , den der Gewählte vor der Kon-

stituírung der Behörde zum Zweck der Erwahrung der

Wahlaften abzugeben hat.

Art. 8. Die Kantonsregierungen haben gleich nach

den erfolgten Wahlen dem Vororte zu Handen des National-

rathes sowohl als des Ständerathes die Namen der Ge=

wählten mitzutheilen.

Art. 9. Die Eröffnung beider Räthe findet Montags

den 6. November laufenden Jahres in Bern statt. Die

Abgeordneten beider Räthe haben sich am genannten Tag

ohne weitere Einladung daselbst einzufinden. Morgens

9 Uhr wird der Eröffnung vorgängig ein feierlicher Gottes-

dienst für die Mitglieder beider Konfessionen stattfinden,

wofür der Vorort die geeigneten Anordnungen zu treffen hat.

Art. 10. Unter Leitung je des ältesten Mitgliedes

werden in beiden Räthen zuerst die erforderlichen Stimmen-

zähler ernannt und die Wahlakten der Mitglieder erwahrt.

Alsdann wird jeder der beiden Räthe mittelst geheimen und

abſoluten Mehrs den Präsidenten und Vizepräsidenten aus

seiner Mitte wählen. (Art. 67 u. 71 der Bundesverfassung).

Art. 11. Der Vorort wird für das Sigungslokal und

die Bedienung des Nationalrathes und des Ständerathes

provisorisch sorgen.
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Art. 12. Für jedes Mitglied des Nationalrathes wird,

bis spätere Bundesbeschlüsse die dießfällige Entschädigung

bestimmt haben werden , ein Taggeld von 8 Schweizer-

franken festgesezt. Für die Hinreise in die Bundesstadt,

sowie für die Rückreise wird überdieß jedem Mitgliede das

im Verhältniß zu seinen Reisestunden stehende Postgeld

vergütet.

Art. 13. Sowohl die Tagſagung als der Vorort, nebst

den ihnen untergeordneten Behörden und Beamten, bleiben

so lange in ihren Kompetenzen, bis die Bundesversammlung

konſtituirt und der Bundesrath gewählt sein wird.

Art. 14. Gegenwärtiger Beschluß ſoll in einer hin-

reichenden Anzahl von Eremplaren gedruckt und durch den

Vorort sämmtlichen Kantonsregierungen zur Bekannt-

machung und Vollziehung mitgetheilt werden.

Also gegeben zu Bern , den 14. Herbstmonat 1848.

Die eidgenössische Tagsagung ;

Namens derselben ,

Der Präsident des Regierungsrathes des Kantons Bern,

als eidgenössischer Vorort,

(L. S.)

Präsident der Tagsagung :

Alex. Funk.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

• Schieß.
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Provisorische Beschlüsse

des

National- und Ständerathes , betreffend die Zu-

Lassungsfähigkeit von Ersagmännern in den

beiden Räthen.

Vom 10. Wintermonat.

Der Nationalrath,

in Erwägung , daß die Wahl von Ersagmännern für

die Mitglieder des schweizerischen Nationalrathes nach dem

Inhalt der Bundesverfaſſung unzulässig ist ,

beschließt :

Es sind die im Kanton Wallis getroffenen Wahlen

von solchen Ersagmännern als nicht geschehen zu betrachten.

Vom 9. Wintermonat.

Der schweizerische Ständerath

beschließt:

In Erwartung, daß über die Frage der Zuläßigkeit

von Ersagmännern im Ständerath definitiv entschieden

werden wird , sollen für einstweilen keine Ersagmänner

von Mitgliedern des Ständerathes zum Size in dieſer

Behörde zugelassen werden.
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Provisorisches Regulativ

in Betreff der vom National- und Ständerath

gemeinsam vorzunehmenden Wahlen , vom

15. Wintermonat 1848.

Die schweizerische Bundesversammlung,

betreffend das Regulativ , nach welchem die kraft

Art. 74, Nr. 3, und Art. 80 der Bundesverfassung von

dem National- und Ständerathe gemeinsam vorzunehmen-

den Wahlen stattfinden sollen,

beschließt:

1) Das vom Nationalrathe provisorisch angenommene

Geschäftsreglement *) ist auch für die Vornahme der den

beiden Räthen in gemeinschaftlicher Versammlung zuge=

schiedenen Wahlen in Anwendung zu bringen.

*) Die hierhin einschlagenden Artikel dieses Reglementes find :

Art. 4. Bei der geheimen Wahl des Präsidenten und des

Vizepräsidenten werden Stimmzeddel vertheilt , ihre Zahl zu Pro-

tokoll erklärt , nachher eingesammelt, gezählt und die Anzahl der

eingesammelten eröffnet. Finden sich mehr Stimmzeddel als die

zu Protokoll gegebene Zahl der ausgetheilten , so ist die Verhand-

lung ungültig und muß von vorne begonnen werden , erſcheinen

hingegen weniger oder gleichviel Stimmzeddel eingereicht , so wird

die Verhandlung fortgesetzt.

Art. 5. Erst nach dem zweiten Wahlgang, wenn kein ſchließ-

liches Ergebniß vorhanden ist , fallen der oder die Kandidaten aus

der Wahl, welche die wenigsten Stimmen auf sich vereinigt haben,

und zwar in gleicher Zahl, wenn ihrer mehrere sind . Würde aber

ein Kandidat das relative Mehr, alle übrigen dagegen die gleiche

Stimmenzahl erhalten haben , so ist durch eine eigene Stimm-

gebung auszumitteln, welcher von den leßtern aus der Wahl fällt.
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2) Ist die Anzahl der in die Wahl Gekommenen bis

auf zwei Individuen heruntergebracht nnd resultirt auch

bei der nunmehr zwischen ihnen allein ergehenden erſten

Wahl aus der Ursache keine absolute Mehrheit , weil

während dieser Wahl eine oder mehrere Stimmen ver-

worfen oder leere Zedel eingelegt wurden , so wird über

fie eine zweite Wahl vorgenommen , und ergibt sich aus

dieser der gleiche Fall wie zuvor, so ist dannzumal die

absolute Mehrheit nur nach der vorhandenen Gesammtzahl

der beschriebenen und gültigen eingelegten Stimmzedel zu

berechnen.

Dekret

der Bundesversammlung , vom 15. Wintermonat

1848, betreffend den von den obersten Bundes-

behörden zu leistenden Amtseid.

Die schweizerische Bundesversammlung

beschließt:

1) Für die obersten Bundesbehörden , als : für die

Mitglieder des Nationalrathes , des Ständerathes , des

Die Stimmzeddel werden alsdann denjenigen Kandidaten ´mit

Namen bezeichnen, der aus der Wahl fallen foll.

Art. 6. Vertheilen sich in zwei aufeinanderfolgenden Skruti-

nien die Stimmen gleichmäßig auf mehr als zwei Kandidaten, so

wird das Loos denjenigen bezeichnen, der aus der Wahl fallen soll.

Art. 7. Bleiben nur zwei Kandidaten in der Wahl und er-

halten sie in zwei aufeinanderfolgenden Skrutinien die gleiche

Stimmenzahl, so wird nach dem zweiten Skrutinium das Loos

entscheiden , welcher von beiden gewählt sein soll.
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Bundesrathes, des Bundesgerichtes und für den Kanzler

der Eidgenossenschaft wird nur ein und derselbe Eid vor-

geschrieben :

2) Die daherige Eidesformel lautet wie folgt :

„Ich schwöre vor Gott, dem Allmächtigen, die Ver-

fassung und Geseze des Bundes treu und wahr zu halten,

,,die Einheit, Kraft und Ehre der schweizerischen Nation

„zu wahren , die Unabhängigkeit des Vaterlandes , die

Freiheit und die Rechte des Volks und seiner Bürger

„zu schügen, und zu ſchirmen , und überhaupt alle mir

„übertragenen Pflichten gewissenhaft zu erfüllen, so wahr

,,mir Gott helfe !"

Dekret

der Bundesversammlung , betreffend den Gehalt der

Mitglieder des Bundesrathes und des Kanzlers

der Eidgenossenschaft, vom 15. Wintermonat 1848.

Die schweizerische Bundesversammlung

beschließt:

1) Der Jahresgehalt eines Mitgliedes des Bundes-

rathes ist auf fünftauſend Schweizerfranken und derjenige

des Präsidenten aufſechstausend Schweizerfranken festgesezt.

Die Repräsentationskosten werden jährlich im Büdget

bestimmt.

2) Der Kanzler der Eidgenossenschaft erhält einen

Jahresgehalt von viertauſend Schweizerfranken, nebst freier

Wohnung.
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Beschluß

der Bundesversammlung , betreffend die Leistungen

des Bundesortes und die Art der Bezeichnung

desselben, vom 27. Wintermonat 1848.

Die schweizerische Bundesversammlung

beschließt:

1) Der Ort, an welchem die Bundesversammlung und

der Bundesrath ihre Sizungen halten , hat dem Bunde

die erforderlichen Räumlichkeiten für die Bundesverſamm-

lung , für den Bundesrath und seine Departemente , für

Kommissionen, für die Bundeskanzlei , für die Büreaur

der am Bundessig zentralisirten Verwaltungszweige , für

das eidgenössische Archiv , für die Münzstätte , sowie eine

Wohnung für den Kanzler und seinen Stellvertreter, un-

entgeldlich zur Verfügung zu stellen und zu unterhalten.

Derselbe hat auch die innere Einrichtung und Ausstattung

(Möblirung) der für die Versammlung der Räthe be- .

stimmten Räume zu übernehmen.

2) Der Ort, an welchem das Bundesgericht seine

Sigungen hält, hat die Räumlichkeiten für die Versamm-

lung des Bundesgerichtes und der Kommissionen , für die

Kanzlei und das Archiv unentgeldlich zur Verfügung zu

ſtellen, gehörig einzurichten und zu unterhalten.

3) Die nach Art. 1 und 2 erforderlichen Anordnungen

unterliegen der Genehmigung des Bundesrathes. Ein be-
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sonderes Gesez wird die politischen und polizeilichen Ga-

rantien bezeichnen , welche der Kanton , in welchem die

Bundesstadt sich befinden wird , zu leisten hat.

Der Bundesrath wird der Bundesversammlung bei

ihrem nächsten Zusammentritte den Entwurf eines solchen

Gesezes vorlegen.

4) Die Bezeichnung des Bundesfiges und des Ver-

sammlungsortes für das Bundesgericht wird von beiden

Räthen abgesondert und in offener Abstimmung vorge=

nommen , wobei die absolute Mehrheit entscheidet.

5) Die zuständigen Behörden der Kantone oder Städte,

in welche der Sig der Bundesbehörden verlegt werden

wird , haben binnen Monatsfrist an den Bundesrath die

Erklärung abzugeben , ob sie die ihnen durch das Geset

auferlegten Verbindlichkeiten übernehmen wollen.

Bezeichnung des Bundesfißes.

Nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen in

Bezug auf die Leistungen und die Art und Weise der Be-

zeichnung des Bundessizes sind die beiden Räthe am

28.November 1848 zur daherigen Verhandlung geschritten

und es ist in offener Abstimmung mit Namensaufruf,

vom National- und Ständerath , die Stadt Bern als

Bundessiz (s. oben Art. 1 ) bezeichnet worden.
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Bundesgeset

über

die Organisation und den Geschäftsgang des

Bundesrathes.

(Erlaffen den 16. Mai 1849.)

Die
Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

um die Organisation und den Geschäftsgang des

Bundesrathes nach Maßgabe der Bundesverfaſſung vom

12. Herbstmonat 1848 zu ordnen und weiter zu entwickeln,

nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrathes ;

beschließt:

Erster Abschnitt. Organiſation des Bundes-

rathes.

Art. 1. Der Bundesrath ist die oberste vollziehende

und leitende Behörde der Eidgenossenschaft. Er besteht

aus sieben Mitgliedern , welche von der Bundesversamm-

lung aus allen in den Nationalrath wählbaren Schweizer-

bürgern auf eine Amtsdauer von je drei Jahren erwählt

werden und von denen nicht mehr als ein Mitglied dem

nämlichen Kantone angehören darf. Nach jeder Geſammt-

erneuerung des Nationalrathes findet auch eine Gesammt=

erneuerung des Bundesrathes statt.

Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen Stellen

werden bei der nächsten Sigung der
Bundesversammlung

4
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für den Rest der Amtsdauer wieder beseßt (Art. 83 u. ff.

der Bundesverfassung) .

Art. 2. Die Mitglieder des Bundesrathes und der

Kanzler der Eidgenossenschaft üben ihr politisches Bürger-

recht in demjenigen Kanton aus , in welchem sie verbürgert

find. Besigen dieselben in mehreren Kantonen das Bür-

gerrecht, so sind sie mit Beziehung auf Art. 84 der Bun-

desverfassung als demjenigen Kanton angehörig zu be-

trachten, in welchem sie zur Zeit der Wahl ihren Wohn-

fig hatten , und in Ermanglung des Wohnsiges in einem

dieser Kantone, als demjenigen angehörig , in welchem

das Bürgerrecht das ältere ist.

Art. 3. Blutsverwandte oder Verschwägerte in auf-

und absteigender Linie unbedingt , und in der Seitenlinie

bis und mit dem Grade von Geschwisterkindern , so wie

Ehemänner von Schwestern , können nicht gleichzeitig

Mitglieder des Bundesrathes sein.

Ein solches Verwandtschaftsverhältniß darf auch nicht

zwischen einem Mitgliede des Bundesrathes und dem

Kanzler, dessen Stellvertreter , dem Archivar , dem Regi-

strator , noch zwischen einem Mitgliede des Bundesrathes

und dessen Departementssekretär oder den seinem Depar-

temente unterstellten obersten Bundesbeamten bestehen.

Der Bundesrath darf überhaupt nicht Personen , welche

mit einem seiner Mitglieder in eben bezeichnetem Ver-

wandtschaftsverhältnisse stehen , zu Departementssekretären

oder obersten Bundesbeamten erwählen.

Ein Mitglied des Bundesrathes oder ein oberster

Beamter, welcher durch Eingehung einer Ehe in ein un-

zuläßiges Verwandtschaftsverhältniß tritt, hat auf seine

Stelle zu verzichten.
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Ein besonderes Gesetz wird die Beamten bezeichnen,

auf welche obige Bestimmungen anzuwenden find. Bis

zum Erscheinen desselben wird diese Bezeichnung vom

Bundesrathe ausgehen.

Art. 4. Kein Mitglied des Bundesrathes darf eine

andere Beamtung , sei es im Dienste der Eidgenossenschaft,

sei es in einem Kantone, bekleiden, noch irgend einen

andern Beruf oder Gewerbe betreiben (Art. 85 der Bun-

desverfassung) oder durch andere Personen betreiben laſſen.

Art. 5. Der Amtsſiß des Bundesrathes , ſeiner De-

partemente und Kanzleien ist in Bern.

Die im Artikel 3 erwähnten Beamten haben in Bern

zu wohnen.

Art. 6. Den Vorsiz im Bundesrath führt der Bun-

despräsident, welcher, sowie auch der Vizepräsident, von

den vereinigten Räthen aus den Mitgliedern desselben

für die Dauer eines Jahres gewählt wird.

Der abtretende Präsident ist für das nächstfolgende

Jahr weder als Präsident noch als Vicepräsident wählbar.

Das gleiche Mitglied kann nicht während zwei unmittel-

bar aufeinanderfolgenden Jahren die Stelle eines Vice-

präsidenten bekleiden. (Art. 86 der Bundesverfassung.)

Art. 7. In Abwesenheit des Bundespräsidenten führt

der Vicepräsident, und im Falle der Verhinderung des-

selben das nächstfolgende Mitglied , das Präsidium des

Bundesrathes.

Durch Ersagwahlen eingetretene Mitglieder folgen in

der Rangordnung den früher gewählten Mitgliedern und

fie treten nur bezüglich der Amtsdauer an die Stelle ihrer

Vorgänger.
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Art. 8. Den Sigungen des Bundesrathes wohnt der

Kanzler der Eidgenossenschaft mit einem Sekretär bei.

Der Kanzler hat die beschloffenen Schreiben und Aus-

fertigungen zu verfassen und der Sekretär das Protokoll

zu führen.

Art. 9. Der Bundesrath ist bevollmächtigt , inner

den Schranken des Besoldungsgeſeges und des jeweiligen

Voranschlages den Departementen die erforderliche Anzahl

von Sekretären und Kopiſten zu bewilligen.

Art. 10. Zur Bedienung des Bundesrathes und der

Departemente wird die erforderliche Anzahl von Weibeln

und Abwärtern angestellt.

Art. 11. Die sämmtlichen Angestellten und Bedien-

ſteten , mit Ausnahme derjenigen Beamten , deren Wahl

nach Art. 74, Ziffer 3, der Bundesverfassung , der Bun-

desversammlung zusteht , werden nach vorheriger öffent

licher Ausschreibung vom Bundesrathe gewählt.

Bei diesen Wahlen ist jedes Mitglied des Bundes-

rathes zu Wahlvorschlägen berechtigt.

Zweiter Abschnitt. Allgemeine Befugniſſe

und Verrichtungen des Bundesrathes.

Art. 12. Der Bundesrath hat innerhalb der Schran-

ken der Bundesverfaſſung und nach Maßgabe der Bundes-

gesege und Bundesbeschlüsse vorzüglich folgende Befugniſſe

und Obliegenheiten :

1) Er leitet die eidgenössischen Angelegenheiten , gemäß

der Bundesgefeße und Bundesbeſchlüſſe.

2) Er hat für Beobachtung der Verfaſſung , der Ge=

sege und Beschlüsse des Bundes , sowie der Vorschriften

eidgenössischer Konkordate zu wachen; er trifft zur Hand-
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habung derselben von sich aus oder auf eingegangene

Beschwerde die erforderlichen Verfügungen.

3) Er wacht für die Garantie der Kantonalverfas-

fungen.

4) Er schlägt der Bundesversammlung Geseze und

Beschlüsse vor und begutachtet die Anträge, welche von

den Räthen des Bundes oder von den Kantonen an ihn

gelangen.

5) Er vollzieht die Bundesgeseße und Bundesbeſchlüſſe,

die Urtheile des Bundesgerichtes , sowie die Vergleiche

oder schiedsrichterlichen Sprüche über Streitigkeiten zwi-

schen Kantonen.

6) Er hat diejenigen Wahlen zu treffen , welche nicht

durch die Verfassung der Bundesversammlung und dem

Bundesgericht oder durch die Gefeßgebung einer andern

untergeordneten Behörde übertragen werden.

Er ernennt Kommiſſarien für Sendungen im Innern

und nach Außen.

Er bestimmt die Besoldungen oder Entschädigungen

aller dieser Sachverständigen , Beamten oder Kommiſſarien,

soweit dieselben nicht geseglich geregelt sind.

7) Er prüft die Verträge der Kantone unter sich oder

mit dem Auslande und genehmigt dieselben , sofern sie

zuläßig sind (Art. 74, Ziffer 5, der Bundesverfassung) .

8) Er wahrt die Interessen der Eidgenossenschaft nach

Außen , wie namentlich ihre völkerrechtlichen Beziehungen,

und besorgt die auswärtigen Angelegenheiten überhaupt.

9) Er wacht für die äußere Sicherheit, für die Be-

hauptung der Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz.

10) Er sorgt für die innere Sicherheit der Eidgenos-

senschaft, für Handhabung von Ruhe und Ordnung.
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11) In Fällen von Dringlichkeit ist der Bundesrath

befugt, sofern die Räthe nicht versammelt sind , die ers

forderliche Truppenzahl aufzubieten und über solche zu

verfügen, unter Vorbehalt unverzüglicher Einberufung

der Bundesversammlung , sofern die aufgebotenen Truppen

zweitausend Mann übersteigen , oder das Aufgebot länger

als drei Wochen dauert.

12) Er besorgt das eidgenössische Militärwesen und

alle Zweige der Verwaltung , welche dem Bunde ange-

hören.

13) Er prüft die Gefeße und Verordnungen der Kan-

tone, welche seiner Genehmigung bedürfen ; er überwacht

diejenigen Zweige der Kantonalverwaltung , welche durch

den Bund seiner Aufsicht unterstellt sind , wie das Militär-

wesen , Zölle , Straßen und Brücken.

14) Er ſorgt für die Verwaltung der Finanzen des

Bundes, für die Entwerfung des Voranschlages und die

Stellung der Rechnungen über die Einnahmen und Aus-

gaben des Bundes.

Dringliche Ausgaben vorbehalten , soll das Büdget

nie überschritten , sondern in den erforderlichen Fällen bei

der ersten Versammlung des National- und Ständerathes

der nöthige weitere Kredit beantragt werden.

15) Er hat die Aufsicht über die Geschäftsführung

aller Beamten und Angestellten der eidgenössischen Ver-

waltung.

16) Er erstattet der Bundesversammlung jeweilen bei

ihrer ordentlichen Sigung Rechenschaft , sowie Bericht über

ſeine Verrichtungen , über den Zustand der Eidgenoſſen-

schaft im Innern sowohl als nach Außen, und wird ihrer

Aufmerksamkeit diejenigen Maßregeln empfehlen, welche



über die Organisation u. d. Geſchäftsgang d. Bundesrathes. 55

er zur Beförderung gemeinsamer Wohlfahrt für zweck=

dienlich erachtet.

Er hat auch besondere Berichte zu erstatten , wenn die

Bundesversammlung oder eine Abtheilung derselben es

verlangt (Art. 90 der Bundesverfaſſung).

Art. 13. Der Präsident eröffnet alle an den Bundes-

rath gelangenden Eingaben , überweist dieselben an die

betreffenden Departemente oder legt sie dem Bundesrathe

vor und sorgt für deren beförderliche Erledigung.

Der Präsident legt jeweilen in der nächstfolgenden

Sigung dem Bundesrathe ein von dem Kanzler gefertigtes

Verzeichniß aller Ueberweisungen vor.

Er hat das Recht , bei gleichgetheilten Stimmen zu

entscheiden , und bei Wahlen wie ein anderes Mitglied

des Bundesrathes seine Stimme abzugeben.

Art. 14. Um gültig verhandeln zu können , müſſen

wenigstens vier Mitglieder des Bundesrathes anwesend

sein (Art. 88 der Bundesverfassung) .

Art. 15. Bei allen Schlußnahmen entscheidet die ab-

solute Mehrheit der Anwesenden ; zur Zurücknahme eines

gefaßten Beschlusses aber wird eine Mehrheit von wenig-

stens vier Stimmen erfordert.

Art. 16. Kein Mitglied soll ohne Entschuldigung eine

Sigung des Bundesrathes versäumen. Urlaub für die

Dauer einer Woche kann das Präsidium ertheilen , für

einen längern Urlaub ist die Zustimmung des Bundes-

rathes selbst erforderlich.

Art. 17. Ueber alle Verhandlungsgegenstände , mit

Ausnahme der Wahlen , findet offene Abstimmung statt.

Die Wahlen hingegen geschehen in der Regel durch ge=

heime Stimmgebung.
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In dem Sigungsprotokoll sollen die anwesenden wie

die abwesenden Mitglieder des Bundesrathes verzeichnet

werden.

Jedes Mitglied ist berechtigt, zu Protokoll zu erklären,

daß es einem von dem Bundesrathe gefaßten Beschluffe

nicht, wohl aber einem andern , sachbezüglich gestellten

Antrage zugestimmt habe.

――

Art. 18. Bei Behandlungen , an welchen ein Mit-

glied selbst , oder ein mit demselben Verwandter nach

Maßgabe der im Art. 3 enthaltenen Beschränkungen ,

persönliches Interesse hat, ist das betreffende Mitglied

zum Austritte verpflichtet.

Art. 19. Alle vom Bundesrathe ausgehenden Erlasse

werden , im Namen der Behörde, von dem Bundesprä-

sidenten und dem Kanzler, oder deren funktionirenden

Stellvertretern unterzeichnet.

Dritter Abschnitt. Besondere Geschäfts:

eintheilung.

1) Organisation der Departemente.

a) Allgemeine Vorschriften.

Art. 20. Die Geschäfte und Verwaltungszweige des

Bundesrathes , welche besonderer Aufsicht , Vorberathung

oder untergeordneter Verfügungen bedürfen , werden den

Departementen zugewiesen. Legtere sind befugt , mit

schweizerischen Regierungen und deren Beamtungen , sowie

mit eidgenössischen Beamten in unmittelbaren Verkehr zu

treten , soweit dieſes zur Behandlung ihrer Geſchäfte er-

forderlich ist. Alle Entscheide gehen jedoch vom Bundes-

rathe als Behörde ſelbſt aus.
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Art. 21. Streitige Kompetenzfragen zwischen den

Departementen entscheidet der Bundesrath. Kommen Ge-

schäfte vor, welche in den Bereich mehrerer Departemente

einschlagen, so werden alle zum Berichte aufgefordert,

und der Bundesrath bezeichnet das Departement, welches

den Hauptbericht erstatten soll.

b) Geschäfte der Departemente.

Art. 22. Zur Vorberathung und theilweisen Erledi=

gung der Geschäfte, soweit legteres besonders beſtimmt

wird , theilt sich der Bundesrath in sieben Departemente.

1) Das politische Departement.

2) Das Departement des Innern.

3) Das Justiz- und Polizeidepartement.

4) Das Militärdepartement.

5) Das Finanzdepartement.

6) Das Handels- und Zolldepartement.

7) Das Post- und Baudepartement.

Der Bundesrath nimmt alljährlich die Vertheilung der

Departemente vor und jedes Mitglied ist gehalten , eines

derselben zu übernehmen.

Für die Fälle von Abwesenheit und Verhinderung wird

jedem Departementsvorsteher ein Stellvertreter bezeichnet.

Art. 23. Dem politischen Departement liegt

die Vorberathung und Beſorgung folgender Geschäfte ob :

1) Der Verkehr mit auswärtigen Staaten und deren

Stellvertretern , die Abschließung von Staatsverträgen

aller Art, wobei inzwischen bezüglich auf deren Inhalt die

Mitwirkung der andern Departemente , in deren Geschäfts-

kreis fie der Sache selbst nach gehören , vorbehalten ist.

2) Der Verkehr mit den Geschäftsträgern und Kon-

suln der Schweiz im Auslande.
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3) Die Vermittlung des amtlichen Verkehrs zwischen

Kantonen und auswärtigen Staatsregierungen oder deren

Stellvertretern..
7

4) Prüfung derjenigen Verträge, welche die Kantone

von sich aus mit ausländischen Behörden abzuschließen

befugt find.

5) Wahrung der Unabhängigkeit , Neutralität und

Sicherheit der Eidgenossenschaft gegen Außen im Allge=

meinen, sowie der völkerrechtlichen Verhältnisse im Be-

fondern.

6) Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung

im Innern.

7) Ueberwachung und Regulirung der Grenzverhält-

nisse zu dem Auslande.

Art. 24. Dem Departement des Innern liegt

die Vorberathung und Besorgung folgender Geschäfte ob :

1) Die Geseze, Verordnungen und Beſchlüſſe über

die Organisation und den Geschäftsgang der Bundesbe-

hörden.

2) Ueberwachung der Bundeskanzlei und der Archive.

3) Die Grenz- und Gebietsverhältnisse der Kantone

unter sich.

4) Die eidgenössische Univerſität und die polytechnische

Schule.

5) Die freie Ausübung des Gottesdienstes der aner-

kannten christlichen Konfeſſionen und die Handhabung der

öffentlichen Ordnung und des Friedens unter den Kon-

fessionen.

6) Das Maß- und Gewichtswesen.

7) Die Gesundheitspolizei bei gemeingefährlichen

Seuchen.

8) Statistik der Schweiz.
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Art. 25. Dem Justiz- und Polizeidepartement

liegt die Vorberathung und Besorgung folgender Ge-

schäfte ob:

1) Die Ueberwachung der allseitigen genauen Erfüllung

der Bundesverfassung und der Bundesgeseße im Allge-

meinen, soweit dieselbe nicht andern Departementen über-

tragen ist.

2) Prüfung der Verträge zwischen den Kantonen.

3) Verfügungen bezüglich der Handhabung der bun-

desmäßigen Rechte des Volkes und der Bürger , wie der

Behörden.

4) Die polizeilichen Geschäfte für das eidgenössische

Gerichtswesen , soweit sie dem Bundesrathe zustehen.

5) Die Vollziehung bundesgerichtlicher Urtheile , der

Vergleiche und schiedsrichterlichen Sprüche.

6) Die Prüfung von Kompetenzstreitigkeiten der Kan-

tone mit den Bundesbehörden oder unter sich, sowie von

Konflikten unter den Bundesbehörden selbst , von Strei-

tigkeiten unter den Kantonen über Erfüllung von straf-

polizeilichen und zivilrechtlichen Konkordaten , von Anftän-

den bei der verlangten Vollziehung rechtskräftiger Zivil-

urtheile, sowie bei Arrestanlegungen.

7) Die Besorgung der eigentlichen polizeilichen Ge-

schäfte bezüglich des Niederlassungswesens , des Vereins-

rechtes , der Presse , der Heimathlosen , der Fremden.

8) Die Handhabung der Polizei , soweit sie in der

Berechtigung des Bundes liegt.

Art. 26. Dem Militärdepartemente liegt die

Vorberathung und Besorgung folgender Geschäfte ob :

1) Die Organiſation des Wehrwesens überhaupt.

2) DieAnordnung und Beaufsichtigung des dem Bunde

obliegenden militärischen Unterrichts.
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3) Die Ueberwachung der den Kantonen obliegenden

militärischen Pflichten und Leistungen gegen den Bund,

sowie der Kantonalgeſeggebung über das Wehrweſen.

: 4) Die Fürsorge für Vervollkommnung des Wehr-

wesens und der Vertheidigungsmittel.

5) Anschaffung , Aufbewahrung und Unterhaltung des

vom Bunde anzuschaffenden Kriegsmaterials.

6) Herstellung, Beaufsichtigung und Unterhaltung der

eidgenössischen Befestigungswerke.

7) Die topographischen Arbeiten der Eidgenossenschaft,

sowie der Kantone , soweit dieſe dem Bunde zur Aus-

führung oder zur Beaufsichtigung zustehen, nebst dem

Stich der Karte der Eidgenossenschaft.

8) Wahlvorschläge in den eidgenössischen Stab.

Art. 27. Dem Finanzdepartement liegt die

Vorberathung und Besorgung folgender Geschäfte ob:

1) Die organischen Bestimmungen über die Form der

Finanz- und Kaſſaverwaltungen.

2) Die Verwaltung der eidgenössischen Fonds , sowie

die Vorkehren für Darleihen und deren Ueberwachung.

3) Die Aufsicht über die Staatskasse und das ge=

sammte Rechnungswesen der Eidgenossenschaft.

4) Das Münzweſen.

5) Die Pulververwaltung und die Zündkapselfabri-

fation.

6) Die Maßnahmen , betreffend die Bestimmung der

Geldſkala und allfälliger Beiträge der Kantone an die

Ausgaben der Eidgenossenschaft.

7) Die Ausfertigung des jährlichen Voranschlages

und der Bundesrechnung.
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Art. 28. Dem Departement des Handels-

und 3ollwesens liegt die Vorberathung und Besorgung

folgender Geschäfte ob :

1) Beförderung des Handels- und Gewerbsweſens im

Allgemeinen , wozu der Verkehr mit den Handelskonſuln ,

soweit derselbe sich auf den Handel bezieht, gehört.

2) Handhabung des freien Verkehrs im Innern der

Schweiz.

3) Handels- und Zollverträge mit dem Auslande.

4) Regulirung des Zollweſens. Ausmittlung der Ent-

schädigungssummen an die Kantone für daherige Berech-

tigungen , welche vom Bunde übernommen werden.

5) Ueberwachung der den Kantonen zum Fortbezug

überlassenen Gebühren.

6) Bezug der Grenzzollgebühren und Stellung gehö-

riger Ausweise.

7) Uebersichtliche Ausmittlung desHandels der Schweiz.

8) Beaufsichtigung des Bezuges der den Kantonen

bewilligten Verbrauchssteuern.

Art. 29. Dem Post- und Baudepartement

liegt die Vorberathung und Besorgung folgender Ge=

schäfte ob:

a. Im Postwesen :

1) Die Organisation der gesammten Poftverwaltung.

2) Die Leitung und Ueberwachung des Postdienstes in

allen seinen Zweigen.

3) Die Abschließung von Fahr- und Lieferungsver-

trägen aller Art.

4) Die Anschaffung und der Unterhalt des erforder-

lichen Postmaterials.

5) Die Vorbereitung von Postverträgen mit dem Aus-

lande und daherige Unterhandlungen.
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6) Die Ausmittlung der Entschädigungen an die Kan-

tone und an Privaten für Abtretung des Postwesens an

den Bund.

b. Im Bauwesen.

1) Die Oberaufsicht über die Straßen und Bauten ,

soweit sie dem Bunde zusteht.

2) Die Errichtung öffentlicher Werke.

2) Bundeskanzlei.

Art. 30. Der Kanzler steht der Bundeskanzlei vor.

Er wird von der Bundesversammlung auf die Dauer von

drei Jahren , jeweilen gleichzeitig mit dem Bundesrath

gewählt. Der Kanzler darf keinen andern Beruf oder

Gewerbe treiben oder auf seine Rechnung betreiben laſſen.

Art. 31. Der Kanzler hat für Verhinderungsfälle

einen vom Bundesrathe je auf eine Amtsdauer von drei

Jahren zn wählenden Stellvertreter , welcher gleichzeitig

der erste Sekretär des Bundesrathes und nach dem Kanzler

der oberste Beamte auf der eidgenössischen Kanzlei iſt.

Art. 32. Unter dem Kanzler und seinem Stellvertreter

stehen der Archivar und der Registrator der Eidgenossen-

schaft, welche ebenfalls vom Bundesrathe auf die Dauer

von drei Jahren gewählt werden.

Art. 33. Wenn vor der Integralerneuerung in der

Zwischenzeit für eine der verschiedenen Kanzleibeamtungen

eine Wahl getroffen werden muß, so wird dieselbe nur

für den Rest der Amtsperiode vorgenommen.

Art. 34. Die übrigen erforderlichen Kanzleiangestellten

ernennt der Bundesrath auf unbestimmte Zeit.

Bei offenbarer Pflichtversäumniß können die vom

Bundesrathe gewählten Kanzleibeamten auch vor Ablauf
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der Frist , für welche dieselben gewählt worden sind,

wieder entlassen werden.

Art. 35. Für die Ueberwachung der Bundeskanzlei

und der Archive ist der Kanzler dem Vorsteher des De-

partements des Innern beigegeben und soll dieſem dazu

ftets hülfreiche Hand leisten.

Art. 36. Der Kanzler besorgt die Herausgabe und

Veröffentlichung der Bundesgesege , Verordnungen und

Beschlüsse der eidgenössischen Behörden.

Art. 37. Die Geschäftsführung des Bundesrathes,

seiner Departemente und der Bundeskanzlei wird jedes

Jahr durch die Bundesversammlung geprüft.

Zu diesem Zwecke wählt jeder Rath eine Kommission ,

auf deren Bericht das Nöthige verfügt wird.

Uebergangsbestimmung.

Art. 38. Die Amtsdauer des Bundesrathes , des

Kanzlers und dessen Stellvertreters , des Archivars und

des Registrators der Eidgenossenschaft geht das erstemal

mit dem 31. Dezember 1851 zu Ende.

Die Amtsdauer des Bundespräsidenten endigt das

erstemal mit dem 31. Dezember 1849.
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Der schweizerische Bundesrath,

nachdem der Ständerath unter'm 14. Mai 1849, der

Nationalrath unter'm 16. gl. M. vorstehendes Gesez über

die Organiſation und den Geſchäftsgang des ſchweizerischen

Bundesrathes erlaſſen hat, ſomit dasselbe zu einem Bun-

desgeseg erwachsen ist,

beschließt:

Art. 1. Das erwähnte Geseg tritt von dem Tage

seiner Bekanntmachung an in Kraft.

Art. 2. Dasselbe soll dem Bundesblatte einverleibt,

allen Kantonsregierungen mitgetheilt und öffentlich bekannt

gemacht werden.

Bern, den 28. Mai 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Bundesgefek

über

die Organisation der Bundesrechtspflege.

Vom 5. Juni 1849.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft ,

in Ausführung der Artikel 94 bis 107 der Bundes-

verfassung ,

nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrathes ,

beschließt:

1. Gerichtsbehörden.

A. Das Bundesgericht und seine Abtheilungen.

Art. 1. Das Bundesgericht besteht aus eilf Mitglie-

dern und ebenso vielen Ersagmännern.

Art. 2. Die Mitglieder des Bundesgerichts und die

Ersagmänner werden von der Bundesversammlung gewählt.

Ihre Amtsdauer ist drei Jahre. Nach der Gesammter-

neuerung des Nationalrathes findet auch eine Gesammt-

erneuerung des Bundesgerichtes statt.

Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen Stellen wer-

den bei der nächstfolgenden Sigung der Bundesversamm-

5
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lung für den Rest der Amtsdauer wieder besegt (Art. 96

der Bundesverfassung) .

Art. 3. Der Präsident und der Vizepräsident des

Bundesgerichtes werden von der Bundesversammlung aus

den Mitgliedern desselben jeweilen auf ein Jahr gewählt

(Art. 98 der Bundesverfassung) .

Art. 4. Das Bundesgericht wählt einen Gerichts-

schreiber , dessen Amtsdauer mit derjenigen des Gerichtes

selbst zu Ende geht (Art. 100 der Bundesverfassung).

Art. 5. Ordentlicher Weise versammelt sich das Bun-

desgericht auf die Einladung seines Präsidenten , sofort nach

der Gesammterneuerung des Bundesgerichts , und in den-

jenigen Jahren , in welchen eine solche nicht stattfindet ,

unmittelbar vor dem reglementarischen Zuſammentritte der

beiden Räthe (Art. 75 der Bundesverfassung), um die

ihm zustehenden Wahlen und die übrigen bei ihm selbst

und bei seinen Abtheilungen anhängigen Geschäfte zu be=

handeln.

Art. 6. Außerordentlicher Weise versammelt der Prä-

sident das Bundesgericht, wenn er findet , daß ein drin-

gendes Bedürfniß dafür vorhanden sei.

Art. 7. Zur Vornahme einer Wahl, sowie zur Be-

handlung aller andern Geschäfte, welche durch das Gesez

dem Bundesgerichte in ſeiner Gesammtheit zugewiesen wer-

den, ist die Anwesenheit von wenigstens ſieben Mitgliedern

(den Präsidenten inbegriffen) erforderlich.

In Fällen des Art. 47, Lemma 1 dieses Gesezes , ist

die Anwesenheit von wenigstens neun Mitgliedern erfor-

derlich.

Art. 8. Für die Verwaltung der Strafrechtspflege

theilt sich das Bundesgericht in eine Anklagekammer, eine

Kriminalkammer und ein Kaſſationsgericht.
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Art 9. Kein Richter kann in einer und derselben

Sache in mehrern Abtheilungen des Bundesgerichts figen.

Art. 10. Das Bundesgericht wählt drei seiner Mit-

glieder und für den Fall der Verhinderung derselben eben

so viele Ersagmänner in die Anklagekammer.

Art. 11. Jährlich wird der dritte Theil der Anklage-

fammer erneuert. Die Reihenfolge , in welcher die Mit-

glieder sowohl als die Erſagmänner abgelöst werden sollen,

wird durch ein von dem Bundesgerichte zu entwerfendes

Reglement näher bestimmt werden.

Art. 12. Das Bundesgericht bezeichnet jeweilen zu

Anfangseiner ordentlichen Jahressigung für jeden Geſchwor-

nenbezirk drei Mitglieder und ebenso viele Ersagmänner,

welche für ein Jahr den Aſsiſenſigungen und Kriminal-

kammern beizuwohnen haben.

Die nämlichen Mitglieder können für mehrere Bezirke

ernennt werden.

Art. 13. Das Bundesgericht bestellt ferner alljährlich

im Anfange seiner Sigung ein Kaſſationsgericht, bestehend

aus dem Präsidenten des Bundesgerichtes und vier Mit-

gliedern desselben. Es bezeichnet zugleich für den Fall

der Verhinderung derselben ebenso viele Ersagmänner.

Art. 14. Dem Kassationsgerichte steht der Präsident

des Bundesgerichtes vor. Die Anklagekammer und die

Kriminalkammer werden durch das erstgewählte Mitglied

präsidirt ; den Mitgliedern bleibt indeſſen unbenommen, in

dem Präsidium abzuwechseln.

Art. 15. Zur Fassung eines gültigen Entscheides

durch irgend eine Abtheilung des Bundesgerichtes iſt die

Anwesenheit der vollen Mitgliederzahl erforderlich.
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Für Mitglieder , welche verhindert sind, an einer Ver-

handlung Theil zu nehmen, soll der Präsident der betref=

fenden Abtheilung Erſaßmänner zuziehen.

Sollte ein zur Aſsiſenſigung berufenes Mitglied der

Kriminalkammer durch unvorhergesehene Umstände verhin-

dert werden, an den Verhandlungen Theil zu nehmen, so

kann der Präsident ein Mitglied einer kantonalen Gerichts-

stelle zum außerordentlichen Erfagmann ernennen und ein-

berufen.

Art. 16. Der Bundesgerichtsschreiber oder ein auf

seinen Vorschlag hin von dem Bundesgerichtspräsidenten

zu ernennender Stellvertreter führt das Protokoll bei dem

Bundesgericht und seinen Abtheilungen.

Die Assisenverhandlungen jedoch, sowie die denselben

vorangehende Voruntersuchung protokollirt ein von dem

Präsidenten der Kriminalkammer auf den Vorschlag des

Untersuchungsrichters hin zu bezeichnender Sekretär.

Art. 17. Die eidgenössischen Gerichte halten ihre

Sigungen in der Bundesstadt. Ausgenommen sind

jedoch :

a. Die Sigungen des Bundesgerichtes , welche nicht

mit der ordentlichen Jahressigung zusammenfallen.

(Art. 5). Diese werden an demjenigen Orte ab-

gehalten , den der Präsident den Verhältnissen der

zu verhandelnden Geschäfte gemäß aufstellt.

b. Die Sigungen der Kriminalkammer finden an

demjenigen Orte statt, den die Anklagekammer für

die Abhaltung der Assisen jedes Mal bezeichnet.

(Art. 50).

c. Die Anklagekammer versammelt sich an dem von

ihrem Präsidenten jeweilen bezeichneten Orte.
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Art. 18. Die Anklagekammer versammelt sich, so oft

ein Geschäft an dieselbe gelangt.

Das Gleiche gilt von der Kriminalkammer und von

dem Kassationsgerichte.

B. Die Untersuchungsrichter.

Art. 19. Das Bundesgericht wählt zwei Unter-

suchungsrichter, deren Amtsdauer mit derjenigen des Bun-

desgerichts selbst zu Ende geht. Doch haben sie ihre

Funktionen bis zum Zuſammentritte des Bundesgerichtes

provisorisch fortzuſegen.

Art. 20. Außerordentliche Untersuchungsrichter fön-

nen, wenn das Gericht nicht gerade versammelt ist , durch

den Bundesgerichtspräsidenten provisorisch erkennt und

einberufen werden.

Art. 21. Die Untersuchungsrichter stehen unter des

Aufsicht und Leitung der Anklagekammer.

C. Die Assisen.

Art. 22. Für die Zwecke der Strafrechtspflege wird

die Eidgenossenschaft in fünf Aſſiſenbezirke eingetheilt.

Der erste Bezirk umfaßt die Kantone Genf, Waadt,

Freiburg (mit Ausnahme der Gemeinden , in denen die

deutsche Sprache vorherrscht) , Neuenburg und diejenigen

Gemeinden der Kantone Bern und Wallis , in denen die

französische Sprache das Uebergewicht hat.

Der zweite Bezirk besteht aus den Kantonen Bern

(mit Ausnahme des dem ersten Bezirke zugewiesenen Land-

theiles) , Solothurn , Basel und Luzern , sowie aus den

deutschsprechenden Gemeinden der Kantone Freiburg und

Wallis.
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Der dritte Bezirk enthält die Kantone Aargau, Zürich,

Schaffhausen, Thurgau , Zug, Schwyz und Unterwalden.

Der vierte Bezirk begreift die Kantone Glarus ,

St. Gallen , Appenzell , Graubünden (mit Ausnahme des

Hochgerichtes Miſor und Calanca) und Uri.

Der fünfte Bezirk endlich besteht aus dem Kanton

Teſſin und dem graubündneriſchen Hochgerichte Miſor und

Calanca.

Art. 23. In diesen fünf Bezirken wird die Straf-

rechtspflege durch die Affisen verwaltet. Die Affisen bestehen

aus der Kriminalfammer des Bundesgerichts in Verbindung

mit zwölf aus der Liste des Bezirks nach den geseglichen

Bestimmungen herauszuziehenden Geſchwornen.

Art. 24. Die Geschwornenliste eines jeden Bezirks

besteht aus den Verzeichnissen der demselben einverleibten

Kantone oder Kantonstheile. In die legtern wird in den

vier ersten Bezirken auf je 1000 Einwohner , im fünften

Bezirke auf je 500 Einwohner , welche der betreffende

Kanton oder Kantonstheil enthält , ein Geschworner ein-

getragen.

Art. 25. Jeder nach Art. 63 der Bundesverfaſſung

stimmberechtigte Schweizer kann zum Geschwornen ernannt

werden.

Ausgenommen sind jedoch :

1) Die Mitglieder der obersten Kantonalgerichtsbe-

hörden, sämmtliche Gerichtspräsidenten , Verhörrichter und

Staatsanwälte, sowie alle eidgenössischen und kantonalen

Vollziehungsbeamten, mit Anschluß der Gemeindsbeamten ;

2) Die Geistlichen ;

3) Die Angestellten in den Verhafts- und Strafan-

ſtalten ;

4) Die Polizeiangestellten.
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Art. 26. Jeder, der zum Geschwornen ernannt wird,

ist verpflichtet, dem an ihn gerichteten Rufe Folge zu leisten.

Ausgenommen find :

1) Alle , welche das sechszigste Altersjahr zurückgelegt

haben ;

2) Jeder , der auf der legten Geschwornenliſte ſich

befunden hat;

3) Diejenigen, welche wegen Krankheit oder in Folge

irgend eines Gebrechens außer Stande sind , die Pflichten

eines Geschwornen zu erfüllen.

Art. 27. Der Entscheid der Frage , ob Jemand fähig

oder verpflichtet sei , sich auf die Geschwornenliſte ſegen

zu lassen, steht den Kantonalbehörden zu.

Art. 28. Die Geschwornenlisten werden innerhalb

der Schranken des gegenwärtigen Geseges in den Kantonen

durch direkte Volkswahlen gebildet.

Art. 29. Die Kantonalgeschwornenlisten werden , so-

bald dieselben entworfen worden sind , durch die Kantons-

regierungen dem Bundesrathe eingesendet , welcher daraus

die Bezirkslisten zuſammenſeßt und veröffentlicht.

Art. 30. Mit dem Ablaufe der Amtsdauer des Bun-

desgerichtes treten jedes Mal auch die Geschwornenliſten

außer Kraft. Der Bundesrath ſorgt dafür, daß die neuen

Listen rechtzeitig angefertigt werden.

Art. 31. Die Namen der Geschwornen , welche aus

irgend einem Grunde diese Eigenschaft verloren haben oder

die verstorben sind , werden durch die Kantonalbehörden,

welche dem Bundesrathe davon Anzeige zu machen haben,

aus dem Verzeichnisse gestrichen , und wenn in Folge der

hierdurch entstehenden Lücke eine Bezirksliste unter 200

Namen herabsinken würde, so ordnet der Bundesrath die

Ergänzung derselben an.
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Art. 32. Die Affisen versammeln sich, so oft ein

Fall von der Anklagekammer an dieſelben gewieſen wird.

Art. 33. Vor jedem Zuſammentritte des Affisenhofes

läßt das Obergericht des Kantons , in welchem derselbe

sich versammeln soll , auf Einladung der Anklagekammer

hin, in öffentlicher Sigung die Namen der Geschwornen

des Bezirkes in eine Urne einwerfen und ſodann vierund-

fünfzig derselben herausziehen , verlesen und protokolliren.

Art. 34. Abschriften der so gebildeten engern Liste

werden unverzüglich dem Präsidenten der Kriminalkammer

und von dieſem legtern dem Bezirksanwalte und dem An-

geklagten zugestellt.

Art. 35. In jedem einzelnen an die Assisen gewies

fenen Fall kann der Bezirksanwalt zwanzig Geschworne ver-

werfen und ebensoviele der Angeklagte. Wer jedoch inner-

halb vierzehn Tagen, vom Empfange der erwähnten Abſchrift

an gerechnet, von diesem Rechte keinen Gebrauch macht,

wird desselben verlustig.

Art. 36. Sind in einem Prozesse mehrere Angeklagte

da , so können sie sich über die Ausübung ihres Ver-

werfungsrechtes vereinen , oder es kann jeder von ihnen

sein Recht für sich besonders ausüben. Im einen und

andern Falle dürfen sie aber die Anzahl der Rekusationen ,

die einem einzelnen Beklagten erlaubt sind , nicht über-

schreiten.

Vereinigen sich die Angeklagten nicht über die Aus-

übung ihres Rekusationsrechtes , so bestimmt unter ihnen

das Loos, in welcher Ordnung jeder seine Rekusationen

vorzubringen hat. Die Geschwornen , welche auf diese

Weise von einem einzigen refusirt wurden , sind es dann

für Alle, bis die Anzahl der gestatteten Rekuſationen er-

schöpft ist.
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Art. 37. Die Rekusationen sind innerhalb der vier-

zehntägigen Friſt mündlich oder schriftlich dem Präsidenten

der Kriminalfammer anzumelden.

Art. 38. Sind vierzig Geschworne refusirt worden,

so werden die übrig gebliebenen vierzehn zu den Aſſiſen

einberufen.

Haben nicht so viele Rekuſationen stattgefunden , so

bezeichnet der Präsident der Kriminalkammer mit Bei-

ziehung eines höhern Gerichtsbeamten , unter den Nicht-

verworfenen die einzuberufenden vierzehn durch das Loos.

In beiden Fällen wird ebenfalls durch das Loos ausge-

mittelt, welche zwei von den vierzehn Geschwornen als

Erfagmänner der Jury beizugeben seien.

Art. 39. Dem Präsidenten der Kriminalkammer steht

es frei, zu einer Aſsiſenſigung, bei welcher eine beträcht-

liche Anzahl von Anklagen zu beurtheilen ist , oder aus

andern gewichtigen Gründen , alle auf der engern Liſte

befindlichen vierundfünfzig Geschwornen einzuberufen und

das Refusationsrecht erst bei'm Beginn der Verhandlungen

ausüben zu lassen.

Art. 40. Die Einladungen zu den Assisen sollen den

Geschwornen wenigstens sechs Tage vor der Sigung zu-

gestellt werden.

Art. 41. Die Mitglieder der Kriminalkammer ver-

fügen sich an dem durch ihren Präsidenten festgesezten Tage

an den durch die Anklagekammer bezeichneten Sizungsort

der Affisen (Art. 48 und 50) und vereinigen sich mit den

Geschwornen in dem hierfür angewiesenen Saale.

Art. 42. Die Sigungen der Assisen dauern jeweilen

so lange, bis die vorliegenden Geschäfte erledigt sind.
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11. Bundesanwaltschaft.

Art. 43. Der Bundesrath erwählt einen General-

anwalt für die ganze Eidgenossenschaft und so oft eine

Untersuchung eingeleitet wird, einen Bezirksanwalt.

Die Amtsdauer des Generalanwalts geht immer mit

derjenigen des Bundesrathes selbst zu Ende.

Art. 44. Der Generalanwalt steht unter der Aufsicht

und Leitung des Bundesrathes.

Art. 45. Der Generalanwalt hat neben den Pflichten,

deren Erfüllung ihm durch besondere Geseze übertragen

werden wird, die Verrichtungen der Staatsanwaltschaft

bei der Anklagekammer und dem Kaſſationsgerichte zu be-

forgen.

Er überwacht die Bezirksanwälte und erläßt die nöthi-

gen Weisungen an dieselben. Er kann auch den Staats-

anwälten und Strafpolizeibeamten der Kantone und ihren

Untergebenen mit Hinsicht auf die Verfolgung von Ver-

brechen und Vergehen , die in die Befugniß des Bundes-

gerichtes einschlagen , Aufträge ertheilen.

Art. 46. Der Bezirksanwalt betreibt die Anklage bei

dem Verhörrichter und bei dem Affisenhofe. Die Verrich-

tungen eines Bezirksanwaltes können dem Generalanwalt

übertragen werden.

Der Generalanwalt und die Bezirksanwälte stellen ihre

Anträge vor Gericht nach eigener freier Ueberzeugung.

III . Gerichtsbarkeit.

Art. 47. Das Bundesgericht urtheilt über Verlegung

der durch die Bundesverfassung garantirten Rechte, wenn

hierauf bezügliche Klagen von der Bundesverſammlung an

dasselbe gewiesen werden (Art. 105 der Bundesverfassung).
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Das Bundesgericht beurtheilt :

1) Streitigkeiten , welche nicht staatsrechtlicher Natur

find ,

a. zwischen Kantonen unter sich,

b. zwischen dem Bunde und einem Kanton ,

c. zwischen ausländischen Klägern und dem Bunde ,

auf Weisung des Bundesrathes oder der Bundesversamm-

Lung ;

2) Streitigkeiten zwischen dem Bunde einerseits und

Korporationen oder Privaten anderſeits , wenn diese Kor-

porationen oder Privaten Kläger sind und der Streitges

genstand einen Hauptwerth von wenigstens Fr. 3000 hat;

3) Streitigkeiten in Bezug auf Heimathlosigkeit ;

4) Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, welche sich auf einen

Hauptwerth von wenigstens Fr. 3000 beziehen und durch

Uebereinkunft beider Parteien dem Entscheide des Bundes-

gerichtes unterworfen werden ;

5) Schadenersagklagen, die aus Verbrechen entspringen

und welche nicht von dem Aſsiſengerichte erledigt worden

find ;

6) Diejenigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten , welche

die Bundesversammlung vermöge Art. 106 der Bundes-

verfassung durch besondere Gesege in die Kompetenz des

Bundesgerichtes legen wird ;

7) Durch die Gesetzgebung eines Kantons können im

Einverständnisse mit der Bundesversammlung noch andere

bürgerliche Streitfälle dem Bundesgerichte übertragen

werden.

Es behandelt ferner alle in die Bundesrechtspflege

einschlagenden Geschäfte , welche nicht nach den Prozeßge=

segen durch eine seiner Äbtheilungen zu erledigen sind .

Art. 48. Die Anklagekammer überwacht die Unter-

ſuchung und entſcheidet nach Beendigung derselben, ob der
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Angeschuldigte vor die eidgenössischen Aſſiſen oder an das

zuständige Kantonsgericht zu überweisen oder ob ein wei-

teres Verfahren gegen denselben unstatthaft sei.

Art. 49. Das Aſsiſengericht beurtheilt auf Weisungen

der Anklagekammer :

1) Die von einer Bundesbehörde ernannten Beamten

in den Fällen des Art. 104 litt . a der Bundesverfassung;

2) Theilnehmer an einem durch Art. 104, litt . b , c

und d der Bundesverfaſſung vorgesehenen Verbrechen ;

3) Die Theilnehmer an Verbrechen und Vergehen,

welche die Bundesversammlung vermöge Art. 106 der

Bundesverfassung durch besondere Geseze in die Kompe-

tenz des Bundesgerichtes legen wird ;

4) Durch die Gesetzgebung eines Kantons können im

Einverständnisse mit der Bundesversammlung noch andere

Straffälle dem Aſsiſengerichte übertragen werden.

Art. 50. Jedes Verbrechen oder Vergehen wird in

demjenigen Assisenbezirke untersucht und beurtheilt , in

welchem dasselbe verübt worden ist.

In allen Fällen , in denen diese Regel nicht angewendet

werden kann , so wie auch , wenn im Intereſſe einer un-

befangenen Rechtspflege oder der öffentlichen Sicherheit

eine Ausnahme von derselben gemacht werden muß , be-

stimmt die Anklagekammer den Gerichtsstand nach freiem

Ermessen.

Art. 51. Das Kaſſationsgericht beurtheilt alle Nich-

tigkeitsbeschwerden über das Verfahren oder über ein Ur-

theil des Affisengerichtes. Er entſcheidet auch über die

Kompetenzanstände der eidgenössischen Zivil- und Militär-

strafgerichte.
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IV. Allgemeine Vorschriften, betreffend die

Organisation und Verwaltung der Bun-

desrechtspflege.

A. Ernennung, Beeidigung und Entlassung

der Justiz- und Strafpolizeibeamten.

Art 52. Die zu der Bundesrechtspflege mitwirkenden

Beamten werden , wenn nicht ein besonderes Gesetz etwas

Anderes vorschreibt, durch geheime Abstimmung gewählt.

Dabei ist nach dem Wahlreglement der Bundesversamm-

lung zu verfahren.

Art. 53. Wahlfähig ist jeder Schweizer ; der in den

Nationalrath gewählt werden kann (Art. 64 und 97 der

Bundesverfassung) .

Die Mitglieder des Bundesrathes und die von ihm

gewählten Beamten können nicht zugleich Mitglieder des

Bundesgerichtes ſein (Art. 97 der Bundesverfassung) .

-
Blutsverwandte und Verschwägerte in auf und ab-

fteigender Linie unbedingt, und in der Seitenlinie bis und

mit dem Grad von Geschwisterkindern, so wie Ehemänner

von Schwestern , können nicht gleichzeitig Mitglieder oder

Ersagmänner des Bundesgerichtes sein.

Ebensowenig ist es zuläßig , daß zwei in einem solchen

Verwandtschaftsverhältnisse stehende Personen bei dem Bun-

desgericht oder einer Abtheilung desselben in irgend einer

Weise, sei es als Richter oder Gerichtsschreiber, oder Un-

tersuchungsrichter , oder Beamter der Staatsanwaltschaft,

gleichzeitig angestellt seien.

Ein Justiz- oder Strafpolizeibeamter , welcher durch

Eingehung einer Ehe in ein unzuläßiges Verwandtschafts-

verhältniß mit einem andern Beamten der Bundesrechts-

pflege eintritt, verzichtet damit auf seine Stelle.



78 Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege.

Art. 54. Jeder Justiz- und Strafpolizeibeamte des

Bundes, ſo wie jeder Geschworne, soll, bevor er die Ver-

richtungen seiner Stelle antritt , den durch das Gesetz vom

15. Wintermonat 1848 vorgeschriebenen Eid leisten.

Das Bundesgericht wird durch die Bundesversamm-

lung beeidigt; diejenigen Mitglieder und Ersagmänner

desselben , welche bei dieser Feierlichkeit nicht anwesend

find, leisten den Eid in der ersten Gerichtssigung, welcher

fie beiwohnen.

Die Untersuchungsrichter und Gerichtsschreiber werden

durch den Präsidenten oder irgend ein von ihm zu bezeich-

nendes Mitglied des Bundesgerichtes beeidigt. Die Be-

amten der Bundesanwaltschaft hingegen leisten den Eid

vor dem Bundesrathe oder vor einer von ihm zu bezeich-

nenden Kantonsregierung.

Ueber die Beeidigung wird ein Protokoll aufgenommen

und dem Präsidenten des Bundesgerichtes und beziehungs-

weise dem Bundesrathe zugestellt.

Art. 55. Jeder Beamte fann bei derjenigen Stelle ,

welche seinen Nachfolger zu wählen hat , die Entlassung

nachsuchen, welche ihm auch ertheilt werden muß, sobald

dieß ohne Nachtheil der Geschäfte , deren Beſorgung ihm

obgelegen hatte , geschehen kann.

B. Ablehnung der Beamten und Unfähigkeit

derselben zu ihren Verrichtungen.

Art. 56. Ein Mitglied oder Ersagmann des Bundes-

gerichtes darf das Richteramt nicht ausüben :

1) in seinen eigenen Angelegenheiten und denen seiner

Frau, seiner Verlobten , seiner Verwandten und

Verschwägerten, in der geraden Linie unbeschränkt

und in der Seitenlinie bis und mit dem Grad von

Geschwisterkindern , oder in denen des Ehemannes
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der Schwester seiner Frau ; ebenso in Angelegenheiten,

mit Bezug auf welche ihm oder einer der genannten

Perſonen eine Rückgriffsklage kundgethan ist;

2) in Sachen einer Person, deren Vormund er ist;

3) in einer Angelegenheit, mit Beziehung auf welche

er bereits in einer andern Abtheilung des Bundes-

gerichts oder als Verhörrichter oder Staatsanwalt,

oder als Schiedsrichter oder Bevollmächtigter ge=

richtlich gehandelt , oder zu gerichtlichen Handlungen

Auftrag gegeben hat;

4) in Angelegenheit einer juristischen Person , deren

Mitglied er ist , sowie in Sachen seines Heimath-

fantons ;

5) in einem Rechtsstreit, in welchem er als Zeuge oder

Sachverständiger oder Rechtskonsulent gehandelt oder

als Mitglied einer Behörde Vollmacht zum gericht-

lichen Verfahren ertheilt hat.

Trifft bei einem Bundesrichter oder Ersagmann eine

Bestimmung dieses Artikels zu , so hat er dieß rechtzeitig

der betreffenden Behörde anzuzeigen.

Art. 57. Ein Bundesrichter oder Ersagmann kann,

ohne jedoch unbedingt vom Richteramte ausgeschlossen zu

sein , von den Parteien abgelehnt werden oder seinerseits

den Ausstand verlangen :

1) in einer Sache, in welcher er oder eine der im

Art. 56 , 3. 1 benannten Personen bei dem Aus-

gange des Streites ein unmittelbares Interesse von

einiger Wichtigkeit haben ;

2) wenn er in irgend einem Verhältnisse zu einer Partei

steht, das eine Feindschaft oder Abhängigkeit erzeugt;

3) wenn er über den zu beurtheilenden Fall seine Mei-

nung während der Dauer des Prozesses ausge=

sprochen hat.
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Art. 58. Ablehnungsgesuche, sowohl von Seite eines

Richters als der Parteien (Art. 57), find rechtzeitig dem

Präsidenten , oder wenn dieser selbst dabei betheiligt ist ,

dem Vizepräsidenten des Bundesgerichtes , mit den erfor-

derlichen Belegen versehen , einzureichen. Der Präsident,

wenn das Gesuch von den Parteien herrührt, theilt das-

selbe dem betreffenden Mitgliede und der Gegenpartei zur

Beantwortung mit. In beiden Fällen steht der vorläu=

fige Entscheid dem Präsidenten zu, wenn das Gericht ge-

rade nicht versammelt ist.

Art. 59. Ueber die Ablehnung eines Verhörrichters

oder eines Mitgliedes der Anklagekammer oder der Kri-

minalkammer entscheidet ebenfalls definitiv der Präsident

des Bundesgerichtes , unter Beobachtung des im Art. 58

vorgeschriebenen Verfahrens. Vorbehalten bleibt jedoch die

Befugniß der Kriminalkammer , über Ablehnungsgründe,

welche ihr vor dem Beginn der Verhandlungen eröffnet

werden , selbst zu entscheiden, wenn es unmöglich gewesen

wäre , dieſelben frühzeitig genug bei dem Präsidenten des

Bundesgerichts geltend zu machen.

Art. 60. Ueber die Ablehnung eines Mitgliedes des

Kaffationsgerichtes entſcheidet dieſe Behörde ſelbſt und wenn

sie nicht versammelt ist, ihr Präsident, nach Analogie des

Art. 59.

aus .

Art. 61. Die Ablehnung übt keine rückwirkende Kraft

Art. 62. Die Beamten der eidgenössischen Staats-

anwaltschaft können nicht abgelehnt werden.

Wenn der Generalanwalt oder der Bezirksanwalt in

Verhältnissen sich befindet, welche die Ablehnung eines

Richters rechtfertigen würden , wird der Bundesrath von

Amtswegen oder auf das Gesuch eines Betheiligten die
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Besorgung des betreffenden Geschäftes einem andern Ve-

amten übertragen.

Art. 63. Das Bundesgericht in seiner Gesammtheit

kann nicht abgelehnt werden.

Sollten in einem einzelnen Falle so viele Mitglieder

und Ersagmänner rekusirt werden, daß keine gültige Ver-

handlung stattfinden könnte, so ernennt die Bundesver-

ſammlung so viele außerordentliche Ersaßmänner , als er-

forderlich find, um die Rekuſationsfrage und nöthigen Falls

auch die Hauptsache selbst beurtheilen zu können.

C. Befugnisse und Pflichten der Gerichts-

präsidenten.

Art. 64. Die Präsidenten des Bundesgerichtes und

der verschiedenen Abtheilungen desselben berufen, auf den

Vorschlag des Gerichtſchreibers oder des Untersuchungs-

richters, die erforderlichen Hülfspersonen zur Vollstreckung

ihrer Befehle, zur Besorgung der untergeordneten Kanzlei-

geschäfte und zur Bedienung des Gerichtes , je für die

Dauer einer Sigung.

Art. 65. Der Präsident einer jeden Gerichtsstelle

nimmt die bei derselben einlaufenden Akten in Empfang

und führt über deren Eingang , so wie über die von ihm

getroffenen Verfügungen fortlaufende Protokolle.

Art. 66. Der Präsident bringt die Geschäfte in der

Reihenfolge , in welcher dieselben eingegangen sind, zur

Verhandlung. Ausnahmsweiſe jedoch soll er diejenigen,

bei denen Gefahr im Verzuge ist , an die Stelle wegge=

fallener, nöthigen Falls auch solcher , die weniger Eile

haben, vorrücken.

Art. 67. Der Präsident versammelt das Gericht, wie

es die Geschäfte erfordern, ergänzt dasselbe durch Ersatz-

6
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männer und beeidigt die Richter, welche den Eid nicht

vor der Bundesversammlung geleistet haben.

Art. 68. Der Präsident erläßt die erforderlichen La-

dungen an die Geschwornen, an die Zeugen und an die

Parteien.

Art. 69. Dem Präsidenten steht es zu, alle proviso-

rischen, sowie alle zur gehörigen Vorbereitung des gericht-

lichen Verfahrens erforderlichen Anordnungen zu treffen,

so weit besondere Geseze nicht etwas Anderes vorschreiben.

Art. 70. Der Präsident beſtimmt die Aeußerlichkeiten

der Sigung, namentlich die von den Richtern , Geschwor=

nen, Parteien, Zeugen und dem Publikum einzunehmen-

den Pläge.

Er leitet den Geschäftsgang und alle Verhandlungen

vor und in dem Gerichte.

Art. 71. Der Präsident sorgt für Ruhe und Ordnung.

Personen, welche sich seinen Verfügungen widerſegen, kann

er verhaften und während höchstens 24 Stunden gefangen

halten lassen.

Er kann auch einzelne Personen, oder, wenn die Her-

stellung der Ruhe auf andere Weise nicht möglich ist, alle

Anwesenden, welche bei dem Verfahren nicht mitzuwirken

haben, wegweisen.

Art. 72. Der Präsident beaufsichtigt die Pflichterfül-

lung der dem Gerichte untergebenen Beamten und Be-

diensteten, namentlich auch des Gerichtsschreibers.

Er kann einzelnen Mitgliedern des Gerichtes Urlaub

ertheilen.

D. Disziplin.

Art. 73. Das Bundesgericht erstattet der Bundes-

versammlung jedes Jahr einen einläßlichen Bericht über

die verschiedenen Zweige der eidgenössischen Rechtspflege.
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Art. 74. Das Bundesgericht gibt seinen Abtheilungen

die erforderlichen Aufträge und Instruktionen, ohne jedoch

im einzelnen Falle auf ihre Entscheidungen und auf das

Verfahren einzuwirken.

Art. 75. Richter, welche in einer Sache ihr Amt

nicht ausüben dürfen, oder welche aus irgend einer Ursache

der Einladung des Präsidenten keine Folge leisten können,

ſollen unmittelbar nach dem Empfange derselben den Prä-

sidenten von ihrer Verhinderung benachrichtigen.

Jeder Richter, der diese Vorschriften nicht erfüllt, ist

für die daraus entstandenen Kosten verantwortlich.

Art. 76. Die eidgenössischen Gerichte, so wie deren

Präsidenten und die Untersuchungsrichter, können Ordnungs-

fehler der ihnen untergeordneten Beamten und Bedienste-

ten, so wie der Parteien und ihrer Sachwalter , der

Zeugen , der Geschwornen und Erperten und des bei den

Sigungen anwesenden Publikums, mit Verweis oder mit

einer Geldbuße von höchstens Fr. 50 auf ſummariſchem

Wege bestrafen.

Art. 77. Die Mitglieder und Beamten des Bundes-

gerichtes und seiner Abtheilungen , so wie die Bundes-

anwälte und die Advokaten sollen bei allen öffentlichen

Verhandlungen in schwarzer Kleidung erscheinen.

E. Verhältniß zu den Behörden der Kantone

und des Auslandes.

Art. 78. Die für die eidgenössische Rechtspflege auf-

gestellten Behörden und einzelnen Beamten können alle

Amtshandlungen, für welche sie zuständig sind, in jedem

Kanton der Eidgenossenschaft vornehmen, ohne vorher die

Einwilligung der Kantonsbehörden einzuholen. Dagegen

soll, so oft eidgenössische Justizbehörden in irgend einem
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Kanton in Thätigkeit treten, die Regierung desselben hier-

von beförderlich in Kenntniß gesezt werden.

Art. 79. Den zur Beförderung der Rechtspflege ge=

stellten Begehren der eidgenössischen Gerichts- und Straf-

polizeibeamten sollen die Kantonalbehörden in ihrem Amts-

kreise entsprechen.

Art. 80. Die Korrespondenz zwischen den Bundes-

justizstellen und ausländischen Behörden kann direkt oder

durch Vermittlung des Bundesrathes ſtattfinden. Der Ver-

kehr hinsichtlich Begehren oder Bewilligungen von Aus-

lieferung von Verbrechern findet nur durch Vermittlung

des Bundesrathes statt. Mit den kantonalen Behörden

und Beamten hingegen treten die Bundesjustizstellen in

unmittelbaren schriftlichen Verkehr.

F. Materielle Bedürfnisse.

Art. 81. Für die Sigungen , welche in der Bundes-

stadt gehalten werden , hat diese nach Anleitung des Be=

ſchluſſes vom 27. Wintermonat 1848 die erforderlichen

Räumlichkeiten anzuweisen.

Art. 82. ´Wenn das Bundesgericht und das Affisen-

gericht sich außerhalb der Bundesstadt versammeln, ſo ſtellt

die Kantonalregierung des Ortes , wo sie ihre Sizungen

halten sollen, ihnen ein angemessenes Lokal zur Verfügung.

Die Ortsbehörden werden auf Anſuchen des Bundes-

rathes die nöthigen Einrichtungen treffen. Die hierdurch

verursachten Baarauslagen find der Gerichtskaſſe zu ver-

rechnen. Miethzinſe dürfen nicht berechnet werden.

Art. 83. Wachen, Bedeckungen und Gefangenwärter

werden auf Ansuchen des Gerichtspräsidenten oder des

Untersuchungsrichters durch die Behörden des Kantons, in

welchem das Verfahren vor sich geht, einberufen.

Die Kosten werden aus der Gerichtskasse bestritten.
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Art. 84. Die Verhafteten werden in den Kantonal-

gefängnissen untergebracht. Deren Verpflegung wird nach

dem geseglichen Tarif des Kantons aus der Gerichtskaſſe

vergütet.

Die im Unterſuchungsverhafte befindlichen Personen

stehen unter den Gesezen des Ortes , in welchem sie ge-

fangen gehalten werden. Mit Beziehung auf ihre Ueber-

wachung und Behandlung hat jedoch der Gefangenwärter

die Befehle des eidgenössischen Verhörrichters und be=

ziehungsweise des Aſſiſenpräsidenten zu befolgen.

Die Gefängnisse stehen auch unter der Aufsicht der

Staatsanwaltschaft, welcher der freie Eintritt in dieſelben

zusteht und welche ermächtigt ist , die erforderlichen Sicher-

heitsmaßregeln anzuordnen.

Art. 85. Der Bundesrath macht der Gerichtskaffe die

erforderlichen Vorschüsse. Der Gerichtsschreiber führt über

alle Einnahmen und Ausgaben genaue Rechnung.

Art. 86. Alle Akten und Protokolle , welche sich auf

erledigte Prozesse beziehen , werden im eidgenössischen

Archive aufbewahrt.

Vorübergehende Bestimmungen.

Art. 87. Die Vorschriften über das Prozeßverfahren

und die Geseze, welche sowohl im Zivil- als Kriminal-

prozeſſe anzuwenden find, bilden den Gegenstand beſonderer

Bestimmungen.

Art. 88. Die Entschädigungen an die Gerichtsbeamten,

an die Geschwornen, Sachverständigen und Zeugen, ſowie

die übrigen Kosten für die Verwaltung der Bundesrechts-

pflege, werden durch ein vom Bundesrathe vorübergehend

zu erlassendes Reglement festgesezt.
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Der schweizerische Bundesrath ,

nachdem der Ständerath unter'm 4. Juni 1849, der

Nationalrath am 5. gl. M. vorſtehendes Gesez über die

Organisation der Bundesrechtspflege erlassen hat, somit

dasselbe zu einem Bundesgeseße erwachsen ist ,

beschließt:

1. Das erwähnte Gesez tritt vom Tage seiner Be-

kanntmachung an in Kraft.

2. Dasselbe soll dem Bundesblatte einverleibt und

Behufs weiterer öffentlicher Bekanntmachung sämmtlichen

Kantonsregierungen mitgetheilt werden.

Bern , den 22. Brachmonat 1846.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Bundesgesek ,

betreffend

das Verfahren bei Uebertretungen fiskaliſcher und

polizeilicher Bundesgeseße.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft ,

in der Absicht, ein gleichförmiges Verfahren bei Ueber-

tretungen fiskalischer und polizeilicher Bundesgeseze an-

zuordnen ;

in Erwägung , daß die Bestimmungen des ordentlichen

Strafprozeſſes aufdieſe Uebertretungen nicht anwendbar sind ;

nach Einsicht des Vorschlags des Bundesraths ;

beschließt:

I. Art und Weise , wie der Thatbestand einer

Uebertretung hergestellt wird.

(Anzeigen, Wegnahmen , Beschlagnahmen, Protokolle,

Rapporte.)

Art. 1. Die Uebertretungen der Bundesgeseße über

Zölle, Posten, Pulver, Münzen , Maß und Gewicht, so-

wie anderer fiskalischer und polizeilicher Bundesgesete,

werden bei dem nächsten Büreau oder Bundesbeamten

der betreffenden Verwaltung oder bei einer kantonalen

Polizeistelle angezeigt.

Art. 2. Im Falle der Entdeckung oder Anzeige der

im Art. 1 angeführten Uebertretungen ist jeder Beamte

und Angestellte des Bundes , wenn die Uebertretung die
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Verwaltung, bei welcher er angestellt ist , betrifft, sowie

jeder Landjäger, Polizeiangestellte und Polizeibeamte über-

haupt, verpflichtet, sich aller Gegenstände der Uebertretung,

sowie derjenigen, welche dazu gedient haben , zu bemäch-

tigen und sie unverzüglich mit Beschlag zu belegen , aus-

genommen wenn man sich zu diesem Zwecke eines dem

Bunde angehörenden Gegenstandes bedient hat.

Diese Beschlagnahme unterbleibt , wenn hinreichende

Sicherheit für den muthmaßlichen Betrag der Strafe nebft

Kosten geleistet wird und der Beschlag nicht im Interesse

der Untersuchung oder aus andern Gründen als demjeni-

gen der Deckung der Buße und Kosten als nothwendig

erscheint.

Der Beamte , Angestellte oder Landjäger nimmt über

ſeine Verrichtungen unverzüglich ein Protokoll auf. Er soll

den Uebertreter , wenn er bekannt ist, und richterliche,

oder Gemeindsbeamte des Ortes, wo die Wegnahme statt-

gefunden hat, dazu beiziehen.

Diese unterzeichnen das Protokoll. Wenn der Ueber-

treter unbekannt ist, oder sich weigert , sich zu stellen, oder

zu unterschreiben, so muß dieses bemerkt werden.

Art. 3. Wenn die angedrohte Strafe nicht über zehn

Franken beträgt, oder wenn der Gegenstand der Ueber-

tretung , oder die Sachen , welche zu ihrer Vollführung

gedient haben, nicht weggenommen werden konnten, ſo iſt

ein Protokell unnöthig , und der Bericht des Beamten,

Angestellten oder Landjägers genügt.

Art. 4. Das Protokoll oder der Bericht soll bei Strafe

der Nichtigkeit innert 48 Stunden von Entdeckung der

Uebertretung an abgefaßt werden.

Art. 5. Wenn die im Artikel 2 erwähnten Beamten,

Angestellten oder Landjäger zur Herstellung des Thatbe=

standes einer Uebertretung, deren Spuren sie verfolgen,
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genöthigt find , in ein Haus zu gehen und dort ihre

Nachforschungen zu machen, was aber nur beim Vorhan-

denſein dringender Inzichten geschehen darf, so sollen fie

sich von einem Gerichtsbeamten, oder dem Gemeinds-

beamten des Ortes , begleiten lassen , welche darüber

zu wachen haben, daß die Hausdurchsuchung sich nicht

vom Zwecke der Nachforschung entferne, oder ihre Grenze

überschreite.

Der Beamte, Angestellte oder Landjäger , welcher die

Hausdurchsuchung macht , nimmt über die Verrichtungen

im Beisein der Anwesenden ein Protokoll auf. Er soll

hiezu den Uebertreter, wenn er bekannt ist, und die Person,

in deren Wohnung die Durchsuchung stattfindet, beiziehen.

Alle unterzeichnen das Protokoll. Wenn der Uebertreter

unbekannt ist, oder wenn er oder die Person, in deren

Wohnung die Hausdurchſuchung stattgefunden, sich weigern,

ſich zu stellen, oder zu unterzeichnen, oder wenn einer

der Anwesenden seine Unterschrift verweigert, wird dieses

im Protokoll bemerkt.

Der Beamte, Angestellte oder Landjäger, der von der

Befugniß, Hausdurchſuchungen vorzunehmen , Mißbrauch

gemacht hat, ist mit einer Buße von 10 bis 200 Franken

zu belegen.

Art. 6. Die Beamten , Angestellten oder Landjäger

können zur Vollziehung der in den Art. 2 und 5 angeführten

Verrichtungen im Falle von Widerstand Gewalt anwen-

den ; sie können zu diesem Behufe die Beihülfe der Po-

lizeigewalt verlangen.

Art. 7. Die nach den Vorschriften der Artikel 2, 3,

4 und 5 abgefaßten Protokolle und Berichte bilden so

lange vollen Beweis, bis das Gegentheil ihres Inhaltes

bewiesen worden ist.

Die Protokolle und Berichte, denen irgend eine von
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dem Geseze oder einem Reglemente der Verwaltung vor-

geschriebene Form mangelt , sowie andere Beweismittel,

werden von dem Richter nach seiner moralischen Ueber-

zeugung gewürdigt.

Art. 8. Die im vorhergehenden Artikel angeführten

Protokolle und Verichte werden unverzüglich an den unmittel-

baren Vorsteher der betheiligten Verwaltung übermacht.

II. Strafankündung.

Art. 9. Keine Uebertretung der fiskalischen und poli-

zeilichen Bundesgeseze kann ohne eine besondere Ver=

fügung der betreffenden obern Verwaltungsbehörde vor

die Gerichte gezogen werden.

Art. 10. Nachdem der unmittelbare Vorsteher der be-

theiligten Verwaltung die Verfügungen der betreffenden

obern Verwaltungsbehörde erhalten hat, theilt er sie dem

Büreau oder dem Beamten, welche die Uebertretung direkt

angeht, mit, um entweder die Uebertretung gerichtlich ver-

folgen, oder, wenn die Wegnahme unbegründet vollzogen

wurde, die Sache fallen zu lassen.

Art. 11. Der Chef des Büreaus oder der Beamte

zeigt dem Uebertreter, wenn er bekannt ist , die Entscheis

dung der Verwaltungsbehörde amtlich an und ladet ihn

ein, sich innerhalb der Frist von höchstens acht Tagen

zu erklären, ob er sich der festgesezten Strafe unterziehen,

und wenn es sich um eine Geldbuße handelt, ob er den

Betrag derselben anerkennen und sich zur Bezahlung der-

selben verpflichten wolle.

Die Entscheidung wird ebenfalls den Bürgen , wenn

solche vorhanden sind, mitgetheilt.

Art. 12. Wenn ein Uebertreter in dem Zeitpunkt, in

welchem das Protokoll oder der Bericht abgefaßt wird, sich

ſchriftlich und ohne Vorbehalt unterzieht, kann ihm derBun-
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desrath einen Theil der Geldbuße erlaſſen. Dieser Nachlaß

darf aber einen Dritttheil der Strafe nicht übersteigen.

Der Uebertreter, welcher sich schriftlich und unbedingt

innerhalb der Frist von acht Tagen, von der Anzeige an

gerechnet, der verfallenen Strafe unterzieht, kann von dem

Bundesrathe unter vorhandenen mildernden Umständen,

den Nachlaß eines Theils der Strafe erhalten.

Dieser Nachlaß darf aber einen Viertheil der Strafe

nicht übersteigen.

Die Kantonalbehörden können in den durch das gegen=

wärtige Gesez vorgesehenen Fällen weder Buße , noch

Kosten, noch Gefängnißstrafe nachlassen.

Art. 13. Auf diejenigen Uebertreter , welche sich im

Rückfalle befinden , haben die im vorhergehenden Artikel

enthaltenen Begünstigungen keine Anwendung.

Art. 14. Die im Art. 12 erwähnten Anerkennungs-

urkunden, welche stets beglaubigt sein sollen , stehen in

ihrer Wirkung rechtskräftigen Urtheilen gleich.

Art. 15. Die Personen , welche durch eine gegen fie

ergriffene unbegründete Maßnahme Schaden erleiden,

haben Anspruch auf Entschädigung.

III. Gerichtliche Klage.

Art. 16. Die Uebertretungen der fiskalischen und

polizeilichen Bundesgeseze werden von den kompetenten

Gerichten der Kantone beurtheilt, in denen die Ueber-

tretung verübt wurde, insofern der Zuwiderhandelnde sich

nicht den Bestimmungen des Art. 12 unterzogen hat.

Art. 17. Das Prozeßverfahren soll ſummariſch und

öffentlich sein.

Nach der mündlichen Abhörung der Parteien und all-

fälligen Zeugen und Protokollirung der Aussagen der
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legtern, sowie nach Prüfung der vorgelegten Akten, fällt

das Gericht das Urtheil.

Das Gericht gestattet den Gegenbeweis gegen das amt-

lich abgefaßte Protokoll (Art. 7) nur insoweit, als der

Beklagte dasselbe bei dessen Abfaffung nicht als richtig

anerkannte. Hat der Beklagte das Protokoll unbedingt

als richtig anerkannt, so gestattet das Gericht die Herbei-

schaffung von andern Beweismitteln und die Abhörung

von Zeugen nur dann, wenn dem Protokoll eine der ge-

ſeglich oder reglementarisch vorgeschriebenen Bedingungen

fehlt, oder wenn der Uebertreter mildernde Umstände be-

weisen will, oter wenn er eine förmliche Klage auf Fäl-

schung anbringt.

Sofern die Parteien oder eine derselben, ohne durch

höhere Gewalt verhindert geweſen zu ſein, nicht erscheinen,

fällt das Gericht gleichwohl das Urtheil aus, welches die

nämliche Rechtskraft haben soll, wie ein Urtheil nach kon-

tradiktorischem Verfahren.

In denjenigen Kantonen, in welchen das Rechtsmittel

der Appellation gegen Strafurtheile zuläßig ist , können

die Parteien sich dieses Rechtsmittels bedienen , immerhin

jedoch nur in den Fällen, wo es sich um eine Buße über

fünfzig Franken oder um Gefängnißstrafe handelt.

Art. 18. Gegen die ausgefällten Urtheile kann binnen

30 Tagen von der Mittheilung des Urtheils an bei dem

eidgenössischen Kaffationsgerichte das Rechtsmittel der Kas-

sation mittelst Eingabe schriftlicher Beschwerde geltend ge=

macht werden. Die Kaſſation ist aber nur zuläſſig wegen

Inkompetenz des urtheilenden Gerichtes, oder wenn das

Urtheil gegen bestimmte gesegliche Vorschriften sich verstößt

oder wesentliche Formfehler unterlaufen sind.

Im Falle der Kaſſation bestimmt das Kaſſationsgericht
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ein beliebiges Gericht von gleichem Range behufs neuer

abschließlicher Aburtheilung.

Art. 19. Die Bundesanwaltschaft kann in dem Prozesse

auftreten, wer auch der Richter sei , der denselben beurtheilt.

Art. 20. Das strafrechtliche Verfahren wegen Uebertre=

tung der fiskalischen und polizeilichen Bundesgeseze verjährt :

a. nach Ablauf von einem Jahre seit der Begehung,

wenn die Uebertretung nicht entdeckt worden ;

h. nach vier Monaten vom Tage an gerechnet, an

welchem das Protokoll oder der Bericht erstattet

worden ist, wenn die Klage während dieſer Frist bei

dem kompetenten Gerichte nicht angebracht wird.

IV. Unterpfand. Verantwortlichkeit.

Art. 21. Die der Uebertretung wegen (Art. 2) mit

Beschlag belegten Gegenstände sind das bevorzugte Unter-

pfand des Bundes. Sie haften für Bezahlung der Geld-

bußen und der Kosten vor allen andern Ansprüchen, und

zwar auch dann, wenn sie Eigenthum dritter, angeblich

bei der Uebertretung nicht betheiligter Personen sind , den

Fall ausgenommen, wo der dritte Eigenthümer nachweiſen

kann, daß sie ihm gegen seinen Willen und rechtswidriger

Weiſe weggenommen und zur Begehung der Uebertretung

benugt worden sind.

Dieses Vorrecht besteht unbeschadet des Rechtes des

Bundes aufdie übrigen Güter des Uebertreters in dem Falle,

daß die weggenommenen Gegenstände nicht hinreichend find.

Art. 22. Die mit Beschlag belegten Gegenstände kön-

nen gegen Hinterlage oder eine solidarische Bürgschaft,

welche von der Verwaltung für hinreichend erachtet werden,

die Geldbuße und die Kosten zu decken , freigegeben werden.

Art. 23. In jedem Falle haften der Uebertreter und

alle andern Mitschuldigen solidarisch für die in Kraft
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des gegenwärtigen Gesezes ausgesprochenen Kosten und

den Schadenersag.

Wenn mehrere Mitschuldige zu einer Geldstrafe ge=

meinſam verurtheilt werden, so haften sie ebenfalls ſoli-

darisch für dieselbe.

Art. 24. Ueberdieß sind die Ehemänner, Väter und

Mütter, hinsichtlich der civilrechtlichen Folgen, für ihre

Frauen und minderjährigen Kinder, die bei ihnen wohnen

und unter ihrer Gewalt stehen, unter Vorbehalt des Rück-

griffsrechtes gegen die Schuldigen, verantwortlich, inſofern

nachgewiesen wird, daß sie im betreffenden Falle das Auf-

sichtsrecht über die legtgenannten Personen nicht gehörig

gehandhabt haben.

V. Bezahlung.

Art. 35. Jeder Uebertreter oder Mitschuldige, welcher

die Geldbuße und Kosten nicht innerhalb der Frist von

zehn Tagen, von demjenigen seiner Unterziehung oder Ver-

urtheilung an gerechnet, bezahlt hat, wird von dem Agen-

ten der betheiligten Verwaltung aufgefordert, innerhalb

acht Tagen Bezahlung zu leisten.

Die Aufforderung wird brieflich gemacht und der Post

gegen Empfangschein übergeben. Die gleiche Aufforderung

ergeht gleichzeitig an allfällige Bürgen und an die be-

kannten Mitschuldigen.

Art. 26. Wenn die Geldbußen und Koſten binnen acht

Tagen nicht bezahlt werden , kann die Verwaltung zum

Verkauf der mit Beschlag belegten Gegenstände auf dem

Wege einer öffentlichen Steigerung schreiten.

Art. 27. Wenn der Urheber einer Uebertretung un-

bekannt geblieben ist, und nach vorhergegangener öffent-

licher Ausschreibung Niemand die mit Beschlag belegten Ge-

genstände gegen Bezahlung der Buße und Kosten anſpricht,



fiskalischer und polizeilicher Bundesgeseße. 95

können diese Gegenstände durch die Verwaltung vierzehn

Tage nach ihrer Ausschreibung öffentlich versteigert werden.

Die Steigerung kann jedoch noch früher angeordnet

werden, wenn die Gegenstände verderben oder wenn die

Unterhaltungskosten derselben zu hoch ansteigen.

Der reine Ertrag des Erlöses wird unter diejenigen,

welche ein Recht auf die Geldbuße haben, vertheilt.

VI. Strafumwandlung.

Art. 28. In allen Fällen , in welchen die Geldbuße

nur zum Theil oder gar nicht erhältlich ist, wird der Rest

derselben in Gefangenschaft oder öffentliche Arbeit ohne

Haft verwandelt, und zwar soll je ein Tag Gefangenschaft

oder öffentliche Arbeit vier Franken Buße gleich kommen.

Die Dauer dieser Gefangenschaft oder öffentlichen Arbei-

ten darf jedoch ein Jahr nicht überschreiten.

VII. Kosten.

Art. 29. Die Gefängnißkosten, sowie die Gerichts-

kosten, welche der Uebertreter nicht bezahlen kann, oder

zu welchen er nicht verurtheilt worden ist, werden durch

den Bund getragen.

VIII. Vollziehung.

Art. 30. Die ausgefällten Strafurtheile werden von

den Kantonalbehörden unter Aufsicht des Bundes vollzogen.

IX. Verschiedene Bestimmungen.

Art. 31. Ein von demBundesrathe zu erlassendes Reg-

lement wird die beſondern Bestimmungen für jeden der Ver-

waltungszweige, auf welche sich das gegenwärtige Gesetz

bezieht, vorschreiben, sowohl unter anderm bezüglich der Um-

stände, welche in die Protokolle und Berichte aufgenommen



96 Verfahren b. Uebertretungen fiskal. u . polizeil. Bundesgeseße.

werden müſſen, als auch bezüglich der nähern Bezeichnung

der Beamten, an welche jene eingesendet werden müſſen.

Art. 32. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung

des gegenwärtigen Gefeßes beauf.:agt.

Also beschlossen den 30. Juni 1849.

Der schweizerische Bundesrath ,

nachdem der Ständerath und der Nationalrath unter'm

30. Juni 1849 vorstehendes Gesez über das Verfahren

bei Uebertretungen fiskalischer und polizeilicher Bundes-

geseze erlassen haben, somit dasselbe zu einem Bundes-

gefeße erwachsen ist ,

beschließt:

1. Das erwähnte Geſeg tritt vom Tage seiner Be-

kanntmachung an in Kraft.

2. Dasselbe foll dem Bundesblatt einverleibt und

Behufs weiterer öffentlicher Bekanntmachung sämmtlichen

Kantonsregierungen mitgetheilt werden.

Bern, den 23. Juli 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft,

Schieß.
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Bundesgesetze

und

Vollziehun g s b e sch l üffe

betreffend das Postwesen.

Beschluß

der Bundesversammlung , betreffend die Ueber-

nahme der Posten für Rechnung der Eidge-

nossenschaft, vom 1. Jänner 1849 an.

Vom 28. Wintermonat 1848.

Die schweizerische Bundesversammlung,

in theilweiser Ausführung des Art. 33 der Bundesver=

faſſung,

beschließt:

1) Die Posten im ganzen Umfange der Schweiz wer-

den vom 1. Jänner 1849 an von der Eidgenossenschaft

übernommen.

2) Die in den Kantonen in der Poftverwaltung be-

stehenden geseglichen und üblichen Einrichtungen bleiben

einstweilen bis zur definitiven Regulirung des Postwesens

in Kraft, und die Behörden und Beamten haben bis da-

hin die nämlichen Rechte auszuüben und dieſelben Pflichten

zu erfüllen, die ihnen von den Kantonalbehörden über-

tragen worden find.

3) Der Bundesrath ist mit der Ausführung des gegen-

7
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wärtigen Beschlusses beauftragt. Zu diesem Zwecke wer-

den die Postverwaltungen der Kantone unter die Autorität

des Bundesrathes gestellt, und es hat der lettere über

allfällige Anstände in der Verwaltung, die sich während

des Provisoriums ergeben dürften , zu entscheiden. Im

Weitern ist der Bundesrath ermächtigt , sachbezüglich die-

jenigen Verbesserungen vorzunehmen, welche ohne Schwie-

rigkeit getroffen werden können, und welche insbesondere

geeignet sind, die Einführung eines gleichmäßigern Tarifs

zu erleichtern.

Bundesgesetz

über das Postregale.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft;

in Ausführung des Art. 33 der Bundesverfassung,

nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrathes,

beschließt:

Art. 1. Das Poftregale im ganzen Umfang der Eid-

genossenschaft steht dem Bunde zu,

Art. 2. Das Poftregale besteht in dem ausschließlichen

Rechte:

a. des Transportes von verschlossenen Briefen ;

b. des Transportes von andern verschlossenen Gegen-

ständen aller Art (Pakete, Gelder u. s. w.), wenn

fie nicht über 10 Pfund schwer sind ;

c. des regelmäßigen periodischen Transportes von Per-

sonen;

d. der Beförderung von Personen durch Ertraposten.
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Art. 3. Als Ausnahme von den im Art. 2 enthaltenen

Bestimmungen ist das Versenden und Vertragen von

Briefen, Paketen und Geldern gestattet :

a. wenn es als Sache bloßer Gefälligkeit , somit nicht

· gegen Bezahlung oder Belohnung erfolgt , und in-

sofern es nicht durch Personen geschieht , die sich aus

der Besorgung von Aufträgen und Kommiſſionen für

Drittleute oder aus der Besorgung und Bedienung

von periodischen Kursen zu Fuß oder wie immer ein

Gewerbe machen;

b. wenn es durch den Eigenthümer selbst , oder durch

eine von ihm hiezu besonders bestellte Person statt-

findet.

Art. 4. Für die regelmäßige periodische Beförderung

von Personen und deren Gepäck auf Eisenbahnen, Schiffen

oder Fuhrwerken , für Beförderung von Personen durch

Ertraposten, sowie für den Transport von Briefen , Pa-

keten, Geldern und Personen durch Boten, kann der Bun-

desrath aufbestimmte Zeit, gegen Entrichtung einer Gebühr,

besondere Konzessionen ertheilen.

Die Bedingungen, von denen die Konzeſſion abhängig

gemacht wird , sollen in dem darüber auszufertigenden

Patente genau bezeichnet werden.

Der Bundesrath kann die Konzession augenblicklich

zurückziehen , wenn der Inhaber die Bedingungen , unter

welchen sie ihm ertheilt worden ist , verlegt , oder sich

ſonſt eine Gefährde zu Schulden kommen läßt.

Art. 5. Da wo Eisenbahnen schon bestehen , oder wo

Konzessionen für den Bau von Eisenbahnen bereits ertheilt

find , tritt der Bund hinsichtlich des Transportes von Per-

sonen und Sachen in diejenigen Rechte, die sich die Kan-

tone vorbehalten haben.

96041
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Art. 6. Verlegungen des Postregals find mit einer

Buße von 1 Fr. bis 500 Fr. zu bestrafen. In Wieder-

holungsfällen kann die Buße bis auf 2000 Fr. erhöht

werden.

Der gleichen Strafe unterliegt auch die Ueberschreitung

der Konzession.

Art. 7. Die eidgenössischen Postbeamten und Bedien-

fteten, sowie die Polizeibehörden der Kantone, sind ver-

pflichtet, zur Entdeckung und Erhebung von Straffällen

thätig mitzuwirken. Die zuständige Kantonalbehörde soll

den unerlaubten Postbetrieb sofort einstellen und zwar nö-

thigenfalls durch Beschlagnahme der Transportmittel.

Art. 8. Die Postanstalt ist nicht verpflichtet ,

solche Gegenstände zur Beförderung zu übernehmen, die

a. leicht zerbrechlich , oder selbst bei ordentlicher Behand-

lung dem Verderben unterworfen sind ;

b. die schwer zu verpacken und zu besorgen sind ;

c. die wegen des großen Umfanges oder Gewichtes zum

Posttransport sich nicht eignen.

Art. 9. Es ist verboten , solche Gegenstände der

Post zur Beförderung zu übergeben , die während der

Fahrt leicht in Gährung oder Fäulniß übergehen , oder

solche , die sich entzünden oder Erplosionen verursachen

können, wie z. B. Schießpulver , Schießbaumwolle, Zünd-

hölzchen und andere gefährliche Gegenstände.

Wenn dennoch ein solcher Gegenstand unter Verheim-

lichung des Inhaltes aufgegeben wird , so ist der Aufgeber

für den Schaden verantwortlich und verfällt , ob Schaden

erfolgt sei oder nicht , in eine Buße von einem bis zwei-

hundert Franken , sofern nicht seine Handlung in ein

größeres Vergehen oder Verbrechen übergeht.
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Art. 10. Der Bund gewährleistet die Unverleg-

barkeit des Postgeheimnisses.

Das Postgeheimniß schließt die Pflicht in sich, keine der

Post anvertraute Gegenstände zu öffnen, ihrem Inhalt auf

keine Weise nachzuforschen , über den Verkehr der einzelnen

Personen unter sich keine Mittheilungen an Dritte zu machen

und Niemanden Gelegenheit zu geben , das Postgeheimniß

zu verlegen.

Art. 11. Beamte und Angestellte der Postverwaltung,

die ſich der Verlegung des Poſtgeheimniſſes ſchuldig machen,

begehen eine Dienstverleßung , die durch die zuständige

Postbehörde zu bestrafen ist , insoweit der Fall nicht durch

die Strafgesetzgebung betroffen wird.

Art. 12. Die Poſtanſtalt haftet für den Verlust oder

die Beschädigung der ihr mit Werthangabe anvertrauten

Gegenstände. Der eingeschriebene Werth gibt den Maß-

stab der Entschädigung , wenn nicht die Postanstalt beweisen

kann, daß der beschädigte Gegenſtand einen geringern Werth

gehabt hat.

Art. 13. Die Postverwaltung hat dem Aufgeber eine

Vergütung von zehn Franken zu leisten , wenn die Abgabe

eines eingeschriebenen (rekommandirten oder chargirten)

Briefes oder eines eingeschriebenen Schriftpaketes mit oder

ohneWerthangabe um mehr als einen Poſttag verspätet wird,

und von dreißig Franken, wenn ein solcher Brief oder ein

eingeschriebenes Schriftpaket ohne Werthangabe verloren

geht.

Die gleiche Vergütung von zehn Franken ist zu leisten,

wenn besonders rekommandirte Pakete oder Gelder um

mehr als zwei Posttage verspätet werden.
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Art. 14. Gegenüber den Reiſenden haftet die Poſt-

anſtalt für die persönliche Beſchädigung nur soweit es den'

Ersag der Verpflegungs- und Heilungskosten betrifft.

Der Bundesrath ist jedoch ermächtigt, weitergehende

Entschädigung zu leisten , wenn durch den Unglücksfall für

den Beschädigten oder seine Familie bedeutender Nachtheil

entstanden ist.

Hinsichtlich des Gepäckes , welches der Post übergeben

wird , ist die Poſtanſtalt ebenfalls haftbar , und es hat der

Bundesrath hierüber die nähern reglementarischen Vor-

schriften zu erlassen.

Art. 15. Die Entschädigungspflicht fällt weg :

a. wenn die Post freiwillig solche Gegenstände über-

nimmt, die sie nach Art. 8 nicht anzunehmen pflichtig

ist und dabei ausdrücklich die Verantwortlichkeit ab=

lehnt;

b. wenn der Schaden nicht von einem Postbeamten oder

Bediensteten verſchuldet worden , oder

c . außer dem schweizerischen Poſtgebiete entſtanden ist.

Im leztern Falle wird jedoch die Postverwaltung die

nöthigen Schritte thun , um dem Aufgeber bei der betref=

fenden auswärtigen Postverwaltung vertragsgemäß den

gebührenden Ersaß zu verſchaffen.

Art. 16. Für den Verlust oder die Verspätung nicht

eingeschriebener Briefe und solcher Gegenstände , die ohne

Werthangabe der Post aufgegeben werden , sowie für die

Verspätung von Personen und nicht besonders rekomman-

dirten Paketen und Geldern wird keine Entschädigung ge-

leistet.

Art. 17. Die Schadenersazklagen wegen verlorner oder

beschädigter Gegenstände , und diejenige wegen Nichtabgabe

oder Verspätung eingeschriebener Briefe und Schriftpakete
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oder besonders rekommandirter Pakete und Gelder, ver-

jähren binnen neunzig Tagen, wenn der Bestimmungsort

in Europa oder in den Küstenländern des mittelländischen

Meeres liegt, und binnen Jahresfrist , wenn derselbe in

andern Welttheilen sich befindet. Wer wegen persönlicher

Beschädigung (Art. 14) ein Forderungsrecht geltend machen

will, ist bei Verlust desselben verpflichtet, inner dreißig

Tagen der Postdirektion davon Kenntniß zu geben und das

Klagrecht inner neunzig Tagen geltend zu machen.

Beide Fristen werden vom Tage des Unfalls an be-

rechnet.

Art. 18. Forderungen anf Schadenersag wegen Werth-

gegenständen oder eingeschriebener Briefe und Schriftpakete

sind bei dem Postbüreau des Aufgabeortes , und Forde-

rungen wegen persönlicher Beschädigung bei der Post-

direktion , in deren Postkreis der Unfall begegnet ist , zu

gütlicher Erledigung anzubringen. Wird dort nicht ent=

sprochen , so ist die Klage bei dem zuständigen Richter

geltend zu machen.

Art. 19. In Fällen von Verantwortlichkeit hat die

Postverwaltung den Regreß auf den Fehlbaren.

Der schweizerische Bundesrath,

nachdem der Ständerath unter'm 24. Mai , der Natio-

nalrath unter'm 2. Brachmonat 1849 vorstehendes Gesez

über das Postregale erlassen hat, somit dasselbe zu einem

Bundesgesez erwachsen ist ,

beschließt:

1) Das erwähnte Gesez tritt vom Tage seiner Be-

kanntmachung an in Kraft.
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2) Dasselbe soll dem Bundesblatt einverleibt und

überdieß sämmtlichen Kantonsregierungen Behufs öffent-

licher Bekanntmachung mitgetheilt werden.

Bern, den 4. Brachmonat 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft,

Schieß.

Bundesgesetz

über die

Organisation der Postverwaltung.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

in weiterer Ausführung des Art. 33 der schweizerischen

Bundesverfassung , nach Einsicht des Vorschlages des Bun-

desrathes ,

beschließt:

Erster Abschnitt.

Eintheilung des Postgebietes.

Art. 1. Das schweizerische Postgebiet wird in nach-

stehende Postkreise eingetheilt :

I. Postkreis : Genf,

bestehend aus dem Kanton Genf und dem waadtländischen

Bezirke Nyon.
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II. Postkreis : Lausanne,

bestehend aus den Kantonen Freiburg , Waadt, mit

Ausnahme des Bezirkes Nyon , und Wallis,

III. Postkreis : Bern,

bestehend aus dem Kanton Bern, mit Ausschluß der den

Postkreisen IV. und V. zugeschiedenen Gebietstheile.

IV . Postkreis : Neuenburg ,

bestehend aus dem Kanton Neuenburg und dem auf

dem linken Ufer des Bielersee's und der Zihl gelegenen

Theile des Kantons Bern , mit Ausnahme des Amtsbe-

zirkes Laufen.

V. Postkreis : Basel,

bestehend aus dem Kanton Solothurn , mit Ausnahme

der dem VI. Postkreise zugetheilten Gemeinden ; aus den

Kantonen Basel- Stadt und Basel- Land, und aus

den auf dem linken Ufer der Aare liegenden Gemeinden

der bernerschen Amtsbezirke Wangen und Aarwangen ,

nebst dem Amtsbezirke Laufen.

VI. Postkreis : Aarau ,

bestehend aus dem Kanton Aargau und den auf dem

rechten Ufer der Aare liegenden Gemeinden des solothur-

nischen Amtes Olten.

VII. Postfreis : Luzern ,

bestehend aus den Kantonen Luzern, Uri, Unter-

walden ob und nid dem Wald, und den schwyzeri-

schen Bezirken Schwyz , Gersau und Küßnacht.

VIII. Postkreis : Zürich,

bestehend aus den Kantonen Zürich, Zug , Schaff-

hausen, Thurgau.
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IX. Postkreis : St. Gallen ,

bestehend aus dem Kanton St. Gallen , mit Ausnahme

des Bezirkes Sargans ; aus den ſchwyzerischen Bezirken

Einsiedeln , March und Höfe ; ferner aus den Kantonen.

Glarus und Appenzell beider Rhoden.

X. Postkreis : Chur,

bestehend aus dem Kanton Graubünden (mit Ausſchluß

des Hochgerichtes Miſor und Calanca) und aus dem St.

Gallischen Bezirke Sargans.

XI. Postkreis : Bellenz,

bestehend aus dem Kanton Tessin und dem graubünd-

nerischen Hochgerichte Misor und Calanca.

Zweiter Abschnitt.

Organisation der Behörden.

Art. 2. Die oberste vollziehende und leitende Behörde

ist der Bundesrath. Alle das Postwesen betreffenden

Maßregeln und Verfügungen gehen von ihm aus, ſoweit

sie nicht von ihm an untergeordnete Beamte übertragen

werden.

Art. 3. Er unterhandelt die Postverträge mit dem

Auslande , bezeichnet hiefür die Abgeordneten und ertheilt

ihnen die nöthigen Instruktionen. Die Gutheißung solcher

Verträge steht der Bundesversammlung zu. Diese kann

jedoch ausnahmsweise , in einzelnen Fällen , wenn besondere

Gründe es nothwendig erscheinen lassen , den Bundesrath

damit beauftragen.

Art. 4. Der Bundesrath errichtet Ertraposten , wo es

ihm angemessen erscheint, und erläßt die darauf bezüglichen

Reglemente.
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Er errichtet neue Fahr- und Botenkurse und hebt inner-

halb der Schranken der Bundesverfaſſung ſchon bestehende

auf.

Art. 5. Die Vorschläge zur Errichtung bleibender Be-

amtungen und zur Bestimmung ihrer Gehalte bringt er

zur Gutheißung an die Bundesversammlung.

Anstellungen von Bediensteten , vom Kondukteur ab-

wärts , oder provisorische Beamtungen , kann er von sich

aus einführen und deren Gehalte festsezen.

Art. 6. Ihm steht das Recht zu , die Postbeamteten

und Bediensteten zu wählen ; er kann aber dieses Recht,

so weit es untergeordnete Bedienstete vom Kondukteur ab-

wärts betrifft , an andere Behörden oder Beamte über-

tragen.

Art. 7. Die unmittelbare Oberaufsicht des gesammten

Postwesens steht dem Postdepartemente zu.

Dasselbe schlägt dem Bundesrathe zweckmäßig erschei-

nende Verfügungen in Poſtſachen vor , begutachtet die vom

Bundesrathe zu behandelnden Gegenstände , ſorgt für die

Vollziehung der in diesem Verwaltungszweige von den

Oberbehörden ausgegangenen Geſeße und Verfügungen,

und trifft selbst innerhalb der Schranken der ihm ange-

wiesenen Kompetenz die erforderlichen Anordnungen.

Art. 8. Unter dem Postdepartemente steht , zur Leitung

des gesammten Postwesens, ein Generalpoftdirektor.

Art. 9. Unter dem Generalpostdirektor steht in jedem

Kreise ein Postdirektor zur Leitung des Postwesens in seinem

Kreise.

Art. 10. Für Besorgung des Perſonentransportes für

die Auf- und Abgabe und die Beförderung der Postgegen-

ſtände find überall, wo das Bedürfniß es erfordert, Poſt-

büreaur und Postablagen zu errichten.
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Art. 11. Die Postbüreaur stehen , je nach ihrer Be-

deutung und der Anzahl des erforderlichen Perſonals,

unter der Leitung eines Postverwalters oder eines Post-

expeditors , die Postablagen unter einem Ablagehalter.

Dritter Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen über Wahl und

Entlassung, Befugnisse und Obliegenheiten.

der Postbeamten und Postbediensteten.

Art. 12. Alle Postbeamten werden auf eine Amts-

dauer von drei Jahren erwählt ; die Postbediensteten da-

gegen auf unbestimmte Zeit.

Ersegungen in der Zwischenzeit finden nur noch für

den Rest der Amtsdauer statt. Die erste Amtsdauer aller

Postbeamten geht mit dem 31. März 1852 zu Ende.

Art. 13. Der Bundesrath hat jederzeit das Recht,

einen Beamten durch motivirten Beschluß zu entlaſſen, wenn

der Gewählte sich als untüchtig erzeigt , oder wenn er sich

grober Fehler schuldig macht.

Der Chef des Poſtdepartements , der Generalpoſtdirektor

und die Postdirektoren sind auch ermächtigt, einen unter-

geordneten Beamten oder Bediensteten proviſoriſch in ſeinen

Verrichtungen einzustellen , unter sofortiger Anzeige an die

obere Behörde, der die endliche Verfügung zusteht.

Art. 14. Beamte und Bedienstete der Postverwaltung,

die absichtlich oder aus Fahrläßigkeit die ihnen obliegenden

Pflichten nicht gehörig erfüllen , können ohne richterliche

Dazwischenkunft mit einer Ordnungsbuße von 1 bis 50

Franken von dem Chef des Postdepartements , dem Ge-

neralpostdirektor und von den Kreispostdirektoren, von den

legtern aber nur sofern sie diesen untergeordnet sind , be=

straft werden.



Organisation der Postverwaltung. 109

Dem Bestraften steht der Rekurs an die Behörde oder

Stelle offen, welche derjenigen , die ihn bestraft, zunächst

übergeordnet ist. Ist aus einer solchen Dienstverlegung

Schaden entstanden , so haben sie überdieß für den Erfaß

zu haften.

Art. 15. Beamte und Bedienstete der Postverwaltung,

welche Gelder oder Werthgegenstände, die sie zur Beför-

derung oder zur Aufbewahrung erhalten, zu andern Zwecken

verwenden oder auch erstere nur mit ihrer Privatkasse ver-

mischen , find jedenfalls mit Ordnungsbußen von 10 bis

50 Franken oder mit Entlassung zu bestrafen. Ist das

Vergehen der Unterſchlagung vorhanden, so find sie über-

dieß an die Gerichte zu weisen. Gleicher Ahndung und

Strafe unterliegt derjenige Beamte , welcher amtliche

Kenntniß des obigen Dienſtvergehens hat, und hievon der

vorgesezten Behörde nicht sogleich Anzeige macht.

Art. 16. Die Postbeamten und Bediensteten , denen

Geld oder Werthgegenstände anvertraut werden, haben

Sicherheit zu leisten.

Art. 17. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung des

vorliegenden Gesezes beauftragt.

Uebergangsbestimmung.

Art. 18. Der Bundesrath ist bevollmächtigt, bis die neuen

Posteinrichtungen durchgeführt sein werden, der Generalpoſt-

direktion und den Kreispostdirektionen innerhalb der Schran-

ken der Büdgetkredite die zu guter Führung der Geschäfte

unentbehrlichen Beamten beizugeben.

Nach Ablauf der bezeichneten Zeit wird der Bundes-

rath die erforderlichen Vorschläge zur geseglichen Feststellung

dieser Beamtungen hinterbringen.
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Der schweizerische Bundesrath,

nachdem der Nationalrath unter'm 19. Mai 1849, der

Ständerath unter'm 25. gl. M. vorstehendes Gesez über

die Organiſation der Postverwaltung erlassen hat ,

dasselbe zu einem Bundesgeseß erwachsen ist,

beschließt:

ſomit

1) Das erwähnte Gesez tritt vom Tage seiner Be-

fanntmachung an in Kraft.

2) Dasselbe soll dem Bundesblatt einverleibt und über-

dieß sämmtlichen Kantonsregierungen Behufs öffentlicher

Bekanntmachung mitgetheilt werden.

Bern, den 4. Brachmonat 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident:

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.

Bundesgesetz

über die Posttaren.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft ,

in Vollziehung der Ziffer 2 des Artikels 33 der Bun-

desverfassung , nach welcher im Postwesen die Tarife im

ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft nach den gleichen,

möglichst billigen Grundsägen bestimmt werden sollen ;

nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrathes ;

beschließt :

Art. 1. Die Tare für den Transport von Briefen,

Schriftpaketen, Druckschriften und Waarenmustern im In-
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nern der Schweiz wird nach der Entfernung und nach dem

Gewicht bestimmt. Die Entfernung ist nach der kürzesten

Poststraße, die vom Aufgabspostbüreau bis zum Abgabs-

postbüreau führt , zu bemeſſen.

Art. 2. Diese Entfernung wird nach vier Brieffreiſen

berechnet.

Der erste Brieffreis geht bis auf 10 Stunden.

" zweite "/ von 10 bis 25 "/

dritte 25 40
"/ "/ "/

vierte "/ " über 40 "

Art. 3. Für Briefe ist die Tare nach folgendem Maß-

stab festgesezt : im ersten im zweiten im dritten im vierten

Brieffreis Brieffreis Briefkreis Briefkreis

Rappen: Nappen : Rappen : Nappen :Bis auf 1/2 Loth

einschließlich
5 10 15 20

von 1/2 bis 1 Loth 71/2
15 221/2

* 30

1"/ "
11/2 11 10 20 30 40

11/2
2

"/ "/ 121/2
25

371/2 50

"/ 2

4

4 15 30 45 60"/ "/

8 20 40 60 80" "/ "/

8 16 25 50 75 100"/

60 90 120
,,16 Loth bis 1 Pfund 30

Art. 4. In größern Orten , in welchen ein bedeuten-

der Briefwechsel stattfindet , kann der Bundesrath eine

Ortspost bewilligen , durch welche die frankirten Briefe

nach folgendem Tarife befördert werden :

bis auf 2 Loth einschließlich 2½ Rappen;

von 2 bis 4 Loth

4 8

5
"

10
!!

Unfrankirt unterliegen solche Briefe den gewöhnlichen

Taren.

Art. 5. Schriftpakete ohne Werthangabe, wie z. B.

Prozeßakten, Rechnungen, Assekuranzpapiere, Legitimations-
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schriften und andere Urkunden, insofern sie außer einem

allfälligen Begleitschreiben keine Briefe enthalten und das

Gewicht von einem Pfunde nicht überschreiten , werden

wie Briefe behandelt, unterliegen jedoch nur der Tare

gewöhnlicher Pakete , nämlich :

im ersten Brieffreis 10 Rappen ;

"/ zweiten
20

"/ "

dritten 30
" "/ "/

vierten 40
"I "/ "/

Der Einschluß von Briefen wird als Verlegung des

Postregals behandelt.

Art. 6. Für eingeschriebene Briefe oder Schriftpakete

ist die doppelte Tare zu bezahlen und sie sind bei der

Aufgabe zu franfiren.

Art. 7. Für Druckschriften , insofern sie außer der

Adresse nichts Geſchriebenes enthalten und daher behufs

der Prüfung unter Band aufzugeben und zugleich zu fran-

kiren sind , findet folgende Tarermäßigung ſtatt :

Bis auf 2 Loth

einschließlich

von 2 bis 4 Loth

"

4 8"/ "2

im ersten im zweiten im dritten im vierten

Briefkreis Briefkreis Briefkreis Brieffreis

Nappen: Rappen : Rappen : Nappen :

21/2 5 712 10

5 10 15 20

71/2
15 221/2

30

20 30 40
8Lothbis 1 Pfund 10

Ausnahmsweise sind jedoch die Zeitungen und perio-

dischen Blätter des Auslandes , für die nicht bereits die

geseglicheTransporttare bezahlt worden ist, von der Zwangs-

frankatur befreit.

Art. 8. Waarenmuster, die entweder allein oder mit

einem einfachen Briefe versendet werden , und als solche

leicht erkennbar sind , werden bis auf das Gewicht von
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einem Pfund wie Briefe behandelt , aber nach dem Tarif

der Pakete tarirt , nämlich :

im ersten Brieffreis 10 Rappen ;

zweiten

dritten

20
"1 "

30
"/ "/ "

vierten 40" "/

Da, wo besondere Industriezweige einen lebhaften Ver-

kehr mit kleinen Paketen erfordern , kann der Bundesrath

den Transportpreis für frankirte und nicht verschlossene

Pakete, welche höchstens 16 Loth schwer sind und keine

Werthangabe enthalten , für den ersten Brieffreis auf

5 Rappen ermäßigen.

Art. 9. Für Pakete und Geldsendungen wird im In-

nern der Schweiz für je 5 Wegstunden und von jedem

Pfund des Gewichts , oder bei Geldsendungen und andern

Werthstücken von je 50 Franken des Werthes , eine Trans-

portgebühr von 1 Rappen berechnet.

Die Entfernungen werden nach der kürzesten Poſtſtraße

von dem Aufgabspoſtbüreau bis zum Abgabspoſtbüreau

bemessen.

Der Bundesrath ist ermächtigt, die erforderlichen An-

ordnungen zu treffen, um bis zu einer bestimmten Summe

Baarzahlungen (envois à découvert) durch die Post be=

werkstelligen zu laſſen.

Art. 10. Zu dieser Transporttare wird auf jedes Post-

stück eine Einschreibgebühr von je 5 Rappen für jeden

Brieffreis hinzugerechnet.

Im ersten Brieffreis 5 Rappen ;

" zweiten 10
"

dritten 15
" " "

"/ vierten 20" "/

8
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Art. 11. Jeder Bruchtheil unter fünf Stunden wird.

für volle fünf Stunden , jeder Bruchtheil eines Pfundes

wird für ein ganzes Pfund und jeder kleinere Betrag als

fünfzig Franken für volle fünfzig Franken berechnet. Jeder

Bruchtheil unter fünf Rappen wird auf volle fünf Rappen

ergänzt.

Art. 12. Werthstücke werden in der Regel nach dem

Werthe , wenn sich aber nach dem Gewichte eine höhere

Tare ergibt, nach dem Gewichte tarirt.

Art. 13. Als niederste Gesammttare für ein Poststück,

die jedenfalls zu entrichten ist , wenn auch der Betrag

nach obiger Berechnung sich nicht so hoch beläuft , find

festgesezt :

für eine Entfernung bis auf 10 Stunden 10 Rappen.

"/ " von 10 bis 25 20
"

"/ "/ "25 40 30 "

" "/ "/ "/ über 40 40
"/ "

Art. 14. Für den Transport von Paketen und Geld-

sendungen auf Alpenpäſſen kann der ordentliche Tarif durch

eine angemessene Tare erhöht werden.

Art. 15. Für besonders rekommandirte Paket- und

Geldsendungen ist die doppelte Tare zu bezahlen und sie

find bei der Aufgabe zu frankiren.

Art. 16. Für Briefe , Schriftpakete, Druckschriften,

Waarenmuster, gewöhnliche Pakete und Geldsendungen,

welche von dem Auslande kommen , oder dahin abgehen,

hat der Bundesrath die Taren je nach den bestehenden

Verträgen besonders festzusehen.

Art. 17. Für Zeitungen und andere periodische Blätter

der Schweiz, welche abonnementsweise bezogen werden

und zugleich zu frankiren sind , findet folgende Tarermäßi-

gung statt:
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a. für die ganze Schweiz 1/2 Rappen per Exemplar bis

und mit 1 Loth schwer;

b. für die ganze Schweiz 1 Rappen per Eremplar über

1 Loth schwer.

Das Ungerade ist bis auf je einen vollen Bazen zu er-

gänzen und als niederste Transporttare für das Abonne-

ment eines Jahres find 5 Bazen festgesezt.

Art. 18. Der Bundesrath ist ermächtigt, die Transport-

tare für die nach der Schweiz bestimmten fremden Zei-

tungen und periodischen Blätter , sowie für die nach dem

Auslande gehenden schweizerischen Zeitungen und periodi-

schen Blätter festzusehen.

Art. 19. Wenn die Post zugleich mit der Beförderung

auch das Abonnement besorgt, so hat sie für inländische

Blätter eine Gebühr von einem Bagen , für ausländische

von zwei Bazen zu beziehen , ohne Unterschied , ob das

Abonnement für ein ganzes , halbes , oder nur für ein

Vierteljahr besorgt werde.

Art. 20. Für den Personentransport im Innern der

Schweiz find folgende Taren für jede Wegstunde festgeseßt:

für einen Plaß im Coupé

für einen Plag im Innern oder auf den

Außensigen

BB. 52;

" 41/2.

Wo die Frequenz oder andere besondere Verhält-

niſſe es erfordern , kann der Preis der Pläge ermäßigt

werden.

Art. 21. Auf Alpenpässen hat der Reisende für jede

Wegstunde zu bezahlen :

für einen Plag im Coupé .

für einenPlag im Innern oder auf denAußen-

figen

BB. 7;

6."

Art. 22. Bezüglich des Gepäcks der Reisenden wird

der Bundesrath das Nöthige festſegen.



116 Postwesen.

Art. 23. In denjenigen Kantonen , in welchen der

Schweizerfrankenfuß nicht üblich ist , hat der Bundesrath

bis zur Einführung eines allgemeinen Münzfußes zu be-

ſtimmen , auf welche Weise die Reduktion der allgemeinen

Tarife stattfinden soll.

Art. 24. Die Scheine , die im Postverkehr von den

Postbüreaur auszustellen find , dürfen dem Stempel nicht

unterworfen werden.

Art. 25. Von Entrichtung des Porto's für Briefe,

Schriftpakete und Druckschriften unter Band find befreit :

a. die Mitglieder der Bundesversammlung während der

Dauer der Sigungen, wenn sie am Bundesfiße sich

befinden;

b. die Behörden unter einander , jedoch nur in Amts-

sachen;

c. die Kantone für ihre amtlichen Blätter;

d . das im eidgenössischen und Kantonaldienste stehende

Militär.

Diese Begünstigung wird auch auf die Geldsendungen

ausgedehnt, wenn das Geld an eidgenössische Behörden

geht oder von denselben versendet wird , sowie auf die

Gelder, die von Behörden an Arme oder Armenanſtalten

versendet werden.

Art. 26. Die spezielle Bezeichnung der Behörden,

welche die Portofreiheit genießen , und die Weise , wie die

Portofreih eit ausgeübt und wie dem Mißbrauch vorgebeugt

werden soll, ist durch eine besondere Verordnung näher

zu bestimmen.

Art. 27. Dieses Gesetz tritt, soweit es die Zeitungen

und periodischen Blätter betrifft , mit dem ersten Heumonat

1849 , in Betreff der übrigen Beſtimmungen mit dem erſten

Oktober 1849 in Kraft.
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Der schweizerische Bundesrath,

nachdem der Nationalrath unter❜m 2. Brachmonat 1849,

der Ständerath unter'm 4. gl. M. vorſtehendes Geſeg über

die Posttaren erlassen hat, somit dasselbe zu einem Bun-

desgeseze erwachsen ist,

beschließt:

Das erwähnte Gesez soll dem Bundesblatt einverleibt

und überdieß sämmtlichen Kantonsregierungen Behufs öf-

fentlicher Bekanntmachung mitgetheilt werden.

Bern, den 8. Brachmonat 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Vollziehungsverordnung,

betreffend die

Art. 17, 18 und 19 des Bundesgesezes vom 4. Juni

1849 über die Posttaren für die Zeitungen.

Vom 13. Brachmonat 1849.

Der Bundesrath der schweizerischen Eidge-

nossenschaft,

in Vollziehung der Art. 17 , 18 und 19 des Geſeßes

vom 4. Juni 1849 über die Transport- und Abonne-

mentstaren der Zeitungen und anderer periodischen Blätter,

welche Artikel mit dem 1. Juli in Kraft treten sollen,

verordnet :

Art. 1. Für den Transport der Zeitungen und an-

derer periodischer Blätter der Schweiz und des Auslandes

durch die ganze Schweiz und für deren Ablieferung an die

Abonnenten in der Schweiz oder an das nächste Postamt

des Auslandes hat die Poſtånstalt folgende Transporttare

zu beziehen :

" " "/

Für jedes Eremplar bis auf 1 Loth 1/2 Rappen.

über 1 Loth schwer 1 Rappen.

Art. 2. Bruchtheile unter einem Bazen, die sich bei

Berechnung dieser Transporttare für ein ganzes, für ein

halbes oder für ein Vierteljahr ergeben, werden bis auf

einen Bagen ergänzt.

Art. 3. Bei Zeitungen und andern periodiſchen Blät-

tern, deren Transporttare für ein ganzes Jahr auf das

Minimum von 5 Bazen erhöht werden muß, sind für ein

halbes Jahr 25 Rappen und für ein Vierteljahr 12¼½ Rap-

pen zu beziehen.
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Art. 4. Das Abonnement kann entweder beim Ver-

leger oder bei dem Poſtbüreau bestellt werden. Wenn die

Poſt das Abonnement besorgt , so hat sie , außer der Trans-

porttare, für inländische (schweizerische ) Blätter einen

Bagen, für ausländische zwei Bazen Abonnementsgebühr

zu bezichen , ohne Unterschied , ob das Abonnement für ein

ganzes , halbes oder Vierteljahr besorgt wird.

Art. 5. Werden von dem Verleger gesöndert von

der ordentlichen Lieferung Ertrablätter versendet , so

hat er der Post bei Sendungen bis auf 1 Loth 1/2 Rap-

pen, und bei Sendungen , die schwerer sind , 1 Rappen

zu vergüten.

Art. 6. Wenn Beilagen oder Ertrablätter das Ge-

wicht von 2 Loth übersteigen , so werden sie nach den ge=

wöhnlichen Vorschriften für Druckschriften unter Band

behandelt. Den Eremplaren darf nichts Geschriebenes bei-

gelegt werden.

Art. 7. Die Transporttare , und wenn die Poſt das

Abonnement besorgt, auch die Abonnementsgebühr , sowie

der Preis des Abonnements , ist in allen Fällen zum Vor-

aus baar zu entrichten.

Art. 8. Da wo der Schweizerfrankenfuß nicht üblich

ist, werden bei Berechnung der Transporttaren

150 Rappen für einen Reichsgulden,

70
" französischen Franken, und

50
" " eine lira milanese gerechnet.

Art. 9. Wenn die Post bei Bestellungen oder Rekla-

mationen an ausländische Postbüreaur Auslagen zu ent-

richten hat, so sind diese der Poſtanſtalt zu vergüten.

Für die Korrespondenz dagegen , die in Abonnements-

sachen zwischen den Postbüreaur und den Abonnenten

øder den Verlegern stattfindet, wird kein Porto berechnet.
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Art. 10. (Aufgehoben durch Beschluß des Bundesrathes vom

29. Juni 1849.)

Art. 11. Die der Post zu übergebenden Eremplare

find vom Verleger nach Anleitung der Postbüreaur nach

den verschiedenen Abonnementsbüreaur in gefönderte Pa=

fete unter Band zu legen. Bei jeder Lieferung ist die

Zahl der Exemplare anzugeben und durch die Postbüreaur

zu verifiziren.

Art. 12. Mit Besorgung des Abonnements übernimmt

die Postanstalt keine Verantwortlichkeit für die richtige

Ablieferung der Blätter durch die Verleger und kann auch

zu keiner Rückvergütung der bezogenen Gelder für das

Abonnement , für den Transport und die Besorgung des

Abonnements angehalten werden.

Art. 13. Tausch- und andere Gratisblätter unterlie=

gen ebenfalls der geseglichen Transporttare, welche gleich

wie bei andern Bestellungen zum Voraus zu bezahlen ist.

Art. 14. Auf kürzere Zeit , als auf ein Vierteljahr,

wird in der Regel kein Abonnement angenommen.

Art. 15. Für die amtlichen Blätter genießen die Kan-

tone die Portofreiheit.

Art. 16. Die Poſtbüreaur find angewiesen , nach Ab-

fluß eines jeden Quartals ihre Rechnungen mit den Ver-

legern unverzüglich abzuschließen.

Art. 17. Gegenwärtige Verordnung ist in das Bun-

desblatt einzurücken und den Kantonen zur Bekanntmachung

durch ihre amtlichen Blätter mitzutheilen.
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Postvertrag zwiſchen der Schweiz

und Oesterreich.

(Vom 2. Heumonat 1849.)

Nachdem die Auswechslung der gegenseitigen Ratifi-

kationen des am 6. Juni 1847 durch k. k. österreichische

Kommissäre und Bevollmächtigte schweizerischer Kantone

zu Wien unterzeichneten Schlußprotokolls der zur Regu-

lirung der Postverhältnisse zwischen dem österreichischen

Kaiserstaate und den Kantonen der schweizerischen Eid-

genossenschaft gepflogenen Verhandlungen , sowie der

darauf sich ſtüßenden besondern Postverträge zwischen

Desterreich und den einzelnen Kantonen der Schweiz

durch verschiedene Umstände verzögert worden , mittler-

weile aber einerseits die oberste Leitung der österreichi-

schen Postanstalt durch das k . k . Ministerium für Handel,

Gewerbe und öffentliche Bauten übernommen worden,

anderseits die Verwaltung sämmtlicher schweizerischer

Posten in die Hände der eidgenössischen Bundesbehörde

übergegangen ist , so haben die beidseitigen Regierungen,

in der Absicht, die durch das vorgedachte Schlußprotokoll

festgesezten Bestimmungen zur Ausführung zu bringen,

zugleich sie aber den jezigen Verhältnissen anzupassen,

Kommissäre ernannt , und zwar :

die kaiserlich- königliche Regierung ,

den Herrn Auguſt Freiherrn von Odelga ,

Inhaber des Ottomanischen Verdienstordens , Sr. f. f.

apostol. Maj. Legationsrath und Geschäftsträger bei der

Regierung der schweizerischen Eidgenossenschaft , und
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die schweizerische Eidgenossenschaft ,

den Herrn Benedikt La Roche- Stehelin , General-

poſtdirektor der Schweiz ,

welche Kommissäre nach erfolgter Mittheilung der in ge-

höriger Form ausgefertigt befundenen Vollmachten nach-

folgenden allgemeinen

Postvertrag

zwischen dem österreichischen Kaiserstaate und der

schweizerischen Eidgenossenschaft , mit Vorbehalt

höchſter Ratifikation, abgeſchloſſen haben , durch welchen

die vorgedachten beſondern , im Juni 1847 abgeschlossenen

Postverträge zwischen Oesterreich und den einzelnen Kan-

tonen der Schweiz aufgehoben werden .

I.

Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Zwischen der k. k. öſterreichischen Poſtanſtalt

und der Postanstalt der schweizerischen Eidgenossenschaft

sollenzur gegenseitigen Uebermittelung derKorrespondenzen

und andern Sendungen, sowie wegen Beförderung von

Reisenden regelmäßige Postverbindungen unterhalten

werden , und zwar :

a. unmittelbare :

von der Seite Vorarlbergs ,

in der Richtung von Bregenz und Rheineck, Feldkirch,

St. Gallen , dann Feldkirch und Wattwyl , endlich Feld-

kirch und Chur ;

von der Seite der Lombardie :

in der Nichtung von Mailand, Como und Chiasso, von

Mailand, Chiavenna und Chur , dann Chiavenna, Ca

ſtaſegna und Samaden ;
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b. mittelbare :

zwischen der Lombardie und den Kantonen Genf, Waadt

und Wallis vermittelst der königlich-ſardinischen Poſt-

anſtalt.

Art. 2. Die Postkurse, welche zur unmittelbaren

Auslieferung der Korrespondenzen und andern Sendun-

gen zu dienen haben , werden im Einverständnisse zwi=

schen der k. k. österreichischen Postverwaltung und der

schweizerischen Generalpoſtdirektion gegenseitig so ein-

geleitet und unterhalten , daß die möglichst schnelle und

verläßlichste Beförderung derselben vom Aufgabsorte bis

zu jenem der Bestimmung erzielt wird.

Einstweilen werden die dermalen bestehenden Kurs-

einrichtungen gegenseitig unverändert fortbestehen .

Art. 3. Diegegenwärtig angeordnetenKorrespondenz-

instradirungen und gegenseitigen Briefpaketschlüsse zwi-

schen Oesterreich und der Schweiz werden , insoweit sie

den gegenwärtigen Verhältnissen entsprechen, beibehalten.

Es wird jedoch den beidseitigen Postverwaltungen vor-

behalten, Behufs größtmöglicher Beschleunigung der ge=

genseitigen Briefsendungen und anderer, den Korrespon-

denten zu gewährenden Vortheile , jeweilen diejenigen

Veränderungen in der Instradirung der Korrespondenzen,

sowie in der Anordnung der unmittelbaren Briefpaket-

schlüsse zu treffen, die zu Erreichung dieses Zweckes am

geeignetsten erscheinen.

Art. 4. Als Orte, in welchen die unmittelbare

Auslieferung der Briefpakete und anderer Sendungen

zwischen der Postanstalt Oesterreichs und jener der

schweizerischen Eidgenossenschaft stattfinden soll , werden,

mit Vorbehalt künftiger , im Einvernehmen beider Poſt-

anſtalten zu treffender Aenderungen, beſtimmt :
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auf österreichischem Gebiete :

Bregenz , Feldkirch und Chiavenna ;

auf schweizerischem Gebiete :

Chur , Rheineck und Chiasso .

Die Auslieferungsorte für die durch die mittel-

baren Postverbindungen zu besorgenden Korrespons

denzen werden im Einverständnisse zwischen der k. k.

österreichischen, der k. sardinischen und der schweizerischen

Postverwaltung festgesezt werden.

Art. 5. Die k. k. österreichische Postverwaltung

und diejenige der schweizerischen Eidgenossenschaft ge=

ſtatten , im Intereſſe des korrespondirenden Publikums,

die Versendung von Briefen mit Rekommandation ; es

wird jedoch allseitig festgesezt, daß auf denselben eine

Werthangabe nicht enthalten sein dürfe , und für den

Inhalt durchaus nicht eine Ersaßpflicht , sondern nur

die Verbindlichkeit zur verläßlichen Versendung und

Nachweisung der richtigen Bestellung , sowie zur Ver-

gütung von zwanzig Gulden Konventionsmünze ,

Wiener-Währung , auf sich genommen wird, wenn der

Brief aus Schuld eines Postbedienſteten in Verlust ge-

räth und die Reklamation innerhalb dreier Monate , vom

Tage der Aufgabe gerechnet , eingebracht wird.

II.

Internationale Korrespondenz.

Art. 6. Die Korrespondenzen aus den österreichi-

schen Staaten, dem Fürstenthum Liechtenstein

und Belgrad in Serbien nach der Schweiz, sowie

jene aus der Schweiz nach den österreichischen

Staaten , dem Fürstenthum Liechtenstein und

Belgrad , können

a. entweder ohue Entrichtung des Porto aufgegeben
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werden, mit Ausnahme der im Art. 14 angegebenen

Fälle, oder

b. sie sind bis zum Bestimmungsorte zu frankiren.

Im ersten Falle hat der Empfänger die entfallende

Tare zu entrichten , wogegen im zweiten Falle die Briefe

dem Adressaten portofrei zugestellt werden sollen.

Art. 7. Für die im Art. 6 erwähnten wechselseiti-

gen Korrespondenzen wird eine gemeinschaftliche

Portotare in drei Abstufungen , nämlich :

a. für die Entfernung bis einschließlich fünf Meilen

mit drei Kreuzern Konventionsmünze, Wiener-

Währung (respektive zehn Rappen Schweizer-Wäh-

rung) ;

b. für die Entfernung von fünf bis einschließlich

zehn Meilen, sechs Kreuzer Konventionsmünze,

Wiener-Währung (resp . zwanzig Nappen Schweizer-

Währung) ;

c. für alle Entfernungen über zehn Meilen , mit

zwölf Kreuzern Konventionsmünze (respektive

vierzig Rappen Schweizer-Währung)

für den einfachen Brief feſtgeſeßt, welche Tare, in Kreu-

zern ausgedrückt, gegenseitig vom versendenden Poſtamte

auf den Briefen zu verzeichnen ist , und zwar auf der

Adreßseite, wenn dieselbe vom Adressaten zu bezahlen ist,

auf der Siegelseite hingegen , wenn sie vom Aufgeber

vorausbezahlt wurde. Es darf über diese Taren (all-

fällige geringe Zustellungsgebühren ausgenommen) keine

andere Gebühr eingehoben werden. Im gegenseitigen

Einverständnisse sollen jedoch die gedachten Rayons auch

erweitert werden können.

Art. 8. Das Erträgniß aus den gemeinschaftlichen

Portotaren von drei, sechs und zwölf Kreuzern ist von

der österreichischen und der schweizerischen Postverwaltung
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je zur Hälfte zu beziehen , so daß der österreichischen

sowohl als schweizerischen Postkasse vom einfachen Briefe

anderthalb, beziehungsweise drei oder sechs Kreuzer, zu

gut gerechnet werden sollen.

Art. 9. Bezüglich derjenigen Korrespondenz aus

Desterreich nach den füdwestlichen Kantonen der Schweiz,

und umgekehrt , welche über Sardinien gesendet wird,

wird das an die königlich-sardinische Postkasse zu ents

richtende Transitoporto vorläufig gemeinschaftlich und zu

gleichen Theilen von der österreichischen und der schwei-

zerischen Postkasse bestritten werden, in welcher Beziehung

sich die österreichische Postverwaltung mit jener Sardiniens

in's Einvernehmen sehen wird.

Doch bleibt es den beiden Postverwaltungen vorbe-

halten, in der Folge sich hinsichtlich jenes Portozuſchlages

einzuverstehen , welchen etwa zur Kompenſation der an

Sardinien zu bezahlenden Tranſitgebühr von den Korre-

spondenten einzuheben für angemessen erachtet würde.

Art. 10. Die im Wechselverkehre zwischen Oesterreich

und der Schweiz vorkommenden rekommandirten Briefe

sind, was die Entrichtung des Porto betrifft , gleich den

gewöhnlichen Briefen zu behandeln, und hat jede Post-

adminiſtration, durch deren Organe die Aufnahme und

Bestellung erfolgt , die bei ihr geseßlich bestehenden Re-

kommandations- und Rezepisfengebühren für eigene Rech-

nung zu bezichen.

Art. 11. Die Entfernungen vom Postorte der Auf-

gabe bis zu jenem der Abgabe der Briefe in den öster-

reichischen Staaten und in der schweizerischen Eidgenossen-

schaft werden, ohne Rücksicht auf die Landesgrenze, in

gerader Linie , nach geographischen Meilen (fünfzehn

auf einen Aequatorsgrad) berechnet.
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Die f. f. österreichische Postverwaltung wird, wiebald

ihr die Postorte in den Desterreich nahe liegenden Kan-

tonen St. Gallen, Zürich, Glarus, Thurgau, Appenzell,

Tessin, Graubünden, Schwyz und Uri bekannt gegeben

ſein werden, die nöthigen Vermessungen vornehmen, dann

das Verzeichniß entwerfen und mittheilen lassen, aus dem

entnommen werden kann , zwischen welchen Postorten in

Desterreich und in der Schweiz die Korrespondenz nach

den zwei ersten Portosäßen von drei und sechs Kreuzern

zu tariren sein wird.

Art. 12. Das Gewicht des mit der einfachen Tare

zu belegenden Briefes wird bis zu einem halben Loth ein-

schließig (Wienergewichts) festgesezt ; für die dieſes Gewicht

übersteigenden Sendungen kommen die Gebühren nach der

anliegenden Tar- und Gewichtsprogreſſionstabelle einzu-

heben.

Art. 13. Bezüglich der Portoermäßigung für Druck-

sachen und Mustersendungen wird Folgendes festgesezt :

a. Für Zeitungen , Journale, Broschüren , dann ge-

druckte Preiscourante , Muſikalien und Kataloge,

welche so verpackt zur Aufgabe gebracht werden, daß

die Beschränkung der Sendungen auf diesen Inhalt

sichtbar bleibt, ist nur der vierte Theil der Brief-

portogebühr, in keinem Falle aber weniger als ein

Kreuzer ConventionsmünzeWienerwährung zu ent-

richten ; jedoch dürfen derlei Sendungen außer der

Adresse nichts Geschriebenes erhalten.

b. Für Waarenmuster, welche Briefen kennbar beige-

schlossen oder denselben angehängt werden, ist gleich-

falls nur der vierte Theil der tarifmäßigen Porto-

gebühr, in keinem Falle aber weniger als einKreuzer

Conventionsmünze Wienerwährung einzuheben .
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Wiegt der begleitende Brief mehr als für den

einfach zu tarirenden Brief festgesezt ist, so kommt

für das Mehrgewicht das volle Briefporto einzu-

heben.

Art. 14. Hinsichtlich der portofreien Behandlung von

Korrespondenzen und bezüglich der in Art. 6 vorbehaltenen

Ausnahme von der Befugniß zur Versendung der Kor-

respondenzen ohne Portoentrichtung, wird Nachstehendes

bestimmt :

1) Die Schreiben in reinen Staatsdienstangelegenheiten

von Behörden und Stellen und deren Vorständen in den

österreichischen Staaten an Behörden und Stellen und

deren Vorstände in der schweizerischen Eidgenossenschaft

und umgekehrt, sind, wenn sie mit „Dienst-,“ oder „Re-

gierungssachen,“ oder „ex officio“ bezeichnet und mit

dem Amtssiegel verschlossen sind , auf beiden Gebieten

portofrei zu befördern und iſt ſonach auch keine Porto-

gebühr bei der Auslieferung in Anſaß zu bringen .

2) Sollten die unter 1. erwähnten Schreiben an solche

Behörden und deren Vorstände gerichtet sein , welche in

dem Staate, wohin sie gerichtet sind, nach den dortlands

bestehenden Gesezen die Portofreiheit nicht genießen, so

darf die Poſtanſtalt, welche die Züſtellung dieſer Schreiben

zu besorgen hat, die Hälfte des gemeinschaftlichen Porto

für sich erheben lassen.

3) Schreiben von Privaten aus der Schweiz an Ihre

Majestäten, den Kaiser und die Kaiſerin von Oesterreich,

an sämmtliche Mitglieder des allerdurchlauchigſten Kaiser-

hauses, dann an Behörden und Stellen in Oesterreich,

dann jene von Privaten aus Oesterreich an Behörden

und Stellen in der Schweiz müssen von den Auf-

gebern durch Entrichtung der vollen Portogebühr fran-

kirt werden.
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4) Für Drucksachen unter Kreuzband verſendet, dann

für Waarenproben, deren im Art. 13 Erwähnung geschieht,

haben die Aufgeber die Portogebühren bis zum Beſtim-

mungsorte zu entrichten.

Art. 15. Hinsichtlich der unbestellbaren Briefe aus

dem Wechselverkehr zwischen Oesterreich und der Schweiz

wird Folgendes festgesezt :

1) Die unanbringlichen Briefe sollen gegenseitig, in-

sofern sie sogleich als unbestellbar erkannt werden, irrig

instradirt oder rekommandirt ſind , ohne Verzug, die übri-

gen längstens in vier Wochen , die mit poste restante

bezeichneten Briefe aber spätestens nach Verlauf eines

Vierteljahres zurückgesendet werden.

2) Auf jedem solchen Briefe muß die Ursache der

Zurücksendung angemerkt und derselbe in unverlegtem,

versiegeltem Zustande, fonach uncröffnet, zurückgesendet

werden ; eine Ausnahme hievon ſoll nur hinsichtlich der

Briefe mit fremdem Lottolosen statt finden , welche auch

geöffnet zurückgesendet werden dürfen.

3) Für die Zurücksendung der unanbringlichen

Briefe wird eine besondere Gebühr nicht in Anspruch

genommen ; nur in dem Falle, als derlei Briefe bei der

ersten Sendung bloß mit der Tare nach der ersten oder

zweiten Stufe frankirt oder mit Porto zugerechnet worden

wären, kommt für jene Briefe, welche dem Adreſſaten

wegen Abreise aus Desterreich nach der Schweiz , oder

umgekehrt, aus dem Orte des einen Postbezirkes nach

cinem Orte des andern, nachgesendet werden müſſen, ein

Nachtragsporto von drei , sechs oder neun Kreuzern , je

nachdem sich bei der zweiten Versendung die Entfernung

ergibt, zu Gunsten der bestellenden Postanstalt einzu-

heben.

9
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4) Die Retourbriefe und die darauf haftenden Porto-

gebühren sind in den Korrespondenzkarten abgesondert aus-

zuweisen, damit der hiefür entfallende Portobetrag bei der

periodischen Abrechnung und Ausgleichung in Anschlag ge-

bracht werden kann.

5) Die in Desterreich oder in der Schweiz aufgege

benen und als unanbringlich wieder dahin zurückgelan-

genden Briefe sind nach den für die österreichische und

anderseits schweizerische Postverwaltung bestehenden Vor-

schriften zu behandeln.

III.

Transitirende Korrespondenz.

Art. 16. Die t. t. österreichische Postverwaltung ist

berechtigt, aufden von der schweizerischen Eidgenossenschaft

zu unterhaltenden Postkursen verschlossene Felleisen und

Packete mitKorrespondenzen, Zeitungen und Drucksachen

an die Postämter Frankreichs und Deutſchlands zu senden

und solche von dieſen ebenso zu beziehen ; derselben bleibt

die Wahl der Kurse, auf welchen diese Packete versendet

werden sollen, freigestellt, sowie die Verfügung , ob sie,

dann wie lange und in welchem Maße von dieser Transit-

berechtigung Gebrauch machen will ; dieselbe ist jedoch ver-

bunden, für den Fall, als sie in diesen Beziehungen eine

Aenderung vorzunehmen gesonnen wäre, der schweizeri-

schen Generalpostdirektion davon vorläufige Mittheilung.

zu machen.

Art. 17. Die Poſtkurse in der Schweiz, welche derzeit

zur Beförderung der im vorhergehenden Artikel erwähnten

Felleisen und Packete benuzt werden , find folgende::

1) Der Postkurs zwischen Chiasso und Baſel über den

St. Gotthard und Luzern zur Beförderung der Briefpackete
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von Mailand nach Paris und St. Louis (nunmehrBasel),

Frankfurt und dem GroßherzogthumBaden, (ausschließlich

Konstanz) und umgekehrt, in verschlossenen Felleisen und

Packeten.

2) Jener zwischen Feldkirch und Basel über St. Gallen

und Zürich zur Beförderung der Briefpackete von Wien

und Feldkirch nach Paris, dann von Feldkirch nach St.

Louis und vice versa in verschlossenen Felleisen.

3) Jener zwischen Chiavenna und Konstanz über

Chur und St. Gallen für die Packete von Mailand und

Chiavenna nach Konstanz und umgekehrt.

4) Jener zwischen Feldkirch und Konstanz über St.

Gallen , dann

5) Zwischen Bregenz , Frankfurt und Konstanz für

die zwischen diesen drei Aemtern zu wechselnden Packete.

6) Der Postkurs zwischen Mailand und Lindau durch

Graubünden, wobei jener zwischen Chur und Chiavenna

auf Rechnung der schweizerischen Postverwaltung unter

halten wird, für die Packete von Mailand nach München,

Augsburg, Lindau, Ravensburg , Stuttgart, Berlin,

Halle und Köln und umgekehrt.

7) Jener zwischen . Chiasso und Schaffhausen über

Altdorf, Luzern und Zürich.

8) Jener zwischen Feldkirch und Schaffhausen über

St. Gallen.

Art. 18. Der Generalpostdirektion der schweizerischen

Eidgenossenschaft werden für die Benuzung ihrer Kurse

zu dem durch den Art. 16 gestatteten Transit österreichi-

scher Briefpackete folgende, in Konventionsmünze, Wie-

nerwährung , bemessene, aus der k. k. österreichischen

Postkasse zu bezahlende Gebühren für das Nettogewicht

der Packete (Wienergewicht) vergütet :
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a. Bezüglich der im Art. 17 unter 1 , 2 und 7 er:

wähnten Routen die gleichmäßige Gebühr von

zehn Kreuzern für ein Loth.

b. Hinsichtlich der unter 3 aufgeführten Straße sie-

ben Kreuzer für ein Loth.

c. Bezüglich der unter 4 angegebenen Route vier

Kreuzer für ein Loth.

d. Bezüglich der unter 5 und 8 erwähnten Routen

vier Kreuzer für ein Loth.

e. Bezüglich der Benußung der Route zwiſchen Chia-

venna und Feldkirch über Chur zur Versendung der

im Art. 17 unter 6 erwähnten österreichischen Brief-

packete zwei Kreuzer für ein Loth , wogegen an

die österreichische Poſtanſtalt für das Packet von

Lindau nach Chur auch nur die gleichmäßige Ge-

bühr von zwei Kreuzern per Loth statt der bis-

herigen drei Kreuzer zu entrichten ſein wird.

Für Waarenproben und Drucksendungen unter

Kreuzband ist der dritte Theil des für das Netto-

gewicht der Briefe beſtimmten Tarſages, und für die

Zeitungen und Journale , welche in den österreichi-

schen-französischen Packeten versendet werden , nur

ein Kreuzer für ein Loth zu entrichten.

Art. 19. Gegenseitig ist die schweizerische Postver-

waltung berechtigt , auf den von der k. k. österreichischen

Postanstalt zu unterhaltenden Postkürfen verschlossene

Felleisen und Packete mit Korrespondenzen, Zeitungen

und Drucksachen an die Poſtämter derjenigen Staaten,

für welche das österreichische Postgebiet benußt wird, zu

senden und solche von diesen ebenso zu beziehen, und es

bleiben derselben die gleichen Bestimmungen zugesichert,

welche der Art. 16 des gegenwärtigen Vertrages der
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1. f. österreichischen Postverwaltung in Beziehung auf

die Transitberechtigung durch die Schweiz enthält.

Art. 20. Für die wegen Unanbringlichkeit zurück-

zusendenden , in den transitirten Packeten enthalten · ge-

wesenen Briefe , Muster und Druckwerke wird die nach

den Tranſitopreiſen entfallende Gebühr in Abzug gebracht

werden und es wird auch für die monatlich oder viertel-

jährlich vorzunehmende Zurücksendung der gedachten Ge-

genstände eine Tranſitgebühr nicht zu vergüten ſein.

Ferner wird der unentgeldliche Tranſit der Korrespon-

denz der k. k. österreichischen Postverwaltung und östereichi-

schen Postämter mit den Poſtadminiſtrationen und Post-

ämtern von Frankreich und Deutschland in Poſtamts- und

Rechnungsangelegenheiten, und ebenso derjenige der eid-

genössischen Generalpoſtdirektion und schweizerischen Poſt-

ämter mit den von Oesterreich rückwärts liegenden Staaten,

mit welchen die Schweiz einen direkten Postverkehr unter-

halten würde, in Poſtamts- und Rechnungsangelegenheiten

gestattet.

Art. 21. Ueber das Gewicht der Gegenstände , welche

in den nach Art. 17 durch die Schweiz transitirenden

Packeten enthalten sind, werden die k. k . Poſtämter,

welche mit jenen Frankreichs und Deutschlands in Kar-

tirungsverbindung stehen, vom 1. September 1849 an

gewissenhaft die Aufschreibungen führen und dieselben an

die k. k. Postbuchhaltung in Wien senden, welche sie zu

prüfen und die Schuldigkeitsbeträge nach den Bestim-

mungen des Art. 18 zu ermitteln hat.

Art. 22. So lange die Schweiz von der ihr durch

den Art. 19 eingeräumten Tranſitberechtigung durch Dester=

reich keinen Gebrauch zu machen sich veranlaßt finden

wird , können die Korrespondenzen aus der Schweiz nach
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fremden Staaten, für welche sie der k.`k. öſterreichischen

Postanstalt übergeben werden,

nach den Bestimmungen des Art. 24,

a. mit dem schweizerischen Porto belastet oder

b. bis zum Bestimmungsorte , und , bei den Briefen

nach einigen überseeischen Ländern , bis zum bezüg

lichen Abſagplage, frankirt, endlich

c . bloß bis zur österreichisch - schweizerischen Grenze

frankirt ausgeliefert werden.

Im ersten Falle wird vom Auslieferungspostamte in

der Schweiz dem bezüglichen österreichischen Poſtamte das

schweizerische Postporto zur Last, im zweiten dagegen werden

der k. k. Poſtanſtalt das österreichische Transitoporto und

die für die Beförderung auf fremdem Gebiete zu Lande

oder zu Wasser entfallenden Taren zu gut geschrieben.

Im dritten Falle erfolgt die Auslieferung ohne Porto-

oder Frankoansaß.

Art. 23. Die Briefe aus fremden Staaten nach der

Schweiz werden

:
.

a. entweder bloß mit dem österreichischen Transitoporto

belastet, oder

b. sowohl mit diesem, als mit dem Porto für die Be-

förderung zu Lande auf fremdem Gebiete oder zu

Wasser belegt, oder endlich,

c. bis zum Bestimmungsorte in der Schweiz frankirt,

den schweizerischen Poſtämtern ausgeliefert werden.

Im ersten und zweiten Falle werden die betreffenden

f. f. Postämter den mit ihnen in Verbindung stehenden

Postämtern der Schweiz die unter a und b erwähnten

Gebühren zur Last, und im dritten Falle das schweizerische

Frankoporto zu gut ſchreiben.
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:

Art. 24. Die Orte in fremden Ländern, deren Kor-

respondenzen mit der Schweiz entweder mit Porto belaſtet

oder vollständig frankirt versendet werden können, sind :

Bukarest, Jassy, Botuschany, Galaß, Ibraila, Seres,

Salonichi, Konstantinopel, Smyrna, Alerandrien, Bey-

ruth, Canea, Cesme, Tenedos, Dardanellen, Gallipoli,

Larnaka, Rhodos , Samsun , Tultscha , Varna , Trapez

zunt und Corfu sammt den andern jonischen Inseln.

-

Briefe aus der Schweiz nach andern Orten der

Donaufürstenthümer, sowie der europäischen und aſiati-

schen Türkei, als die vorgenannten, find, um die Zu-

stellung an den Adreſſaten möglich zu machen bei der

Aufgabe bis zu jenem der vorgenannten Orte zu fran-

kiren , über welchen nach der geographischen Lage des

Bestimmungsortes die Briefe gesendet werden müssen.

Art. 25. Das zu Gunsten der schweizerischen Post-

verwaltung für die im Art. 24 aufgeführten Korrespon-

denzen einzuhebende Porto wird mit sechs Kreuzern Kon-

ventionsmünze für den einfachen , ein halbes Loth wie-

genden Brief festgesezt ; für schwerere Briefe hat das-

ſelbe im gleichen Verhältnisse wie die gemeinschaftliche

Portotare zu steigen.

Art. 26. Die österreichische Tranſitotare wird für

den einfachen, ein halbes Loth wiegenden Brief, und zwar :

a. bezüglich der Korrespondenz aus den fremditalieni-

schen Staaten oder im Tranſit durch dieselben mit

vier Kreuzern, dann

b. bezüglich jener aus allen andern rückliegenden Staa-

ten mit zwölf Kreuzern Konventionsmünze Wie-

ner-Währung bestimmt.

Für schwerere Briefe steigen diese beiden Taren in

dem nämlichen Verhältnisse , welches für die Progression

des gemeinschaftlichen Porto festgesezt ist.
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Im Falle der Benußung des Transits in geschlosse-

nen Packeten wird die von der Schweiz an Oesterreich

zu vergütende Gebühr für das Loth Netto Wiener-Ge=

wicht auf das Doppelte der in diesem Artikel für den

einfachen Brief festgesezten Tranſitotare beſtimmt.

Art. 27. Das Porto für die Beförderung zu Lande

auffremdem Staatsgebiete oder zur See (Art. 22 und 23,

litt. b) wird für den einfachen, ein halbes Loth wiegen-

den Brief festgesezt, und zwar :

a. für jene zu Lande:

bezüglich Botuschany, mit drei Kreuzern,

"

"

Jassy und Bukarest, mit sechs Kreuzern,

Galah und Jbraila, mit zehn Kreuzern,

Konstantinopel, Seres und Salonichi,

mit zwölf Kreuzern,

Smyrna, mit vierundzwanzig Kreuzern ;

b. für jene zur See:

bezüglich Corfu und der jonischen Inseln, mit

zwölf Kreuzern,

Galah, Jbraila, Salonichi, Konstanti

nopel, Smyrna, Alerandrien, Beyruth,

Canea, Cesme, Tenedos, Dardanellen,

Gallipoli, Larnaca , Rhodos, Samſun,

Trapezunt, Tultscha, Varna, mit vier

undzwanzig Kreuzern Konventionsmünze

Wiener-Währung.

Art. 28. Für die mehr als ein halbes Loth wiegenden

Sendungen steigen die in den Artikeln 25 , 26 und 27

litt. a aufgebührten Gebühren ganz im nämlichen Ver-

hältnisse , welches bezüglich der gemeinschaftlichen Porto-

tare (Art. 12) festgesezt ist. Die im Art. 27, litt. b,

aufgeführten Seeportogebühren steigen dagegen von halh

"
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zu halb Loth um die Hälfte des für den einfachen Brief

festgesezten Tarfazes.

Art. 29. Bezüglich der Waarenproben , dann der

Zeitungen und Journale, unter. Schleife oder Kreuzband

versendet, haben an den in den Artikeln 25, 26 und 27,

litt. a, angegebenen Gebühren die nämlichen Tarermäßi-

gungen einzutreten, welche hinsichtlich des Porto für den

Wechselverkehr (Art. 13) feſtgeſezt ſind .

Hinsichtlich des Secporto wird beſtimmt , daß für

Mustersendungen auch nur der dritte Theil , aber in

keinem Falle weniger als der für den einfachen Brief

entfallende Betrag , für Zeitungen und Journale dage-

gen nur ein Kreuzer für jedenBogen, entrichtet werden soll.

Art. 30. Die Korreſpondenzen aus der Schweiz nach

a. den englisch- ostindischen Besizungen

und Schußstaaten , dann nach Hong - Kong

in China, müſſen bis Alerandrien frankirt,

b. für jene nach allen andern Orten des chinesischen

Reichs überdieß dreißig Kreuzer , und

c. für jene nach allen über Ostindien hinaus gelege=

nen Ortschaften ` vierzig Kreuzer für den ein-

fachen 3/4 Loth wiegenden Brief als englisches.

Secporto , nebst den Frankirungsgebühren bis

Alerandrien, entrichtet werden.

Es kommen daher für die unter a erwähnten Korre-

spondenzen 36 Kreuzer, für jene unter b 1 fl. 6 fr. und.

für jene unter c 1 fl. 16 fr. für den einfachen Brief

der f. f. österreichischen Poſtanſtalt zu gut zu rechnen.

: Das englische Porto steigt für die mehr als 3/4 Loth

wiegenden Briefe bis 112 Loth um den für den einfachen

Brief bestimmten Tarsah , dann aber von 1½ Loth zu

112 Loth um den doppelten Tarsag.
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Das englische Seeporto für Zeitungen wird, und

zwar für jene nach Ostindien mit drei Kreuzern, für

jene nach den über Ostindien hinaus gelegenen Orten

mit zwölf Kreuzern per Stück feſtgeſeßt.

Art. 31. Insofern der k. k. öſterreichischen Poſtan-

stalt Korrespondenzen für die Schweiz von ausländischen

Poſtanſtalten mit Taren belastet zukommen sollten ,

werden dieselben nebst dem österreichischen Transitoporto

dem betreffenden Postamte der Schweiz in Anrechnung

gebracht werden.

Würden Briefe aus der Schweiz nach solchen aus-

wärtigen europäischen Staaten über Oesterreich geleitet

werden wollen, für deren Korrespondenz die k. k. Poſt-

kaffe Gebühren an eine andere Poſtanſtalt bezahlen muß,

so sind bei deren Auslieferung der k. k. Postanstalt so-

wohl diese Gebühren, als das österreichische Tranſito-

porto zu gut zu schreiben.

Art. 32. Wenn in der Folge die schweizerische

Postverwaltung und die Poſtadminiſtrationen fremder

Staaten, wofür die Korrespondenz durch die österreichische

Poſtanſtalt vermittelt werden will , angemessen erachten,

den Frankaturzwang bei den zwischen ihnen zu wechſeln-

den Briefen aufzuheben, so wird österreichischer Seits

zur Ausführung dieser Maßregel bereitwilligst mitgewirkt

werden , und es kommen dann der österreichischen Post-

kasse für die frankirten Briefe aus der Schweiz nach

jenen Staaten, sowie für die unfrankirten aus diesen

nach der Schweiz die Tranſitogebühren von vier und

beziehungsweise von zwölf Kreuzern Konventionsmünze

Wiener-Währung, sowie die an die fremden Postanstalten

zu bezahlenden Taren von der Generalpoſtdirektion der

Schweiz zu vergüten , wogegen dieser aus der österreichi-

ſchen Postkasse das für die Schweiz festgesezte Porto
•
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bezüglich der aus den Kantonen unfrankirt einlangenden

öder ganz frankirt dahin zu sendenden Korrespondenzen

zu berichtigen sein wird, und wofür dieſe den Erſaz von

der bezüglichen ausländischen Postadminiſtration zu ers

halten hat.

Art. 33. Für die unanbringlichen Briefe aus dem

Verkehre der Schweiz mit andern Staaten durch Ver-

mittelung der östereichischen Poſtanſtalt ist bei der Rück-

Sendung von den k. k. österreichischen Poſtämtern an jene

der Schweiz und umgekehrt nur jene Gebühr in Auf-

rechnung zu bringen , mit welcher sie bei der ersten Sen-

dung von der einen Poſtanſtalt der andern zur Laſt ge-

schrieben worden sind . Die Briefe, welche nach Dester-

reich und der Schweiz aus andern Staaten gelangt find,

und welche den Adressaten wegen mittlerweile erfolgter

Abreise aus Desterreich nach der Schweiz und umge-

kehrt nachgesendet werden sollen , sind sich , unter An-

rechnung der darauf haftenden eigenen und fremden

Portogebühren, gegenseitig auszuliefern .

Art. 34. Sollte in der Folge eine Ermäßigung

der Taren, welche gegenwärtig für die Beförderung der

Korrespondenzen mit den Dampfschiffen des Lloyd und

für jene zu Lande zwischen der österreichischen Grenze

und den im §. 24 genannten Orten auffremdem Staats-

gebiete festgesezt sind , oder jener Taren, welche an aus-

wärtige Postanstalten zu vergüten find, eintreten, ſo ſoll

dieselbe auch der Korrespondenz zwischen der Schweiz

und den betreffenden Ländern zu gut kommen.

IV.

Manipulations bestimmungen bezüglich der

Korrespondenzen.

}

Art. 35. Die Taren für die unfrankirten Briefe

Find auf der Seite der Adresse , die für die frankirtèn

*
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Briefe eingehobenen Gebühren dagegen auf der Siegels

feite anzuschreiben ; dieſe leßtern ſollen überdieß auf der

Abreßseite durch Aufdrückung eines Stempels oder in

anderer Weise so bezeichnet werden , daß sie sogleich von

den der Portozahlung unterliegenden Briefen unterſchie-

den werden.

Art. 36. Jedem Briefe ist der Ortsname des Post-

amtes, bei welchem die Aufgabe erfolgt , dann der Tag

und Monat, an welchem er dem Postamte übergeben

wird, auf der Adreßſeite aufzudrücken.

Die gegen Rekommandation zu versendenden Briefe

find überdieß mit der erforderlichen Bezeichnung durch

Aufdrückung des Wortes „Rekommandirt“ zu versehen.

Art. 37. Die Postämter in Oesterreich und in der

Schweiz, welche zur Auswechslung der Korrespondenzen

beſtimmt sind , haben sich hiezu der Korrespondenzkarten

zu bedienen , die von beiden Postverwaltungen einver-

ständlich bestimmt werden.

Art. 38. Den Postämtern liegt ob, den Inhalt der

eingelangten Briefpakete mit den Anfäßen in den Karten

genau zu vergleichen (zu ſcontriren) , und, wenn Unrich-

tigkeiten wahrgenommen werden, dieselben auf den Kor

respondenzkarten ſelbſt richtig zu stellen, die entsprechende

Anmerkung beizufügen und hiernach dann die Empfangs-

bestätigung auszufertigen .

V.

Fahrpostsendungen.

Art. 39. Mittelst der zur Beförderung von Per-

ſonen , Geldern , Prätiosen und Waaren geeigneten Anz

stalten wird die wechselseitige Auslieferung der Reiſenden

und Sendungen zwischen Oesterreich und der Schweiz

nach den derzeit in Ausübung stehenden Bestimmungen ,
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und bis hierüber in gemeinschaftlichem Einverständnisse

andere Anordnungen getroffen werden, durch die in den

an die österreichischen Staaten gränzenden Schweizer-

kantonen befindlichen eidgenössischen Postanstalten oder

über Sardinien stattfinden ; es wird jedoch bedungen,

daß von dieser Beförderung

a. lebende Thiere,

b. alle durch Reibung, Druck oder sonst ohne absicht-

liches Zuthun leicht entzündbaren, sowie überhaupt

alle Gegenstände , welche ihrer Beschaffenheit nach

den übrigen Frachtſtücken leicht verderblich werden

können, als : Schießpulver und Schießwolle, Mi-

neralsäuren, Chlorpräparate u . s. w. ausgeschlossen

seien.

c. Sendungen, über 80 Pfund Wienergewicht schwer,

oder, im Verhältnisse zum Gewichte, von zu großem

Umfange, sollen nur mit dem Vorbehalte der Mög-

lichkeit ihrer Unterbringung auf den Wägen ange-

nommen werden.

Art. 40. Diese Sendungen sollen , mit Rücksicht

àuf den Inhalt und auf die zurückzulegende Wegesstrecke,

gut verpackt und mit hartem Wachse verſchloſſen, mit

einer deutlichen Adresse, sowie mit der Angabe des In-

haltes , Werthes und Gewichtes versehen , und jenen,

welche Waaren oder andere Effekten enthalten, auch ge=

treulich abgefaßte Deklarationen beigegeben sein.

Was insbesondere die Versendung von Geld oder

Geld vorstellenden Papieren in Briefen betrifft, so wird

festgeseßt , daß dieselben mit vier oder fünf Siegeln ver-

fchloffen werden sollen , je nachdem der Umschlag formirt

wird.

Sollten jedoch für die lehtgedachten Sendungen be=

sondere Vorsichts- und Kontrollmaßregeln für nöthig ers
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achtet werden, so bleibt deren Feſtſegung und Ausfüh-

rung dem Einverständnisse beider Poſtanſtalten überlaſſen.

Art. 41. Für die Fahrpostsendungungen können die

Portogebühren

a. entweder vom Aufgabsorte bis zur Gränze vom

Aufgeber entrichtet, oder

b. dem Empfänger zur Bezahlung zugewiesen werden.

Im ersten Falle erfolgt die gegenseitige Auslieferung

portofrei, im zweiten aber gegen Nachnahme des Porto

mittelst Auslage.

Der unter a erwähnten Behandlungsweise unterlie-

gen in allen Fällen :

1) Sendungen ohne Werthangabe und bis zum

Werthe von fl. 10 ;

2) solche, welche flüssige , leicht zerbrechliche, dem

schnellen Verderben oder der Fäulniß unterworfene

Sachen enthalten ;

3) jene mit Wechseln, Privatobligationen, Lotteric-

losen und Geldanweisungen, endlich

4) Sendungen von Privaten anBehörden und Stellen.

Art. 42. Die unrichtig instradirten Sendungen

sind sogleich, die unanbringlichen aber spätestens nach

Verlauf zweier Monate , vom Tage des Einlangens im

Bestimmungsorte gerechnet, zurückzusenden, und die Ur-

sachen der Rücksendung auf der Sendung oder dem

Frachtbriefe zu bemerken .

Für die Zurückbeförderung dieser Sendungen, deren··

Abgabe an den Adressaten nicht bewirkt werden konnte,

soll nur die Hälfte der tarifmäßigen Gebühren einge-

hoben werden, mit Ausnahme der Schriften und Muster

ohne Werth, welche leztern einem Retourporto nicht

unterliegen sollen.
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Jedenfalls werden die bezüglich der ersten Befördes

rung auf den Sendungen haftenden Post- und Zollge=

bühren in Aufrechnung gebracht und mittelst Auslage

nachgenommen werden. Uebrigens soll in berücksichti

gungswürdigen Fällen zwischen den betheiligten Poſtver-

waltungen das Einvernehmen gepflogen werden , ob und

welchen Nachlaß an der Gebührenzahlung für die Re-

tourſendungen eintreten zu laſſen angemessen sei.

Art. 43. Für Verlüste, Abgänge und Beschädigun-

gen der Fahrpostsendungen haftet jede Postanstalt nach

Inhalt der Landesgeseße bis zur vollzogenen anstands-

losen Uebergabe von einer Postanſtalt an die andere,

oder an die zum Weitertransport bestimmte Privatunter-

nehmung , sowie vom Momente der unbeanstandeten

Uebernahme bis zur Bestellung an die Adressaten oder

Ausfolgung an fremde Poſtanſtalten. Es wird sich wech-

selseitig die Versicherung ertheilt , über die vorkommen-

den Reklamationen wegen Verlüften , Abgängen und

Beschädigungen die genauesten und unparteiischeſten

Erhebungen zu pflegen , um die hieran Schuld Tragen-

den zu ermitteln und zum Erſage verhalten, oder, wenn

der Verdacht entsteht , daß der Verlust, Abgang oder die

Beschädigung auf Schuld oder Betrug des Absenders

beruhen, die Reklamationen zurückweiſen zu können.

Art. 44. Sobald durch die amtliche Untersuchung

ausgemittelt ist, auf welchem Theile die Schadloshaltung

haftet, soll sie sogleich nach Beendigung derselben in

Baarem geleistet werden. Diese Schadloshaltung erfolgt

mit Rücksicht auf den bei der Aufgabe angegebenen Werth,

und bei Beschädigungen nach dem Betrage des Schadens,

welcher bei der in geseßlicher Form gepflogenen Unter-

suchung ermittelt wird.
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VI.

Pränumeration auf Zeitungen und Journale.

Art. 45. Die k. k. österreichischen Postämter und

jene der Schweiz sind berechtigt , wechselseitig Bestellun-

gen auf Zeitungen und Journale , dieſe mögen

a. in Oesterreich oder in der Schweiz , oder

b. in andern Staaten erscheinen, zu machen und deren

Versendung zu besorgen.

Was jedoch die unter b erwähnten Zeitschriften be-

trifft, so kann hierauf nur insofern Bestellung ange-

nommen werden , als nach den zum bezüglichen Staate

bestehenden Post- und andern Verhältnissen der Bezug

derselben thunlich ist.

Art. 46. Die Bestellung auf Zeitschriften muß,

wenn sich des Bezuges sämmtlicher Blätter versichert

werden will, zur angemessenen Zeit vor Eintritt des

Pränumerationstermines und auf jene Dauer erfolgen,

welche von dem Herausgeber der periodischen Zeitschriften

bedungen oder von den bezüglichen Postbehörden fest=

gesezt wird.

Art. 47. Für diese durch die betreffenden Postämter

zu beziehenden Zeitschriften soll nebst dem Ankaufs-, das

ist Pränumerationspreise , eine der Zahl der in einer

Woche erscheinenden Blätter und der Größe derselben

angemessene , von der Postoberbehörde zu bestimmende

Gebühr eingehoben werden , und es ist sich wechselseitig

der gesammte Pränumerationsbetrag entweder vor Be-

ginn des Pränumerationstermines oder längſtens inner-

halb des ersten Monates desselben zu vergüten ; wogegen

diese unter Adresse der Postämter versendeten Zeitschriften

einer weitern Portozahlung nicht unterliegen und sich

gegenseitig portofrei ausgeliefert werden sollen.
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Art. 48. Falls beim Empfange des Zeitungs- ,

paketes ein Abgang an Blättern wahrgenommen wird,

so sollen dieſe kostenfrei ergänzt werden , wofern mit

umgehender Poſt der wahrgenommene Abgang dem Post-

amte , das die Versendung zu beſorgen hat , angezeigt

wird und der Verleger noch die mangelnden Blätter im

Vorrathe hat.

Für den Ersaß der Blätter , deren Abgang erst

später angezeigt wird , sind jene Zahlungen zu leiſten,

welche von den Verlegern in Anspruch genommen werden.

Art. 49. Der Zurücknahme der auf eine Zeitſchrift

gemachten Bestellung wird nur in dem Falle Statt zu

geben sein , wenn die Pränumeration bei dem Heraus-

geber noch nicht veranlaßt wäre oder dieser hierauf ohne

Anforderung eines Ersages verzichtet.

Art. 50. Wenn vor Ablauf des Termines, bis zu

welchem eine Zeitschrift bestellt wurde, dieselbe zu er-

scheinen aufhört , so wird der für die Zeit des Nicht-

erscheinens entfallende Betrag des Verlagspreiſes zurück-

vergütet, falls soviel von der Forderung des Verlegers

zurückbehalten worden ist , oder es wird jener Betrag

zurückerſeßt , welcher vom Verleger hereingebracht und

von ihm billiger Weise gefordert werden kann.

VII.

Staffetenbeförderung.

Art. 51. Es wird gestattet , Depeschen aus Dester-

reich nach Orten in den Kantonen der schweizerischen

Eidgenossenschaft und umgekehrt , dann durch Oesterreich

und die Schweiz nach Orten in fremden Staaten , in-

sofern in diesen der Staffetendienst eingerichtet und hie-

von Gebrauch zu machen erlaubt ist , mittelst eigener

10
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Staffeten zu versenden , und es wird sich wechselseitig

verbindlich gemacht , für deren möglich schnellste Beför-

derung und verläßliche Zustellung an die Adreſſaten

Vorsorge zu treffen .

Art. 52. Auf den mit Staffeten zu befördernden

Sendungen darf eine Werthsangabe nicht stattfinden,

und es wird im Falle des Verlustes oder der Beschä-

digung derselben keine Werthsentschädigung geleiſtet ,

wohl aber wird , wenn der Verlust oder die Beſchädi-

gung durch einen Postbediensteten verursacht, oder einem

ſolchen eine bedeutende Verspätung zur Laſt fallen würde,

und in jedem dieser drei Fälle vom Aufgeber innerhalb

dreier Monate , vom Tage der Staffetenabsendung ge-

rechnet , erwiesen werden kann , daß deßhalb der Zweck

der Staffete vereitelt wurde, vom schuldtragenden Post-

bediensteten die ganze Staffetengebühr hereingebracht und

zur Vergütung an den Aufgeber der Staffettalsendung

der betreffenden Postverwaltung verabfolgt werden.

-

Art. 53. Für die Beförderung der Estaffettensen-

dungen sollen die dießfalls in Desterreich und in der

Schweiz geseßlich bestehenden Ritt- und sonstigen Ge-

bühren , dann die an andere ausländische Postanstalten

zu bezahlenden Beträge vergütet werden .

Die Ausgleichung hierüber hat vierteljährig zwischen

der k. k. österreichischen Postverwaltung und der General-

poſtdirektion der schweizerischen Eidgenossenschaft ſtattzu-

finden.

VIII .

Verschiedene Bestimmungen.

Art. 54. Die Retourrezepisse , welche Briefen und

Fahrpostsendungen beigegeben werden , follen , nachdem

sie vom Adressaten unterfertigt und mit dem Datum des
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Empfanges versehen worden sind, unentgeldlich und mit

erster Post an dasjenige Poſtamt , das den Brief und

die Sendung auslieferte , zurückgeleitet werden.

Art. 55. Ueber die wegen rekommandirter Briefe

und Fahrpostsendungen ausgefertigten Nachfrageſchreiben

find sogleich die genauesten Erhebungen zu pflegen ; auf

denselben ist das Ergebniß dieser zu bemerken, und sind

dann die gedachten Schreiben entweder an das Postamt,

dem die weitere Nachforschung zuſteht, zu senden , oder

an jenes Postamt zurückzuleiten, welches das Nachfrage-

schreiben ausgefertigt hat.

Sollten sich in Folge dieser Nachforschungen der Ver-

lust der Sendungen oder andere Unzukömmlichkeiten her-

ausstellen, so soll hierüber sogleich die weitere Verhand-

lung zwischen den betreffenden Poſtverwaltungen eingeleitet

werden.

Art. 56. Es wird sich gegenseitig verpflichtet, dar-

über zu wachen, daß sowohl für die internationale , als

im Transit über Oesterreich vorkommende Korrespondenz

bei den Postämtern Oesterreichs und der Schweiz keine

höhern, als die in diesem Vertrage festgesezten Gebühren

eingehoben werden ; nur soll es jenen in der Schweiz

gestattet sein , in dem Falle , als sich bei der Reduktion

von der Konventionsmünze auf Schweizermünze ein

Theilbetrag unter einem halben Bazen ergibt, dennoch

einen halben Bazen einzuheben.

Art. 57. Die k. k. Postbuchhaltung wird auf Grund

der von den betreffenden k. k. Postämtern an sie gelan-

genden Rechnungen und Nachweisungen vierteljährig und

zwar nach dem österreichischen Verwaltungsjahre, welches

mit 1. November beginnt,

a. die Konsignationen über die Gebühren , welche

wegen des Transits der österreichischen , franzö-
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sischen und deutschen Briefpakete durch die Schweiz

an die schweizerische Poſtanſtalt zu entrichten sind,

dann

b. die Abrechnungen über den gemeinschaftlichen und

Tranſitokorrespondenzverkehr zwischen den öfter-

reichischen und schweizerischen Poſtämtern , sowie

auch jene bezüglich der Fahrpostverbindungen ver-

fassen und dieselben der k. k. österreichischen Poſt-

verwaltung übergeben , von welcher sie der schwei-

zerischen Generalpoſtdirektion werden mitgetheilt

werden.

Art. 58. Nach diesen Konsignationen und Abrech-

nungen ist sogleich die Ausgleichung, bezüglich des wech-

selseitigen Guthabens , durch die baare Zusendung der

Schuldigkeitsbeträge zu verfügen ; sollten bei der Durch-

sicht der Konsignationen und Abrechnungen von Seite

der schweizerischen Generalpostdirektion Mängel wahr-

genommen werden , so sind dieselben bei der f. f. öfter-

reichischen Postverwaltung unter Mittheilung der In-

ſtrumente, womit deren Grundhaltigkeit dargethan werden

kann , zur Sprache zu bringen, worauf diese mit der

k. k. Poſtbuchhaltung die weitere Verhandlung pflegen.

wird .

Die Differenzbeträge, welche in Folge der wieder-

holten Erörterungen als richtig anerkannt werden , sind

bei der Abrechnung des zunächſt darauf folgenden Quar-

tals zur Ausgleichung zu bringen.

Art. 59. Zur Berichtigung der an die Poſtverwaltung

der schweizerischen Eidgenossenschaft zu bezahlenden Ge=

bühren und zur Empfangnahme der von dieser an die

österreichische k. k. Poſtanſtalt zu entrichtenden Beträge wird.

die k. k. Oberpostamtskasse in Mailand bestimmt.
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Diese Zahlungen sind gegenseitig in Konventions-

münze, und zwar in Silbergeld zu 20 kr. over 20 Soldi

das Stück, oder in Thalern zu fl. 2 oder 6 Lire, sämmt-

lich im Zwanzigguldenfuß, zu leiſten.

Art. 60. Von dem Zeitpunkte an , mit welchem die

in dem gegenwärtigen Uebereinkommen enthaltenen Be-

stimmungen zur Ausführung zu kommen haben, werden

die bisherigen Uebereinkünfte der k. k. österreichischen Post-

verwaltung mit den Kantonen der schweizerischen Eidge-

nossenschaft, insofern die darin enthaltenen Stipulationen

durch diese Bestimmungen aufgehoben oder abgeändert

erscheinen, außer Wirksamkeit gefeßt.

Art. 61. Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages,

worüber die Ratifikationen wo möglich binnen drei Wochen

in Bern auszuwechseln sind, und welcher mit dem ersten

September dieses Jahres in Ausführung zu bringen ist,

wird auf 10 nacheinanderfolgende Jahre festgesezt.

Es wird jedoch in Betreff solcher Theile der öster-

reichischen Monarchie, welche zeitweilig der k. k. Verwal-

tung entzogen sind , bestimmt, daß, soweit hieraus ein

Anstand für die Vollziehung hergeleitet werden könnte,

zu Beseitigung desselben für jene Theile eine spätere

Ausführung der Vertragsbestimmungen der k. k. Postbe-

hörde vorbehalten bleibt. .

Eine Auffündigung muß gegenseitig ein Jahr vor

Ablauf dieses Termines geschehen , und erfolgt solche

nicht , so bleibt das Uebereinkommen von einem Jahre

zum andern ununterbrochen in Kraft, bis eine Aufkün-

digung erfolgt.

Zu Urkund dessen sind zwei gleichlautende Eremplare

des gegenwärtigen Postvertrages ausgefertigt und von

den beidseitigen Bevollmächtigten mit ihrer eigenhändigen
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Unterschrift und ihrem beigedruckten Siegel bekräftigt

worden.

So geschehen zu Bern, am zweiten Juli eintausend-

achthundertneunundvierzig (2. Juli 1849) .

August Freiherr von Odelga.

LaRoche-Stehelin.

In Gemäßheit spezieller Ermächtigung Seiner kais.

königl. apostolischen Majestät, bestätigen und ratifiziren

Wir

Felir Fürst zu Schwarzenberg , gedacht Seiner Ma-

jestät Feldmarschall-Lieutenant , wirklicher geheimer Rath,

Präsident des Miniſterraths und Miniſter des kaiserl.

Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten 2c. 2c. , an-

mit den zu Bern von dem mit Vollmacht versehen ge-

weſenen kaiserl. Geschäftsträger daselbst , Freiherrn

August von Odelga, und von dem Bevollmächtigten

der schweizerischen Eidgenossenschaft , Herrn LaRoche-

Stehelin , am 2. Juli 1. J. abgeschlossenen und un-

terzeichneten , aus 61 Artikeln beſtehenden Poſtvertrag,

mit dem ausdrücklichen Vorbehalte jedoch, wienach die

Bestimmung des Art. 61, betreffend die auf zehn Jahre

festgesezte Dauer dieses Vertrages, als dahin abgeändert

zu betrachten sei, daß nach Verlauf des fünften Jahres

jeder der beiden kontrahirenden Regierungen das Recht

zustehen solle, den fraglichen Vertrag kündigen zu dürfen ;

worauf derselbe binnen Jahresfrist zu erlöschen hat.
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Zugleich sichern wir den pünktlichen und getreuen

Vollzug des vorbezogenen Vertrages während der oben

angedeuteten Dauer desselben Seitens der Regierung

Seiner kaiserl. Majestät zu.

Urkund deſſen unsere eigenhändige Fertigung und die

Beibrückung des Siegels des Ministeriums der auswäre

tigen Angelegenheiten.

So geschehen in Wien am fünfundzwanzigsten Juli

eintauſendachthundertneunundvierzig.

F. Schwarzenberg.

+

Wir Präsident und Mitglieder des Bundes-

rathes der schweizerischen Eidgenossenschaft ,

Nachdem die Bundesversammlung durch Schlußnahme

vom 30. Brachmonat 1849 dem Bundesrathe die Er-

mächtigung ertheilt hat, den zwischen den österreichischen

Kaiserstaaten und der schweizerischen Eidgenossenschaft

abgeschlossenen Poſtvertrag zu ratifiziren ,

urfunden anmit :

Daß wir den zu Bern von dem mit Vollmacht vers

sehen gewesenen f. k. Geschäftsträger daselbst, Freiherrn

August von Odelga,

und von dem Bevollmächtigten der ſchweizerischen Eid-

genossenschaft, Herrn B. LaRoche- Stehelin,

am 2. Juli laufenden Jahres abgeſchloſſenen und un-

terzeichneten , aus 61 Artikeln bestehenden Postvertrag

bestätigen und ratifiziren , mit dem ausdrücklichen Vor-

behalte jedoch, daß die Bestimmung des Art. 61 , betref-

fend die auf zehn Jahre festgesezte Dauer dieses Ver-

trages als dahin abgeändert zu betrachten sei , daß nach
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Verlauf des fünften Jahres jeder der beiden kontrahi-

renden Regierungen das Recht zustehen solle, den frag-

lichen Vertrag fündigen zu dürfen, worauf derselbe bin-

nen Jahresfrist zu erlöschen hat.

Zugleich sichern wir den pünktlichen und getreuen

Vollzug des vorstehenden Vertrages während der oben

angedeuteten Dauer desselben von Seite der schweizeri-

schen Eidgenossenschaft zu.

Zu Urkund dessen ist gegenwärtiges Aktenstück auf

gewohnte Weise unterschrieben und mit dem Siegel der

Eidgenossenschaft versehen worden.

Gegeben Bern am 31. Juli 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.

*
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bezüglich des gemeinschaftlichen Porto (Anhang zum Poſt-

Tar- und Gewichts-Progressionstabelle,

vertrag mit Desterreich) .
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Bestimmungen

bezüglich

auf das Gepäcke der Reisenden und Garantie für

dasselbe, sowie für Fahrpoststücke ohne Werth-

angabe.

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft,

in Ausführung des Art. 22 des Bundesgeſeges über

die Posttaren vom 4. Brachmonat 1. J., demzufolge dem

Bundesrathe überlassen ist , bezüglich des Gepäckes der

Reisenden das Nöthige festzusehen,

beschließt:

Art. 1. Das Gepäck , für das der Reisende die

Verantwortlichkeit der Postanstalt in Anspruch nimmt,

muß mit einer deutlichen , Namen und Bestimmungsort

bezeichnenden Adreſſe versehen , und wenigstens eine halbe

Stunde vor Abgang des Poſtwagens auf dem betreffenden

Büreau abgegeben werden.

Art. 2. Im Falle des Verlustes irgend eines der

Postanstalt anvertrauten Gepäckstückes ist der Eigenthümer

zu folgender Entschädigungsansprache an die Poſtanſtalt

berechtigt:

für einen Koffer 2c., der über 50 Pfund schwer Fr. 100

für einen Koffer , ein Felleisen oder Sack über

25 bis 50 Pfund schwer

für einen Gegenstand über 12 bis 25 Pfund

für einen solchen unter und bis 12 Pfund

60
"

"
20

10
"
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Art. 3. Reisende , die für ihr Gepäcke eine größere

Garantie ansprechen , haben dasselbe als Fahrpoſtſtücke

mit Angabe des reellen Werthes aufzugeben , und die

darauf bezügliche Fahrpofttare nach dem Gewichte oder

Werthe zu bezahlen.

Art. 4. Jeder Reisende hat 40 Pfund Gepäck frei.

Das Uebergewicht ist besonders , nach dem Fahrpost=

tarife berechnet , zu bezahlen.

Bern, den 5. September 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.

t-
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Regulativ

über die

Ertheilung von Postkonzessionen.

I. Personentransport.

Art. 1. Die Konzessionsgebühr für den Personentrans-

port in Omnibus oder in andern Fuhrwerken ist in der

Weise zu berechnen , daß vierteljährlich für jeden Plaz

des Wagens, für jede Wegstunde und für jede Fahrt ,

ohne Berechnung der Rückfahrt, in der Woche ein halber

Bazen zu entrichten ist.

Bruchtheile einer Stunde unter der Hälfte werden

nicht berechnet, über der Hälfte , für eine volle Stunde

angenommen.

Art. 2. Auf denjenigen Postrouten, wo durch ver-

mehrte Postkurse für den Personentransport genügend ge=

ſorgt ist, kann die Abfahrt der Personenwagen inner der

Zeit einer Stunde vor oder nach Abfahrt der Postwagen

untersagt oder die Konzeſſionsgebühr bis auf das Dop-

pelte erhöht werden.

Da, wo die bestehenden Postkurse dem Bedürfniſſe des

Personenverkehrs nicht hinlänglich genügen, ist die Kon-

zeſſionsgebühr bis auf die Hälfte zu ermäßigen.

Art. 3. Den Führern von Personenwagen ist der

Transport von verschloffenen Briefen , Packeten und Gel-

dern unter zehn Pfunden nicht zu gestatten.

Art. 4. Den Unternehmern von Personenfahrten aus

Frankreich und Sardinien wird die Fortsegung ihres Be-
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triebes , immerhin mit dem Verbot des Brieftransportes,

in bisheriger Weise gegen eine Gebühr von 1 Rp. für

jeden Plaz und jede Fahrt , Tour und Retour , bewilligt.

In der Konzession ist jedoch die Aufhebung derselben auf

jede beliebige Zeit, behufs Regulirung ihres Verhältnisses

zu der Postanstalt, vorzubehalten.

II. Fahrboten.

Art. 5. Die Boten mit Fuhrwerken , die sich mit

dem Transport von Gegenständen befaffen , die sonst

der Post vorbehalten sind , haben vierteljährlich für jede

Fahrt in der Woche und für jedes Pferd 5 Bagen zu

entrichten.

Art. 6. Den Fahrboten ist in der Regel der Trans-

port von Personen nicht gestattet. Wenn sie hiefür aus-

nahmsweise eine besondere Bewilligung erhalten, so haben

sie nach Maßgabe des Art. 1 die Konzeſſionsgebühr be-

sonders zu bezahlen.

III. Fußboten.

Art. 7. Die Fußboten, die sich mit dem Trans-

porte von Gegenständen befassen , die sonst der Post vor-

behalten sind , haben vierteljährlich für jeden Botenkurs

in einer Woche eine Konzessionsgebühr von 5 Bazen zu

entrichten.

Art. 8.

IV. Schiffe.

Tra
nsp

ort

Die Bote
nsch

iffe

, welc
he

sich nur mit dem

Transporte von Landeserzeugnissen oder Frachtstücken über

10 Pfund befaffen und keine Gegenstände befördern , die

nach dem Regalgesege der Post vorbehalten find, bedürfen

keiner Konzeſſion,227) 48 ruan
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Art. 9. Den Botenschiffen ist auch der regelmäßige,

periodische Transport von Personen in der Regel unters

sagt. Da wo die Bewilligung hiefür ausnahmsweise er-

theilt wird, ist die Konzeſſionsgebühr nach Verhältniß der

Gebühren für den Personentransport (Art. 1) beſonders

zu bestimmen.

V. Dampfbote.

Art. 10. Die Konzessionsgebühr für die Dampfschiff-

fahrten wird je nach Ertrag für jedes dienstthuende Schiff

auf 50-100 Fr. jährlich festgesezt.

Art. 11. Die Dampfbote dürfen sich jedoch mit dem

Transporte von verschlossenen Briefen , Packeten und Gel-

dern unter 10 Pfunden nicht befaſſen , vorbehalten die be-

sondern Verträge , die die Postanstalt mit denselben abzu-

schließen im Falle sein wird.

VI. Eisenbahnen.

Art. 12. Für den Transport auf den Eiſenbahnen

wird für einstweilen in Betracht der mit den Eisenbahn-

gesellschaften abgeschlossenen Verträge keine besondere Kon-

zeſſionsgebühr festgesezt.

VII. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 13. Die Konzessionen werden in der Regel auf

ein Jahr, das erste Mal auf fünf Vierteljahre, bis Ende

des Jahres 1850, ertheilt, und die zu entrichtende Ge-

bühr muß vierteljährlich zum Voraus an den Kaſſier des

betreffenden Postkreises bezahlt werden.

Art. 14. Eine Rückvergütung der bezahlten Gebühr

kann nicht statt finden , wenn auch der Konzeſſionär ſeine

Kurse vor Ablauf der Konzessionsdauer einstellen würde.
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Art. 15. Das Postdepartement ist ermächtigt, nach

Vorschrift dieses Regulativs die Konzessionspatente auszu-

stellen.

Also beschlossen Bern den 8. September 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident:

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft,

Schieß. 001-00
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Verordnung über die Nachnahmen bei

Postfendungen.

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft,

in der Absicht, das schweizerische Postwesen mit be=

sonderer Rücksicht auf den innern Geschäftsverkehr und

dessen Erleichterung auszubilden ,

verordnet:

Art. 1. Es ist unter Beachtung der nachfolgenden

Bestimmungen jedermann gestattet , bei allen Postämtern

der Schweiz Briefe und Pakete, welche für das Innere

der Schweiz bestimmt sind , mit Nachnahmen belastet auf-

zugeben.

Art. 2. Der höchste Betrag einer Nachnahme auf

einen Brief ist auf Fr. 20 bestimmt.

Auf Sendungen nach dem Auslande find in der Regel

keine Nachnahmen gestattet. Wohin solche ausnahmsweiſe

stattfinden können , wird durch besondere Erlasse des Post-

departements bekannt gemacht.

Art. 3. Die Angabe der Nachnahme ohne gleich-

zeitige Angabe des wirklichen Werthes eines Poststücks

berechtigt nicht zu Entschädigungsforderungen.

Art. 4. Die besondern Bedingungen , welche bei

Postnachnahmen sowohl auf Briefen als Paketen ein-

treten , find :

a. Alle Sendungen mit Nachnahmen müſſen bei der

Aufgabe frankirt werden.
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b. Für jede einzelne Sendung hat der Verſender gegen

die Gebühr von 5 Rappen einen Aufgabsschein zu

lösen.

c. Der Versender hat die Pflicht , wenn eine mit Nach-

nahme belastete Postsendung nicht bestellt werden

kann oder vom Adreſſaten nicht angenommen wird ,

dem Aufgabspostamte die gewöhnliche Brief- oder

Fahrposttare für den Rückweg zu vergüten.

Art. 5. An Porto und Provisionsgebühr ist für jede

Sendung zu berechnen und als Frankatur zu bezahlen :

a. Die gesegliche Portotare nach dem Brief- oder Fahr-

posttarife.

b. Eine Provisions- oder Einzugsgebühr von Einem

vom Hundert der Nachnahmsſumme, wovon das

Minimum jedoch auf 10 Rappen festgesegt ist.

Es ist dem Versender unbenommen , zu dem

Betrag der ursprünglichen Nachnahme auch die

Gebühr für die Bescheinigung und den Betrag der

Frankatur , sowie das tarifmäßige Geldporto zuzu-

schlagen.

Art. 6. Die Ausbezahlung des Betrags der Nach-

nahmen findet an den Aufgeber des Nachnahmsstückes erſt

dann statt, wenn das absendende Postamt von dem Ein-

gang der Nachnahme benachrichtigt ist oder den Betrag

derselben erhalten hat.

Diese Ausbezahlung findet für Nachnahmen bis auf

den Betrag von 20 Fr. durch das Aufgabsbüreau statt.

Nachnahmen über 20 Fr. werden vom Empfangsbüreau

bei dem Adressaten baar bezogen und zu Handen des

Nachnehmers an das Aufgabsbüreau zurückgesandt.

11
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Art. 7. Bei jeder Postsendung mit Nachnahme hat

der Aufgeber zu der Summe der Nachnahme seinen Na-

men zu sehen.

Art. 8. Bei Aushändigung des Nachnahmsbetrages

oder des zurückkommenden Briefes oder Poststückes hat der

Versender auf dem bei der Aufgabe erhaltenen Schein das

Postamt gehörig zu bescheinigen.

Wenn ein solcher Schein verloren geht, so hat der

Versender bei der Abgabe einen neuen Schein zu lösen ,

welcher als Doppel zu bezeichnen ist.

Art. 9. Jeder Aufgeber eines Briefes oder Post-

stückes mit Nachnahme ist verpflichtet , spätestens binnen

drei Monaten , vom Tage der Aufgabe an gerechnet ,

den Betrag zu erheben. Für Ansprüche , welche später

gemacht werden , hat die Postverwaltung nicht mehr Rede

zu stehen.

Art. 10. Für jeden einzelnen Nachnahmegegenstand

ist die Gebühr gesöndert zu berechnen.

Art. 11. Wenn der Adressat die mit Nachnahme

belastete Postsendung nicht sofort übernimmt und zugleich

den Betrag der Nachnahme nebst der Frankaturtare , wie

selbe dazu geschlagen worden , bezahlt, so ist der Gegen-

ſtand sogleich an das Aufgabspoſtamt zurückzusenden.

Wird eine Postsendung mit Nachnahme , wenn ſie

poste restante geschickt ist , nicht abgefordert, oder kann

sie wegen Abwesenheit des Adreſſaten oder aus irgend

einem andern Grunde nicht bestellt werden, so ist sie nach

Ablauf von sieben Tagen an das Aufgabspostamt zurück-

usenden .

Findet die Rücksendung eines mit Nachnahme be=

schwerten Gegenstandes nicht inner dieser vorgeschriebenen

Zeit statt, so ist das Büreau , dem derselbe aufgegeben
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wurde , nach Ablauf von einundzwanzig Tagen , vom

Tage der Aufgabe an zu rechnen , berechtigt, solchen als

eingelöst zu betrachten und den Betrag dem Aufgeber

auszubezahlen , in welchem Falle der Nachnahmsbetrag

zu Lasten desjenigen Büreau verbleibt , das die Rückſen-

dung versäumte.

Art. 12. Der Aufgeber kann die Rücknahme eines

solchen Gegenstandes niemals verweigern. Alle bei der

Aufgabe bezahlten Gebühren (Art. 4) bleiben der Post-

kaſſe verfallen, welcher auch der Grund der Rücksendung

sein mag.

Eröffnete Briefe oder Pakete werden zur Zurücksendung

an den Aufgeber nicht mehr angenommen.

Art. 13. Gegenstände , welche leicht zerbrechlich oder

dem Verderben unterworfen sind , dürfen nicht mit Nach-

nahme belastet werden. Wenn es dennoch geschieht , so

findet es auf Gefahr des Versenders statt. Die Post

haftet aber für die dem Verſender hieraus entſpringenden

Nachtheile in keiner Weise.

Bern, den 14. August 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.
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Beschluß

über

Nachnahmen von geringerm Belange auf Post-

sendungen.

Der schweizerische Bundesrath,

in der Absicht, die Nachnahmen bei kleinern Postſen-

dungen zu begünſtigen ,

beschließt:

Art. 1. Bei Nachnahmen unter dem Betrage von

vier Franken ist die Ausstellung eines Aufgabescheines nicht

erforderlich.

Art. 2. Das Minimum der Provisions- oder Einzugs-

gebühr von Einem vom Hundert der Nachnahmsſumme

ist von 10 Rappen auf 5 Rappen herabgesezt.

Art. 3. Diese Bestimmungen treten mit dem 1. Okt.

d. J. in Kraft.

Bern, den 17. September 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes :

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.
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Bundesgesetze

und

Verordnungen ,

betreffend die Finanzverwaltung.

Bundesgesetz

über

das Pulverregale.

(Von der Bundesversammlung erlaſſen den 30. April 1849.)

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

in Ausführung des Art. 38 der Bundesverfassung ,

nach Einsicht des Vorschlages des Bundesrathes ,

beschließt:

Art. 1. Vom 1. Juli 1849 an steht die Fabrikation

und der Verkauf des Schießpulvers im Umfange der Eid-

genossenschaft ausschließlich dem Bunde zu.

Art. 2. Ohne Patent darf von diesem Tage an Nie-

mand weder Schießpulver verfertigen , noch verkaufen.

Art. 3. Patente werden im Verhältniß zum Bedürfniß

ertheilt.
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Die Bewerber müſſen von den Regierungen ihres

Wohnortes empfohlen sein und Bürgschaft leisten.

Art. 4. Die Patente können jederzeit zurückgezogen

werden , wenn der Inhaber die eingegangenen Verpflich-

tungen nicht erfüllt.

Art. 5. Der Eidgenossenschaft steht sofort nach Be-

kanntmachung dieses Gesezes ausschließlich das Recht zu,

Schießpulver einzuführen.

Art. 6. Zuwiderhandlungen (Art. 1 , 2, 5) werden

mit der Konfiskation bestraft und zudem mit einer Geld-

strafe belegt, die bis auf den zehnfachen, in Wiederholungs-

fällen bis auf den dreißigfachen Werth der Waare steigen

darf.

Die Buße fällt zu einem Drittheil an den betreffenden

Kanton, zu einem Drittheil an den Verleider , und zu

einem Drittheil an die Bundeskaffe.

Art. 7. Polizeiliche Vorschriften über den Transport

und die Aufbewahrung von Schießpulver stehen den Kan-

tonen zu ; die Beschränkungen jedoch sollen die Grenze

nicht überschreiten, welche die öffentliche Sicherheit erheischt.

Art. 8. Die Fabrikation und der Handel des Schieß-

pulvers stehen unter der Leitung eines Pulververwalters.

Art. 9. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung dieses

Bundesgeseges beauftragt.

Der schweizerische Bundesrath,

nachdem der Nationalrath unter'm 23. April 1849,

der Ständerath unter'm 30. gl. M. das Gefeß über das

Schießpulverregale in vorstehender Faſſung genehmigt hat,

somit dasselbe zu einem Bundesgeseß erwachsen ist ,
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beschließt:

Art. 1. Das erwähnte Gesez ist im ganzen Umfange

der schweizerischen Eidgenossenschaft an den durch dasselbe

festgesezten Terminen zur Vollziehung zu bringen.

Art. 2. Dasselbe soll allen Kantonsregierungen mit-

getheilt und zu Jedermanns Verhalt in gewohnter Weise

sofort öffentlich bekannt gemacht werden.

Bern, den 5. Mai 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schießt.
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Pulververwaltung.

Der schweizerische Bundesrath,

in Ausführung des durch die Bundesversammlung an-

genommenen Gesezes über das Pulverregale ;

beschließt:

A. Das Departement.

Art. 1. Die unmittelbare Aufsicht über die Fabrikation

des Schießpulvers und der Handel mit demselben steht

dem schweizerischen Finanzdepartement zu.

B. Der eidgenössische Pulververwalter.

Art. 2. Unter dem Finanzdepartement steht ein eid-

genössischer Pulververwalter.

Art. 3. Derselbe leitet die Fabrikation des Schieß-

pulvers und den Handel mit demselben theils unmittelbar,

theils mittelbar durch Magazinverwalter.

Art. 4. Ebenso ist ihm auch die Verwaltung der

Zündkapſelfabrike übertragen.

Art. 5. Der Pulververwalter ist verpflichtet , in der

Bundesstadt zu wohnen.

Art. 6. Er leistet genügende Sicherheit.

C. Die Magazinverwalter.

Art. 7. Unter dem Pulververwalter stehen die Ver-

walter der Magazine, die nicht unmittelbar dem Pulver-

verwalter unterstellt sind.
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Art. 8. Dieselben haben den patentirten Pulvermüllern

das von der eidgenössischen Verwaltung zu liefernde Ma-

terial abzugeben.

Art. 9. Sie prüfen das verfertigte Schießpulver, neh-

men es in die eidgenössischen Magazine auf und führen

nach Vorschrift des Finanzdepartements Rechnung darüber.

Art. 10. Ihnen liegt die Ablieferung des Schießpulvers

an die Kantonsregierungen und an die patentirten Ver-

käufer in den Kantonen ob. Verkäufe an Andere find

ihnen ohne Auftrag oder Bewilligung des Finanzdepar-

tements nicht gestattet.

Art. 11. Sie haben die Aufsicht über die in ihrem

Kreise liegenden Pulvermühlen auszuüben.

Art. 12. Sie leisten eine genügende Sicherheit.

Art. 13. Die Magazinverwalter beziehen von dem

verkauften Pulver eine Provision von 1½ %.

D. Die Verkäufer.

Art. 14. Die Patente für den Verkauf von Schieß-

pulver werden unentgeldlich auf ein Jahr ertheilt.

Art. 15. Die Bewerber für Patente zum Verkauf

von Schießpulver haben eine Empfehlung der Regierung

ihres Wohnortes beizubringen.

Art. 16. Sie haben gleichzeitig eine genügende Sicher-

heit im Betrag derjenigen Summe zu leisten , für welche

fie einen offenen Kredit verlangen.

Art. 17. Die Verkäufer sind verpflichtet , das Schieß-

pulver genau nach den ihnen von der Verwaltung vor-

geschriebenen Preisen zu verkaufen.

Art. 18. Für den Verkauf erhalten sie eine Provision

von 20 % von dem ihnen zum Verkaufe festgesezten Preis.
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E. Allgemeine Bestimmung.

Art. 19. Der eidgenössische Pulververwalter , die Ma-

gazinverwalter und die Verkäufer übernehmen die Ver-

pflichtung zu wachen , daß das eidgenössische Pulverregal

nicht gefährdet werde.

Also beschlossen, Vern , den 7. Mai 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Der Bundespräsident:

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft :

Schieß.
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Verordnung

über den

Verkauf von Schießpulver.

Der Bundesrath der schweizerischen Eidge=

nossenschaft

verordnet:

1) Das Schießpulver soll von den patentirten Ver-

käufern in der ganzen Eidgenossenschaft zu den gleichen

Preisen und zwar nach folgendem Tarif verkauft werden

Tarif:

Prima-Pulver.

Nr. 1 à 5 das Pfund à Bg. 10.

6 à 8 à 9." " " "

"/ 9 à 10 , "/"
à 8.

Sekunda-Pulver.

Ohne Unterschied der Nummer zu 6 Bg.

2) Den Kantonsregierungen , die das Schießpulver un-

mittelbar von einem eidgenössischen Magazine zu beziehen

haben , wird ein ermäßigter Preis festgesegt werden.

3) Den patentirten Verkäufern werden für das fak-

turirte Pulver 20 Prozent abgezogen.

4) Die Lieferungen werden baar bezahlt; ausnahms-

weise wird den Verkäufern gegen hinreichende Bürgschaft

eine Zahlungsfrist von 1½ Monaten bewilligt, für welche

fie 112 Prozent zu vergüten haben.

5) Für weniger als 50 Pfund werden keine Zahlungs-

termine gestattet.
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6) Fässer und Säcke werden besonders bezahlt ; diese

Verpackungsgegenstände können zum Wiederauffüllen franko

zurückgeschickt werden.

7) Die Fracht bezahlen die Verkäufer, nur wird aus-

nahmsweise für Sendungen in den Kanton Tessin, so

lange in diesem Kantone keine eigene Magazinverwaltung

aufgestellt ist, eine Frachtentschädigung von Fr. 2 per

Zentner gestattet.

Bern, den 9. Juli 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrat

Der Vizepräsident:

H. Drücy.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.

Abänderung

der unterm 9. Juli 1849 erlassenen Verordnung.

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft,

in der Absicht, das Sekundapulver mit einer größern

Wurfweite verfertigen zu laſſen , in Abänderung der Ver-

ordnung vom 9. Juli 1849

verordnet:

Das Sekundapulver soll ohne Unterschied der Nummer

zu Bg. 7 per Pfund verkauft werden.

Bern, den 19. November 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes.

Der Bundespräsident:

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Dekret der Bundesversammlung

über

den Tarif, zu welchem die Kantonsmünzen an den

Kassen der eidgenössischen Administrationen an-

zunehmen sind.

(Vom 30. Brachmonat 1849.)

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

Nach Einsicht des Antrages des Bundesrathes

beschließt :

Art. 1. Bis zur Einführung eines allgemein schwei-

zerischen Münzfußes ſollen bei den Kaffen der eidgenöſſi-

ſchen Post-, Zoll- und Pulververwaltung alle Münzsorten,

welche in den Kantonen geseglichen Kurs haben, in jedem

Kanton zu demjenigen Kurse angenommen werden, welcher

für dieselben bei den öffentlichen Kaffen des betreffenden

Kantons anerkannt ist.

Art. 2. Jeder dieser Kantone hat beim Bezuge der

Entschädigung , welche er für Abtretung des Postregals

erhält, sowie des ihm zukommenden Theiles der Zollein-
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nahmen die fraglichen Münzsorten ebenfalls im nämlichen

Kurse von der eidgenössischen Kaffe als Zahlung anzu-

nehmen.

Art. 3. Bis zum nächsten Zuſammentritt der Bundes-

versammlung hat der Bundesrath geeignete Anträge über

Einführung eines allgemeinen schweizerischen Münzfußes

an die Bundesversammlung zu bringen.

Art. 4. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung dieſes

Beschlusses beauftragt.

Der schweizerische Bundesrath,

Nachdem der Nationalrath und der Ständerath, un-

term 30. Juni 1. J. nachstehendes Dekret über eine vor-

läufige Tarifirung der beiden eidgenössischen Adminiſtrationen

anzunehmenden Münzen erlaſſen haben, und dasselbe da-

durch in Kraft erwachsen ist,

beschließt :

Obgenanntes Dekret ist durch das Bundesblatt zu ver-

öffentlichen und allen eidgenössischen Behörden , welche es

betrifft, zu ihrem Verhalten in Kenntniß zu bringen.

Bern, den 7. September 1849.

Im Namen des ſchweizerischen Bundesrathes ,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.
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Gesetze

und

Verordnungen ,

betreffend die Militárverwaltung.

Dekret

der

Bundesversammlung, bezüglich auf die Abhaltung

der Militärschule für Genie und Artillerie und

auf den Unterricht in Spezialwaffen.

Vom 16. Juni 1849.

Die schweizerische Bundesversammlung,

in Betracht,

daß die vom Bundesrathe vorgeschlagene neue Militär-

organisation noch nicht von der Bundesversammlung be-

rathen werden konnte , und daher die durch die Bundes-

verfassung vorgeschriebenen Einrichtungen, das Militärwesen

betreffend , für jezt noch nicht ihre Anwendung finden

können ;

beschließt:

1) Der Bundesrath ist für das Jahr 1849 ermächtigt,

die Rekruten des Genies und der Artillerie auf sechs ,
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diejenigen der Kavallerie auf fünf , und diejenigen des

Train ebenfalls auf sechs Wochen, nebst den erforderlichen

Cadres, mit Weglaſſung der Ueberzähligen und des Park-

trains , wenigstens auf vier Pläge in die Inſtruktion ein-

zuberufen.

2) Ebenso soll die Generalstabsschule avgehalten werden.

3) Es ist dem Bundesrathe zu diesen beiden Zwecken

ein Kredit von 200,000 Fr. zu eröffnen.

Der schweizerische Bundesrath ,

nachdem obiger Beschluß am 12. Juni 1849 vom

Ständerath, am 16. vom Nationalrathe gefaßt, also in

Kraft erwachsen ist,

hat hierauf, in Vollziehung desselben ,

beschlossen :

1) Es sollen wenigstens 50 Offiziere der eidgenössischen

Generalstabsschule auf die Dauer von 9 Wochen

nach Thun berufen werden, um ihnen in denjenigen

Fächern Unterricht zu ertheilen , deren Kenntniß das

Programm vom 29. August 1843 von den Offizieren

des eidgenössischen Generalstabs fordert.

2) Für die legten 4 Wochen sind 100 Unteroffiziere

und Korporale einzuberufen. Diese sollen während

der Zeit, die sie nicht für die Generalstabsoffiziere

in Anspruch nimmt, durch einen ihnen beizugebenden

Instruktor angemessen in der Cadresschule, im Feld=

dienst u. s. w. unterrichtet werden.

3) Für die ganze Dauer der Schule sollen wenigstens

16 Pferde zur Verfügung stehen behufs der Erthei=
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lung des Reitunterrichtes an die Offiziere und um

bei den Manövern und der Adjutantur verwendet

werden zu können.

4) Die Generalstabsschule iſt in obigem Sinne mit dem

nächsten 8. Juli zu eröffnen und das Militärdepar-

tement zu ermächtigen , die nöthigen Aufgebote zu

erlaffen.

Bern, den 18. Juni 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenoffenschaft:

Schießt.

12
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Gesetze

und

Berr o r ð u u n g en ,

die

Verhältnisse des Handels und Verkehrs

betreffend.

Bundesgesetz,

betreffend

den freien Verkehr an der Wasserstraße von Luzern

nach Flüelen.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft ,

in der Absicht , den freien Verkehr an der Wasserstraße

von Luzern nach Flüelen herzustellen , in Anwendung des

Art. 30 der Bundesverfassung und nach Anhörung des

Berichts und Antrages des Bundesrathes ,

verordnet :

Art. 1. Die in Flüelen, Brunnen , Gerſau und Luzern

bestehenden Beschränkungen der freien Schifffahrt find auf-

gehoben.

Art. 2. Unter Vorbehalt der Verordnungen , welche

die Sicherheitspolizei erfordert (Art. 29 der Bundesver-
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faffung), darf Jedermann in den an der Waſſerſtraße von

Luzern nachFlüelen gelegenen Ortſchaften (Luzern, Weggis,

Gersau, Beckenried , Brunnen und Flüelen) Personen und

Waaren aller Art frei und ungehindert aufnehmen und

abſegen.

Art. 3. Dieses Gesez tritt sofort in Kraft, und es

ist der Bundesrath mit der Vollziehung desselben beauf-

tragt.

Der schweizerische Bundesrath,

nachdem der Nationalrath unter’m 16. Mai 1849, der

Ständerath unter'm 22. gl. M. das vorstehende Gesetz ,

betreffend den freien Verkehr an der Wasserstraße von

Luzern nach Flüelen, erlaſſen haben, somit dasselbe zu einem

Bundesgesez erwachsen ist,

beschließt:

Art. 1. Das erwähnte Gesez tritt vom Tage seiner

Bekanntmachung an in Kraft.

Art. 2. Dasselbe soll dem Bundesblatte einverleibt,

allen Kantonsregierungen mitgetheilt und von denselben zu

Jedermanns Verhalt in gewohnter Weise sofort öffentlich

bekannt gemacht werden.

Bern, den 30. Mai 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident:

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.



180 Bollwesen.

1

Bundesgesetz

über das Zollwesen.

Die schweizerische Bundesversammlung

in Vollziehung der Vorschriften der schweizerischen Bun-

desverfassung über das Zollwesen und nach Einsicht des

Vorschlages des Bundesrathes

beschließt:

Erster Abschnitt.

Zollpflichtigkeit und Ausnahmen von der-

selben.

Art. 1. Alle Gegenstände, welche in die Schweiz

eingeführt , aus deren Gebiet ausgeführt , oder durch

dieſelbe vom Auslande nach dem Auslande durchgeführt

werden , find , unter Vorbehalt der in diesem Geseze auf-

zustellenden Ausnahmen , einer Eingangs- , Ausgangs-

oder Durchgangsgebühr, nach Anleitung des beiliegen-

den Tarifs , unterworfen.

Art. 2. Von der Bezahlung solcher Gebühren ſind

befreit :

1) Alle zum Gebrauche der bei der Eidgenossenschaft

beglaubigten fremden Gesandten und Konſuln, nicht zum

Verkaufe beſtimmten Gegenstände, insofern von dem

Staate, den sie vertreten , Gegenrecht gehalten wird;

2) Die Effekten der Reisenden , welche zu deren

eigenem Gebrauche bestimmt sind ;

3) Reise- und Lastwagen , die in der Schweiz ge-

macht worden sind , oder die , falls sie im Auslande

gemacht wurden , entweder schon einmal die schweizerische

Eingangsgebühr bezahlt haben, oder nicht dazu beſtimmt
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find , in der Schweiz zu bleiben , sammt den dazu ge-

hörenden Pferden ;

4) Armenfuhren mit deren Gepäc;

5) Die rohen Landeserzeugnisse von denjenigen

Grundstücken außerhalb der Schweiz , welche Einwohner

der Eidgenossenschaft innerhalb einer Entfernung von

höchstens zwei Stunden , von der Landesgrenze an ge-

rechnet, selbst bebauen, sowie die Thiere, Geräthschaften

und Anderes , was bei der Bebauung solcher Grund-

stücke verwendet wird;

6) Die rohen Landeserzeugnisse von denjenigen Grund-

stücken , welche nicht mehr als zwei Stunden landein-

wärts in der Schweiz liegen , und von ihren auswärts

wohnenden Eigenthümern selbst bebaut werden , sowie

die Thiere , Geräthschaften und Anderes , was bei der

Bebauung solcher Grundstücke verwendet wird , insoweit

der Staat , den die Eigenthümer der Grundstücke bewoh-

nen, der Schweiz Gegenrecht hält ;

7) Pakete mit zollpflichtigen Waaren , welche durch

die Post spedirt werden und das Gewicht von einem

Pfunde nicht übersteigen ;

8) Gegenstände, welche aus der Schweiz durch das

Ausland wieder in die Schweiz gehen.

Der Bundesrath wird , wenn besondere Interessen der

Industrie es erfordern, für diejenigen Stoffe und Erzeug-

niſſe, welche zu weiterer Verarbeitung aus der Nachbar-

schaft in die Schweiz oder aus derselben in's Ausland

geführt und in einer angemessenen Frist vom Aufgeber

zurückgenommen werden , fernere Ausnahmen eintreten

laffen.

Art. 3. Betreffend das zur Sömmerung oder Win-

terung in die Schweiz eingeführte oder aus der Schweiz

ausgeführte Groß- und Kleinvich erläßt der Bundesrath,
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unter Berücksichtigung der beſondern Lokalverhältniſſe,

die speziellen Vorschriften und Tarife.

Art. 4. Da, wo schweizerische Gebietstheile vom

Auslande, oder ausländische Gebietstheile von der Schweiz

enclavirt sind , wird der Bundesrath zur Wahrung der

Interessen der dabei betheiligten schweizerischen Landes-

gegenden die erforderlichen besondern Bestimmungen

treffen.

Art. 5. Von der Entrichtung des Eingangszolles

find befreit :

1) Zollpflichtige Gegenstände, welche von einer Perſon

eingebracht werden , die höchstens 2 Pfund Waaren mit

fich trägt oder von der Gesammtheit derselben nicht mehr

als 2½ Rp. Zoll zu entrichten hätte.

Bei allfällig fich ergebenden Mißbräuchen wird der

Bundesrath die nöthigen Beſchränkungen eintreten laſſen.

2) Straßenmaterial , Kies , Sand, Schlacken , rohe

gewöhnliche Bausteine , roher ungebrannter Gyps und

Kalkstein;

3) Buchenlaub und anderes Laub zur Streue und

Fütterung , Streue aus Riedern , Dünger und rohe

Düngmittel überhaupt ;

4) Gemünztes Gold und Silber.

Der Bundesrath wird die Bedingungen, unter welchen

schweizerische Waaren und schweizerisches Vieh , welche

von fremden Märkten unverkauft in die Schweiz zurück-

gebracht werden wollen , ohne Bezahlung des Eingangs-

zolles eingeführt werden können , feſtſeßen.

Art. 6. Von der Entrichtung des Ausgangszolles

find befreit:

1) Zollpflichtige Gegenstände, welche von derselben

Person getragen werden und zusammen das Gewicht

von achtzig Pfunden nicht erreichen ;
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2) rohe Steine.

Ueberdieß ist der Bundesrath ermächtigt , zur Erleich-

terung der Ausfuhr von Landeserzeugniſſen angemessene

Erleichterungen im Ausfuhrtarife eintreten zu laſſen.

Art. 7. Der Bundesrath wird die zur Sicherung

des Gränz- und Marktverkehrs allfällig noch erforder=

lichen weitern Begünstigungen eintreten laſſen.

Zweiter Abschnitt.

Art der Berechnung der Gebühren.

Art. 8. Die Gebühren für den Transport zu Wasser

werden nach den gleichen Tarifen bezogen , welche für

den Transport zu Land gelten, mit Ausnahme der Strecken,

für welche bestehende Verträge mit dem Ausland erst

nach einer erforderlichen Unterhandlung abgeändert wer-

den können.

Art. 9. Wenn Gegenstände , deren Gebühren in den

Tarifen nach Zugthierlaſten feſtgesezt sind , zu Waſſer

ein , aus oder durchgeführt werden , so find je fünf-

zehn Zentner für eine Zugthierlast zu rechnen.

Art. 10. Alle Waaren , deren Gebühr durch die

Tarife nicht ausdrücklich für die Zugthierlast , den

Werth, oder für das Stück festgesezt ist , bezahlen nach

dem Gewicht, und es ist ein Schweizerzentner als Ein-

heit für die Anfäße angenommen. Jeder Bruchtheil eines

Pfundes wird für ein ganzes Pfund gerechnet.

Art. 11. Die nach dem Gewichte zu entrichtenden

Gebühren werden vom Bruttogewichte der Waaren be=

zogen.

Art. 12. Jeder Bruchtheil unter 2½ Rappen wird .

für volle 212 Rappen gerechnet.
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Art. 13. Fuhr- oder Schiffleute , in deren Fracht-

briefen die Gewichtsangabe fehlt , haben für die dadurch

erforderlich werdende Gewichtsausmittlung eine durch das

Reglement festzuſezende Gebühr zu bezahlen.

Art. 14. Güter- oder Waarenstücke ohne Angabe

ihrer Art werden mit dem höchsten Zollansaße belegt.

Art. 15. Güter, welche auf eine zweideutige Weise

angegeben oder bezeichnet werden , unterliegen der höch-

ſten Gebühr , welche ihnen nach Maßgabe ihrer Art auf-

erlegt werden kann.

Art. 16. Wenn Waaren verschiedener Art , welche

verschiedene Gebühren zu bezahlen hätten , miteinander

zusammen verpackt sind , und es erfolgt nicht eine ge-

nügende Angabe über die Menge jeder einzelnen Waare,

so ist das ganze Frachtstück mit derjenigen Gebühr zu be-

legen , welche es bezahlen müßte , wenn es nur von der

in demselben am höchsten zu belegenden Waare enthielte.

Dritter Abschnitt.

Eintheilung des Zollgebietes .

Art. 17. Behufs des Zollbezuges wird die schwei-

zerische Grenze in folgende fünf Zollgebiete eingetheilt :

Erstes Zollgebiet, mit dem Hauptbüreau in Bas

fel, umfaßt die Grenzlinie der KantoneBern, Solothurn,

Basel- Stadt, Basel-Landſchaft und Aargau ;

Zweites Zollgebiet, mit dem Hauptbüreau in

Schaffhausen, umfaßt die Grenzlinie der Kantone

Zürich, Schaffhausen und Thurgau ;

Drittes Zollgebiet , mit dem Hauptbüreau in

Chur , umfaßt die Grenzlinie der Kantone St. Gallen

und Graubünden ;
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Viertes Zollgebiet, mit dem Hauptbüreau in

Lugano, umfaßt die Grenzlinie des Kantons Tessin ;

Fünftes Zollgebiet , mit dem Hauptbüreau in

Lausanne, umfaßt die Grenzlinie der Kantone Wallis,

Waadt, Genf und Neuenburg.

Vierter Abschnitt.

Errichtung von Zollstätten und Niederlags-

häusern.

Art. 18. Der Bundesrath bezeichnet die nöthigen

Haupt- und Nebenzoustätten.

Er fezt die Grenzen der für die Verzollung zugestan-

denen Landungspläge fest.

Er errichtet ausnahmsweise , wo die Verhältnisse es

im Interesse des Handels als erforderlich erscheinen laſ-

sen , Niederlagshäuser, für deren Benuzung Gebühren

in einem von dem Bundesrathe nach Maßgabe der Ver-

hältnisse festzusehenden Betrage zu entrichten sind .

Der Bundesrath kann die Befugnisse der Hauptzoll-

stätten an solchen Orten erweitern , wo die Bedürfniſſe

des Handels es erheischen.

Fünfter Abschnitt.

Vorschriften für die Ein- , Aus- und Durch-

fuhr.

1. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 19. Die Ein- und Ausfuhr aller zollpflichti-

gen Gegenstände darf nur bei den festgestellten Zollstätten

geschehen. Für Ausnahmen von dieser Regel ist eine

ausdrückliche Bewilligung des Bundesrathes nöthig .
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Art. 20. Sämmtliche zollpflichtige Gegenstände, die

weder zum Transite bestimmt sind , noch in ein Nieder-

lagshaus gebracht werden wollen , können sowohl bei

Haupt- als Nebenzollstätten ein- oder ausgeführt werden.

Der Bundesrath ist befugt, aus beſondern Gründen Aus-

nahmen von dieser Regel eintreten zu lassen.

Zollpflichtige Gegenstände , welche tranſitiren oder in

ein Niederlagshaus gebracht werden sollen , können hin-

wieder nur bei Hauptzollstätten eingeführt , und die er-

ſtern nur bei solchen ausgeführt werden. Der Bundes-

rath ist indessen befugt, auch von dieſer Regel Ausnah-

men zu gestatten.

Art. 21. Die Zeit , während welcher die Zollstätten

zur Abfertigung gehalten find , sowie die Abfertigungs-

ordnung überhaupt, werden durch das Reglement beſtimmt.

Art. 22. Jeder Waarenführer oder Waarenträger

ist gehalten, vor der Abfertigung dem Zollbeamten einen

genauen Ausweis seiner Waaren zu geben , nach welchem

der zu bezahlende Zollbetrag zu berechnen ist.

Art. 23. Ebenso ist er verpflichtet , nicht nur die

ganze Ladung Stück für Stück untersuchen, sondern auch

jedes Frachtstück durch den Zollbeamten öffnen zu laſſen,

wenn es dieser für nöthig findet.

Wird bei der Untersuchung der Inhalt mit der Er-

klärung übereinstimmend gefunden , so ist die Ladung

sofort und ohne Kosten für den Führer oder Träger wie-

der in gehörigen Stand zu sehen.

Art. 24. Zollpflichtige Gegenstände , welche zu Wasser

anlangen , dürfen nicht ausgeladen , oder eingeladen nicht

abgeführt werden , bis ein Zollbeamter sich von der

Richtigkeit der Ladung überzeugt hat.

Art. 25. Wer nicht sofort den Zoll bezahlt over dafür
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annehmbare Sicherheit leistet, kann seinen Weg mit der

Waare nicht fortseßen.

2. Abfertigung bei der Ein- und Ausfuhr.

Art. 26. Ueber alle bei einer Zollstätte zur Einfuhr

oder Ausfuhr angemeldeten Gegenstände stellt der Zoll-

pflichtige den Ausweis dem Zolleinnehmer zu , und bezahlt

diesem gegen eine detaillirte Abfertigungskarte den Zoll.

Bei den Zollstätten , wo neben dem Zolleinnehmer auch

ein Kontrolleur besteht, begiebt sich der Zollpflichtige von

dem Einnehmer mit der Abfertigungskarte zum Kontrol-

leur und empfängt von demselben , nach geschehener Un-

tersuchung und Richtigbefindung der zollpflichtigen Gegen-

stände einen Ausweis über die gehörige Bezahlung des

Zolles .

3. Abfertigung für die Durchfuhr.

Art. 27. Güter zur Durchfuhr werden bei der An-

kunft auf der Zollstätte als solche angemeldet , worauf die

Ausweisung rücksichtlich ihres Bestandes erfolgt. Gleich-

zetiig wird für den doppelten Betrag der treffenden Ein-

gangsgebühr genügende Sicherheit geleistet. Der Zoll-

pflichtige erhält sodann einen Geleitschein , den er auf

der zum Austritt der Güter bezeichneten Zollstätte unter

gleichzeitiger Entrichtung der Durchgangsgebühr abzu-

geben hat.

Art. 28. Eine zur Durchfuhr angemeldete Waare

kann dem innern Verbrauch gegen Bezahlung der Ein-

gangsgebühr übergeben , oder auch bei einer andern als

der zuerst angegebenen Ausgangsstation ausgeführt wer-

den. In leßterm Falle ist jedoch die ausdrückliche Bes

willigung der Kreisdirektion nöthig.
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4. Abfertigung in Niederlagshäuſer und aus denselben.

Art. 29. Güter , welche zur Niederlegung in ein

Niederlagshaus beſtimmt sind , werden bei der Einfuhr

als Niederlagsgüter angemeldet, verifizirt , und, nachdem

für den doppelten Betrag der betreffenden Eingangsgebühr

genügende Sicherheit geleistet worden , mit einem Geleit-

fcheine, für den bei der Ankunft im Niederlagshause

eine durch das Reglement zu bestimmende Einschreibge=

bühr zu bezahlen ist , in das bezeichnete Niederlagshaus

versehen.

Art. 30. Werden Güter aus den Niederlagshäusern

für den innern Verkehr der Schweiz bezogen , so be=

zahlen sie den Eingangszoll. Sollen sie aber wieder ins

Ausland geführt werden , ſo wird die Durchgangsgebühr

erst bei der wirklich erfolgenden Ausfuhr an der Aus-

fuhrſtation bezahlt , wohin von der Verwaltung des Nie-

derlagshauses ein neuer Geleitschein ausgestellt wird.

Art. 31. Der Transport von Gütern aus einem

Niederlagshause in ein anderes kann unter den Formen

geschehen, wie sie für die Durchfuhr vorgeschrieben find.

Doch können solche Güter nicht länger als ein Jahr im

Lande bleiben, ohne dann die Eingangsgebühr zu be-

zahlen , gleichviel , ob sie während dieser Zeit immer in

einem Niederlagshause oder in mehrern waren.

Sechster Abſchnitt.

Organisation der Zollverwaltung.

1. Der Bundesrath.

Art. 32. Die oberste vollziehende und leitende Bez

hörde ist der Bundesrath. Alle das Zollwesen betref

fenden Maßregeln und Verfügungen gehen von ihm aus,

soweit er nicht untergeordnete Beamte damit beauftragt.
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Art. 33. Insbesondere ist der Bundesrath befugt,

unter außerordentlichen Umständen , namentlich im Falle

von Theurung der Lebensmittel , bei größern Beschrän-

kungen des Verkehrs der Schweizer von Seite des Aus-

landes u. s. w. besondere Maßregeln zu treffen und

vorübergehend die zweckmäßig erscheinenden Abänderun-

gen im Tarife vorzunehmen.

Er hat indeffen der Bundesversammlung bei ihrer

nächsten Zusammenkunft von solchen Verfügungen Kennt-

niß zu geben , und dieselben können nur fortdauern,

wenn die Bundesversammlung ihre Genehmigung er-

theilt.

Art. 34. Anstände über die Anwendung des Zoll-

tarifs werden , wenn sich der Betreffende bei dem Ent-

scheide der untergeordneten Stellen nicht beruhigen kann,

vom Bundesrathe entschieden.

1

Art. 35. Der Bundesrath hinterbringt der Bun-

desversammlung Vorschläge zur Errichtung bleibender

Beamtungen und zur Bestimmung der für dieſelben aus-

zuſeßenden Gehalte. Bedienstungen oder provisorische

Beamtungen kann er von sich aus einführen und die

für dieselben auszuwerfenden Gehalte feſtſezen.

Art. 36. Dem Bundesrathe steht das Recht zu, die

Zollbeamteten und Bediensteten zu wählen. Er kann

aber dieses Recht , soweit es Bedienstete betrifft , an

Beamtete, die ihm untergeordnet sind , übertragen.

2. Das Handels- und Zolldepartement.

Art. 37. Die unmittelbare Oberaufsicht des gesamm-

ten Zollwesens steht dem Handels- und Zolldepartemente

zu. Dasselbe schlägt dem Bundesrathe zweckmäßig er-

scheinende Verfügungen in Zollsachen vor , begutachtet

die vom Bundesrathe zu behandelnden Zollgeschäfte, sorgt
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für die Vollziehung der in diesem Verwaltungszweige

erläſſenen Geſeße und Verfügungen und trifft selbst

innerhalb der Schranken der ihm angewiesenen Kom-

petenz die erforderlichen Anordnungen.

3. Die Zollbeamteten und Bediensteten.

Art. 38. Unter dem Handels- und Zolldepartemente

steht, zur Leitung des gesammten Zollwesens , ein Ober-

zolldirektor.

Art. 39. Unter dem Oberzolldirektor steht in jedem

Zollgebiete ein Zolldirektor zur Leitung des Zollwesens

in dem betreffenden Gebiete.

Art. 40. Der Bundesrath ist bevollmächtigt , bis

die neuen Zolleinrichtungen durchgeführt sein werden,

der Oberzolldirektion und den Zolldirektionen innerhalb

der Schranken der Büdgetkredite , die zu guter Führung

der Geschäfte unentbehrlichen Beamten beizugeben.

Nach Ablauf der bezeichneten Zeit wird der Bun-

desrath die erforderlichen Vorschläge zur geſeßlichen Feſt-

stellung dieser Beamtungen hinterbringen.

Art. 41. Auf jeder Zollstätte befindet sich ein Zoll-

einnehmer. Der Bundesrath ist ermächtigt , auf Haupt-

zollstätten, je nach Bedürfniß , den Zolleinnehmern Kon-

trolleurs zur Seite zu sehen.

Art. 42. Die Nebenzollstätten stehen jeweilen unter

der zunächst gelegenen Hauptzollstätte.

Art. 43. Ein Zollbeamter und Zollbediensteter darf

ohne Bewilligung der kompetenten Behörde neben seiner

Beamtung weder ein anderes Amt bekleiden , noch einen

Beruf selbst betreiben , noch ihn auf seine Rechnung be-

treiben lassen.

5
Art. 44. Die Zollbeamten und Zollbediensteten , de-

nen Werthgegenstände oder Geld anvertraut wird, haben
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im Verhältnisse zu dem ihnen anvertrauten Werthe Sicher-

heit zu leisten.

4. Wahl und Entlaſſung der Beamteten und Bedien-

steten der Zollverwaltung. Disziplinarſtrafbefugniß

über dieselben.

Art. 45. Alle Zollbeamten werden auf eine Amts-

dauer von drei Jahren erwählt ; die Zollbediensteten da-

gegen auf unbestimmte Zeit.

Erſegungen in der Zwischenzeit finden nur noch für

den Rest der Amtsdauer statt.

Die erste Amtsdauer aller Zollbeamten geht mit dem

31. März 1852 zu Ende.

Art. 46. Beamte und Bedienstete der Zollverwal-

tung , die absichtlich oder aus Fahrläßigkeit die ihnen

obliegenden Pflichten nicht gehörig erfüllen , können, ohne

richterliche Dazwischenkunft , mit einer Ordnungsbuße

von 1 bis 50 Franken von dem Vorsteher des Handels-

und Zolldepartements , dem Oberzolldirektor und von

den Zolldirektoren , von den leztern aber nur sofern sie

diesen untergeordnet sind, bestraft werden. Den Bestraften

steht der Rekurs an die Behörde oder Stelle offen,

welche derjenigen , die sie bestraft , zunächst übergeordnet

iſt. Sie haben , falls aus einer solchen Dienſtverlegung

Schaden entstanden , zudem denselben zu erseßen.

Art. 47. Der Bundesrath hat überdieß jederzeit

das Recht, einen Zollbeamten durch motivirten Beschluß

zu entlassen, wenn der Gewählte sich als untüchtig erzeigt,

oder wenn er sich grober Fehler schuldig macht.

Der Vorsteher des Handels- und Zolldepartements,

der Oberzolldirektor und die Zolldirektoren sind auch

ermächtigt , einen untergeordneten Beamten oder Bedien-

steten provisorisch in seinen Verrichtungen einzustellen,
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unter sofortiger Anzeige an die obere Behörde, der die

endliche Verfügung zuſteht.

Siebenter Abſchnitt.

Zollpolizei.

Art. 48. Die Kantone sind zum polizeilichen Schuße

der Zollbeamten und ihrer Amtsgeschäfte verpflichtet.

Ueber besondere , hieraus entstehende Auslagen wird sich

der Bundesrath mit den Kantonen verständigen.

Ueberdieß ist der Bundesrath ermächtigt, erforder-

lichen Falls zu besserer Sicherung der gehörigen Ent-

richtung des Zolles , sowie zur polizeilichen Unterſtüßung

der Zollbeamten die nöthigen Einrichtungen zu treffen.

Achter Abschnitt.

Zollübertretung und ihre Bestrafung.

Art. 49. Eine Zollübertretung begeht :

1) Wer zollpflichtige Gegenstände ein-, aus-, durch-

führt oder aus den Niederlagshäusern abführt , ohne

die Leistungen , welche das Geſeß hiefür vorſchreibt, er-

füllt zu haben.

2) Wer zollpflichtige Gegenstände auf einer andern

als auf einer unmittelbar zu einer Zollstätte führenden

Straße, oder über einen zur Zollabfertigung nicht bes

rechtigten Landungsplaß ein- oder ausbringt.

3) Wer von einer Nebenzollstätte zu einer Haupt-

zollstätte gewiesen , den vorgeschriebenen Weg nicht ein-

schlägt.

4) Wer mit zollpflichtigen Gegenständen mehr als

hundert Schritte über eine Gränzzollſtätte hinaus- oder

hineinfährt oder geht , bevor er von selbiger abgefertigt

worden ist.
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5) Wer seine Waaren ganz oder theilweise zur Vers

zollung anzuzeigen unterläßt.

6) Wer seine Waare unrichtig benennt , um dadurch

den Zollbetrag zu verkürzen.

7) Wer eine Gewichtsangabe macht, die mehr als

fünf Prozent unter dem wahren Gewichte steht.

Art. 50. Jede dieser Zollübertretungen ist , außer

daß der Uebertreter die umgangene Gebühr zu bezahlen

hat, das erste Mal mit einer Buße zu belegen , welche

dem fünf bis dreißigfachen Zollbetrage gleichkömmt ,

welcher umgangen werden wollte. In Wiederholungs-

fällen soll die Strafe angemessen verschärft werden. Es

kann dabei bis auf den doppelten Betrag des Marimums

der angedrohten Buße gegangen und unter besonders

erschwerenden Umständen Gefängnißstrafe bis auf ein

Jahr damit verbunden werden.

Art. 51. In den Fällen von 1 , 2 , 3 , 4 und des

ersten Theiles von 5, die im Art. 49 aufgezählt ſind,

wird angenommen , es habe der Zoll für die ganze

Waarenmenge umgangen werden wollen. In den Fällen

von 6 und 7 und dem lezten Theile von 5 dagegen ist

die Buße nach dem Theile der Zollgebühr zu bemessen,

den zu umgehen beabsichtigt wurde.

Art. 52. Wer mit Waaren, welche zur Durchführ

oder in ein Niederlagshaus abgefertigt worden sind,

den vorgeschriebenen Weg nicht einhält , oder die Waaren

nicht, oder nicht rechtzeitig ausführt oder am Beſtim-

mungsort abliefert , ist zur Bezahlung der doppelten Ein-

gangsgebühr dieſer Waaren zu verfällen.

Art. 53. Widerhandlungen gegen Bestimmungen dieses

Gesezes, wie z . B. Umgehung des Kontrolleurs bei der

Abfertigung u. f. w. werden , insofern sie nicht bereits

13
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in diesem Geseze durch Strafbestimmungen bedroht ſind,

mit einer Buße bis auf 4 Franken bestraft.

Art. 54. Hehler oder Gehülfen zu Zollübertretungen

werden wie die Thäter bestraft.

Art. 55. Von allen wirklich bezogenen Bußen kommt

ein Drittheil dem Verleider zu , der zweite Drittheil fällt

an den Kanton, in dessen Gebiet die Uebertretung stattfand

und.die Untersuchung waltete , den Rest bezieht die Bun-

deskasse.

Neunter Abschnitt.

Aufhebung bisheriger Zölle.

Art. 56. Alle im Innern der Eidgenossenschaft mit

Bewilligung der Tagsagung bestehenden Land- und Was-

ferzölle, Weg- und Brückengelder, verbindliche Kaufhaus-,

Wag-, Geleit- und andere Gebühren dieser Art , mögen

fie von Kantonen , Gemeinden , Korporationen oder Pri-

vaten bezogen werden , hören, mit Ausnahme der von dem

Bundesrathe ausdrücklich zu bezeichnenden , für deren

Fortbestand die nachträgliche Genehmigung der Bundes-

versammlung einzuholen ist, vom Bezuge der neuen Grenz-

zölle an gänzlich auf.

Der Bundesrath hat in Betreff der Entschädigungs-

ſumme mit den Kantonen in Unterhandlung zu treten

und mit Berücksichtigung des Grundſaßes , daß bei den-

jenigen Kantonen , wo mit den Zöllen Verbrauchsteuern

vermischt sind , für diese Gebühren , soweit sie auf die

Konsumtion dieser Kantone fallen , verhältnißmäßige Ab-

züge zu machen sind , die Entschädigungssumme auszu-

mitteln.
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Die dießfälligen mit den Kantonen abgeschlossenen

Verträge unterliegen der Genehmigung der Bundesver-

ſammlung.

Den Kantonen liegt es hinwieder ob, alle Entschä

digungen an ihre Gemeinden , Korporationen oder Pri-

vaten, für solche Gebühren , die sie ihnen zugestanden

hatten und die dann aufgehoben wurden , zu leisten.

Art. 57. Ebenso sind sofort und ohne Entschädigung

alle diejenigen Gebühren aufzuheben , deren Bezug nie

von der Tagſagung bewilligt worden , insoweit sie nicht

unter den Art. 32 der Bundesverfassung fallen.

Art. 58. Andere von der Tagsagung auf beſtimmte

Zeit zum Bezug bewilligte Gebühren , die nicht sofort

aufgehoben werden , hören nach Ablauf der beſtimmten

Zeit auf, wenn die Bundesversammlung nicht deren.

Fortbezug bewilligt.

Art. 59. Sind Zölle , Weg- und Brückengelder für

Tilgung eines Baukapitals oder eines Theiles desselben

bewilligt worden , so hört der Bezug derselben oder die

Entschädigung auf, sobald das betreffende Kapital oder

der bestimmte Theil desselben nebst Zinsen gedeckt ist.

Art. 60. Den in der Eidgenossenschaft bereits ab-

geschlossenen Verträgen mit Eisenbahngeſellſchaften über

Tranſitgebühren soll durch gegenwärtiges Gesez kein

Abbruch geschehen. Dagegen tritt der Bund in durch

folche Verträge den Kantonen in Beziehung auf die

Tranſitgebühren vorbehaltene Rechte ein. Neue derartige

Verträge können nur mit dem Bunde abgeschlossen werden.

Art. 61. Der Bezug der bisherigen eidgenössischen

Grenzgebühren hört vom Augenblick an auf, von welchem

die neuen Gebühren für die Eidgenossenschaft bezogen

werden.
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Zehnter Abschnitt.

Schlußbestimmungen.

Art. 62. Der Bundesrath ist ermächtigt, den Zeit-

punkt zu bestimmen, mit welchem dieſes Gesez in Kraft

zu treten hat.

Art. 63. Er ist mit dessen Bekanntmachung und

weiterer Vollziehung beauftragt.

Der Bundesrath der schweizerischen Eidge=

nossenschaft,

nachdem der Nationalrath und der Ständerath am

30. Juni 1849 das vorstehende Gesez über das Zoll-

wesen erlassen haben , und dasselbe somit in Kraft_er-

wachsen ist,

in Betracht, daß in dem Art. 62 desselben der Bun-

desrath ermächtigt wird , den Zeitpunkt zu beſtimmen,

mit welchem dieses Gesez in Kraft zu treten hat ,

beschließt:

1. Das erwähnte Geſeß tritt mit dem 1. Hornung

nächsthin in Kraft.

2. Dasselbe soll auf übliche Weise zur öffentlichen

Kenntniß gebracht werden.

3. Das Handels- und Zolldepartement ist mit deſſen

weiterer Ausführung beauftragt.

Bern, den 12. Januar 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

dessen Vizepräsident :

J. Munzinger.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Zolltarif

der

Schweizerischen Eidgenossenschaft.

I. Bolltarif für die Einfuhr.

A. Es wird bezahlt von jedem angespannten

Zugthier (von der Zugthierlast) :

1 Bazen.

Bausteine, gemeine behauene,

Brenn , Bau- und gemeines Nugholz.

Erze aller Art.

Gerberrinde und Lohkuchen.

Heu und grünes Futter.

Holzkohlen.

Kartoffeln.

Lehm , Töpferthon und Huppererde.

Milch.

Steinkohlen , Braunkohlen und Coke.

Stroh, Häckerling und Spreu.

Torf.

Treber , Trester und andere im Tarif nicht besonders be-

zeichnete Abfälle.

3 Bagen.

Abfälle von Thieren , als : Blut, Klauen, Flechsen u. dgl. ,

ferner Hornspäne , Abschnigel von Häuten und Fellen

u. dgl.

Bäume, junge, Sträucher und Reben.

Besen von Reisig.
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Bretter, Latten, Schindeln und Rebstecken.

Dachziegel und Backsteine.

Effekten und Geräthe von Einwanderern.

Faßholz und roh vorgearbeitetes gemeines Nugholz.

Geflügel, lebendes, frische Fische , Frösche, Krebse und

Schnecken.

Kalk und Gyps , gebrannt.

Kleien.

Obst, frisches und frische Feld- und Gartengewächse.

Delkuchen und Oelkuchenmehl.

Sagspäne.

Salzfässer, Gypsfäſſer u. dgl.

Schieferplatten.

20 Bagen.

Zu Schaustellungen bestimmte Gegenstände, als : Mena-

gerien, Panorama's , Theatereffekten , Wachsfiguren

u. dgl.

B. Es wird bezahlt von jedem Stück :

1/2 Bagen.

Kälber, Ziegen, Schafe, Spanferkel, magere Schweine,

Bienenstöcke mit lebenden Bienen , abgesehen vom Ge-

wicht des besonders zu bezahlenden allfällig darin ent-

haltenen Honigs.

3 Bazen.

Rindvich , Esel, Füllen , fette Schweine.

Pferde, Maulthiere, Maulesel.

20 Bazen.

40 Bazen.
1

Fremde Thiere, welche nicht auf Wagen geführt oder ge=

tragen werden.



Bolltarif. 199

120 Bagen.

Für jeden einspännigen Dekonomiewagen.

200 Bazen.

Für jeden mehrspännigen Dekonomiewagen.

400 Bagen.

Für jede einspännige Chaise u. dgl.

600 Bagen.

Für jede mehrspännige Chaiſe.

C. Es wird bezahlt vom Werth:

2 Prozent.

Mühlsteine, Bodenstücke und Läufer.

5 Prozent.

Schiffe, Kähne 2. zum Waaren- und Perſonentransport,

Pflüge u. dgl. und Lastschlitten.

10 Prozent.

Gondeln, Lurusſchiffe , Lurusſchlitten.

D
.
Es wird bezahlt vom Schweizerzentner

Asphalt.

brutto:

Erste Klasse. 1 Bagen.

Braunstein, Blutstein , Bolus.

Getreide und Hülsenfrüchte aller Art.

Graphit.

Kreide und andere rohe Farberde.

Lumpen, Makulatur und andere Abfälle zur Papierfabri

fation.

Reis.

Sämereien, Delsamen, Waldsamen.

Salz.

Schleif- und Wetsteine , Feuersteine, Lithographiefteine.

Walker- , Porzellan- und Pfeifenerde.



200
Bolltarif.

3weite Klasse. 2 Bagen.

Alabaster und Marmor, roh.

Alaun.

Amlung.

Baft.

Baumwolle, rohe, und deren Abfälle.

Bimsstein.

Blei in Blöcken und altes.

Borsten.

Brod.

Buchsholz.

Chlorkalk.

Cichorienwurzel.

Därme.

Ebenistenholz , rohes.

Eier.

Eisen, rohes, in Masseln , Brucheisen.

Eisenbahnschienen.

Eisen und rohes Eisenblech, englisches, zum Maschinen- und

Schiffsbau u. s. w., von solchen Dimensionen und Formen,

welche in der Schweiz nicht gemacht werden.

Farbhölzer, ungemahlen, Farbkräuter, Farbwurzeln und

Farbbeeren.

Felle , ungegerbte, rohe Häute.

Flachs, Hanf und Werg, roh und gehechelt.

Gerste, gerollte, Hafergrüße und Gries.

Gerstenmalz.

Glätte aller Art und Mennig.

Hafnererz, gemeines. “

Harz, rohes , Pech und Theer.

Käselab.

Kastanien.
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Kienruß.

Knoppern.

Krapp und Krappwurzeln ,

Leim Her Art.

Mastir.

Mehl.

Natrum.

Del, gemeines aller Art , Repsöl , Leinöl , Kokusöl

Palmöl.

Packtuchgarn.

Potasche.

Schmalte.

Schmirgel, roh und gemahlen.

Schwefel, roher, in Stücken.

Schwefel- und Salzsäure.

Schwerspath, roh und gemahlen.

Seidencocons und Seidenabfälle (Strazze, Strufe).

Soda, roh und gereinigt , Glaubersalz und Zinnsalz.

Sumach.

Talg (Unſchlitt) und andere Fettwaaren , nicht benannte.

Thierhörner.

Thran.

Trippel.

Vitriol aller Art.

Weberblätter und Weberdisteln.

Weinstein , roher.

Wolle, roh und gekämmt , Wollabfälle, Flockwolle.

Dritte Klaffe. 5 Bazen.

Blei in Röhren , gewalztes und Schrot.

Bleizucker.

Butter , süß, gefotten, gesalzen , Schweineschmalz.

Eisenguß, grober, wie Plaiten, Defen , ic.
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Eisen, gewalztes engliſches, gezogenes engliſches.

Eisenblech, rohes englisches.

Erz, altes.

Farbhölzer , gemahlene.

Galläpfel.

Gummi.

Korbwaaren, grobe.

Kupfer, rohes und altes.

Messing , rohes und altes , Späne.

Obst, gedörrtes und getrocknetes , Baumnüſſe.

Obstwein.

Packleinen , gemeines und rohes.

Kali und Natrumſalpeter.

Säuren aller Art, nicht benannie.

Seife.

Spießglanz.

Seegras.

Terpentin , Terpentinöl , Bernstein , Kolophonium.

Wachholderbeeren.

Weinstein, gereinigt.

Zinn, in Blöcken und altes.

Zink in Blöcken und altes.

Zinnasche.

Bier.

Bleiweiß.

Beinschwarz.

Vierte Klasse. 10 Bagen..

Cacao, ungemahlen, und Cacaoschalen.

Chemische Produkte, nicht benannte.

Cichorien.

Eisen, geschmiedetes und gewalztes , nicht benanntes.

Eisenblech , rohes, unbenanntes.
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Effig aller Art.

Flaschen von grünem und braunem Glas.

Haare aller Art.

Honig.

Kaffee.

Korkholz , rohes.

Kümmel.

Marmor, geschnitten in Platten.

Metalle und Metallkompositionen, rohe , nicht benannte

deren Späne und Feile.

Pack-, Lösch- und Stöpselpapiere.

Pappendeckel , Carton u. dgl.

Schwefel, gereinigter und Blüthe.

Seilerwaaren.

Töpferwaaren, gemeine aller Art, Schmelztiegel.

Wein in Fässern.

Weingeist, denaturirter.

Zündschwamm, Zunder aller Art.

Fünfte Klasse. 15 Bagen.

Anis und Fenchel.

Baumwollwatte.

Baumwolltücher, rohe, Tüll , roher.

Baumwollgarn, rohes.

Drechslerwaaren aus gemeinem Holz.

Eisenblech , weißes, und Drath.

Elfenbein.

Fischbein.

Fische, gedörrt und gesalzen.

Flachs-, Hanf- und Reiftengarn.

Fournirholz, geschnittenes.

Hopfen.

Holzgeflecht.
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Holzwaaren, wie Küblerwaaren, Fässer und dgl. , nicht

benannte.

Indigo.

Kautschout, roher , geschnitten und gesponnen.

Kardätschen, besteckte.

Cochenille.

Leder, unverarbeitetes, gemeines. (105)

Mineralwasser.

Mineralfarben , chemische und in Süden.

Maschinen und Maschinenbestandtheile.

Naturalien.

Nudeln aller Art.

Perlmuiter.

Quedfilber.

Schildpatt, roh. 304

Senf, roh und gestoßen.

Stahl, roher , aller Art.

Taback in Blät'ern.

Talglichter aller Art,

Treibriemen.

Waffen für das Bundesheer.

Wachs und Wallrath.

Wollengara, gemeines.

Sink, gewaltes.

Zinn , gewalt'es.

Zwilch, roher und grober.

Zucker aller Art , Cassonade und Syrup.

Sechste Klasse. 20 Bagen.

Seide und Floreiseide, roh und gedreht.

Siebente Klasse. 25 Bagen.

Apothekerwaaren aller Art, nicht benannte.

Laumwollzwirn.

2
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Bleiwaaren, nicht benannte..

Blutigel.

Branntwein und Weingeist.

Bücher und Muſikalien.

Cacao , gemahlen.

Dinte, gemeine schwarze.

Droguerien , nicht benannte.

Druckerschwärze.

Eisen- und Stahlwaaren , als : Schrauben, Nägel, Stifte,

Meißel, Feilen , Sägen , Zangen , Sensen, Pflug-

schaaren u. s. w.

Farben , gemahlen und zubereitet.

Fenster- und Hohlglas.

Firnisse.

Fleisch , Speck und Würste, gedörrt und gesalzen.

Karotten.

Käse.

Korkwaaren.

Kupfer und Messingblech, und Drath.
=

Pomeranzenschalen.

Schuhwichse.

Stahldrath und Stahlblech.

Strohwaaren , gemeine.

Wollenwaaren , gemeine, und rohe weiße Wollentücher.

Zinkwaaren , nicht benannte.

Zinnwaaren und Staniol.

Zündhölzchen.

Achte Klasse. 50 Bazen.

Baumwollwaaren , gebleicht , gefärbt , appretirt und

gedruckt.

Baumwollgarn , gebleicht und gefärbt.

Bettfedern und Flaum.
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Blasbälge , Tornister u. dgl.

Blechwaaren aller Art.

Buchbinderarbeit , gemeine.

Buchdruckerlettern.

Bürstenbinder- und Siebmacherwaaren.

Drechslerwaaren von lackirtem Holz und Knochen.

Häfen, eherne und andere eherne Waaren.

Gewürze aller Art , Pfeffer.

Gypsfiguren.

Kammmacherwaaren von Holz und Horn.

Knöpfe von Fischbein , Horn und Metall.

Kupferschmiedwaaren.

Leder, lackirtes und gefärbtes, Saffian, Juchten, Pergament.

Lederwaaren , gemeine verfertigte Schuster , Sattler- und

Taschnerarbeit.

Leinwand und Leinenwaaren , Leinenfaden und Leinenband.

Malerbedürfnisse , nicht besonders benannte.

Messerschmiedwaaren , nicht benannte.

Metallfiebe und Metallgewebe.

Messingwaaren.

Mandeln und Haselnüsse.

Näh- und Stricknadeln.

Olivenöl und anderes Tafelöl.

Papier , Druck- und Schreibpapier , geleimtes farbiges

und buntes.

Pelz , unverarbeitet.

Quincaillerie, nicht benannte.

Rauch- und Schnupftabak.

Roßhaarstoffe.

Regenschirme von Baumwolle.

Seide und Floretseide , gefärbt und ungezwirnt.

Stecknadeln und Haften.

Strohgeflechte, feine, und Strohhüte, grobe.
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Südfrüchte , frisch und getrocknet.
7

Schlosserwaaren , eiserne Meubeln u. dgl.

Schreibmaterialien.

Spiegel , unter einem Quadratfuß.

Steingut und Fayence.

Strumpfwirkerwaaren aller Art.

Tücher , fertige , Wollenzeuge , ganz und halbwollene

Manufakturwaaren , Shawls und Teppiche , nicht be-

nannte.

Uhren , hölzerne.

Wolle zum Sticken.

Wachsleinwand und Wachstaffent.

Wildpret.

Waaren, fertige, nichtbenannte, welche nicht Lurusartikel sind.

Neunte Klasse. 100 Bagen.

Bildhauer- und Schnizarbeit , feine.

Betten, fertige , gefüllte.

Blumenzwiebeln , Luruspflanzen , Topfgewächse.

Bronze und andere Gußwaaren, feine.

Cartonnage, feine.

Cigarren.

Chokolade.

Drechslerwaaren , feine , von Elfenbein, Hirschhorn u. dgl.

Eßwaaren , feine , wie Kaviar , Salami , Sago , Eß-

schwämme, Pasteten , Austern , frische Meerfische.

Effenzen , feine , ätherische Dele.

Gemälde, mit und ohne Rahmen.

Glaswaaren, farbige und vergoldete.

Gold- und Silberwaaren , Bijouterie und feine Quin-

caillerie.

Handschuhe , seidene und lederne , feine.

Holzwaaren , feine , und Meubeln.
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Hüte aller Art , feine Strohhüte.

Kammmacherwaaren , feine.

Kappen aller Art.

Kleider und Weißzeug , fertige.

Korbflechterwaaren , feine.

Kautschoutfabrikate.

Krystallwaaren.

Kupferfiche und Lithographien.

Lebkuchen,

Liqueur , Rhum u. s. w.

Luftfeuerwerke.

Lurusartikel, nicht benannie.

Messerschmiedwaaren , feine , mathematische, optische und

chirurgische Instrumente.

Musikalische Instrumente.

Nähseide.

Neufüber- und Plaquéartikel.

Parfümerie, wohlriechende Wasser, Puder, Schminke u. dgl.

Pelzwaaren , fertige.

Perlen , Korallen und feine Steine.

Porzellanwaaren, feine, glatte, gemalte und vergoldete.

Perrückenmacher- und Haararbeiten.

Posamentierarbeiten.

Pugwaaren aller Art, künstliche Blumen.

Regen- und Sonnenschirme von Seide.

Sattlerwaaren, feine, Lurusgeschirre, gestrickte Seilerwaaren.

Shawls von Caschemir u. dgl.

Schuhmacherwaaren feine.

Seidene und halbseidene Fabrikate mit ſeidenem Zettel

oder Einschuß.

Spiegel und Spiegelgläser über einen Quadratſchuh.

Spielzeug.

Spielkarten.
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Spigen aller Art und Flor.

Saiten aller Art.

Senf, zubereiteter.

Tapeten.

Thee.

Teppiche, feine.

Uhren, Holzuhren ausgenommen.

Wachs-, Wallrath- und Stearinkerzen.

Waffen zum Privatgebrauch.

Weine in Flaschen und Deſſertweine in Fässern.

Zuckerwerk.

II. Bolltarif für die Ausfuhr.

A. Es wird bezahlt von jedem angespannten

Zugthier:

1 Bagen.

Asche.

Asphalt.

Erde, Thon.

Gemeine Holzwaaren , als , Rechen , Gabeln u. dgl.

Kalk, Ziegel, Backsteine, Schiefer, behauene Steine,

Mühl- und Schleiffteine.

Gemeine Korbwaaren.

Frisches Obst.

Gemeine Töpferwaaren.

Asphalt-Mastir.

2 Bagen.

Hausrath, alter, offen oder gepackt, bei Uebersiedlern.

Heu und Stroh, Eisenerz, Glasscherben.

Steinkohlen, Braunkohlen.

14
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Dünger.

Kochsalz.

3 Bazen.

B. Es wird bezahlt von jedem Stück:

1/4 Bagen.

Kälber, Schafe, Schweine u. dgl.

5 Bazen.

Rindvich, Füllen, Esel.

10 Bagen.

Pferde, Maulesel, Maulthiere.

C. Es wird bezahlt vom Werth :

3 Prozent.

Holz, gesägtes, geschnittenes, Holzkohlen.

Holz aller Art, rohes.

5 Prozent.

D. Es wird bezahlt vom Schweizer Zentner

brutto:

1 Bazen.

Alle Waaren, nicht benannte.

5 Bazen.

Gerberlohe, Felle, Häute.

10 Bagen.

Baumrinde.

15 Bazen.

Lumpen.
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III. Bolltarif für die Durchführ.

A. Es wird bezahlt von jedem angespannten

Zugthier:

1 Bagen.

3. Bazen.

20 Bagen.

Nach der gleichen Klassifikation wie bei der Einfuhr.

B. Es wird bezahlt von jedem Stück :

a. Für Strecken von 8 Stunden und darunter :

1/4 Bazen.

Kälber, Schafe, Ziegen , Schweine u. dgl.

1 Baßen.

Rindvich, Esel, Füllen.

2 Bazen.

Pferde, Maulthiere, Maulefel.

b. Für jede längere Strecke :

1 Bagen.

Kälber, Schafe, Ziegen , Schweine.

5 Bazen.

Rindvich Esel, Füllen.

20 Bazen.

Pferde, Maulthiere , Maulesel.

C. Es wird bezahlt vom Werth:

3 Prozent.

Holz, gesägtes, geschnittenes , Holzkohlen.
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Holz, aller Art, rohes.

5 Prozent.

D. Es wird bezahlt vom Schweizer-Zentner

brutto:

a. Für Strecken von 8 Stunden und darunter :

1/2 Bagen.

Alle Durchgangsgüter, nicht benannte.

b. Für jede weitere Strecke :

2 Bazen.

Alle Durchgangsgüter, nicht benannte.
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Verordnung zum Geſetz

vom 30. Juni 1849

über das

Zoll wesen.

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft,

in Vollziehung des Gesezes vom 30. Juni d . J.

über das Zollwesen,

verordnet:

Art. 1. Der Zeitpunkt , in welchem das Bundesgesetz

vom 30. Juni d. J. über das Zollwesen in Kraft tritt,

wird später durch besondere Schlußnahme des Bundes-

rathes festgesezt *). Gleichzeitig treten auch die Bestimmun-

gen der gegenwärtigen Verordnung in Kraft.

Art. 2. Wenn fremde in der Schweiz wohnende Ge-

sandtschaften oder Konsuln Waaren kommen lassen , und

die ihnen durch Art. 2, Abſag 1, des Zollgefeßes, gewährte

Zollfreiheit zu benügen wünschen , so haben sie dem Han-

dels- und Zolldepartemente davon Kenntniß zu geben,

unter Anzeige der Qualität und Menge der Waare, des

Senders und der Eintrittszollstätte. Das Departement

wird ihnen hierüber entsprechende Freipässe zustellen. Keine

derartige Waare darf an der Grenze zollfrei behandelt

werden , wenn sie nicht von einem solchen Freipaß be-

gleitet ist.

Art. 3. Mit Ertraposten , Postwagen oder Privat-

wagen Reisende find beim Austritte in der Regel von

*) S. die Vollziehungsverordnung zum Zollgefeße.
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der Zollbehandlung frei , ebenso auch beim Eintritte, info-

fern die Menge ihres Gepäckes oder andere Umstände

nicht den Verdacht von Unterschleif erregen , in welchem

Falle sie sich einer nähern Untersuchung desselben unver-

weigerlich zu unterziehen haben. Das Gepäck von frem-

den Gesandten oder Konsuln, die in die Schweiz kommen,

ist jedenfalls von der Durchsuchung befreit.

Art. 4. Als zollfreie Muster von Fabrikaten find

nur diejenigen zu betrachten, welche nicht zum Verkaufe ge-

eignet sind.

Art. 5. Wer die in Art. 2 , Schlußfaz, des Zollge=

seges in Aussicht gestellten Begünstigungen anſprechen zu

können glaubt , hat ſein dießfälliges Gesuch nebst Belegen

an die betreffende Direktion einzugeben, welche darüber

an das Departement berichten , und den Entscheid seiner

Zeit dem Bittsteller mittheilen wird.

Art. 6. Leere Säcke und Gefässe aller Art können

zollfrei eingeführt werden , wenn der Eigenthümer Bürg-

schaft leistet, daß dieselben binnen 1 Monat über die

gleiche Zollstätte gefüllt wieder ausgeführt werden.

Die gleiche Vorschrift gilt im umgekehrten Falle auch

für die Ausfuhr.

Art. 7. Für alle im Art. 2, Abſag 8 und Schlußsag,

ferner in Art. 3, 4 und Schlußfaz von Art. 5 des Zoll-

gesezes erwähnten Fälle von Zollbefreiungen und Zoll-

erleichterungen gelten folgende allgemeine Grundsäge :

Die zur Wiedereinfuhr bestimmten Güter und Vieh

haben bei der Ausfuhr den doppelten Ausfuhrzoll zu hinter-

legen oder zu verbürgen , und empfangen dafür einen Frei-

paß , worin der Termin festgestellt wird , binnen welchem

die zollfreie Rückkehr stattfinden kann. Kommt dann die

Waare oder das Vieh rechtzeitig bei der vorgeschriebenen

Zollstätte an, so wird, nachdem dort deren oder deſſen
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Identität erwiesen worden, gegen Rückgabe des betreffen-

den Freipasses die zurückgelassene Hinterlage wieder erstattet,

resp. die Bürgschaft gelöscht, und die Waare oder das

Vieh zollfrei zur Einfuhr zugelassen. Findet aber die

Rückkehr nicht rechtzeitig über die vorgeſchriebene Zollſtätte

statt, so ist die gemachte Hinterlage verfallen.

Art. 8. Ebenso haben die zur Wiederausfuhr bestimm-

ten Güter oder Vieh bei der Einfuhr gegen Hinterlegung

øder Verbürgung des doppelten Einfuhrzolles einen Frei-

paß auf obige Weise zu lösen , und es wird damit im

Falle der rechtzeitigen Wiederausfuhr über die vorgeschrie-

bene Zollstätte ebenso verfahren , wie oben für die Wieder-

einfuhr bemerkt worden ist, bei Strafe wie oben , im Falle

des Ausbleibens.

Die näheren Vorschriften für die verschiedenen vor-

kommenden Fälle finden sich unter Art. 72 u. folg.

Art. 9. Eine Zugthierlast wird in den Fällen, welche

fich nicht zu einer beſondern Abwiegung eignen, bei der

Ein- oder Ausfuhr sowohl zu Wasser als zu Land zu

15 Centner gerechnet.

Art. 10. Im Falle mangelnder Gewichtsangabe auf

den Frachtbriefen wird eine Waaggebühr von 5 Rappen

per Centner erhoben.

Art. 11. Im Falle zweideutiger oder ungenügender

Angabe über die verschiedenartig tarifirten Waaren, welche

im gleichen Frachtstücke enthalten find , steht es dem Fracht-

führer frei , das Frachtstück auf seine Kosten und Gefahr

unter Aufsicht des Zollbeamten öffnen und unterſuchen zu

lafſſen , um die Zahlung des höchsten Tariffages für das

ganze Frachtstück zu vermeiden. In diesem Falle wird die

Tara nach Verhältniß des Nettogewichts auf die einzelnen

Waarengattungen vertheilt.
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Art. 12. Die Beipackung für's Inland bestimmter

Güter zu Transit- oder Niederlagsgütern in Einem Waa-

renstück ist unter keinen Umständen zuläßig.

Art. 13. Im Falle von Zweifel oder Streit zwischen

dem Einnehmer und dem Zollpflichtigen über den Zollsag

von im Tarif nicht ausdrücklich benannten Artikeln wird

der Einnehmer ein von ihm und dem Zollpflichtigen ver-

fiegeltes Muster an die Direktion einsenden , welche nach

Umständen den Fall selbst entscheidet , oder eine Weiſung

des Departements einholt. Auf größern Plägen muß dem

Berichte jedenfalls auch ein Gutachten von Erperten bei-

gelegt werden. Bis zum endlichen Entscheide kann die

Waare gegen Bürgschaft für den vom Einnehmer an=

gesprochenen Betrag freigegeben werden.

Art. 14. Eine besondere Bekanntmachung enthält die

Namen und Klaffe aller Zollstätten und Landungspläge.

Art. 15. Auf den nach dem Ausland führenden

Straßen ist, wo solches für nothwendig erachtet wird, die

Grenze zu bezeichnen ; ebenso find alle Zollstätten mit Ta-

feln kenntlich zu machen.

Art. 16. Wo das Bedürfniß es erheischt , wird das

Departement auch Grenzstätten zur Aufnahme von Nieder-

lagsgütern ermächtigen , welche lettere in solchem Falle

gleich andern Niederlagsgütern behandelt werden.

Art. 17. Falls Niederlagshäuser im Innern der Schweiz

gestattet werden , so wird der Bundesrath gleichzeitig auch

bestimmen , welcher Zolldirektion dieselben zugetheilt werden

sollen.

Art. 18. Die Einfuhr zollpflichtiger Waaren vom

Auslande nach der Schweiz darf, ohne besondere Erlaub

niß , nur während der Zollstunden und auf den direkt zu

einer Zollstätte führenden Straßen stattfinden. Vom Ueber-
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schreiten der Grenze an darf der Waarenführer eine solche

Straße nicht verlassen , noch willkürlich sich auf selbiger

aufhalten, oder die Ladung unter Dach stellen, oder irgend

eine Veränderung an derselben vornehmen , außer mit

Genehmigung oder im Beisein eines Zollbeamten. Ebenso

dürfen die mit zollpflichtigen Waaren beladenen Schiffe

längs der schweizerischen Wassergrenze nur an den dazu

bezeichneten Landungsplägen anhalten und anlanden , mit

einziger Ausnahme von Fällen dringender auszuweisender

Gefahr oder höherer Gewalt. Solche Fälle müſſen jedoch

dem Vorsteher der nächstgelegenen Gemeinde, und in

deſſen Abwesenheit seinem Stellvertreter angezeigt, von

ihm beglaubigt und dem nächsten Zollbeamten berichtet

werden. Ohne deſſen Erlaubniß und Gegenwart oder die

Gegenwart seines Bestellten darf die Ladung nicht aus-

geladen werden.

Art. 19. Wenn auf einer Nebenzollstätte eine gemischt

aus Ein- und Durchfuhr- oder Niederlagsgütern beste-

hende Ladung anlangt , so dürfen daselbst nur die Ein-

fuhrgüter abgefertigt werden. Falls der Waarenführer nicht

vorzieht, auch den Rest der Ladung zum Eingang zu ver-

zollen, so muß lezterer, je nach dessen Belieben , unter

ficherer Begleitung auf Kosten des Waarenführers , ent-

weder bis zur Grenze zurückgeschickt oder der nächsten

Hauptzollstätte zur Abfertigung zugewiesen werden. Das

Nämliche ist zu beobachten, wenn eine ganze Ladung Durch-

fuhr- oder Niederlagsgüter auf Nebenzollstätten anlangt.

Die Durchführ von Vieh ist jedoch auch über Nebenzoll-

stätten gestattet.

Art. 20. Die Gesuche betreffend die Erlaubniß zur

Einfuhr von Gütern außer den festgesezten Zollstätten ,

oder von Transit- oder Niederlagsgütern über Nebenzoll-

"
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stätten , sind an die betreffende Direktion einzugeben,

welche sie , mit ihrem Eutachten begleitet, an das De-

partement übermitteln und den Bittstellern deſſen Bescheid

mittheilen wird.

Art. 21. Die Zollſtunden zur Abfertigung von Gütern

find folgendermaßen festgesezt :

Vom November bis Ende Februar von 7 Uhr Mor-

gens bis 7 Uhr Abends.

Vom 1. März bis 30. April ) von 6 Uhr Morgens

1. Sept. bis 31. Okt. bis 8 Uhr Abends."/

" 1. Mai bis 31. August von 5 Uhr Morgens bis

9 Uhr Abends.

Für jede Zollstätte wird von der Direktion die Zeit

festgesezt, zu welcher über Mittag der Zolleinnehmer zur

Abfertigung nicht verpflichtet ist. Diese Zeit darf aber

höchstens eine Stunde betragen.

Art. 22. Eine Tafel mit der Anzeige obiger Zoll-

stunden wird vor jeder Zollstätte ausgehängt.

Art. 23. Die Fahrposten und Ertraposten find an

die Einhaltung der Zollstunden nicht gebunden. Auch

Eilfuhren können mit besonderer Bewilligung der Direk-

tion außer den Zollstunden abgefertigt werden, jedoch ge=

gen eine Gebühr von 2½ Bgn. für jeden Wagen, der

bis 10 Zentner geladen hat, von 5 Vzn. für eine Ladung

von über 10 bis 20 Zentner, und von 10 Bgn. für eine

Ladung über 20 Zentner. Einer gleichen Gebühr sind auch

andere Ladungen unterworfen, denen die Einnehmer in

außerordentlichen dringenden Fällen die Abfertigung außer

den Zollstunden gleichfalls gestatten können ; jedoch haben

fie davon sogleich die Direktion zu unterrichten, und es

ist darauf zu achten, daß mit einer solchen Vergünstigung

kein Mißbrauch getrieben werde.
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Art. 24. Die Abfertigung der Fuhren und Schiffe

erfolgt in der Regel nach der Reihe ihrer Ankunft, und

Abweichungen hievon dürfen nur mit Einwilligung der

früher Angelangten stattfinden , mit Ausnahme jedoch der

Eilfuhren, welche vorzugsweise mit Beförderung abzufer-

tigen find.

Art. 25. Auf jeder Zollstätte wird ein Eremplar des

Zollgesetes , des Zolltarifs , des Fiskalstrafgeseges und

der Zollordnung, sowie auch des alphabetisch geordneten

und vervollständigten Zolltarifes zur Einsicht der Zoll-

pflichtigen aufgelegt.

Ferner einBeschwerdebuch, worin leztere ihre allfälligen

Klagen gegen das Zollperſonal niederlegen können ; wodurch

jedoch direkte Beschwerden bei der Direktion nicht ausge-

schlossen sind. Das Beschwerdebuch ist auf Begehren der

Direktion vorzuzeigen oder einzusenden.

Art. 26. Alle in gegenwärtiger Vollziehungsverord-

nung in Betreff der Waarenführer ertheilten Vorschriften

erstrecken sich gleichfalls auf die Waarenträger , wenn

gleich dieselben nicht ausdrücklich benannt sind.

Art. 27. Bei seiner Ankunft an der Zollstätte hat

der Waarenführer die Ausweise über seine Ladung dem

Einnehmer vorzulegen. Dieselben müſſen enthalten :

Das Datum ihrer Ausstellung, das Zeichen, die Zahl,

das Gewicht, die Verpackungsart, den Inhalt der Waaren-

stücke, den Namen und Wohnort des Senders , des Empfän-

gers und des Waarenführers , die Bemerkung , ob die

Waare zur Einfuhr oder Durchfuhr oder nach einem Nie-

derlagshause abzufertigen sei.

Art. 28. Sollten die vorgelegten Ausweiſe nicht voll-

ſtändige Auskunft über obige Punkte geben, so ist dem Waa-

renführer gestattet , selbige vor der Abfertigung auf der

Zollstätte selbst noch nachträglich zu vervollständigen.
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Art. 29. Den Viehtreibern, sowie den Führern von

Gegenständen, welche nach Zugthierlasten berechnet sind ,

ist die Vorlegung von speziellen Ausweisen erlassen.

Art. 30. Wenn der Waarenführer nicht im Falle ist,

ſeine Ausweise wie oben zu vervollständigen , ſo iſt die

Ladung in deſſen Beisein und auf seine Kosten und Ge-

fahr aus- oder abzuladen , zu untersuchen und das Nöthige

zur Vervollständigung der Ausweise zu erheben. Weigert

sich dessen der Waarenführer, so ist die Ladung auf seine

Kosten bis zur Grenze zurückzubegleiten, oder, falls er

auch dazu seine Einwilligung verweigert , so ist die Ladung

auf der Zollstätte auf seine Gefahr so lange unter Ver-

schluß zu nehmen , bis vollständige Ausweise vorgelegt

werden. Die betreffenden Kosten lasten auf der Waare.

Die Begleitungskosten sind in dieſem, wie in allen andern

ähnlichen Fällen , auf 5 Bazen per Stunde, Rückweg

inbegriffen , feſtgeſeßt.

Art. 31. Wenn ein Waarenführer weder den Zoll für

seine Ladung bezahlen , noch die für einen Geleitſchein

erforderliche Bürgschaft beibringen kann , ſo iſt er auf seine

Kosten bis zur Grenze zurückzubegleiten , oder die Waare

mit seiner Einwilligung und auf seine Gefahr auf der

Zollstätte so lange unter Verschluß zu nehmen , bis er die

nöthige Zahlung oder Bürgschaft beibringt. Die betreffen=

den Kosten lasten auf der Waare.

Art. 32. Nachdem der Einnehmer die ihm vom Waa-

renführer vorgelegten Ausweise genügend befunden oder

vervollständiget, dieselben auf die Abfertigungskarte einge=

tragen und die Richtigkeit dieses Eintrags durch den Waa-

renführer hat bescheinigen lassen, stellt er dem Leztern

gegen Erlegung oder Verbürgung des betreffenden Zollbe-

trags die erforderliche Abfertigungskarte aus.
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Art. 33. Dem Kontroleur liegt ob , sich von der ge-

nauen Uebereinstimmung derselben mit der bezüglichen

Ladung zu überzeugen und die Karte selbst in Betreff der

richtigen Anwendung des Tarifs und der Berechnung zu

revidiren.

Den richtigen Befund bescheinigt er auf der Karte,

woraufhin der Waarenführer, außer dieser, auch seine

dem Einnehmer vorgelegten Ausweise, von dem Lestern

gestempelt, zurückempfängt und seinen Weg nach Vorschrift

fortsegt. Bezweifelt hingegen der Kontroleur die Richtig-

keit des Inhalts oder Gewichts der Ladung , so ist er ver-

pflichtet und berechtigt zu einer nähern Untersuchung der

verdächtigen Waarenstücke zu schreiten , und wenn sich da-

bei eine Unrichtigkeit oder Verheimlichung ergibt, so unter-

richtet er hievon den Einnehmer, der sodann das Weitere

nach Anleitung des Fiskalstrafgeseges vorkehren wird.

Art. 34. Obige Vorschriften gelten im Allgemeinen

auch für die Abfertigung der Durchfuhr-, Niederlags- und

Freipaßgüter bei ihrem Eintritte.

Art. 35. Die Abfertigungskarte besteht :

Für die zur Einfuhr behandelten Güter in einer

Einfuhrzollquittung.

Für die zur Ausfuhr behandelten Güter in einer

Ausfuhrzollquittung.

Für die zur Durchfuhr behandelten Güter beim

Eintritt in einem Geleitschein , beim Austritt in einer

Durchfuhrzollquittung.

Für die Niederlagsgüter :

beim Eintritt in einem Geleitschein,

bei ihrer Einlagerung in einem Niederlagsschein,

bei ihrem Austritt in einer Einfuhrzollquittung

oder einem neuen Geleitschein.
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Für die ganz oder theilweise zollfrei zu behandelnden

Güter :

in einem Freipaß oder

in einer Freipa ß quittung.

Art. 36. Falls die in der nämlichen Zollquittung ent

haltenen Waarenſtücke an verschiedene Empfänger adreſſïrt

find , so hat der Einnehmer , auf Verlangen des Waaren-

führers, auf jedem einzelnen Ausweise den darauf betref=

fenden Theil des bezahlten Zollbetrages anzumerken.

Art. 37. Die Ausweise für die Ausfuhr müssen die

nämlichen Angaben enthalten wie diejenigen für die Einfuhr

(Artikel 27 u. ff.) , und nöthigenfalls auf die gleiche Weise

vervollständigt werden. Auch in Betreff der Abfertigung

wird dabei das Gleiche beobachtet wie bei der Einfuhr.

(Art. 32 u. ff.)

Art. 38. In Betreff des Bezugs des Ausfuhrzolls

für Holz wird von jedem Direktor nach der ihm beſonders

ertheilten Anleitung verfahren.

Art. 39. Die Zollbeträge für die mit der Fahrpoft

reisenden Waaren werden durch die Post selbst eingezo-

gen , auf gleiche Weise wie die Portogebühren.

Art. 40. Die eingeführten Poststücke ohne oder mit

zweideutiger Inhaltsangabe werden nach Anleitung der

Artikel 14 und 15 des Zollgeseges tarifirt.

Art. 41. Die ausgeführten Poſtſtücke unter 50 Pfund

und die durchgeführten Poſtſtücke unter 25 Pfund sind zoll-

frei ; dieselben sind jedoch nichtsdestoweniger auf die dem

Zolldepartement zuzustellenden Postlisten einzutragen.

Art. 42. Die Postverwaltung haftet für die richtige

und vollständige Ausfertigung der Postlisten , für den be-

treffenden Zollbetrag, sowie für die richtige und unverlegte

Wiederausfuhr der zur Durchfuhr aufgegebenen Poststücke.
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Art. 43. Es steht dem Waarenführer frei , für ſeine

zur Durchfuhr angemeldeten Güter entweder den doppel-

ten Einfuhrzoll baar zu hinterlegen oder dafür Personal-

bürgschaft durch einen oder mehrere im betreffenden Zollge=

biete wohnende habhafte Bürgen zu leiſten.

Art. 44. Die Bürgschaft kann eine besondere ſein für

eine bestimmte Parthie Waaren, oder für einen bestimmten

Betrag, oder aber auch eine allgemeine für alle von einem

Fuhrmann oder für Rechnung eines Hauses während einer

bestimmten Zeit abgefertigten Waaren. Solche allgemeine

Bürgschaften müssen aber von Zeit zu Zeit erneuert wer-

den , und gelten nur für eine bestimmte Zollstätte. Auch

bedürfen dieselben der Genehmigung der Direktion. Die

Bürgscheine werden nach beiliegendem Formular ausgestellt.

Art. 45. Der Einnehmer ist verantwortlich für den

richtigen Eingang der verbürgten Gebühren.

Art. 46. Den mit Geleitſchein reisenden Waaren wird

eine Frist gesezt , binnen welcher sie bei der vorgeschrie-

benen Austrittszollstätte anzulangen haben. Es werden

hiefür vier Stunden Weges auf den Tag gerechnet.

Art. 47. Bei der Ankunft von Durchfuhrgütern an

der Austrittszollſtätte untersucht der dortige Einnehmer vor

allem deren Geleitschein , ob derselbe keine Radirungen

oder unbeglaubigte Korrekturen enthält. Kommen solche

vor, so wird die Waare nicht abgefertigt, bevor die be-

treffende Eintrittszollstätte darüber vernommen worden ist.

Rührt die Radirung von lezterer her, so ist der Direktion

Anzeige davon zu machen. Rührt sie hingegen vom Fracht-

führer selbst her , so wird gegen leztere wegen versuchter

Zollunterschlagung nach Anleitung des Fiskalftrafgeſeges

vorgeschritten.

Art. 48. Der Einnehmer sieht ferner nach, ob die

Ankunft der Waare binnen der im Geleitſchein bestimmten
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Frist stattgefunden hat. Hat eine Verspätung stattgefunden,

welche nicht genügend gerechtfertigt werden kann (Art. 46

und 52), so ist die Waare dem doppelten Eingangszolle

verfallen, und der Einnehmer der Eintrittszollſtätte hievon

zu berichten. Dem Waarenführer steht es in solchem Falle

frei, über die Waare nach dem Inland zu verfügen,

indem sie durch Bezahlung der Strafe als zur Einfuhr

verzollt betrachtet wird, oder aber sie gegen Entrichtung

des Ausgangszolls nach dem Auslande zu führen.

Art. 49. Sodann untersucht der Kontroleur, ob die

Waarenstücke keine Spuren von Verlegung oder von Deff-

nung der Verpackung an sich tragen. Im Fall eines Ver-

dachts , daß der wirkliche Inhalt oder das Gewicht dem

auf dem Geleitsscheine angegebenen nicht entsprechen, wird

die Ladung genau abgewogen, soweit nöthig auch geöffnet

und wenn der Verdacht sich begründet zeigt, wird sie an-

gehalten, und damit nach Vorschrift des Fiskalstrafgeseges

verfahren.

Art. 50. Findet hingegen der Kontroleur die Ladung

in Ordnung, so bescheinigt er solches auf dem Geleitſchein.

Auf diesem bescheinigt der Waarenführer auch seine erfolgte

Abfertigung , übergibt ihn sodann dem Einnehmer, und

bezahlt ihm die darauf vorgeschriebene Durchfuhrgebühr

gegen eine entsprechende Quittung, auf welcher auch die

Löschung des betreffenden Geleitscheins vorgemerkt ist.

Art. 51. Auf dem besagten Geleitscheine bescheinigt

der Einnehmer den erfolgten Austritt der Waare unter

Angabe der Nummer und des Datums ſeiner dafür aus-

gestellten Durchfuhrzoll-Quittung , und sendet ihn födann

unverzüglich an diejenige Eintrittszollstätte zurück, welche

ihn ausgestellt hat. Daselbst wird er dem Stammblatte,

von welchem er abgelöst worden, wieder angeheftet und
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der daselbst sicher gestellte Betrag, falls er verbürgt wor-

den, auf dem Bürgschaftsregiſter gelöscht ; falls er hingegen

baar hinterlegt worden , dem Eigenthümer oder seinem

Bevollmächtigten zurückerstattet , gegen Bescheinigung des

Empfangs auf dem betreffenden Geleitschein und Vorwei-

ſung der entsprechenden Durchführzoll-Quittung.

Art. 52. Falls der Waarenführer ohne seine Schuld

durch einen Unfall oder höhere Gewalt am zeitigen Ein-

treffen bei der im Geleitschein vorgeschriebenen Austritts-

zollstätte gehindert wird , so hat er sich hierüber von der

Behörde des Orts , an welchem ihm der Aufenthalt be-

gegnet ist , ein beglaubigtes Zeugniß ausstellen und es

durch selbige vor Ablauf der im Geleitſcheine vorgeſchrie-

benen Reisezeit an die obgedachte Zollstätte einsenden zu

lassen. Findet jedoch legtere bei Ankunft des Waarenfüh-

rers Grund zur Vermuthung, daß die Verspätung nicht

genügend gerechtfertigt ſei, so hat sie die Ladung anzuhalten

und die Direktion vom Vorfalle zu unterrichten, welche

dann das Weitere nach Umständen verfügen wird.

Art. 53. Wenn nach Verfluß der vorgeschriebenen

Reisefrist die mit Geleitschein reisende Waare noch nicht

bei der vorgeschriebenen Austrittszollstätte eingetroffen ist,

so ist die hiefür gemachte Hinterlage oder Bürgschaft ver-

fallen. Der Einnehmer , welcher den Geleitſchein ausge-

stellt hat, wird sich, wenn lezterer über die gebührende

Zeit ausbleibt, bei der vorgeschriebenen Austrittszollstätte

darnach erkundigen und ſobald er den Bericht empfangen

hat, daß die Waare nicht vorschriftmäßig daselbst einge-

troffen ist, den Bürgen hievon berichten und zur Zahlung

der verfallenen Zollgebühr binnen acht Tagen auffordern.

Nach Verfluß dieser Frist muß der Einnehmer, da er für

den Bürgen laut Art. 45 verantwortlich ist, den fraglichen

Betrag der Zollverwaltung in Rechnung bringen , gleich-

15
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viel, ob er solchen empfangen habe oder nicht. Es ist

dann seine Sache für den Eingang der Zahlung zu sorgen.

Der Verfall und Einzug der Hinterlage wird auf dem

Stammblatt des betreffenden Begleitscheins angemerkt und

auch die Direktion davon unterrichtet.

Art. 54. Will eine mit Geleitschein reisende Waare

für den innern Verbrauch bestimmt werden, so hat der

Waarenführer die Eintrittszollstätte unter Einsendung des

Geleitſcheins, wovon er jedoch eine beglaubigte Abschrift

zu seiner Legitimation zurückbehalten soll, hievon zu unter-

richten. Der dortige Einnehmer wird dann den Einzug

des Einfuhrzolls vom Bürgen besorgen oder den Ueberschuß

der ihm bezahlten Hinterlage zurückerstatten, in beiden

Fällen gegen Ausstellung einer Einfuhrzollquittung.

Art. 55. Wenn ein Waarenführer eine andere Rich-

tung einschlagen will, als die ihm im Geleitschein vorge-

schriebene, so muß er vor seiner Ankunft an Bestimmung

unter Angabe der Gründe und Beilegung des Geleitſchei-

nes , wovon er jedoch, wie im vorigen Artikel eine be-

glaubigte Abschrift zurückbehält, bei derjenigen Direktion,

unter welcher die ihm vorgeschriebene Austrittszollstätte

steht, um eine solche Abänderung cinkommen. Dieselbe

wird auf dem Geleitschein, unter Beidruckung ihres Stem-

pels, die gewünschte Abänderung (zureichende Gegengründe

vorbehalten) gut heißen und die Eintrittszollſtätte von der

gewährten Abänderung unterrichten.

Art. 56. Eine Trennung der im gleichen Geleitschein

begriffenen Waarenstücke während der Reise ist nicht zu-

Tässig, außer mit besonderer Erlaubniß derjenigen Direk-

tion , unter welcher die vorgeschriebene Austrittszollſtätte

steht. Der zu theilende Geleitschein, wovon der Waaren-

führer, wie obbemerkt, eine beglaubigte Abſchrift zurückzu-

behalten hat, muß ihr zu diesem Ende eingesandt werden,
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woraufhin sie dem Waarenführer die verlangten neuen Ge-

leitſcheine zukommen laſſen kann, indem sie hievon die Ein-

trittszollstätte unterrichtet. Eine Theilung jedoch des In-

haltes eines mit Geleitschein reiſenden Waarenstücks ist

unter keinen Umständen gestattet.

Art. 57. Die Vergünstigung, Niederlagshäuſer zu be-

nugen, erstreckt sich nur auf unverzollte Waaren. Aus-

nahmen hievon können vom Zolldepartement in Berückſich-

tigung beſonderer Umstände, namentlich überflüffigen leeren

Raumes und der Möglichkeit, verzollte oder einheimische

und unverzollte Güter unter den gehörigen Sicherheits-

maßregeln von einander getrennt zu halten, gewährt werden.

Ausgeschlossen sind ferner : alle Gegenstände, welche zur

Selbstentzündung geneigt oder einer Erplosion fähig sind,

ferner solche , deren Nähe andern lagernden Waaren nach-

theilig werden kann, oder die bald in Fäulniß oder Gäh-

rung überzugehen pflegen. Die Waaren werden nur in

guter Verpackung angenommen , beschädigte Verpackungen

müſſen zuvor auf Kosten des Eigenthümers ausgebeſſert

werden.

Art 58. Das Lagergeld und andere bezügliche Gebühren

werden auf jedem Niederlagshause nach einem besonders

zu erlaſſenden Tarife gemäß dem bei der Einlagerung er-

mittelten Gewicht erhoben.

Art. 59. Die Niederlagshäuser sind vom 1. Oktober

bis 31. März von 8 12 Vormittags und von 2-5

Nachmittags, vom 1. April bis 30. September von 7-12

Vormittags und von 2–6 Nachmittags offen zu halten.

Zu jeder andern Zeit, sowie an Sonn- nnd Festtagen,

find sie nur in dringenden Fällen zu öffnen.

Art. 60. In Betreff der Ausfertigung und Löschung

der Niederlagsgeleitscheine gelten alle für die Ausfertigung

und Löschung der Durchführgeleitscheine ertheilten Vor-
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schriften und die in den Niederlagen angelangten Güter

find daselbst, was die Geleitscheine anbetrifft, ganz auf

die gleiche Weise abzufertigen , wie die Durchfuhrgüter

auf den Austrittszollstätten.

Art. 61. Nachdem die Ladung und deren Geleitschein

bei der Ankunft im Niederlagshauſe vorſchriftmäßig unter-

sucht, in Ordnung befunden und der Waarenführer abge-

fertigt worden ist, müſſen die einzelnen Waarenstücke genau

´abgewogen und in's Niederlagsregister eingetragen werden.

Statt des zurückerstatteten und gelöschten Geleitscheines

stellt nun der Einnehmer dem Adreffaten , resp. Eigen-

thümer der Waare einen Niederlagsschein aus, gegen Er-

legung einer Gebühr von 1 Bz. per Waarenstück. Jedem

einzelnen Eigenthümer wird für die für seine Rechnung

eingelagerten Güter ein eigenes Blatt auf dem Nieder-

lagsregister eröffnet, worauf der Ein- und Austritt seiner

Güter zu und abgeschrieben wird.

Art. 62. Wenn der Adressat einer bei einem Nieder-

lagshause angelangten Waare sich derselben nicht anneh

men will, so wird sie einstweilen für Rechnung der Zoll-

verwaltung als Pfand der darauf haftenden Gebühren

eingelagert, nachdem sie vorher im Beisein des Waaren-

führers genau untersucht und über ihren Inhalt und Ge-

wicht ein von Legterm mit zu unterschreibendes Protokoll

aufgenommen worden ist. Von dem Vorfalle wird die

Direktion unterrichtet und der betreffende Geleitschein vom

Einnehmer in Verwahrung genommen gegen eine dem

Waarenführer zuzustellende einfache Bescheinigung über die

Ablieferung der Waare.

Auf sein Verlangen kann Leßterem auch eine Abschrift

des aufgenommenen Protokolles mitgetheilt werden.

Art. 63. Falls ein Niederlagsschein verloren ginge,

so ist derselbe auf Kosten des Eigenthümers nach den am
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Niederlagsorte gültigen geſeglichen Vorschriften zu amor-

tifiren, und bevor die Amortisation in Rechtskraft über-

gegangen ist, darf kein Duplikat ausgestellt und über die

Waare nicht verfügt werden, außer in Fällen, wo das

Eigenthumsrecht des Ansprechers auf unzweideutige Weise

nachgewiesen ist und unter besonderer Bewilligung der

Direktion.

Die Ausstellung des Duplikats muß im Niederlagsre-

gifter angemerkt werden und ist der Erhebung einer neuen

Niederlagsscheingebühr unterworfen.

Art. 64. Vierzehn Tage bevor die gesegliche Jahres-

frist für die Einlagerung abgelaufen ist, hat der Einneh-

mer den Eigenthümer aufzufordern , über seine Waare,

weiter zu verfügen. Sollte Letterer diese Frist unbenugt

verstreichen lassen, so ist die Waare zur Einfuhr zu be-

handeln.

Art. 65. Die Niederlagsscheine können unter Anzeige,

an den Einnehmer , der davon auf dem Niederlagsregister

Vormerkung zu nehmen hat, und gegen Erlegung einer

neuen Niederlagsscheingebühr, wie oben, beliebig an dritte

Personen abgetreten und endossirt werden. Der jeweilige

eingetragene Befiger derselben wird von der Zollverwal-

tung als Eigenthümer der Waare betrachtet.

Art. 66. Auf Ansuchen des Besigers eines Nieder-

lagsscheines kann der Einnehmer gegen Rückerstattung

desselben und Bezahlung der betreffenden neuen Gebühr

auch einen neuen Niederlagsschein auf einen neuen Namen

ausstellen, jedoch bloß unter der alten Nummer und Da-

tum, und es ist hievon auf dem Niederlagsregiſter die

nöthige Vormerkung zu nehmen.

Art. 67. Die Zollverwaltung bürgt für das Nichtab=

handenkommen und für die durch erwiesene Nachlässigkeit

des Zollpersonals verursachte Beschädigung der den Nie-
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derlagshäusern anvertrauten Güter, mit Ausnahme jedoch

der Naturereignisse und höherer Gewalt. Aber sie bürgt

nicht für das natürliche Verderben und Schwinden der

Waare, für das Springen und Rinnen der Gefäſſe.

Art. 68. Wenn der Einnehmer bemerken sollte , daß

eingelagerte Güter, besonders Flüssigkeiten, Schaden leiden,

so hat er den Eigenthümer sogleich davon zu berichten

und zur Ausbesserung des Schadens im Laufe des Tages

aufzufordern. Im Unterlassungsfalle hat er die Ausbeſſė-

rung auf Kosten des Eigenthümers selbst zu besorgen.

Falls der Zustand der Waare auch ungeachtet der erfolg=

ten Ausbeſſerung, für andere daneben lagernde Waaren

noch einen Nachtheil besorgen ließe, so hat er dem Eigen-

thümer eine kurze Frist zu stellen, um über die Waare

weiter zu verfügen. Wird aber auch diese Aufforderung

nicht beachtet, so ist die Waare dem Eingangszolle_ver=

fallen, und für den Einzug desselben das Nöthige anzu-

ordnen.

Art. 69. Eine Bearbeitung der Waare, welche über

den Zweck ihrer Erhaltung hinausgeht, ist nicht zulässig.

Art. 70. Der Eigenthümer kann , im Beisein des

Einnehmers, Muſter von seiner lagernden Waare entneh-

men, doch darf hierdurch das Gewicht derselben nur_un-

bedeutend vermindert und die Deffnung im Waarenstücke

muß in Gegenwart des Eigenthümers sorgfältig wieder

verschlossen werden.

Art. 71. Dem Eigenthümer einer im Niederlagshause

befindlichen Waare ſteht es jederzeit frei, ganz oder theil-

weise darüber zu verfügen, sei es zur Einfuhr für den

innern Verbrauch oder zur Durchfuhr nach dem Ausland,

oder zur Ueberweisung an ein anderes Niederlagshaus.

Jede theilweise Verfügung erfordert jedoch eine völlige

Zollabfertigung für das Ganze, d. h. nicht nur eine be-
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ſondere Abfertigung des austretenden Theiles , sondern

auch einen neuen Niederlagsschein für den im Niederlags-

hause verbleibenden Rest und die Erlegung der betreffen

den Gebühr; die Theilung darf nur unter Aufsicht des

Zollpersonales stattfinden. Die Abfertigung zur Einfuhr,

oder Durchführ oder nach einem andern Niederlagshause,

geschicht gemäß der für diese Fälle im Allgemeinen er-

theilten Vorschriften . Der Eigenthümer muß den Nieder-

lagsschein mit ſeiner darauf angemerkten Bescheinigung

über die erfolgte Abfertigung seiner Waare aus dem

Niederlagshause dem Einnehmer zurückstellen , ihm die

betreffenden Niederlagsgebühren entrichten und im Falle

der Durchführ oder Anweisung der Waare an ein anderes

Niederlagshaus, den betreffenden doppelten Zoll hinterlegen

oder verbürgen, wogegen er dann von Lezterem die neue

Abfertigungskarte empfängt.

Art. 72. In Betreff der Ausfertigung von Freipäſſen

ist im Beſondern noch Folgendes festgesezt :

Die zollpflichtigen Waaren oder das Vieh, welche zu

Land oder zu Wasser aus der Schweiz durch das Ausland

wieder in die Schweiz geführt werden (Art. 2, Abſag 8,

des Zollgeseges) müſſen, um bei ihrer Rückkehr nach der

Schweiz die gesegliche Zollfreiheit zu genießen, sich beim

Austritt aus der Schweiz mit einem Freipasse versehen.

Derselbe wird bei der Rückkehr an die ſchweizerische Grenz-

zollstätte abgegeben gegen eine Freipaßquittung, wodurch

die Löschung des Freipaſſes bescheinigt wird, und mittelst

dessen der allfällig beim Austritte hinterlegte doppelte Aus-

fuhrzoll wieder erhoben werden kann.

1

Art. 73. Waarenführer, welche mit inländischen Waaren

zu Lande in der unmittelbaren Nähe von Grenzgewässern

reisen, haben bei der ersten von ihnen berührten schweize=

rischen Grenzzollstätte ihre Frachtbriefe stempeln zu laſſen,
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widrigenfalls ihre Ladung von den Streifwachen als ver-

dächtig angehalten und untersucht werden kann.

Art. 74. Mit Ausnahme allein des obigen Falles für

den Grenzverkehr über das Ausland gilt als Regel, daß

alle mit Freipässen reisenden Güter und Vieh über die

gleiche Grenzzollstätte zurückkehren müſſen , über welche fie

ausgetreten sind, und umgekehrt.

Art. 75. Die zum Zwecke der weitern Verarbeitung

und Veredlung zollfrei in die Schweiz einzuführenden ,

und als veredeltes Fabrikat zollfrei wieder auszuführenden

Stoffe und Erzeugniſſe (Art. 2, Schlußſaß, des Zollge=

seges) , bedürfen hierzu einer beſondern Bewilligung, und

das betreffende Gesuch ist an die Zolldirektion zu richten ,

welche darüber die Entscheidung des Zolldepartementes

einzuholen hat.

Art. 76. Im Falle der Bewilligung muß die einzu-

führende Waare mit einer vollständigen Faktur begleitet

sein, auf welcher auch die Veränderung anzumerken ist,

welche die Waare zu erleiden hat. Wenn der Einnehmer

diese Faktur mit der angemeldeten Waare übereinstimmend

gefunden hat, wird er die Faktur auf das Freipaßregiſter

eintragen , und wenn es sich von Stoffen handelt , jedes

einzelne Stück derselben mit seinem Stempel versehen.

Bei andern Artikeln hingegen wird er diejenigen analogen

Sicherheitsmaßregeln treffen, die der Natur derselben ge-

mäß sind. Bei der Wiederausfuhr des veredelten Fabrikates

hat er, nachdem er sich von dessen Identität mit dem ein-

geführten Stoffe und Erzeugnisse überzeugt hat, dasselbe

auf dem Register wieder abzuschreiben.

Art. 77. Obige Bestimmungen gelten gleichermaßen

für die zum Zwecke der Veredlung zollfrei nach dem Aus-

lande auszuführenden, und im veredelten Zuſtande zollfrei



Verordnung zum Gesetz vom 30. Juni 1849. 233

wieder nach der Schweiz einzuführenden Stoffe und Er-

zeugnisse.

Dieselben müssen überdieß noch mit einer Bescheinigung

der Ortsbehörde des die Zollbefreiung ansprechenden Sen-

ders begleitet sein, daß die Waare das Eigenthum ſchwei-

zerischer Einwohner ſei.

Art. 78. Das zur Sömmerung oder Winterung in

die Schweiz getriebene fremde Vieh (Art. 3 des Zollge=

seges) muß mit Gesundheitszeugnissen versehen sein. Selbi-

ges wird Stück für Stück mit seinen beſondern Kennzeichen

auf den Freipaß eingetragen, und nöthigenfalls an den

Hörnern oder Hufen gezeichnet.

Art. 79. Ueber die während des Aufenthalts in der

Schweiz abgestandenen oder verunglückten Stücke hat sich

der Eigenthümer bei der Rückkehr mit gehörigen Ausweiſen

zu versehen.

Art. 80. Für die bei der Rückkehr mangelnden Stücke,

worüber keine Ausweise vorliegen , ist der Ausfuhrzoll;

für die nicht als identisch erkannten Stücke ist der Aus-

fuhr- und der Einfuhrzoll-, für die übrigen hingegen der

Durchführzoll für größere Strecken zu erlegen, und von

dem bei Empfang des Freipasses hinterlegten doppelten

Einfuhrzoll abzuziehen.

Art. 81. Obige Bestimmungen gelten gleichfalls für

das aus der Schweiz nach dem Ausland zur Sömmerung

oder Winterung getriebene Vieh. Selbiges muß bei der

Rückkehr ebenfalls mit Geſundheitszeugniß begleitet sein.

Für jedes nicht wieder eingeführte Stück , worüber kein

Ausweis von Verunglückung vorliegt, muß der Ausgangs-

zoll entrichtet werden , auch wenn ein anderes an seiner

Statt eingeführt wird. Legteres iſt in ſolchem Falle überdieß

auch noch dem Einfuhrzolle unterworfen.
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Art. 82. Fremdes Vieh, welches auf einen schweizeri-

ſchen Markt getrieben wird, (Art. 5, Schlußſay des Zollge=

seges), zu diesem Behufe einen Freipaß gelöst hat, und

am gleichen oder am folgenden Tage wieder über die

gleiche Grenzzollstätte zurückkehrt, ist nur der Entrichtung

des Transitzolles für kurze Strecken unterworfen. Auf

länger als zwei Tage wird aber in solchen Fällen kein

Freipaß ertheilt. Ebenso ist das mit Freipaß auf fremde

Märkte getriebene Schweizervieh bei seiner Rückkehr frei

vom Aus- und Einfuhrzoll, und hat den erstern nur für

die bei der Rückkehr mangelnden Stücke zu entrichten.

Art. 83. Schweizerische , oder mit Schweizern gleich-

berechtigte Landkrämer und Haufirer haben für den Besuch

fremder Märkte und Ortschaften gleichfalls einen Freipaß

zu lösen, wenn sie bei ihrer Rückkehr den unverkauften

Theil ihrer Waare zollfrei wieder einführen wollen. Es

wird über ihre' ausgeführte Waare ein genaues Verzeichniß

aufgenommen und in das Freipaßregister eingetragen. Für

die nicht wieder zurückgebrachte Waare haben sie den Aus-

fuhrzoll zu entrichten, welcher von der beim Austritt ge=

machten Hinterlage abgezogen wird. Für den Besuch

schweizerischer Märkte hingegen dürfen keine Freipässe aus-

gestellt werden.

Art. 84. Kaufleute und Fabrikanten haben , wenn sie

ihren auf fremde Messen gesandten Waaren die freie Rück-

kehr nach der Schweiz im Falle des Nichtverkaufes sichern

wollen, solches auf dem Frachtbriefe ausdrücklich zu be-

merken, und selbigen eine genaue Faktur des Inhalts der

Waarenstücke beizuschließen. Dieselbe wird in's Freipaß-

register eingetragen ; die Waare wird gestempelt, mit einem

Freipaß versehen , und bei der ganzen oder theilweisen

Rückkehr gleich andern Waaren dieser Art nach den oben
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für den Marktbeſuch ertheilten nähern Vorschriften be-

handelt.

Art. 85. Die Termine der Freipässe für die zur wei-

tern Bearbeitung und Veredlung bestimmten Waaren wer-

den nach Bedarf und Umständen für die einzelnen Fälle

besonders festgesegt.

Art. 86. Für die auf entfernte große Messen gesandten

Waaren wird der Termin in der Regel auf ein Jahr,

für Landkrämer und nahe Märkte auf drei Monate ; für

die Sömmerung oder Winterung des Vieh's auf ſechs

Monate; für den Marktbesuch desselben je nach Umstän-

den und der Entfernung des Marktes, auf zwei Tage bis

zwei Monate festgesezt. Nach Verfluß des vorgesteckten

Termins tritt die durch obbesagte Artikel gewährte Zoll-

befreiung außer Kraft, und die gemachte Hinterlage oder

Bürgschaft ist verfallen. Ausnahmen hievon wird das Zoll-

departement nur unter beſondern Umständen bewilligen.

Art. 87. Alle in Betreff der Ausfertigung , Bürg-

schaft und Löschung der Geleitscheine ertheilten Vorschriften

erstrecken sich auch auf die Freipäſſe.

Art. 88. Wenn die Stelle eines Oberzolldirektors

nicht besezt ist , so werden die daherigen Geschäfte durch

das Zolldepartement besorgt.

Art. 89. Die zum Schuße der Grenze anzustellenden

Landjäger dürfen nicht unter 25 Jahre alt sein; sie

müſſen fertig lesen, schreiben und rechnen können , einer

festen Gesundheit genießen und durch gute Moralitäts-

zeugnisse empfohlen sein.

Art. 90. Die Landjäger sind befugt und verpflichtet,

die auf der That ertappten Schwärzer festzunehmen und

zum nächsten Einnehmer zu führen. Sie sind verant

wortlich für den Gebrauch der ihnen bloß zu ihrer Ver-

theidigung anvertrauten Waffen.
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Art. 91. Die von den Kantonen für die Grenzbe=

wachung gelieferten Landjäger haben, während sie als

Grenzwächter fungiren, einen eidgenössischen Schild mit

einer für jedes Grenzgebiet fortlaufenden Nummer zu tra=

gen. Sie sind als solche ausschließlich der Zollbehörde,

zunächſt dem resp. Einnehmer untergeben und verpflichtet,

deffen Befehle pünktlich zu befolgen.

Im Falle von Trunkenheit können die Landjäger

ſofort entlaſſen und dem betreffenden Kantone zur Ver-

fügung gestellt werden.

Also gegeben, Bern den 3. Oktober 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident:

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Instruktion

an die

schweizerischen Zollbehörden über den Vollzug des

Gesezes über das Zollwesen vom 30. Juni d. J.

und der bezüglichen Vollziehungsverordnung des

Bundesrathes.

(Vom 4. Oktober 1849.)

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft,

in Vollziehung des Gesezes über das Zollwesen som

30. Juni 1. J.

verordnet:

Art. 1. Von den zu Gunsten eines fremden Ge-

sandten ausgestellten Freipässen wird das Handels- und

Zolldepartement durch den betreffenden Zolldirektor dem

Einnehmer der im Freipasse bezeichneten Grenzzollſtätte

Kenntniß geben. Solche mit einem unbedingten Freipasse

versehene Waaren sind keiner Untersuchung auf der Grenz-

zollstätte unterworfen.

Art. 2. Da mit der Zollbefreiung für getragene

zwei Pfund ein bedeutender Mißbrauch getrieben werden

könnte, so haben die Einnehmer hierauf besonders zu

achten und allfällige bedenkliche Beobachtungen ihrer re-

spektiven Direktion anzuzeigen.
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Art. 3. Wenn auf den Ausweisen das Gewicht nicht

in Schweizerpfunden angegeben ist , so sind für die Sen-

dungen

aus dem Zollverein Pfo. 100 zu Pfd. 100 Schweizer-

gewicht,

aus Desterreich Pfo . 100 zu Pfd . 112 Schweizer-

gewicht,

aus Frankreich , Kilogr. 100 zu Pfd . 200 Schweizer-

gewicht zu berechnen .

Art. 4. Die auf den Ausweisen in Folge unvoll-

ständiger Angabe nöthigen Korrekturen und Zuſäge hat

der Einnehmer mit rother Dinte anzumerken und beson-

ders zu unterzeichnen .

Art. 5. Bei Gegenständen , welche ihrer Natur nach

nicht genau oder nur mit großer Umständlichkeit abge-

wogen werden können , darf Seitens der Beamten auch

eine möglichst genaue Abschäzung des Gewichtes statt-

finden.

Art. 6. Bei Berechnung des Zolls von geistigen

Flüssigkeiten , wovon bloß das Maß, nicht aber das

Bruttogewicht angegeben ist, sind

100 Schweizer-Maß Wein , Essig und Bier zu Pfd . 360

100 Maß Branntwein zu

100 Maß Weingeist zu

1 Bouteille Wein, Bier oder gebranntes

Wasser zu

brutto zu berechnen.

340

300"

4"

Art. 7. Wenn über den wahren Inhalt einer La-

dung Zweifel obwalten , so ist der Einnehmer befugt ,

dieselben mittelst der hiezu nothwendigen Werkzeuge und

Vorkehrungen aufzuklären. Solches hat jedoch mit der
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gehörigen Vorsicht zu Verhütung von Schaden zu ge-

schehen. Ein Gleiches wird auch im Falle der Abladung

und Auspackung empfohlen .

Es ist ein besonderes Augenmerk auf die Körbe ,

Futtersäcke und Effekten der Fuhrleute zu richten , ob

darin nicht etwa hochbelegte Gegenstände verborgen sind .

Art. 8. Der Einnehmer wohnt, wenn die Zeit es

ihm erlaubt , der Untersuchung der Ladung durch den

Kontroleur bei und in Ermanglung desselben nimmt er

sie selbst vor.

Ueber die vorgenommenen Abwägungen wird , ein

eigenes Register geführt , und in ſelbiges die bezogene

Waaggebühr eingetragen .

Art. 9. Bei Ausfertigung der Zollquittungen , Ge-

leitscheine und Freipässe hat sich der Einnehmer genau

an die im schweizerischen Zolltarif angegebenen Benen-

nungen zu halten .

Art. 10. Die Zollquittungen , gleichwie die Geleit-

scheine, Niederlagsscheine und Freipässe werden laut For-

mular doppelt ausgefertigt.

Das eine Stück , das Stammblatt (talon) bleibt

beim Einnehmer , das andere hingen , der Abschnitt

(coupon) wird vom Stammblatte etwas wellenförmig

abgeschnitten und dem Zollpflichtigen zu seiner Abferti-

gung übergeben. Die Formulare dieser Doppelausfer-

tigungen werden den Einnehmern von Seite ihrer Direk

tion in gebundenen , numerirten Heften zugesandt. Wenn

alle Abschnitte eines Heftes abgetrennt sind , so wird

selbiges mit dem nächsten Monatsbericht an die Direktion

zurückgeschickt.

Art. 11. Falls außer dem tarifmäßigen Zolle noch

andere Gebühren erhoben worden sind , wie : Waaggebühr,
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Auspackungs- und Begleitungskosten, Abfertigungsgebühr

außer den Zollstunden u. dgl. , so sind dieselben unter

der Zollgebühr einzutragen. Es darf überhaupt kein

Bezug irgend einer Art auf den Zollstätten stattfinden ,

ohne daß der Zollpflichtige dafür quittirt wird.

Art. 12. Bei Abfertigung einer Ladung zur Aus-

fuhr ist hauptsächlich darauf zu sehen , ob dieselbe keinen

von den über einen Bazen tarifirten Artikeln enthalte.

Art. 13. Ueber die mit der Fahrpost reisenden

Güter wird die Postverwaltung den betreffenden Ein-

nehmern besondere Listen zustellen . Das Zolldeparte-

ment wird mit dem Postdepartement eine besondere Ueber-

einkunft treffen rücksichtlich der Art und Weise , wie die

Zollbeträge dieser Postlisten ausgewieſen und verrechnet

werden sollen.

Art. 14. Die an die Einnehmer zur Sicherheits-

leistung für Durchfuhr und Niederlagsgüter bezahlten

baaren Hinterlagen hat derselbe von seinen übrigen

Geldern getrennt aufzubewahren und darüber auch be

sondere Buchung zu führen. Größere Beträge dieser

Art kann er zur Erleichterung der Rückzahlung schon

beim Empfang besonders verpacken , mit dem Namen des

Eigenthümers und der Nummer des Geleitscheines be-

zeichnen und von dem Eigenthümer versiegeln lassen.

Art. 15. Die Bürgschaftspapiere werden von den

Einnehmern in sorgfälltige Verwahrung genommen.

Art. 16. Für jede der Bürgschaften für einen be-

stimmten Betrag , sowie für die allgemeinen Bürg-

schaften wird auf einem Register eine besondere Rubrik

eröffnet , und auf selbiger die jeweilen neu verbürgten

Beträge, deren Verfallzeit , sowie die Löschung der-

selben infolge der Rückkehr der betreffenden Geleitscheine,

angemerkt.
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Art. 17. Die mit Geleitschein oder Freipaß abzu-

fertigenden Getränke sind am Spundloch und den alls

fälligen übrigen Oeffnungen zu versiegeln und das Ge-

schehene auf dem Geleitschein anzumerken.

Art. 18. Der Einnehmer hat nachzusehen, ob die

beim Austritte vorgewiesenen Geleitscheine auch vor-

ſchriftmäßig ausgestellt worden sind . Die allfällig darin

bemerkten Mängel sind der Direktion anzuzeigen , welche

dem Fehlbaren nach Umständen eine angemessene Ord-

nungsstrafe auflegen wird.

Art. 19. Wenn die Abschnitte eines Geleitschein-

heftes vollständig eingetroffen und wieder an ihre Stamm-

blätter angeheftet worden sind , so ist dasselbe mit dem

nächsten Monatsbericht an die Direktion zurückzusenden.

Art. 20. Zu Ende jedes Vierteljahres ist der Direk-

tion ein Verzeichniß der dannzumal noch ungelöscht aus- .

stehenden Geleitscheine einzusenden.

Art. 21. Wenn ein an die Eintrittszollstätte zurück-

zusendender Begleitschein daselbst durch Verschulden der

Austrittszollſtätte verspätet eingetroffen oder auf leßterer

vergessen worden ist , so ist der Einnehmer der betreffen-

den Eintrittszollstätte gehalten , die Direktion hievon zu

berichten , welche dem Fehlbaren eine angemessene Ord-

nungsstrafe auferlegen wird .

Art. 22. Die Niederlagsgüter werden bei ihrem

Eintritt in der Reihenfolge der Ausstellung der Nieder-

lagsscheine auf das Niederlagsregister eingetragen.

Art. 23. Auf demselben wird jedem Eigenthümer

oder Adressaten für seine eingelagerten Güter eine bes

ſondere detaillirte Rubrik eröffnet , und auf selbiger die

wieder ausgegangenen Güter nach Maßgabe ihrer Ab-

fertigung gelöscht , so daß jederzeit eine genaue Ueber-

sicht der jedem Einzelnen zugehörigen Güter vorliegt.

16
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Art. 24. Der Direktion ist vierteljährlich eine sum-

marische Uebersicht der auf Lager befindlichen Güter nebst

Angabe ihrer Eigenthümer einzureichen.

Art. 25. Die dem nämlichen Eigenthümer ange-

hörigen Waaren find so viel als möglich beiſammen zu

lagern. Von der ihr angewiesenen Stelle darf keine

Waare versezt werden, außer auf Anordnung des Ein-

nehmers der hiebei nach Möglichkeit und Billigkeit den

Wunsch des Eigenthümers berücksichtigen wird.

Art. 26. Die in den Niederlagshäusern angestellten

Beamten und Bediensteten haben auf den Zustand der

ihnen anvertrauten Waaren fleißig Acht zu geben , für

deren Reinlichhaltung und sichern Verschluß , sowie für

die Instandhaltung der Feuerlöschgeräthschaften zu ſor-

gen, und sie haften für jeden aus ihrer Nachläßigkeit

entsprungenen Schaden.

Art. 27. Der dem Einnehmer bei Verfügung über

das Niederlagsgut von deſſen Eigenthümer zurückgestellte

Niederlagsschein wird gleich den zurückgelegten Geleit-

scheinen seinem entsprechenden Stammblatte wieder an-

geheftet und darauf die Nummer und der Tag der Zoll-

quittung oder des Begleitscheines bemerkt , wodurch er

gelöscht worden ist. Sobald alle Abschnitte eines Ge-

leitſcheinheftes wieder angeheftet worden sind , ist selbiges

mit dem nächsten Monatsbericht an die Direktion zurück-

zusenden.

Art. 28. Die zwischen dem eingeführten Stoffe oder

Halbfabrikate und dem wieder ausgeführten veredelten

Fabrikate fich allfällig ergebende Gewichtsdifferenz ist,

wenn die Identität der Waare außer Zweifel steht, als

natürlicher Abfall zu betrachten und auf dem Freipaß-

register abzuschreiben. Nach Maßgabe der vorkommenden

Fälle wird das Zolldepartement ſowohl über die Stem-
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pelung als in Betreff des oben erwähnten Abfalls nach-

träglich besondere Verfügungen erlaſſen.

Art. 29. Zum Zeichnen des Viehs wird ein eiser-

ner Stempel angewandt, und mit selbigem das eidge-

nössische Kreuz und der Name der betreffenden Zollstätte

eingebrannt.

Art. 30. Die Einnehmer haben besonders darauf

zu achten , daß mit den Freipässen für den Marktbesuch

kein Mißbrauch getrieben werde. Im Falle die gleiche

Person häufig Freipässe sich ausstellen ließe, ist auf die-

selbe besondere Aufsicht zu halten.

Art. 31. Der Zolldirektor jedes Grenzgebietes über-

mittelt die ihm zugekommenen Verordnungen und Be-

fehle an die Hauptzollſtätten ſeines Grenzgebietes , welche

dieselben ihrerseits an die ihnen untergebenen Neben-

zollstätten zu befördern haben. Er übermacht die pünkt-

liche Befolgung derselben seitens seiner Untergebenen ;

die Fehlbaren wird er zurechtweisen und nöthigenfalls

beim Zolldepartement auf deren Bestrafung antragen.

Art. 32. Zu diesem Ende wird er sich stets in voll-

ständiger Kenntniß der auf den ihm untergeordneten

Zollstätten vorfallenden Geschäfte halten , dieselben , wenn

immer er es zweckmäßig findet , bei Tag oder bei Nacht,

bereisen, um sich von der im Dienste waltenden Ord-

nung zu überzeugen , und allfälligen Mängeln oder An-

ständen abzuhelfen .

Art. 33. Auf solchen Besuchen wird er den Kassa-

bestand der Einnehmer und deren Buchführung unter-

suchen, wobei er auf den betreffenden Büchern am Fuße

der revidirten Posten den Tag und die Stunde seiner

Anwesenheit anmerkt. Er hat sich zu überzeugen, daß

die Zollgebühren richtig und genau bezogen werden ,

daß keinerlei Unterschleife dabei vorfallen, daß die Kau-
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tionen in Ordnung , die Einrichtungen in gutem Zu

ſtande und die Angestellten auf ihrem Posten find.

Geringere Versehen oder Verschulden wird er nach Um-

ständen durch Belehrung , Ermahnung oder Ordnungs-

strafen rügen. Gröbere Fehler wird er zunächſt in der

Wirkung möglichst beseitigen , den Thatbestand genau

aufnehmen und mit gutachtlichem Berichte dem Zollde-

partemente zur weitern Verfügung vorlegen. Er ist das

bei ermächtigt , nöthigenfalls auf der Stelle die Ver-

fegung von Beamten anzuordnen und für schwere Ver-

gehen auch die einstweilige Suspension der Fehlbaren

auszusprechen, bis das Zolldepartement das Weitere

verfügt.

Art. 34. Es ist dem Direktor im Allgemeinen , sowie

allen seinen Untergebenen , ein verständiges umsichtiges

Benehmen , namentlich gegenüber dem Publikum , zur

Vermeidung unnöthiger Konflikte und Mißstimmungen

empfohlen , daß alle seine Untergebenen ein Gleiches

beobachten .

Art. 35. Der Direktor überwacht die Revisoren

der Rechnungen der Zollstätten , und die richtige und

zeitige Abführung ihrer Kassabestände an die vorge-

schriebene Behörde.

Art. 36. Allmonatlich hat der Direktor an das

Zolldepartement, nebst einer Zuſammenſtellung der von

seinen untergebenen Zollstätten eingegangenen Rechnun-

gen , auch einen übersichtlichen Dienstbericht über den

Geschäftsverkehr auf seinem Grenzgebiete, die Erfolge

der Grenzaufsicht, die Mittel zur Hemmung wahrge-

nommenen Schleichhandels , sowie über das Benehmen

seiner Untergebenen in und außer dem Dienste, über

seine Dienstreisen und die auf denselben gemachten

Wahrnehmungen einzusenden .
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Art. 37. Die Anzeige der allfällig in der Einrich-

tung und Ausübung des Dienstes beobachteten Mängel

wird er mit Vorschlägen zu deren Abhülfe begleiten.

Seine Entscheidungen über vorkommende Anstände , die

in den erlassenen Gesezen und Verordnungen nicht vor-

gesehen sind , wird er dem Zolldepartemente zur Prüfung

und Genehmigung mittheilen.

Art. 38. Wenn und woher immer das Zolldepar-

tement die Einsicht der Originale von Zollheften , Büchern

u. f. w. verlangt , so müssen ihm selbige auf der Stelle

eingesandt werden.

Art. 39. Der Direktor schreibt die auf seinem

Büreau und Grenzbezirk erledigt gewordenen Stellen

zur Wiederbeseßung aus und übermittelt die eingegan-

genen Meldungen mit seinen Anträgen für die Wahl,

oder wo lettere ihm selbst zusteht , nebst der Anzeige der

von ihm getroffenen Wahlen und dem bezüglichen Be-

richte an das Zolldepartement.

Art. 40. Der Direktor beeidigt und installirt alle

Angestellten seines Grenzgebietes , ebenso auch die Be-

diensteten desselben entweder in eigener Person , oder

per Delegation durch die Einnehmer und er hat alle

seine Untergebenen von ihren Dienstobliegenheiten zu

unterrichten oder unterrichten zu laſſen.

Art. 41. Er ist ermächtigt, seinen Untergebenen

Urlaub bis auf einen Monat zu bewilligen , unter An-

zeige an das Zolldepartement. Für längere Urlaubs-

fristen hingegen hat er bei dem Departemente einzu-

kommen.

Art. 42. Bei Ertheilung von Urlauben wird er

darauf sehen , daß der Dienst auf keine Weise darunter

leide. Für sich wird er in solchen Fällen seinen Stell-

vertreter dem Departemente vorschlagen. In Unpäß-
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lichkeitsfällen oder kurzen Dienstreisen erseht ihn sein

Sekretär von Amtswegen.

Art. 43. Im Falle längern Urlaubs , wenn ein be-

sonderer Stellvertreter nöthig ist , kann nach Umständen

dem Beurlaubten ein Gehaltsabzug zu Gunsten feines

Ersaßmannes auferlegt werden.

Art. 44. Der Direktor wird den Grundsaß im

Auge behalten , daß die Zollbeamten , namentlich die Ein-

nehmer und Kontroleurs von Zeit zu Zeit, wenn solches

dem Dienste förderlich scheint, versezt werden sollen.

Er wird demnach vorkommenden Falls seine bezüglichen

Anträge dem Departemente eingeben.

Art. 45. Das Büreau eines Direktors besteht aus

einem Sekretär , einem Schreiber , und , wo solches nöthig

sein sollte, aus einem Rechnungsgehülfen (Revisor).

Art. 46. Der Sekretär besorgt unter der Leitung

des Direktors die Büreauarbeiten.

Wo ihm zur Abhülfe ein Reviſor beigegeben wird,

hat lezterer insbesondere die Revidirung der Zollhefte

und Zollrechnungen, und die Fertigung der an das

Departement einzusendenden Tabellen zu besorgen.

Art. 47. Der Sekretär revidirt ferner die Rech-

nungen der Zollstätten mit der pünktlichsten Genauigkeit;

er zeigt dem Direktor die darin vorgefundenen Irrungen

an, und ist verantwortlich für diejenigen , welche später-

hin, nach erfolgter Revision , noch zum Vorschein kommen

möchten.

Art. 48. Der Schreiber besorgt alle Kopien und

Expeditionen ; er führt die untergeordneten Hülfsbücher

und hilft überhaupt den übrigen Angestellten in allen

vorfallenden Arbeiten aus.

Art. 49. Die Büreaugeschäfte der Direktionen zer-

fallen in folgende Zweige :
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1) Die Buchführung über die gesammten Ein-

nahmen und Ausgaben des betreffenden Grenzgebietes ;

Die Ausfertigung der bezüglichen Rechnungsablagen

und Berichte an das Zolldepartement.

2) Die Revision der Einnahmerechnungen , ihre

Vergleichung mit den Stammblättern und Abſchnitten

der Zollscheine und die Aufsicht auf richtige Löschung der

Geleitscheine;

Die Sorge für Verbesserung der entdeckten Irrthümer.

3) Die Entscheidung von Zweifeln oder Anständen

über die Anwendung des Gesezestarifes ;

Die Vorbereitung von Vorschlägen zu Abänderungen

derselben;

Die Ausarbeitung von Berichten und Tabellen über

die Handelsbewegung im Allgemeinen ; die Korrespon-

denz mit dem Departement , den Einnehmern u. f. w.

4) Die Registrirung der ein- und ausgehenden

Akten ;

Die Inordnunghaltung des Archivs ;

Die Besorgung und Ueberwachung des Magazins

von Papier, Drucksachen und andern Gegenständen ;

die Führung einer tabellarischen Uebersicht der Beamten,

Angestellten und Bediensteten , sowie der Zollwächter ,

über ihren Ein- und Austritt , ihre Versehung oder

Beförderung, Besoldung , Verhalten , Bestrafung u. s. w.

Die Aufzeichnung der vorgekommenen Zollübertre-

tungen , deren Abmachung oder gerichtliche Verfolgung ,

den Einzug und die Vertheilung der Bußen u. s. w.

Der Direktor wird die Arbeiten , die er nicht selbst

besorgt, unter die Angestellten auf die ihm angemessen

scheinende Weise vertheilen.

Art. 50.

und Register:

Die Direktionen halten folgende Bücher
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Das Hauptbuch über die Einnahmen und Ausgaben

aller ihrer Zollstätten;

Das Hauptzollregiſter über die Handelsbewegung auf

denselben ;

Das Hauptstraffallregiſter ;

Das Inventarbuch über das Mobiliar ;

Das Magazinbuch über die an selbige abzuliefernden

Gegenstände, Hefte u. s. w.

Das Beamtenregister ;

Das Aktenregiſter ;

Das Kopírbuch;

Das Urlaubsregiſter, nebst den übrigen Hülfsbüchern,

wie sie das Bedürfniß des Dienstes nach und

nach an die Hand geben wird.

Art. 51. Der Monatsbericht einer Direktion an

das Departement wird enthalten :

Eine tabellarische Uebersicht der Einnahmen und Aus-

gaben der Zollstätten ihres Gebietes ;

Einen tabellarischen Auszug aus ihren Zollregistern ;

Die Anzeige der Reſultate der über die Rechnungen

der Einnehmer gepflogenen Revision ;

Eine tabellarische Uebersicht der vorgekommenen und

abgehandelten Straffälle nebst erläuternden Bemerkungen

und Mittheilungen ;

Für die Vorbereitung desselben und die Reviſion

der Einnehmerrechnungen ist der Direktion ein Monat

Zeit gestattet. Verspätungen werden nach Umständen

mit einer Ordnungsstrafe belegt.

Art. 52. Vierteljährlich folgen dann ferner :

Ein Auszug aus den von den Einnehmern einge-

gebenen Verhaltungslisten ihrer Untergebenen ;

Eine tabellarische Uebersicht :

der ungelöschten Bürgschaften ,
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der ungelöschten Freipäſſe ,

der unerledigten Straffälle ,

der Magazinbestände.

Art. 53. Aljährlich sodann noch :

Eine tabellarische Uebersicht aller ihrer Untergebenen,

Eine tabellarische Uebersicht aller Inventare.

Art. 54. An denjenigen Hauptzollstätten, wo zur

Bewältigung der Arbeit noch andere Beamte außer dem

Einnehmer und Kontroleur nothwendig sind , werden auf

Antrag der betreffenden Direktion die weitern Aus-

Hülfsbeamten angestellt und für dieselben nachträglich

noch besondere Instruktionen erlassen. Ebenso werden

nachträglich auch besondere, dem Bestehenden möglichſt

angepaste Instruktionen für den Dienst in denjenigen

Kornhäusern erlaſſen , deren Besorgung die Eidgenossen-

schaft übernehmen wird.

Art. 55. Die Einnehmer und Kontroleurs werden

vom Bundesrathe ernannt in Folge ausgeschriebenen

Konkurses .

Art. 56. Ebenfalls in Folge ausgeschriebenen Konkur-

ſes und auf den Vorschlag des Einnehmers ernennt der

Direktor die Bediensteten der Zollstätten ſeines Gebiets.

Der Einnehmer haftet für dieselben, wogegen er sich von

ihnen eine angemessene Kaution zu verschaffen hat. Un-

ter Bediensteten sind alle diejenigen Zollangestellten zu

verstehen , deren Wahl nicht der Bundesrath selbst vor-

nimmt.

Art. 57. Alle Angestellten und Bediensteten des

Zollwesens haben die Vorschriften des Zollgeseßes und

der Zollordnung, soweit diese sie in jedem einzelnen

Falle betreffen , sowie die von ihren unmittelbaren Obern

empfangenen Befehle und Aufträge pünktlich auszuführen.

und dafür den vorgeschriebenen Amtseid zu leisten .
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Art. 58. Die Beamten und Angestellten haben sich

mit allen ihren Dienst betreffenden Gesezen , Verord-

nungen und Instruktionen genau bekannt zu machen, sie

sorgfältig aufzubewahren und genau zu vollziehen ; die

Bücher und Register , deren Führung ihnen obliegt ,

täglich im Laufenden zu erhalten , dieſelben sauber zu

führen und bei der ihnen vorgeſeßten Behörde zeitig um

Ersehung der ihnen abgehenden Formulare einzukommen.

Es ist ihnen streng verboten , ihre Bücher und Regiſter

andern als ihren Vorgesezten zu öffnen , oder an Dritte

daraus oder über den Dienſt überhaupt nähere Mitthei-

lungen zu machen.

Art. 59. Dieselben sind verbunden und aufgefor-

dert , ihren Vorgesezten alle Mängel, die ſie im Dienſte

beobachtet haben mögen , sowie ihre Ansichten und Vor-

schläge über deren Verbesserung mitzutheilen .

Art. 60. Es wird denselben eingeschärft , die Zoll-

pflichtigen nicht nur mit Pünktlichkeit , sondern auch mit

Freundlichkeit zu behandeln , sie über ihre Zollpflicht

nöthigenfalls aufzuklären , vor Widerhandlungen zu war-

nen, und sie mit möglichster Beschleunigung und Will-

fährigkeit abzufertigen , so weit es mit dem Dienstzwecke

vereinbar ist.

Art. 61. Es ist keinem derselben gestattet , sich ohne

Wissen und Genehmigung seines Vorgesezten von seinem

Amtssige zu entfernen. Jedes Urlaubsgesuch muß aus-

weisen , auf welche Art und Weise und ohne Beeinträch-

tigung des Dienſtes oder des Fiskus die Geschäfte des

Beurlaubten versehen werden sollen. Krankheitsfälle

müssen durch bezirksärztliche oder andere sichere Zeugniſſe

beglaubigt sein. In Krankheitsfällen von kurzer Dauer

wird die Stelle des Einnehmers vom Kontroleur ver-
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sehen und umgekehrt, oder wo kein Kontroleur iſt , durch

den Landjäger.

Art. 62. Die Abwesenheiten der Beamten auf Ur-

laub find auf jeder Zollſtätte in einem beſondern Regiſter

zu bemerken.

Art. 63. Im Falle des Ausbruchs von Feuer , bei

Wassergefahr oder Zuſammenrottungen auf der Zollstätte

øder in deren Nähe find alle Zollangestellten und Be-

diensteten verpflichtet , sich augenblicklich auf die Zollstätte

zur Hülfeleistung zu begeben , um den Schaden so viel

möglich abzuwenden oder zu vermindern .

Art. 64. Der allfällig erlittene Schaden ist , unter

Beiziehung des zuständigen Amtes , genau zu konstatiren

und der Direktion anzuzeigen.

Art. 65. Der Einnehmer führt die verschiedenen

Zollhefte und hält die betreffenden Formulare unter

seinem Verschluß. Demnach besorgt er die Ausfertigung

der Zollquittungen , Geleitscheine , Niederlagscheine und

Freipässe, den Einzug der Zollgebühr , die Korreſpon-

denz und Ueberwachung der Rechnungsführung , die Lö-

schung und Rücksendung der Geleitscheine, die Aufbe-

wahrung der Zollhinterlagen und Bürgschaftstitel und

die bezügliche Rechnungsführung , die Aufnahme der

Protokolle von Uebertretungsfällen , die Ueberwachung

seiner Untergebenen und der seiner Obhut anvertrauten

Grenzstrecke.

Art. 66. Der Einnehmer ist verantwortlich für die

flare, korrekte , pünktlich auf dem Laufenden gehaltene

Führung der Korrespondenz und aller Hefte , Bücher

und Register seiner Zollstätte. Die in dieser Hinsicht

nicht vollständig befriedigende Amtsführung ſeiner Unter-

gebenen hat er auf angemessene Weise zu rügen , und

falls dieß nicht genügt, der Direktion anzuzeigen.
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Art. 67. Der Einnehmer ist verantwortlich für die

richtige Berechnung und Erhebung der Zollbezüge , für

die Aufbewahrung und richtige Abführung derselben.

Falls er sich beim Zollbezug zum Schaden der Zollver-

waltung geirrt hat , wird ihm der Minderbetrag direkt

belastet , und soweit seine Besoldung hinreicht , von Lez-

terer abgezogen , mit Vorbehalt des Zugriffs auf den

Bürgen für das noch Mangelnde, wobei es dem Ein-

nehmer überlassen bleibt, sich für seinen Irrthum bei den

Zollpflichtigen zu erholen . Ebenso hat er den allfälligen

Mehrbezug zum Schaden der Zollpflichtigen an selbige

zurückzuvergüten.

Art. 68. Außer den von der Direktion besonders

bewilligten Fällen ist es dem Einnehmer verboten , Zoll-

bezüge ausstehen zu lassen , sich direkt oder indirekt mit

Kauf- oder Fuhrleuten in irgend welche Akkorde oder

Geschäfte einzulassen und die eingezogenen Zollbeträge

auf irgend eine Weiſe anders als gemäß der empfangenen

Vorschrift zu verwenden , bei Strafe augenblicklicher Ent-

lassung nebst gerichtlicher Verfolgung.

Art. 69. Der Einnehmer hat die Aufsicht über das

ihm anvertraute Inventar und soll für dessen beste In-

standhaltung Sorge tragen. Alljährlich hat er hierüber

eine vollständige Note aufzunehmen und der Direktion

einzusenden. Es ist ihm untersagt , Nothfälle ausge-

nommen, an den ihm anvertrauten Gebäuden und Ef-

fekten irgend wesentliche Veränderungen oder Repara-

turen vorzunehmen , oder irgend einen Theil der ihm

zur Benuzung überlassenen Gebäulichkeiten zu unters

miethen ohne besondere Bewilligung der Direktion ..

Art. 70. Die von ihm bemerkten Schäden oder

Mängel an den Gebäulichkeiten hat er aber sogleich an die
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Direktion zu berichten, sowie seine Vorschläge über die

nüglichste Verwendung allfällig leer stehender Lokalitäten.

Art. 71. Stempel und Siegel stehen unter der be-

sondern Obhut des Einnehmers , und er hat zu über-

wachen , daß kein Mißbrauch damit getrieben wird.

Art. 72. Der Einnehmer hat vierteljährlich Bericht

zu erstatten über das Betragen seiner Untergebenen . Er

hat dieselben in Betreff ihrer Obliegenheiten zu unter-

weisen und ihre Fehler zu rügen.

Art. 73. Der Einnehmer öffnet und schließt das

Zollbüreau zu den vorgeschriebenen Stunden. Er wacht

über die Einhaltung der Dienſtſtunden seitens seiner Un-

tergebenen.

Art. 74. Die Zollabfertigungen gehen allen übrigen

Geschäften voran. Abfertigungen bei Licht sind mit be-

sonderer Vorsicht gegen Feuersgefahr vorzunehmen und

im Falle wirklicher Gefahr lieber ganz zu unterlassen.

Die Geschäftspläge im Büreau sind so zu ordnen, daß

fie einer raschen Abfertigung förderlich sind und zugleich

einen freien Ausblick nach der Straße gewähren. Die

gleichzeitig ankommenden Fuhren sind so aufzustellen ,

daß kein Unterschleif zwiſchen ihnen stattfinden kann.

Art. 75. Der Kontroleur hütet das Büreau wäh-

rend der Abwesenheit des Einnehmers und verſieht mitt-

lerweile dessen Stelle ; er kontrolirt die ein und aus-

gehenden Waaren, überwacht den Zollbezug und die

richtige Anwendung des Tarifs , besorgt die Abwägung

der Güter und führt das Waagbuch, untersucht , ob die

Fuhrwerke und Schiffe keine heimliche oder nicht ange-

zeigte Ladung enthalten, berichtet den Einnehmer von

den vorgefundenen Unregelmäßigkeiten und vidimirt die

Zoll- und Geleitscheine , Niederlagscheine und Freipässe.
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Er führt die Zollbücher und Zollregister , fertigt die an

die Direktion einzusendenden Geschäftstabellen aus und

beſorgt überhaupt alle diejenigen Bürcauarbeiten , welche

der Einnehmer ihm auftragen wird .

Art. 76. Der Kontroleur ist pflichtig , den Einneh-

mer auf alle Mängel und Unregelmäßigkeiten , die er im

Dienste bemerkt , aufmerksam zu machen und dieselben

auf Befragen auch der Direktion mitzutheilen .

Art. 77. Die Schreiber , wo solche vorhanden sind ,

sowie die Bediensteten helfen nach Anordnung des Ein-

nehmers in allen Vorfallenheiten aus und beſorgen die

Kopiaturen.

Art. 78. Der Einnehmer erbricht die einlaufende

Korrespondenz und besorgt die abgehende, welche in ein

Kopierbuch einzutragen ist , wenn die Konzepte nicht

vollständig gesammelt werden können. Ueber die Ein-

und Ausläufe wird durch den Kontroleur ein Regiſter

geführt. Jeder Bericht oder Brief darf nur einen Ge-

genstand behandeln und muß sich auf das Datum und

die Nummer des beantworteten Aktenstücks beziehen.

Art. 79. Die an die Direktion einzusendenden Mo-

nats- und Vierteljahrsberichte müſſen im Laufe der erſten

Woche des nächſtfolgenden Monats ausgefertigt werden.

Die Berichte der Hauptzollstätte begreifen auch diejeni-

gen der ihnen untergebenen Nebenzollstätten.

Art. 80. Zu diesem Ende haben die Nebenzollstätten

ihre Berichte und Rechnungen am ersten Tage des nächſt- :

folgenden Monats an ihre Hauptzollſtätten einzusenden.

Art. 81. In Verspätungsfällen tritt zu Laſten des

Fehlbaren eine Ordnungsstrafe ein , und der Direktor

wird nach Umständen einen eigenen Beamten auf die
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fahrlässige Zollstätte schicken , um das Versäumte auf

Kosten des Fehlbaren nachzuholen.

Art. 82. Die Rechnungsablagen und bezüglichen

Berichte sind auch vom Kontroleur zu unterzeichnen.

Art. 83. Allwöchentlich hat der Einnehmer in Ge-

meinschaft mit dem Kontroleur einen Kassasturz vorzu-

nehmen und der Befund desselben ist durch Leztern auf

dem Kassabuch zu bescheinigen.

Art. 84. Der Einnehmer hat seine Kaſſa nebst der-

jenigen der ihm untergebenen Nebenzollstätten stets ge-

nau nach Befehl der Direktion an die ihm von selbiger

vorgeschriebene Stelle abzuführen. Er ist für die richtige

Ablieferung der Kassasendung an ihre Bestimmung ver-

antwortlich. Jeder solchen Sendung sind drei gleich-

lautende Bordereaur ihres Betrages beizulegen ; das eine

derselben bleibt beim Empfänger des Geldes , die andern

beiden werden von Leßterm nach richtigem Befund un-

terzeichnet und dem Einnehmer zurückgesandt , der das

eine davon an die Direktion einzusenden hat.

Art. 85. Eine Abschrift des Bordereau ist vor dessen

Absendung auf dem Kassabuch einzutragen . Von der

Absendung des Geldes hat der Einnehmer gleichzeitig

die Direktion zu unterrichten. Verspätungen in der

Einsendung der Kassa werden zum erstenmal mit dem

Gehaltsabzug einer Woche , im Wiederholungsfalle mit

Entlassung bestraft.

Art. 86. Jedem Einnehmer wird für die laufenden

kleinen Ausgaben der nöthige Kredit bewilligt. Diese

Ausgaben nebst den Besoldungen der Zollstätte hat er

aus seiner Zollkaſſa zu bestreiten und darüber die be-

züglichen Quittungen seiner Monatsrechnung beizulegen.

Art. 87. Für außerordentliche , nicht vorgesehene Aus-

gaben hat er die Ermächtigung der Direktion einzuholen.
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Art. 88. Die auf den Grenz-Hauptzollstätten zu

führenden Hefte, Bücher und Regiſter ſind folgende :

Hefte mit doppelter Ausfertigung :

Das Einfuhrzoll-Quittungsheft für Waaren ,

" " Vich ,

Das Ausfuhrzoll-Quittungsheft für Waaren,

" " " Vich,

Das Durchführzoll-Quittungsheft für Waaren ,

" " !! Vich auf grün-

lichem Papier ,

Das Durchfuhr-Geleitscheinheft für Waaren ,

" "

"

"! " Vich,

Niederlagsscheinheft für Waaren auf röthlichem

Papier ,

Alle Freipaßhefte auf gelblichem Papier.

Alle diese Hefte werden vom Einnehmer geführt.

Bücher und Register :

Das Kassabuch.

"

"!

"

"

"

Hinterlagenbuch.

Zollregister.

Bürgschaftsregister.

Freipaßregister.

Magazinbuch.

Iventarbuch.

" Waagbuch.

" Straffallregister.

Diese werden vom Kontroleur geführt .

Hülfsbücher:

Das Briefkopierbuch (sofern die Konzepte nicht voll-

ständig gesammelt werden) .
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Das Aktenregister.

"/

"

Protokollkopierbuch .

Urlaubsregister.

Streifwachenregiſter.

Dieſe leztern werden auf größern Zollstätten durch

den Schreiber geführt.

•

Art. 89. Auf den Niederlagshäusern fallen weg alle

das Vich betreffenden Hefte , die Ausfuhr- und Durch-

fuhrzoll-Quittungshefte , alle Freipaßhefte , das Freipaß-

regiſter , das Magazinbuch und das Streifwachenregiſter.

Art. 90. Es kommen dagegen hinzu :

Das Niederlagsscheinheft , das durch den Einnehmer,

Niederlags-Journal ,

Niederlagsregister ,

"

"1

die durch den Kontroleur , wo ein solcher sich be-

findet , zu führen sind.

Art. 91. Mit EndejedenMonats werden die Einnehmer

die ausgebrauchten Zollhefte ,

das Zollregiſter ,

die Kassarechnung ,

die Hinterlagenrechnung,

die Postzoll-Listen ,

das Streifwachenregister

an die Direktion einsenden.

Art. 92. Vierteljährlich werden dieſelben ferner an

die Direktion einsenden:

Den Bericht über das Betragen aller ihrer Unterge-

benen.

Einen Auszug der offenen Parthien im Bürgschafts-

register.

Einen Auszug der offenen Parthien im Freipaßregiſter.

" "1 "/ "

register.

" Straffall-

17
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Den Bericht über den Beſtand ihres Magazins .

Endlich alljährlich einen Bericht über die Zu- und

Abnahme ihres Inventars , die vollständige Liste

aller ihrer Untergebenen , Besoldung u. s. w.

Art. 93. Jede solche Einsendung ist mit einem er-

läuternden Berichte und Bemerkungen über wichtige Vor-

fallenheiten zu begleiten.

Art. 94. Auf den Niederlagen fallen von obigen

Einsendungen weg:

die Postzollisten ,

t

das Streifwachenregister ,

die Auszüge aus dem Freipaßregiſter ,

-

und es kommt dagegen bei den Vierteljahrsberichten

hinzu : eine summarische Uebersicht der auf der Nieder-

lage befindlichen Güter mit Angabe ihrer Eigenthümer.

Art. 95. Die obbenannten Hefte werden von der

Direktion paraphirt und numerirt, und ſowie die übrigen

Drucksachen , Formulare , Schreibmaterialien u. s. w.

nach Bedarf an die Einnehmer der Hauptzollstätten ge-

liefert , welche ihrerseits das Nöthige an die ihnen unter-

gebenen Nebenzollstätten abzugeben haben. Es wird

über die Lieferung der besagten Hefte eine genaue Kon-

trolle geführt, und die Einnehmer sind für deren sorg-

fältige Aufbewahrung verantwortlich , bei Strafe augen-

blicklicher Entlassung im Falle ihres Abhandenkommens ,

ſowie nach Umständen auch gerichtlicher Verfolgung.

Art. 96. Die Zollhefte müssen rein und deutlich

geführt werden , soviel möglich ohne Korrekturen , und

es darf kein Blatt daraus geriſſen werden. Im Falle

bei der Ausfertigung ein grober Irrthum vorgefallen

wäre, so sind Stamm- und Abschnitt (talon et coupon)

kreuzweis zu durchstreichen und mit rother Dinte dar-

auf zu bemerken : ,, ungültig wegen Irrthum."
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Art. 97. Unter der folgenden Nummer wird sodann

eine andere Abfertigungskarte ausgestellt. Wird hinge-

gen ein grober Irrthum erst entdeckt , nachdem der

Abschnitt schon vom Stammblatt losgetrennt worden,

jedoch bevor der Zollpflichtige damit weitergereist ist, so

wird er wie oben kreuzweis durchgestrichen und mit obiger

Bemerkung wieder an das Stammblatt angeheftet. Ist

aber der Zollpflichtige mit dem irrigen Abſchnitte ſchon

abgereist, so ist der Irrthum mit rother Dinte auf dem

Stammblatte zu verbessern und der Einnehmer hat so-

gleich einen neuen berichtigten Abschnitt unter der fol-

genden Nummer auszustellen und denselben beim Zoll-

pflichtigen gegen den irrigen Abſchnitt - austauschen zu

laſſen , der sodann , wie bemerkt , seinem Stammende

anzuhesten ist.

Art. 98. Geringere Irrungen hingegen darf der

Einnehmer auf dem Stammblatte und Abschnitte korri-

giren ; doch muß die Korrektur durch seine Unterſchrift

am Rande beglaubigt ſein , und selbige darf die ursprüng-

liche Schrift oder Zahl nicht unleserlich machen. Radi-

rungen aber find unter allen Umständen streng verboten

und dieselben verfallen einer schweren Ordnungsstrafe.

Art 99. Die Quittungen , Geleitscheine und Frei-

pässe erhalten auf jeder Zollſtätte fortlaufende Num-

mern, welche jeweilen nach Weisung der Direktion neu

beginnen.

Art. 100. In das Kassabuch und Hinterlagsbuch

werden aus den Zollheften täglich und ſummariſch die

gemachten Einnahmen , sowie die vorgefallenen Ausgaben

eingetragen , und selbige müſſen jeden Abend vollständig

nachgetragen sein.

Art. 101. Das Zollregister enthält gleichfalls einen

summarischen Auszug aus den Zollheften und Postlisten
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über Gewicht. Dualität und Zollertrag der eins, aus-

oder durchgeführten Waaren.

Art. 102. In das Magazinbuch werden die von

der Direktion eingehenden oder direkt eingekauften Ges

genstände eingetragen , welche theils zum eigenen Ver-

brauch, theils zur Versendung an die Nebenzollſtätten

nach Maßgabe ihres Bedarfs bestimmt sind , und bei

ihrem Uebergang in den eigenen Verbrauch oder bei

ihrer Versendung an die Nebenzollstätten wieder auf

demselben entlastet.

Art. 103. Auf das Inventarbuch hingegen kommen

alle Gegenstände , welche zur bleibenden Einrichtung und

Ausrüstung der Zollstätten bestimmt sind .

Art. 104. In Betreff der Führung der übrigen

Bücher und Register ergibt sich das Nähere aus den

betreffenden Formularen.

Art. 105. Die Nebenzollstätten stehen direkt unter

den ihnen vorgesezten Hauptzollſtätten , korreſpondiren

nur mit diesen und haben an sie ihre Rechnungen und

Gelder einzusenden , sowie ſie ſich überhaupt für alle ihre

Vorfallenheiten an selbige zu wenden und deren An-

ordnungen pünktlich zu befolgen haben. Nur wenn sie

glauben, sich bei deren Entscheidungen nicht beruhigen

zu können , ſteht es ihnen frei, sich mit Uebergehung

derselben unmittelbar an die Direktion ſelbſt zu wenden.

Die allgemeine Zollordnung und Zollinſtruktion gilt für

die Nebenzollſtätten , in Betreff aller derjenigen Punkte ,

wo beiden die gleichen Dienstverrichtungen zugetheilt

find ; also namentlich in Betreff der Abfertigung der

Güter zur Ein- und Ausführ und der bezüglichen Rech-

nungsführung , wobei jedoch zu bemerken , daß die dem

Kontroleur übertragenen Verrichtungen auf den Neben-

zollstätten dem Einnehmer selbst zufallen . Alle Vor-
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schriften hingegen in Betreff der Durchfuhr und der

Niederlagshäuser haben auf die Nebenzollstätten nur

dann Bezug , wenn ſelbige ausdrücklich auch zu solchen

Abfertigungen ermächtigt worden sind.

Art. 106. Auf den Nebenzollſtätten fällt in der Re-

gel die Führung von Geleitscheinhesten und von Freis

paßheften für Waaren weg, außer in den Fällen , wo

ſie ausnahmsweise zur Ausstellung derselben bevollmäch-

tigt werden.

Art. 107. Das Verbot, neben der Zollbeamtung

oder Bedienstung einen andern Beruf zu treiben, er-

streckt sich insbesondere auf Kramläden , Wirthschaften ,

Fuhr und Speditionsunternehmungen. Ausnahmen

hievon in ganz besonders der Berücksichtigung werthen

Fällen kann nur der Bundesrath gestatten . Ueber an-

dere minder bedenkliche Begehren solcher Art , wenn sie

Beamte betreffen , entscheidet das Departement , und

wenn sie Angestellte oder Bedienstete betreffen , die

Direktion.

Art. 108. Es ist den Zollbeamten , Angestellten und

Bediensteten bei Strafe augenblicklicher Entlassung und

nach Umständen auch krimineller Verfolgung auf's

Strengste verboten , für irgend ein Dienstgeschäft oder

eine Auskunft , oder die Verheimlichung einer Ueber-

tretung weder direkt noch indirekt , weder für sich noch

für oder durch die Seinigen , irgend ein Entgelt oder

Geschenk , es sei an Geld , Sachen , Dienſtleiſtung oder

Bewirthung, und habe Namen und Art wie es wolle ,

zu verlangen oder anzunehmen.

Art. 109. Die Landjäger find theils zur Ausfüh-

rung von Streifwachen, zu Land und zu Wasser , längs

der Grenze und zwischenein zur Aushülfe an den Zoll-

stätten, theils auch zur Bewachung einzelner wenig be-
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ſuchter Grenzpunkte zu verwenden , in welch' lezterm

Falle fie alle Obliegenheiten der Einnehmer auf Neben-

zollstätten zu erfüllen haben .

Art. 110. Die Streifwachen sind zwischen den bes

nachbarten Einnehmern so zu verabreden , daß ihre resp .

Landjäger sich an vorher zwischen den Einnehmern ein-

verstandenen abwechselnden Orten und Stunden zu treffen

und sich ihre Begegnung auf dem ihnen mitzugebenden

Rapportbuch gegenseitig zu bescheinigen haben. Aufdem

leztern ist gleichfalls die Stunde ihres Abgangs und

ihrer Rückkehr zu bemerken ; dasselbe ist auf der Zoll-

ſtätte täglich in das Streifwachenregiſter einzutragen ,

und ein Auszug davon ist allmonatlich der Direktion ein-

zusenden.

Art. 111. Als erschwerende Umstände in Straf-

fällen wird der Direktor in Berücksichtigung ziehen :

Die Anwendung von Mitteln , um eine Waare zu

serheimlichen oder anders darzustellen.

Die Vorlegung falscher Zeugnisse und Gewichtsan-

gaben.

Die Verfälschung der Geleitſcheine.

Die Zerstörung, Fortſchaffung oder Verlaſſung einer

Waare.

Die Flucht und Verbergung des Waarenführers.

Die Vernichtung von Ausweispapieren.

Die wiederholten Rückfälle.

Die Anwendung von Drohungen oder Gewalt gegen

die Zollbediensteten.

Den Charakter des Uebertreters als eidgenössischer

Beamter oder Angestellter.

Art. 112. Im Allgemeinen ist beim Ausſpruch des

Strafmaßes wohl zu beobachten , ob , nach Erwägung

aller Umstände , die Zollübertretung absichtlich war , oder
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nur aus Fahrläßigkeit oder Unwissenheit entstanden ist ,

in welchem leztern Falle eine billige Rücksicht eintreten

fann.

Art. 113. Die erst nach ihrer Begehung entdeckten

Zollübertretungen , wobei man weder der Waare noch

der Transportmittel habhaft werden konnte, sind dem-

ungeachtet gleichfalls an die Direktion anzuzeigen , unter

Einsendung eines Berichtes nebst Beweisstücken , Zeugen-

aussagen u. s. w.

Art. 114. Die über die Zollübertretungen aufzu-

nehmenden Protokolle und Berichte müssen enthalten :

Tag und Stunde der Abfaſſung des Aktes ,

Namen und Wohnort des Verleiders oder Entdeckers

der Uebertretung ,

dessen Erzählung des Vorgangs mit allen bezüglichen

Einzelnheiten,

die Beschreibung der betreffenden Waarenstücke oder

Waare,

die Erklärung des Zollübertreters ,

die Unterschriften des Verleiders und Uebertreters ,

des Einnehmers und Kontroleurs , oder, in Er-

manglung des Leztern , diejenige eines andern

Angestellten oder Bediensteten .

Art. 115. Die aufgenommenen Protokolle und Bes

richte sind vor ihrer Absendung in ein eigenes Kopir-

buch einzutragen .

Art. 116. Die besagten Protokolle. hat der Einneh-

mer unverzüglich an die Direktion einzusenden , nebst der

Anzeige , wie er die sequeſtrirte Waare untergebracht,

oder gegen welche Kaution er sie freigegeben hat.

Art. 117. Bis auf den Betrag von Fr. 40 kann

der Direktor von sich aus die Zollübertreter mit Bußen
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belegen, jedoch unter Anzeige an das Departement. Für

höhere Beträge , oder wenn ihm der Fall verwickelt oder

zweifelhaft scheint , hat er die Weiſung des Departemen-

tes einzuholen.

So gegeben Bern, den 4. Oktober 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft :

Schieß.
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Einführung

des

schweizerischen Zolles .

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft,

nachdem der Nationalrath und der Ständerath am

30. Juni 1849 das Gefeß über das Zollwesen erlassen

haben , und dasselbe ſomit in Kraft erwachsen ist.

in Betracht , daß in dem Art . 62 desselben der Bun-

desrath ermächtigt wird , den Zeitpunkt zu beſtimmen ,

mit welchem dieses Gesez in Kraft zu treten hat ,

beschließt :

1) Das erwähnte Gesez tritt mit dem 1. Hornung

nächsthin in Kraft.

2) Dasselbe soll auf übliche Weise zur öffentlichen

Kenntniß gebracht werden.

3) Das Handels- und Zolldepartement ist mit dessen

weiterer Ausführung beauftragt .

Bern , den 12. Januar 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Dessen Vizepräsident :

J. Munzinger.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

!

Schieß.
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Verordnung,

betreffend

die für Einfuhr zollpflichtiger Gegenstände er-

laubten Straßen und Landungspläge.

Der schweizerische Bundesrath,

In Betracht der Artikel 18 und 19 , sowie Artikel 49 ,

Ziffer 2 , des Bundesgeseßes vom 30. Juni 1849 über

das Zollwesen,

beschließt:

Art. 1. Die für das Einbringen zollpflichtiger Ge-

genstände in der Schweiz erlaubten Straßen werden

burch Tafeln bezeichnet.

Art. 2. Ebenso werden die für den gleichen Ver-

kehr erlaubten Landungsplähe , oder deren Grenzen , am

Ufer mit Tafeln bezeichnet.

Art. 3. Alpenpfade, wo das Aufstellen von Tafeln.

nicht stattfinden kann , sind nur in der jeweilen gebräuch-

lichsten und zur nächſten Zollſtätte führenden Richtung

mit zollpflichtigen Gegenständen zu benußen erlaubt.

Art. 4. Der Verkehr mit unverzollten zollpflichtigen

Gegenständen auf allen andern Straßen , Wegen und

Pfaden , sowie das Anlanden oder Abfahren mit solchen

Gegenständen außerhalb der bezeichneten Landungspläge,

wird , wenn nicht eine ausdrückliche Bewilligung der

eidgenössischen Zollverwaltung vorgewiesen werden kann,

als eine Zollübertretung angeſehen und behandelt.
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Art. 5. Gegenwärtige Verordnung ist ins Bundes-

blatt einzurüden , besonders zu drucken und durch Ver-

mittlung der Kantonsregierungen an den gewohnten

Stellen zu Jedermanns Kenntniß öffentlich anzuschlagen,

Bern, ben 12. Januar 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Dessen Vizepräsident :

J. Munzinger.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Verordnung,

betreffend

die Regulirung der Rheinschifffahrtszölle.

Der schweizerische Bundesrath ,

In einstweiliger Regulirung der Rheinzollverhältnisse

und bis mit den angrenzenden Staaten eine befriedigende

Uebereinkunft abgeschlossen sein wird ,

beschließt,

1) Vom Tage der Vollziehung des Bundesgeseßes

über das Zollwesen an , hören für Schweizerſchiffe und

Schweizerflöße , die einen wie die andern, wenn ſie von

Schweizern geführt werden , alle beſondern bisherigen

Rheinzölle auf, und sie sind nur den durch das Bundes-

gesez vom 30. Juni 1849 aufgestellten Zollgebühren

unterworfen.

2) Von allen übrigen Fahrzeugen und Flößen wer-

den die bisher üblichen Zölle zuhanden der Eidgenoſſen-

schaft neben den durch das neue Zollgeseß aufgestellten

fortbezogen.

3) Gegenwärtiger Beschluß ist ins Bundesblatt ein-

zurücken und dem Handels- und Zolldepartemente zur

Vollziehung und gutfindenden, besondern Bekanntmachung

zugewiesen.

Bern, den 12. Januar 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Dessen Vizepräsident :

J. Munzinger.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Verordnung

über

Lagergebühren für Niederlagshäuſer.

Der schweizerische Bundesrath,

bat

in Vollziehung des Art. 18 des Bundesgesezes über

das Zollwesen ,

in weiterer Ausführung des Art. 61 der Vollziehungs-

verordnung zu demselben , in Bezug auf die für die

Niederlagshäuser festzuschenden Lagergebühren

beschlossen :

Es ist zu beziehen :

jeweilen bei Ausstellung eines Niederlagsscheines , von

jedem Waarenstück 10 Rp.

für die Abwägung beim Eingang , vom Zentner 5 "1

" " " Ausgang,
5

" " "

Eisen , Blei , Metalle , Krapp , Farbhölzer und

Baumwolle bezahlen für das Abwägen dage-

gen nur beim Eingang per Zentner

beim Ausgang

Plombiergebühr , wo sie nöthig ist , vom Collis

beim Ausgang

Die Lagergebühr beträgt :

für die ersten acht Tage nichts ,

für jeden weitern Monat , wobei Bruchtheile

für einen ganzen Monat gerechnet werden ,

vom Zentner

21/2 "

21/2 "

5

5 Rp.
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Die bemeldten Magazingebühren sind als das Mari-

mum zu betrachten , indem es jedoch den Eigenthümern

derjenigen Niederlagslokalitäten , welche nicht an die Zoll-

verwaltung verpachtet sind , freisteht , auch geringere

Gebühren zu beziehen, immerhin aber unter Genehmigung

des Handels- und Zolldepartementes .

Bern, den 1. Februar 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Der Bundespräsident :

H. Drüey.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Bundesgeset

über die

Dauer und die Kosten der Niederlassungs-

bewilligung.

(Vom 10. Dezember 1849.)

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

Nach Einsicht des Art. 41 der Bundesverfassung

dahin lautend :

" Art. 41. Der Bund gewährleistet allen Schweizern,

,,welche einer der christlichen Konfessionen angehören,

,,das Recht der freien Niederlassung im ganzen Umfange

„ der Eidgenossenschaft , nach folgenden nähern Beſtim-

,, mungen:

,, 1) Keinem Schweizer , der einer der christlichen

„ Konfeſſionen angehört , kann die Niederlaſſung in irgend

„einem Kanton verweigert werden , wenn er folgende

„ Ausweisſchriften beſißt :

a . einen Heimatschein oder eine andere gleichbedeu-

,, tende Ausweisſchrift ;

„b. ein Zeugniß ſittlicher Aufführung ;

„ c. eine Bescheinigung , daß er in bürgerlichen Rechten

,,und Ehren stehe ;

" und wenn er auf Verlangen sich ausweisen

,,kann , daß er durch Vermögen, Beruf oder

" Gewerbe sich und seine Familie zu ernähren im

,, Stande sei;
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""

"

"

"

Naturalisirte Schweizer müſſen überdieß die

Bescheinigung beibringen , daß sie wenigstens

fünf Jahre lang im Besiße eines Kantonsbür-

gerrechtes sich befinden .

,,2) Der Niedergelassene darf von Seite des die

Niederlaſſung gestattenden Kantons mit keiner Bürg-

,,ſchaft und mit keinen andern beſondern Laſten behufs

,,der Niederlassung belegt werden.

,, 3) Ein Bundesgeseß wird die Dauer der Nieder-

,,laffungsbewilligung , so wie das Marimum der zu Er-

,,langung derselben an den Kanton zu entrichtenden

,, Kanzleigebühren bestimmen.

,,4) Der Niedergelassene genießt alle Rechte der

,, Bürger des Kantons , in welchem er sich niedergelassen

,,hat , mit Ausnahme des Stimmrechts in Gemeinde-

,, angelegenheiten und des Mitantheiles an Gemeinde-

,, und Korporationsgütern . Insbesondere wird ihm freie

Gewerbsausübung und das Recht der Erwerbung und

,, Veräußerung von Liegenschaften zugesichert, nach Maß-

gabe der Geseze und Verordnungen des Kantons,

,, die in allen diesen Beziehungen den Niedergelassenen

dem eigenen Bürger gleich halten sollen ."

,,5) Den Niedergelaſſenen anderer Kantone können

,,von Seite der Gemeinden keine größere Leistungen an

Gemeindelaſten auferlegt werden , als den Niederge=

,, lassenen des eigenen Kantons .

"

"

,, 6) Der Niedergelassene kann aus dem Kanton, in

welchem er niedergelaſſen ist , weggewiesen werden :

,,a. durch gerichtliches Strafurtheil ;

,,b. durch Verfügung der Polizeibehörden, wenn er

,,die bürgerlichen Rechte und Ehren verloren hat,

"

"

oder sich eines unſittlichen Lebenswandels schuldig

macht oder durch Verarmung zur Last fällt, oder
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,,schon oft wegen Hebertretung polizeilicher Vor-

" schriften bestraft werden mußte. ".

Nach Einsicht des Berichts und Antrags des Bun-

desrathes ;

In der Absicht, die Dauer und die Kosten der an

Schweizerbürger ertheilten Niederlassungsbewilligungen

festzusehen,

verordnet:

Art. 1. Die Niederlaſſungsbewilligungen werden an

Schweizerbürger für die Dauer von wenigstens vier

Jahren ertheilt.

Wenn jedoch die Ausweisschriften (Bundesverfassung

Art. 41, Ziffer 1, Litt. a. ) früher ihre Gültigkeit ver-

lieren, und nicht rechtzeitig erneuert , oder durch andere

ersezt werden, so erlöscht auch die Niederlassungsbe-

willigung.

Art. 2. Die Kanzleigebühren, welche ein Schweizer

für die Bewilligung zu entrichten hat, dürfen den Betrag

von 4 Franken nicht übersteigen . Sofern aber der Nie-

dergelassene seinen Wohnsiz in eine andere Gemeinde

desselben Kantons verlegt , so kann die Hälfte der Ge-

bühr von Neuem bezogen werden.

Art. 3. In dieser Summe sind alle Gebühren ent-

halten , welche für die Bewilligung an den Staat, an

Bezirksbeamte , oder an die Gemeinden zu entrichten

find.

Art. 4. Die jährlichen Leistungen der Niederge-

lassenen an die Gemeinde werden , nach Art. 41, Ziffer 5,

der Bundesverfassung , durch die Gesezgebung der

Kantone beſtimmt, mit der Beschränkung jedoch, daß die

Niedergelassenen anderer Kantone denjenigen des eigenen

Kantons gleichzustellen find .

18
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Art. 5. Dieses Gesez tritt am 1. Januar 1850 in

Kraft ; dasselbe findet jedoch auf früher ertheilte Nieder-

lassungsbewilligungen bis zu deren Ablauf keine An-

wendung.

Art. 6. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung

des gegenwärtigen Geſeßes beauftragt.

Der schweizerische Bundesrath ,

Nachdem der Nationalrath unterm 8. Dezember, der

Ständerath unterm 10. Dezember 1849 , obenstehendes

Gesez über die Dauer und die Kosten der Niederlas-

fungsbewillung erlassen hat, dasselbe also zum Bundes-

gefeße geworden ist ;

verordnet:

Art. 1. Obenstehendes Geſeß tritt mit dem 1. Ja-

nuar 1850 in Kraft.

Art. 2. Es soll in das Bundesblatt aufgenommen

und zu seiner Promulgation den Kantonen mitgetheilt

· werden.

Bern, den 12. Dezember 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Verordnung,

betreffend die Herausgabe eines Bundesblattes .

Vom 5. März 1849.

Der Bundesrath der schweizerischen Eid-

genossenschaft

verordnet :

§. 1. Es erscheint wöchentlich wenigstens einmal

und zwar in der Regel am Samstag ein Bundesblatt

in deutscher und französischer Sprache, welches unter der

Leitung der Bundeskanzlei herausgegeben wird ;

§ . 2. Das Bundesblatt zerfällt in zwei Theile :

In den ersten Theil werden aufgenommen : Die

Geseze und Beschlüsse der Bundesversammlung , die

Verordnungen und Beschlüsse des Bundesrathes , Ver-

öffentlichungen eidgenössischer Gerichte ;

die Entwürfe zu Bundesgesehen und Bundesbe-

schlüssen ; die von den Bundesbehörden getroffenen

Wahlen, Auskündungen ;

offizielle Mittheilungen und Schlußnahmen der

Bundesbehörden , die sich zur Veröffentlichung leignen .

§. 3. In den zweiten Theil fallen :

Amtliche Erlasse von Kantonalbehörden , deren Auf-

nahme verlangt wird, Ankündigungen und Publikationen

von Korporationen oder Privatpersonen.

§. 4. Insertionen von Kantonalbehörden, Korpora-

tionen und Privaten werden nur gegen die Einrückungs-

gebühr von einem Bazen für die Zeile oder deren Raum

aufgenommen, und es sind dieſelben unter Beilegung

des Betrages frankirt an die Erpedition des Bundes-

blattes zu adressiren.
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§. 5. Das Abonnement, welches für das ganze Jahr

und zum voraus bezahlt werden muß, beträgt für den

Jahrgang drei Schweizerfranken.

§. 6. Das Bundesblatt wird den Abonnenten in

der ganzen Schweiz postfrei geliefert, auch iſt dieſes

Blatt , infolge seines offiziellen Charakters, gleich den

übrigen Sendungen der Bundesbehörden von jeder

Stempelgebühr befreit.

§. 7. Freieremplare erhalten :

Die Mitglieder des National- und Ständerathes,

die Departemente des Bundesrathes und andere eid-

genössische Beamte, nach dem Entscheide des Bundes-

rathes ,

jede Kantonsregierung drei Eremplare.

§. 8. Der Drucker hat die ganze Erpedition und

die damit verbundene Korrespondenz zu besorgen, wofür

ihm eine billige Entschädigung zu bewilligen ist.

§. 9. Vierteljährlich hat die Erpedition Rechnung

abzulegen. Der Bundeskanzlei bleibt es indessen vor-

behalten , auch in der Zwischenzeit beliebig von den

Büchern und den Rechnungen Einsicht zu nehmen.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Bundesgeset ,

die Vornahme einer neuen Volkszählung betreffend.

(22. Dezember 1849.)

Die
Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

nach Einsicht der Art. 19, 39, 61 und 74, Ziffer 1

und 10 der Bundesverfassung, auf den Vorschlag des

Bundesrathes

verordnet:

Art. 1. Es soll eine allgemeine schweizerische Volks-

zählung angeordnet werden.

Dieselbe soll im Monat März 1850 stattfinden, durch

die ganze Schweiz am gleichen Tage beginnen , und

längstens inner sechs Tagen vollendet werden .

Art. 2. In die Zählungsregister soll eingetragen

werden der Geschlechts- und Vorname, das Geschlecht,

das Alter, der Familienstand , (ob ledig , verheirathet

oder verwittwet) , der Beruf, das Gewerbe, die Hei-

math und das Religionsbekenntniß eines jeden Ein-

wohners, und ob derselbe Grundeigenthümer ſei.

Die abwesenden Schweizerbürger sind auf beſondern

Zählungsregistern aufzutragen.

Art. 3. Die Kosten der allgemeinen Anordnungen

werden vom Bunde, diejenigen der Aufnahme der Volks-

zählung dagegen von den Kantonen getragen.

Art. 4. Der Bundesrath hat diese Maßregel unter

Mitwirkung der Kantone zu vollziehen.
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Der schweizerische Bundesrath ,

nachdem der Ständerath den 21., der Nationalrath

den 22. Christmonat 1849 vorstehendes Dekret über die

Vornahme einer neuen Volkszählung erlassen hat, das-

felbe also hiemit in Kraft erwachsen ist ,

verordnet:

Gegenwärtiges Dekret soll in's Bundesblatt einge-

rückt und auf übliche Weise publizirt werden .

Bern, den 4. Januar 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Der Vizepräsident :

J. Munzinger.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.
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Bundesgesetz

über

den Geschäftsverkehr zwischen dem Nationalrath ,

Ständerath, sowie über die Form der Erlaſſung

und Bekanntmachung von Gesezen und Be-

schlüssen.

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

beschließt:

1. Geschäftsverkehr zwiſchen dem National-

und Ständerath.

Art. 1. Der National- und Ständerath versammeln

fich jährlich einmal zur ordentlichen Sizung am ersten

Montag des Monats Juli.

Sie werden außerordentlich einberufen durch Beſchluß

des Bundesrathes , oder wenn ein Viertheil der Mit-

glieder des Nationalrathes oder fünf Kantone es vers

langen.

Art. 2. Bei der Versammlung der beiden Räthe

treten die Präsidenten derselben zuſammen, um sich über

die Frage zu besprechen , von welchem Rathe jedes Ge-

schäft zuerst zu behandeln sei. In der ersten oder zweiten

Sizung legt jeder von ihnen dem Rathe, welchem er

vorsteht , das Resultat der Besprechung zum Ent-

scheide vor.

Art. 3. Geseze oder Beschlüsse , welche von einem

der beiden Räthe durchberathen worden, werden, wie fie

aus der Berathung hervorgegangen sind, durch den Präs
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sidenten und Sekretär unterzeichnet und mit einem Bes

gleitschreiben in der Regel innerhalb zweier Tage dem

andern Rathe mitgetheilt.

Art. 4. Wenn der leßtere dem Vorschlage in allen

Theilen beipflichtet, so sendet er ihn mit der Erklärung

seiner Zustimmung , die durch den Präsidenten und den

Sekretär auf dem Vorschlage selbst zu unterzeichnen ist,

an den andern Rath mit Begleitschreiben zurück.

Art 5. Wird dagegen der Vorschlag verworfen oder

abgeändert, ſo ſind die Gegenanträge dem ersten Rathe

zu übersenden, welcher nochmals darüber in Berathung

tritt und seine Beſchlüſſe auf dieselbe Weiſe dem andern

Rathe mittheilt.

Bei dieser zweiten Berathung wird auf diejenigen

Bestimmungen eines Gesezes oder Beſchluſſes, hinsichtlich

welcher sich eine Uebereinstimmung der beiden Räthe,

bereits ergeben hat, nicht mehr eingetreten, soweit nicht

ein neues Eintreten durch beschlossene Abänderungen er-

forderlich wird.

Art. 6. Dieses Verfahren wird fortgesezt bis beide

Räthe erklären, auf ihren abweichenden Ansichten definitiv

zu beharren. In diesem Falle bleibt der Gegenstand

liegen, bis er auf die für die Gesetzgebung vorgeschrie-

bene Weise wieder angeregt wird, und die Akten bleiben

bei dem Rathe, welcher das Geschäft zuerst in Behand-

lung nahm.

Art. 7. Jeder der Räthe ist zu möglichst beförder-

licher Behandlung der ihm von dem andern übermittelten

Berathungsgegenstände verpflichtet.

Art. 8. Beschlüsse, wodurch eine der beiden Ab-

theilungen der Bundesversammlung den Bundesrath

einladet, Bericht und Antrag vorzulegen , bedürfen der

Zustimmung der andern Abtheilung nicht.
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Art. 9. Wenn nach Art. 80 der Bundesverfassung

die beiden Räthe zur Behandlung einzelner Geschäfte

zusammentreten , so besorgt der Präsident des National-

raths die Einladung.

Das bei den Berathungen und bei Wahlen zu bes

obachtende Verfahren wird durch ein von den vereinigten

Räthen zu erlassendes Reglement beſtimmt.

Art. 10. Keiner der beiden Räthe kann sich auflösen

oder vertagen, ohne die Zustimmung des andern.

1. Geschäftsverkehr mit dem Bundesrathe.

Art. 11. Im Anfang jeder ordentlichen Sizung

legt der Bundesrath ein spezifizirtes Verzeichniß sämmt-

licher bei ihm anhängiger Geschäfte vor, welche in die

Kompetenz der Bundesversammlung oder der Räthe

fallen , es mögen diese Geschäfte von den Räthen ihm

überwiesen oder auch unmittelbar von eidgenössischen

Ständen oder von Privaten an ihn gelangt sein .

.

Bei jedem einzelnen Gegenstande soll das Stadium

der Behandlung angegeben sein, in welchem derselbe sich

zur Zeit befindet .

Art. 12. Der Bundesrath übersendet alle Mitthei-

lungen, welche für die Berathung der Bundesverſamm-

lung bestimmt find, gleichzeitig an die Präsidenten der

beiden Räthe.

Sind indessen zahlreiche Akten damit verbunden,

ſo find dieselben einstweilen auf der Kanzlei zu belaſſen

zur Verfügung desjenigen Rathes , der das Geschäft

zuerst in Behandlung nimmt.

Art. 13. Jeder Berathungsgegenstand kann dem

Bundesrath vorerst zur Berichterstattung überwiesen



282 Geschäftsverkehr zwischen dem Nationals und Ständerath.

werden. Auch sind die Kommiſſionen der beiden Räthe

befugt, Mitglieder des Bundesrathes behufs Ertheilung

von Aufschlüſſen in ihre Sizungen einzuladen.

Art. 14. Beschwerden, welche nach Art. 74, Ziffer 15

der Bundesverfassung gegen den Bundesrath erhoben

werden, sollen demselben mitgetheilt werden , ehe sie zur

Behandlung kommen.

Art. 15. Interpellationen, welche an den Bundes-

rath gerichtet werden , soll dieser sofort oder in einer

der nächsten Sizungen beantworten.

Art. 16. In der ordentlichen Sizung werden von

dem Bundesrathe der Geschäftsbericht, die Rechnungen

des vorhergehenden Jahres und das Büdget für das

künftige Jahr vorgelegt.

Die beiden ersten Gegenstände werden jeweilen bis

zum 1. Mai den von den Räthen zur Prüfung nieder-

gesezten Kommiſſionen eingegeben .

Art. 17. Alle Beschlüsse der Bundesversammlung

find dem Bundesrathe zur Kenntnißnahme und zur Voll-

ziehung mitzutheilen.

Dieses geschieht durch denjenigen Rath , welcher das.

Geschäft zuerst in Behandlung nahm.

111. FormderErlaſſung und Bekanntmachung

von Gesetzen und Beſchlüſſen .

Art. 18. Nachdem ein Geseß oder ein Beschluß von

beiden Abtheilungen der Bundesversammlung berathen

und angenommen worden ist, wird durch die eidgenössische

Kanzlei eine Originalausfertigung besorgt und dieselbe

Namens der Bundesversammlung von den Präsidenten

und Sekretären der beiden Räthe mit Angabe des Da-

tums der Zustimmung der leßtern unterzeichnet, mit dem
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Siegel der Eidgenossenschaft versehen und nach Anleitung

Art. 17 dem Bundesrathe zur Bekanntmachung

und Vollziehung mitgetheilt.

Art. 19. Alle Geseze , Verordnungen und Be-

ſchlüſſe find in förmlicher Ausfertigung in das Bundes-

blatt aufzunehmen.

Die Gesetze, und soweit sie von allgemeiner Bedeu-

tung sind, auch die Verordnungen und Beschlüsse, werden

überdieß auf Kosten der Eidgenossenschaft in den drei

Nationalsprachen gedruckt und den Kantonsregierungen

zu beförderlicher Bekanntmachung zugestellt.

Art. 20. Der Bundesrath erläßt die erforderliche

Vollziehungsverordnung und macht dieselbe, soweit es

nöthig ist, ebenfalls durch den Druck bekannt.

Art. 21. Wenn der Termin, an welchem ein Gefeß,

eine Verordnung oder ein Beschluß in Kraft treten soll,

in denselben noch nicht bestimmt ist , so wird derselbe

durch den Bundesrath in der Vollziehungsverordnung

festgesezt und zwar in der Regel auf den Zeitpunkt der

Bekanntmachung.

Art. 22. Die Kantonsregierungen haben dem Bun-

desrathe die geschehene Bekanntmachung sofort anzu-

zeigen und der eidgenössische Kanzler hat eine Kontrolle

über diese Mittheilungen zu führen.

Also beschlossen vom schweizerischen Ständerathe.

Bern, den 21. Dezember 1849.

Der Präsident :

F. Briatte.

Der Sekretär :

N. vonMoos.
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Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe.

Bern, den 22. Dezember 1849.

Der Präsident :

A. Escher.

Der Sekretär :

Schieß.

Der schweizerische Bundesrath ,

nachdem das Bundesgeseß über den Geschäftsverkehr

vom Ständerath unterm 21. Dezember, vom National-

rathe unterm 22. Dezember 1849 angenommen worden,

also in Kraft erwachsen ist ,

verordnet :

Es soll dasselbe in's Bundesblatt eingerückt und in

üblicher Weise publizirt werden.

Bern, den 4. Januar 1850.

Im Namen des ſchweizerischen Bundesrathes,

Der Vizepräsident:

J. Munzinger.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schießt.
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Beschluß

der

schweizerischen Bundesversammlung vom 21. De-

zember 1849 , bezüglich der Angelegenheit der

Heimathlosen.

Die schweizerische Bundesversammlung

beschließt :

Art. 1. Der Bundesrath wird beauftragt, beförder-

lichst einen Gesezesvorschlag zur Ausführung des Art. 56

der Bundesverfassung vorzulegen.

Inzwischen wird er ermächtigt, die Art. 8 und 9 des

Konkordates vom 30. Juli 1847 auf die ganze Schweiz

anzuwenden und zwar in der Meinung, daß die in den

gedachten Artikeln erwähnte Kommission durch den Bun-

desrath und das Schiedsgericht durch das Bundesgericht

ersezt werden sollen.

Art. 2. Die in Art. 1 allegirten Artikel des Kon-

kordats treten sofort in Kraft.

Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe.

Bern , den 20. Dezember 1849.

Im Namen des schweizerischen Nationalrathes,

Der Präsident :

A. Escher.

Der Sekretär :

Schieß.

Alſo beſchloſſen vom schweizerischen Ständerathe.

Bern, den 21. Dezember 1849.

Im Namen des schweizerischen Ständerathes,

Der Präsident :

F. Briatte.

Der Sekretär:

N. von Moos.
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Beschluß der Bundesversammlung,

die

schweizerische Eisenbahnangelegenheit betreffend.

Die schweizerische Bundesversammlung

beschließt :

1) Der Bundesrath ist beauftragt , mit möglichster

Beförderung der Bundesversammlung :

a. Den Plan zu einem allgemeinen schweizerischen

Eisenbahnnege unter Zuziehung unbetheiligter

Erperten zur Vornahme der technischen Vor-

arbeiten;

b. den Entwurf zu einem Bundesgeseze , betreffend

die Erpropriation für schweizerische Eisenbahn-

bauten ;

c. Gutachten und Anträge , die Betheiligung des

Bundes bei der Ausführung des schweizerischen

Eisenbahnnezes , die Konzessionsbedingungen für

den Fall der Erstellung der Eisenbahnen durch

Privatgesellschaften u. s. w. betreffend vorzu-

legen.

2) Zu diesem Ende ist dem Bundesrath der erforder-

liche Kredit eröffnet.

Also beschlossen vom schweizerischen Ständerathe.

Bern , den 18. Chriſtmonat 1849.

Im Namen desselben :

Der Präsident :

F. Briatte.

Der Sekretär :

N. von Moos.
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Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe.

Bern , den 18. Christmonat 1849.

Im Namen desselben ,

Der Präsident :

Dr. A. Escher.

Der Sekretär :

Schieß.
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Postreglement

über die

Besorgung des Zeitungswesens durch die Büreaur

der schweizerischen Postverwaltung.

Vom Postdepartement am 8. Chriſtmonat 1849 erlassen.

1. Allgemeine Bestimmungen.

Zeitungsbüre aur.

Art. 1. Zu Besorgung der Abonnemente und der

Expedition der Zeitungen wird außer den Postbüreaur

noch ein besonderes Zeitungsbüreau bei jeder Kreispost-

direktion bestellt.

11. Besorgung der Abonnemente.

Aufgabe der Abonnemente.

Art. 2. Auf inländische und ausländische Zeitungen

und andere periodische Blätter kann entweder bei dem

Zeitungsbürcau des Postkreises oder bei den übrigen

Postbüreaur abonnirt werden.

Den Verlegern ist überlassen, auch ohne Vermittlung

der Post Abonnemente aufzunehmen.

Für ausländische Blätter , welche nicht wenigstens

franko Schweizergränze geliefert werden , nimmt die

Post keine Abonnemente an.

Vorausbezahlung.

Art. 3. Bis die baare Bezahlung des Abonne-

mentspreises stattgefunden , wird von der Post keine

Bestellung ausgeführt.
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Für allfällige Rückstände auf den Abonnementsgel-

dern bleibt das Postbüreau verantwortlich.

Jedem Abonnenten wird für die Bezahlung eine

Quittung ausgestellt.

Abonnementsgebühr.

Art. 4. Wenn die Postverwaltung das Abonnement

besorgt, so bezieht sie außer der Transporttare eine

Abonnementsgebühr , auf Schweizerblättern von einem

Bazen und auf ausländischen Blättern von zwei

Bazen, ohne Unterschied der Dauer des Abonnements.

Diese Abonnementsgebühr wird für Schweizerblätter

durch die Verleger an die Postverwaltung vergütet, und

für ausländische Blätter durch Zuschlag zum Bezugs-

preise erhoben.

Für das schweizerische Bundesblatt wird die Abon-

nementsgebühr nicht bezogen, wohl aber für die amt-

lichen Kantonsblätter.

Abonnementspreis.

Art. 5. Für inländische Blätter ist sowohl die

Abonnementsgebühr als die Transporttare in dem

Abonnementspreise einzurechnen , und leßterer (unter

allfällig getrennter Angabe des Verlagspreises und der

Posttaren) auf dem Blatte in Schweizerfranken und

Rappen anzuzeigen, damit dieſer für die ganze Schweiz

gültige Gesammtpreis gleichförmig in die postamtlichen

Preisverzeichnisse aufgenommen und ohne weitern Tar-

zuschlag den Abonnenten berechnet werden kann.

Für die ausländischen Blätter wird der Abonnements-

preis nach dem unter Frankolieferung auf die Schweizer-

gränze sich ergebenden Bezugspreise mit Beifügung der

schweizerischen Transporttare und Abonnementsgebühr

berechnet.

19
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Preis anzeigen.

Art. 6. Neu entstehende Blätter , sowie Preisver-

änderungen werden von dem betreffenden Zeitungsbüreau

zur Eintragung auf dem poſtamtlichen Preisverzeichnisse

sofort den Poſtbüreaur des Kreiſes und den Zeitungs-

büreaur der andern Kreise, sowie dem Postdepartement

angezeigt.

Abonnementstermine.

Art. 7. Die Schweizerblätter sind in der Regel

acht Tage und ausländische vierzehn Tage vor Beginn

der Lieferungszeit zu abonniren .

Für Blätter, welche von den Verlegern nur jährlich

abgegeben werden, iſt auf 1. Jänner für 12 Monate,

für alle übrigen auf 1. Jänner und 1. Juli für 6 Mo-

nate zu abonniren. Vierteljährliche Abonnemente sind--

nur für das zweite und vierte Quartal zuläßig .

Ausnahmen von diesen Regeln sind auf den poſt-

amtlichen Preisverzeichnissen angemerkt.

Jedenfalls endigen die Abonnemente mit dem 31 .

Chriſtmonat, und können niemals auf das folgende Jahr

übergetragen werden.

Reklamationen.

Art. 8. Mit Besorgung des Abonnements
über-

nimmt die Postverwaltung
keine Verantwortlichkeit

für

die richtige Ablieferung der Blätter durch die Verleger,

und kann auch zu keiner Rückvergütung
der bezogenen

Gelder für das Abonnement
, für den Transport und

die Besorgung des Abonnements
angehalten werden .

Für fehlende Blätter sind die Reklamationen ſogleich,

spätestens bis zum Erscheinen der nächsten Nummer, bei

demjenigen Postbüreau anzubringen , wo das Abonne-

ment aufgegeben worden.
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Sollte das Blatt nicht geliefert werden oder im

Laufe des Abonnements zu erscheinen aufhören, so wird

insoweit eine Rückvergütung des Bezugspreises an den

Abonnenten stattfinden , als sie bei dem Verleger erhält-

lich ist.

Für die ohne Vermittlung der Postbüreaur abonnir-

ten Blätter nehmen die Büreaur keine Reklamation an .

Einstellung der Abonnementsannahme.

Art. 9. Als Folge dauernd unregelmäßiger Liefe-

rung des Blattes, oder wesentlicher Nichtachtung der für

die Aufgabe, Verpackung und Verrechnung aufgestellten

Vorschriften , von Seite der Verleger , kann die Post-

verwaltung die fernere Abonnementsannahme einſtellen .

Abonnementskorrespondenz.

Art. 10. Wenn die Postverwaltung bei Bestellun-

gen oder Reklamationen an ausländische Poſtbüreaur

Auslagen zu entrichten hat , so sind dieselben von dem

Reklamanten zu vergüten.

Für die Korrespondenzen und Geldsendungen , die

in Abonnementssachen zwischen den Postbüreaur einer-

seits und den Abonnenten oder Verlegern anderseits

stattfinden, wird kein Porto berechnet.

III. Bestellung.

a. Durch die Postbüre aur.

Bestellung. Aufgabe. 1. Im Postkreise.

Art. 11. Die Postbüreaur bestellen die im gleichen

Kreise erscheinenden Blätter bei den Verlegern , ohne

jedoch denselben den Abonnementsbetrag einzusenden oder

mit ihnen in Rechnung zu treten, indem die Abrechnung
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nur durch das Zeitungsbüreau des Kreiſes, in welchem

das Blatt erscheint, ſtattzufinden hat.

Dem Zeitungsbüreau bleibt gleichwohl anderweitige,

dem Erfordernisse entsprechende Anordnung vorbehalten..

2. Außerhalb.

Art. 12. Die außerhalb des Postkreises erscheinen-

den Blätter müssen von den Poſtbüreaur bei dem Zei-

tungsbüreau des eigenen Kreises oder bei : den durch

Einverständniß der beiderseitigen Zeitungsbüreaur hiefür

bezeichneten Büreaur bestellt werden.

Bestellungsseddel.

Art. 13. Die Bestellungen sind von den Postbüreaur

nach dem hiefür aufgestellten Formular zu machen.

Für Blätter-Eremplare, welche mit Privatadresse

geliefert werden, ist auf den Bestellzeddeln jedes Abon-

nement für das gleiche Blatt mit einer fortlaufenden

Ordnungsnummer zu bezeichnen , so daß die Nummer

des lezten Abonnements die Anzahl der für das gleiche

Quartal mit Adresse bestellten Eremplare ausweist.

Für ohne Privatadresse gelieferte Eremplare ist auf

den Bestellungszeddeln statt der Namen der Abonnenten

nur die Anzahl der zu bestellenden und die Total

anzahl der jedem Poſtbüreau (ohne Privatadressen)

zu versendenden Eremplare anzugeben.

b. Durch die Zeitungsbüreaur.

Bestellungen der Zeitungsbüreaur.

Art. 14. Die Zeitungsbüreaur können die bei ihnen

abonnirten Schweizerblätter aus andern Postkreiſen ent-

weder direkt bei den Verlegern oder bei den Zeitungs-

büreaur, in deren Kreis die Blätter erscheinen, bestellen.
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•

Im leßtern Falle ist bei Zeitungen, welche unter Privat-

adresse versandt werden , für jedes verschiedene Blatt

ein besonderer Bestellungszeddel einzusenden.

Für ausländische Blätter haben sich die Zeitungs-

büreaur im Innern der Schweiz jeweilen an das bes

treffende Gränz-Zeitungsbüreau zu wenden, welches die

Bestellung zu besorgen hat.

Jedoch steht den Zeitungsbüreaur frei , zu Verein-

fachung des Geschäftsganges, sofern keine Verzögerung

entſteht , für den Bezug in- und ausländischer Blätter,

durch gegenseitiges Einverständniß, mit Bewilligung der

Kreispoſtdirektion, von dieſen Regeln abzugehen.

IV. Aufgabe, Kontrolirung und Verſendung.

Verpackung. Adressirung.

Art. 15. Die der Post aufzugebenden Blätter find

von den Verlegern nach Anleitung der Zeitungsbüreaur

für die verschiedenen Postbüreaur in gesönderte Pakete

unter Band zu legen, jedoch so, daß die Zahl der Erem-

plare , welche nebst der Adresse des Poſtbüreau auf leß-

terer anzugeben ist, leicht verifizirt werden kann .

Die von dem Aufgabspostbüreau unmittelbar an

Ablagen abgehenden Eremplare sind, wenn es von der

Postverwaltung zu richtiger Austheilung nothwendig

erachtet wird, überdieß noch von dem Verleger mit Pri-

vatadreſſen zu versehen.

Art. 16. Blätter, welche nicht bei den Poſtbüreaur

abonnirt werden , können jedenfalls nicht anders als

unter den Privatadressen der Abonnenten aufgegeben

werden.

Art. 17.

Aufgabekontrolle.

Die Verleger sind gehalten , bei jeder

Versendung von Blättern dem Poſtbüreau die Zahl der

Eremplare schriftlich anzugeben.
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Zahl und Gewicht der Blätter hat das absendende

Postbürcau zu kontrolliren , und erstere täglich in das

Speditionsbuch einzutragen , nach welchem am Schluffe

desQuartals die der Postverwaltung zukommende Trans-

porttare zu berechnen ist.

Für Blätter , die nicht bei den Zeitungsbüreaur,

sondern bloß bei Poſtbüreaur aufgegeben werden, ist es

der Kreispostdirektion überlassen, die Kontrollirung auch

bei den empfangenden Postbüreaur anzuordnen .

Unrichtige Zahlangabe.

Art. 18. Wird vom Verleger die Anzahl der Erem

plare einer Lieferung unrichtig angegeben, so ist die vom

Postbürcau nach genauer Verifikation gefundene Anzahl

als versandt in das Speditionsbuch einzutragen und

dem Verleger hievon Kenntniß zu geben.

Im Wiederholungsfalle iſt in Gegenwart des Auf-

gebers die Lieferung nachzuzählen , und wenn die uns

richtige Angabe fortdauert, die Annahme der Blätter zur

Spedition zu verweigern, bis der Verleger richtige Ans

gaben liefert.

In solchen Fällen, wie bei Entdeckung anderer Mif-

bräuche, ist der Kreispoſtdirektion Anzeige zu machen.

Aufgabe zeit.

Art. 19. Die Blätter ſind in genügender, von der

Kreispostdirektion zu bestimmender Zeit vor Abgang der

Posten aufzugeben .

Später aufgegebene Blätter werden mit dem nach

folgenden Poſtabgange versandt und die Pakete sowie

einzeln gehende Eremplare mit dem Stempel zu spät“

øber nach Abgang" bezeichnet.
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Unrichtige Leitung.

Art. 20. Unrichtig geleitete Blätter sind von dem

jenigen Postbüreau, an welches dieſelben gelangen, auf

der Rückseite des Bandes mit dem Tagstempel zu bes

zeichnen und sofort an Bestimmung zu versenden.

Der Hauptumschlag eines solchen Zeitungspakets iſt

dem Zeitungsbüreau einzuliefern .

Empfangskontrolle.

Art. 21. Die Postbüreaur achten genau darauf, daß

die bei ihnen abonnirten Blätter richtig und vollständig

eingehen , und werden im Falle Ausbleibens einzelner

Eremplare oder ganzer Pakete sogleich dem Versendungs-

büreau davon Kenntniß geben. Sie haben die Ursache

der irrigen Leitung zu ermitteln und Vorsorge zu treffen,

daß fernere unrichtigkeiten vermieden werden .

Veränderte Leitung.

Art. 22. Wenn während der Dauer des Abonne-

ments der Abonnent infolge Wohnsigveränderung bei

demjenigen Postbüreau , welches die Bestellung besorgt

hat, eine andere Leitung verlangt, so ist demselben gegen

Vergütung der Auslagen zu entsprechen.

Besondere Zeitungspakete. Ueberlieferung.

Art. 23. Die Postbürcaur und zunächst die Zei-

tungsbürcaur unter sich sollen die im Porto-Abonnement

zu versendenden Blätter nicht mit den Briefen vermengen,

und wenn möglich dieselben in ein besonderes Paket

vereinigen .

Den Zeitungsbüreaur find bei Ankunft der Posten

die Blätter zur Ausscheidung und Austheilung sogleich

zuzustellen .
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Nicht angenommene Blätter.

Art. 24. Nicht angenommene Blätter können nur

unter der von den Adressaten auf denselben anzubrin-

genden Bemerkung : „nicht angenommen“, zur Rückſen-

dung aufgegeben werden.

Diese Blätter find auf der Rückseite des Bandes zu

stempeln und innert 8 Tagen an das Zeitungsbüreau

zurückzusenden, und zwar , wenn mehrere Eremplare

vorhanden, unter einem Hauptbande, mit der Aufschrift :

nicht angenommene Zeitungen".

Dieſelben werden von dem Zeitungsbüreau gesammelt

und dem Verleger zurückgestellt.

V. Transporttage.

Tarif.

Art. 25. Für den Transport in- und ausländischer

abonnementsweise bezogener Zeitungen und anderer

periodischer Blätter durch die ganze Schweiz und für

deren Ablieferung an die Abonnenten in der Schweiz

oder an das nächste Postamt des Auslandes ist als

Porto-Abonnement die Transporttare wie folgt fest=

gesezt:

für jedes Eremplar bis auf 1 Loth

" "

• 1/2 Rp.

über 1 Loth schwer .. 1 "

Als niederste Transporttare für das Abonnement

eines Jahres werden 5 Bazen bezogen. Diese Trans-

porttaren sind nach dem von der Generalpostdirektion

unterm 14. Juni 1849 aufgestellten Tarife zu berechnen.

Amtsblätter.

Art. 26. Amtsblätter der Kantone , welche außer

den amtlichen Bekanntmachungen
gleichzeitig noch poli-

tische Nachrichten und Privatanzeigen enthalten, haben



Postreglement über die Besorgung des Zeitungswesens xc. 297

die Transporttare wie ein unter 1 Loth wiegendes Blatt

zu bezahlen.

Vorausbezahlung.

Art. 27. Von schweizerischen , der Tare unterwor-

fenen Blättern haben die Verleger halb- oder wenig-

stens vierteljährlich die Transporttare vorauszubezahlen.

Auf ausländischen Blättern , welche nur auf die

Schweizergränze frankirt werden , ist die Transporttare

zum Bezugspreise zu ſchlagen.

Ertrablätter. Tauschblätter.

Art. 28. Für Ertrablätter , die von der ordent-

lichen Lieferung geföndert versandt werden , sowie für

Tausch- und Gratisblätter haben die Verleger ebenfalls

die Transporttare zu bezahlen.

Beschränkung der Beilagen und Ertrablätter.

Art. 29. Beilagen eines Blattes oder Ertrablätter,

welche das Gewicht von 2 Loth übersteigen , sind im

Porto-Abonnement nicht zu befördern. Dem Verleger

steht frei, dieselben auf das zulässige Gewicht zu ver-

mindern oder aber als Druckschriften (Tarengeſeß Art. 7)

zu versenden.

Handschriftliches.

Art. 30. Mit den im Porto-Abonnement versand-

ten Zeitungen und anderen periodischen Blättern darf

keine schriftliche Mittheilung gemacht werden.

Von öffentlichen Verwaltungsstellen ausgehende , ges

druckte , durch Handschrift vervollständigte Anzeigen

(Fruchtpreiszeddel u. dgl. ) welche imAbonnement versandt

werden, fallen nicht unter diese Bestimmung.
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Art. 31 .

Bibliothekabonnemente.

Periodische Druckschriftsendungen von

Leihbibliotheken im Abonnement, welche nicht über drei

Pfund schwer sind , bezahlen für den ersten Brieffreis

fünf Rappen und für den zweiten Briefkreis zehn

Rappen Transporttare.

Diese Tare wird für eine Versendung von der Leih-

anſtalt an den Abonnenten und zurück an die erstere

nur einmal berechnet.

Das Porto-Abonnement für dergleichen Sendungen

erstreckt sich jedoch

a. nur auf den Transport mit Fahrpostkursen. Die

Adressaten haben daher die Pakete auf den Poſt-

büreaur der betreffenden Fahrpostkurſe abzuholen ;

b. nur auf den 1. und 2. Brieffreis, und

c. jedenfalls nicht auf Versendung und Zirkulation

der Pakete unter den Abonnenten.

Diese Abonnementspakete sind ohne Verschluß und

Werthbezeichnung aufzugeben und als bloße Briefpoſt-

gegenstände zu befördern.

Denselben darf außer den im Abonnement begriffe-

nen Druckschriften kein anderer Inhalt beigegeben werden.

Die postamtliche Verifikation des Inhalts dèr- Pakete

wird vorbehalten.

Die Abonnementstare fann durch Taration oder

Frankirung der Sendungen, oder zum Voraus mit dem

vierteljährlichen Gesammtbetrage bezogen werden , wofür

die Kreispostdirektionen die näheren Anordnungen treffen.

Wiederholte Versendung.

Art. 32. Abonnirte Blätter, welche von dem Orte,

wohin sie von dem Versendungsbüreau geleitet und ab-

gegeben worden, an eine andere Adreſſe weiter verſandt
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werden, find für die wiederholte Versendung der Druc

schriftentare und der Zwangsfrankatur unterworfen, da

die vermittelst des Porto-Abonnements erfolgte Frantis

rung mit der jedesmaligen erſten Ablieferung an den

Abønnenten erlöscht.

Frankaturmangel.

Art. 33. Unfrankirt aufgegebene Zeitungen und

andere Druckschriften können, soweit dieselben dem Frans

katurzwange unterworfen sind, von der Post nicht vers

fandt werden.

VI. Verrechnung und Buchführung.

a. Abrechnung mit den Verlegern. Lieferungs-

rechnung.

Art. 34. Auf Ende des zweiten Monats jedes

Quartals werden bei den Postbüreaur die Abonnenten-

register für das laufende Quartal geschlossen. Für ſpä-

tere Abonnemente haben sich die Abonnenten an die Vers

leger zu wenden.

Auf gleiche Zeit ist von den Verlegern schweizerischer

Blätter dem Zeitungsbüreau ihres Kreiſes über die von

den Poſtbüreaur sowie von den Zeitungsbüreaur anderer

Kreise gemachten Bestellungen eine Lieferungs -Rech-

nung (nebst den Bestellungszeddeln) einzusenden , auf

welcher die Anzahl der von jedem Büreau bestellten

Eremplare auszusehen ist.

Kompensation. Zahlung .

Art. 35. Wenn der Verleger für Lieferung post-

amtlich abonnirter Blätter mit dem Zeitungsbürcau des

eigenen Kreiſes in Rechnung steht, so ist die Transport-
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tare und Abonnementsgebühr der gleichen Rechnungs-

periode hierauf in Abrechnung zu bringen, und der Ver-

leger nur für den allfälligen Schuldigkeitsüberschuß zur

Vorausbezahlung (§. 27) verpflichtet.

Ergibt sich hingegen voraussichtlich zu Gunsten des

Verlegers ein Guthaben, ſo iſt demſelben auf Verlangen

eine verhältnißmäßige Abschlagszahlung zu leiſten, sobald

von Seiten der Postbüreaur hiefür eine genügende

Summe eingegangen sein wird.

Jedenfalls hat das Zeitungsbüreau darauf zu

halten , daß die Postverwaltung für ihre Forderung

gedeckt sei.

Speditionsangaben der Postbüreaur.

Art. 36. Am leßten Tage jedes Quartals über-

senden die am Drudorte eines Blattes befindlichen Post-

büreaur das Speditionsbuch der bei ihnen aufgegebenen

und versandten Blätter (§. 17) dem Zeitungsbüreau

ihres Kreiſes zum Abschluß der Rechnung mit dem Ver-

Leger (S. 37) über die Transporttaren und Abonne-

mentsgebühr.

Von den inzwischen vorkommenden Blätterversen-

dungen haben die Postbüreaur zur nachherigen Ein-

tragung in das Speditionsbuch Notiz zu nehmen.

Die Zeitungsbüreaur achten genau auf die gehörige

Führung dieser Bücher und haben dießfällige Nachläßig-

keiten der Postbürcaur an die Kreispostdirektion einzu-

berichten.

Stellung der Abrechnung.

Art. 37. Sobald die Anzahl der versandten Erem-

plare genau ausgemittelt worden, ist die Abrechnung mit
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jedem Verleger des gleichen Kreiſes zu stellen, in welcher

demselben der ganze Betrag des Abonnementspreises,

(§. 5), wie solcher bei den Postbüreaur eingenommen

worden ist , gutgeschrieben , dagegen die Abonnements-:

gebühr der durch die Postbüreaur bestellten , und die

Transporttare aller mit der Post versandten Blätter zur .

Last geschrieben wird.

Diese Rechnung wird mit Ablauf jedes Quartals,

längstens jedes Semeſters, abgeſchloſſen, in zwei gleich-

lautenden Eremplaren ausgefertigt, und der Saldo an

den Verleger oder von dem Verleger an das Zeitungs-.

büreau sogleich baar bezahlt.

b. Abrechnung mit dem Poſtbüreau.

Art. 38. Auf das Ende des zweiten Monats jedes:

Quartals haben die Postbüreaur dem Zeitungsbüreau :

ihres Kreiſes die Rechnung sowohl über die bei demſel- .

ben und die allfällig bei andern Büreaur (§. 12) be=

stellten Blätter , als über die direkte bei den Verlegern

ihres Kreiſes aufgegebenen Bestellungen nebst dem

schuldigen Baarbetrage , worüber ein Sortenausweis

beizufügen ist, einzusenden.

c. Abrechnung mit den Zeitungsbüreaur an-

derer Kreise.

Art. 39. Für die von den Zeitungsbüreaur direkt

bei den Verlegern aus andern Kreisen bestellten Blätter

(§. 14) haben erstere vierteljährlich jedesmal bei Schluß

der Abonnentenregister ( S. 34) den andern Kreis-

zeitungsbüreaur eine ſummariſche Gesammtbestellung ein-

zusenden.

Die Transporttare und Abonnementsgebühr ist bei

den Verlegern jedenfalls nur durch das Zeitungsbüreau:
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desjenigen Kreises zu beziehen , in welchem die Blätter

erſcheinen, indem dasselbe allein mit den dortigen Vers

legern in Rechnung steht und hierüber der Postverwal-

tung Rechnung zu stellen hat.

Daher ist von den Zeitungsbürcaur aller andern

Kreise dem abrechnenden Zeitungsbüreau der volle Abon-

nementspreis zu verrechnen und zu vergüten .

Für ausländische Blätter hat dasjenige inländische

Zeitungsbüreau den Abonnementspreis zu beziehen und

zu verrechnen , welches die Bestellung im Auslande

besorgt.

Mit dem zweiten Monate des zweiten und vierten

Quartals sollen die Rechnungen zwischen den Zeitungs-

büreaur der verschiedenen Kreise über die schweizerischen

und ausländischen Blätter für das laufende Semester

gegenseitig zugesandt und der Saldo sofort bezahlt

werden.

Den allfälligen Unterschied auf der Werthung der

Geldforten hat die bezahlende Stelle in Rechnung zu

bringen.

d. Abrechnung mit ausländischen Postämtern

und Zeitungsagenten.

Art. 40. Diejenigen Zeitungsbüreaur , welche aus-

ländische Blätter direkt im Auslande bestellen , haben

darauf zu achten, daß die Preise billig und nach allfäl-

ligen Verträgen berechnet und daß die Rechnungen , je

nach Uebereinkunft , vierteljährlich oder halbjährlich ge-

ſtellt und ſaldirt werden .

e. Abrechnung mit der Kreispostverwaltung.

Art. 41. Mit Ablauf des ersten und dritten Quar-

tals hat jedes Zeitungsbüreau eine summarische Rech-
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nung über die für das betreffende Quartal bezogenen

Transporttaren und Abonnementsgebühren nebst dem

Beträge an die Kreispostverwaltung einzureichen. Am

Schlusse des zweiten und vierten Quartals hingegen

stellt jedes Zeitungsbüreau eine spezifizirte Rechnung

über den gesammten Zeitungsverkehr der Kreispostver=

waltung und dessen Ertrag für das abgelaufene ganze

Semester und hat dieselbe nebst dem Saldo und den

als Belege dienenden Spezialrechnungen der Verleger

und der ausländischen Büreaur beförderlichst an die

Kreispoſtdirektion abzuliefern.

f. Buchführung.

Art. 42. Zur Beſorgung des Zeitungswesens er-

halten die Postbüreaur :

a. Ein Preisverzeichniß der schweizerischen und aus-

ländischen Blätter, auf welche durch Vermittlung

der Postbüreaur abonnirt werden kann .

b. Ein Abonnentenbuch.

Jedes Abonnement ist sogleich darauf einzutragen ;

zugleich dient dasselbe als Kassabuch für die ein-

genommenen Abonnementsgelder.

c. Abonnementsquittungen .

d. Bestellungszeddel ,

jene Büreaur, wo Blätter erscheinen, erhalten noch

e. ein Spedionsbuch.

Auf den Zeitungsbüreaur ſind noch besondere Abon-

nementenregister zu führen , auf welchen jedes Blatt,

nach den Postkreisen und Druckorten geordnet , seine

eigene Rechnung hat.

VII. Schlußbeſtimmungen.

Art. 43. Dieses Reglement tritt mit 1. Jän-

ner 1850 in Kraft. Die vorher aufgegebenen , mit
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diesem Zeitpunkte beginnenden Abonnemente sind nach

demselben zu besorgen.

Die Vollziehungsverordnung vom 13. Brach-

monat 1849 , betreffend die Art. 17 , 18 und 19 :

des Bundesgesezes vom 4. Juni 1849 über die

Posttaren für die Zeitungen, bleibt in Kraft ,

während dagegen die Bemerkungen in der An-.

leitung für die Berechnung der Zeitungs-

abonnemente , vom 14. Juni 1849 , hiermit außer,

Anwendung gefeßt werden..

Bern , den 8. Christmonat 1849.

Für das Postdepartement :

Vaeff.



305

Bundesgesetz

über

das eidgenössische Münzwesen.

(Vom 7. Mai 1850) .

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

in Ausführung des Artikels 36 der Bundesverfassung,

beschließt :

Art. 1. Fünf Grammen Silber , neun Zehntheile

( 10) fein , machen die schweizerische Münzeinheit aus,

unter dem Namen Franken.

Art. 2. Der Franken theilt sich in hundert (100)

Rappen (Centimes) .

Art. 3. Die schweizerischen Münzsorten ſind :

a) In Silber:

Das Fünffrankenſtück,

das Zweifrankenstück,

das Einfrankensſtück,

das Halbfrankenstück (50 Rappen) ;

b) in Billon:

Das Zwanzigrappenstück,

das Zehnrappenstück,

das Fünfrappenstück ;

20
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c) in Kupfer:

das Zweirappenstück,

das Rappenstück.

Art. 4. Die Silbersorten enthalten den Feingehalt

der Münzeinheit und so viel Mal das Gewicht derselben,

als ihr Nennwerth es ausspricht.

Das Zwanzigrappenſtück wird ausgeprägt in Gewicht

von 3/4 Grammen und enthält 150/1000 fein Silber.

Das Zehnrappenstück wiegt 22 Grammen und ent-

hält 100/1000 fein Silber.

Das Fünfrappenstück wiegt 13 Grammen und ent-

hält 50/1000 fein Silber.

Der Zusaß der Billonsorten soll in Kupfer , Zink

und Nickel bestehen.

Die Kupfersorten sollen aus Kupfer, mit Zusaß von

Zinn, bestehen.

Das Zweirappenſtück wiegt 2½ Grammen ; das Ein-

rappenstück wiegt 1½ Grammen.

Art. 5. Die erlaubte Fehlergrenze im Feingehalte

der schweizerischen Münzen ist festgesezt : für die sämmt-

lichen Silbermünzen auf zwei Tausendtheile (2/1000) nach

Innen und nach Außen , d. h. an Minder- oder Mehr-

gehalt.

Für die Billonmünzen auf sieben Tauſendtheile (7/1000)

nach Innen und nach Außen.

Vorkommende Abweichungen nach Innen sollen stets

durch entsprechende Abweichungen nach Außen wieder

ausgeglichen werden.

Art. 6. Die erlaubte Fehlergrenze im Gewicht nach

Innen und nach Außen , d. h. an Minder- oder Mehr-

gewicht ist festgeſeßt :



über das eidgenosfische Münzwesen. 307

a) Bei den Silbersorten :

Für das Fünffrankenſtück auf drei Tauſend-

theile (3/1000),

für das Zweifrankenſtück auf fünf Tausendtheile

(5/1000),

für das Einfrankenstück auf fünf Tausendtheile

(5/1000),

für das Halbfrankenstück auf sieben Tauſend-

theile (7/1000) ;

b) bei den Billonsorten :

Für das Zwanzigrappenſtück auf zwölf Tauſend- -

theile (12/1000),

für das Zehnrappenſtück auf fünfzehn Tauſend-

theile (15/1000),

für das Fünfrappenstück auf achtzehn Tausend-

theile (18/1000) ;

c) bei den Kupfersorten :

Für das Ein- und Zweirappenstück auf fünf-

zehn Tausendtheile (15/1000) .

Bei den Silber- und Billonsorten ist die Abweichung

nur auf dem einzelnen Stück geſtattet ; bei den Kupfer-

ſorten gilt dieselbe für je zehn Franken an Nennwerth

oder tausend Grammen an Gewicht.

Alle Abweichungen nach Innen sollen durch ent=

sprechende Abweichungen nach Außen wieder gut gemacht

werden.

Art. 7. Der Durchmesser der Silbersorten ſoll mit

demjenigen der entsprechenden französischen Sorten über-

einstimmen.

Art. 8. Niemand ist gehalten , andere Münzen an-

zunehmen , mit Ausnahme solcher Silbersorten, die in

genauer Uebereinstimmung mit dem durch das gegenwär-
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tige Gesetz aufgestellten Münzsystem geprägt und , nach

vorheriger Untersuchung, von dem Bundesrathe als diesen

Bedingungen entsprechende Zahlungsmittel anerkannt sind.

Bezüglich der Geldverträge , die vor Jnkrafttretung

dieses Gefeßes abgeschlossen worden, sollen die Kantone

noch im Laufe des Jahres 1850 den Reduktionsfuß für

die Umwandlung theils der in jenen Verträgen enthal-

tenen Währungen , theils der in denselben ausschließlich

einbedungenen , in Folge dieses Geſeßes eingeſchmolzenen

Münzsorten in die neue Währung unter Genehmigung

des Bundesrathes feststellen und die Anfertigung von

angemessenen Reduktionstabellen anordnen.

Verträge, die nach Inkrafttretung dieses Gesezes in

bestimmten fremden Münzsorten oder Währungen abge-

schlossen worden , sind ihrem Wortlaute nach zu halten.

Jedoch dürfen Lohnverträge nur auf den geseßlichen

Münzfuß abgeſchloſſen und Löhnungen nur in geseßlichen

Münzsorten ausbezahlt werden.

Art. 9. Den öffentlichen Kassen der Eidgenossenschaft

ist es untersagt , andere als gefeßliche Münzsorten ´an

Zahlung zu nehmen. Nur in außerordentlichen Zeiten,

wo in Folge eines hohen Wechselkurses, Mangel an ge-

fezlichen Münzen eintreten könnte , sollen diese Kassen

ermächtigt ſein , andere Münzsorten anzunehmen. Zu dem

Ende hat der Bundesrath , sobald und für so lange als

der dem französischen Münzfuß entsprechende Wechselkurs

ein halb Prozent und mehr über dem Silberpari steht,

für die in anderer als der geseßlichen Währung geprägten

Münzsorten einem ihrem Gehalte entsprechenden Tarif

aufzustellen , wornach sie bei den öffentlichen Kassen der

Eidgenossenschaft anzunehmen sind .

Art. 10. Es soll Niemand gehalten ſein , mehr als

zwanzig Franken an Werth in Silbersorten unter dem

6
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Einfrankenstück, mehr als zwanzig Franken an Werth in

Billon- und mehr als zwei Franken an Werth in Kupfer-

münzen als Zahlung anzunehmen , welches auch der Be-

trag der Zahlung sein mag.

Art. 11. Der Bundesrath bezeichnet in jedem Kan-

tone diejenigen Kaſſen , denen die Verpflichtung obliegt,

jeweilen schweizerische Billon- und Kupfermünzen einzus

wechseln, jedoch nicht in Beträgen unter fünfzig Franken.

Art. 12. Die Bundesversammlung ſegt jeweilen die

Summen und die Sorten der stattzufindenden Ausprä-

gungen fest.

Art. 13. Die abgenußten Schweizermünzstücke ſollen

eingezogen , eingeschmolzen und durch neue erseßt werden.

Die daherigen Kosten sind jeweilen in das Ausgaben-

büdget aufzunehmen.

Der schweizerische Bundesrath,

beschließt:

Einziger Artikel.

Das vorstehende Bundesgeseß über die Reform des

schweizerischen Münzwesens iſt den sämmtlichen Kantons-

regierungen zur üblichen Publikation mitzutheilen und

gleichzeitig in das Bundesblatt und in die offizielle

Sammlung der Eidgenossenschaft aufzunehmen.

Bern, den 10. Mai 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Der Bundespräsident:

H. Drüey.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Bundesgesetz,

betreffend

die Ausführung der schweizerischen Münzreform.

(Vom 7. Mai 1850.)

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

in Vollziehung des Bundesgesetzes über die schwei-

zerische Münzreform ,

beschließt:

Art. 1. Die in Ausführung des Bundesgeseßes

vom 7. Mai 1850 vorzunehmende Reform des schwei-

zeriſchen Münzweſens ſoll durch den Bundesrath bewerk-

stelligt werden.

Der sich ergebende Verlust auf den einzuſchmelzenden

Kantonalmünzen fällt den Kantonen zur Laſt und zwar

jedem für diejenigen Münzen , die unter seinem Stempel

geprägt worden sind.

Der Gewinn , welchen die neuen Prägungen nachy

Abzug aller und jeder Unkosten herausstellen werden , ſoll

unter die sämmtlichen Kantone vertheilt werden , nach dem

Maßstab der eidgenössischen Geldfkala vom Jahr 1838 .

Art. 2. Es sollen nachfolgende Summen und Sorten

neuer schweizerischer Münzen nach Vorschrift des vor-

gedachten Gesezes ausgeprägt und in Umlauf geſeßt

werden :
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A. Silbersorten :

Stückzahl. Sorten. Summen in Nennwerth.

500,000 Fünffrankenstücke Fr. 2,500,000.

750,000 Zweifrankenstücke " 1,500,000.

2,500,000 Einfrankenstücke 2,500,000.

2,000,000 Halbfrankenstüke 1,000,000.

B. Billonforten :

10,000,000 3wanzigrappenstücke Fr. 2,000,000.

12,500,000 Zehnrappenſtücke " 1,250,000.

" 1,000,000.

Fr. 220,000.

30,009."

20,000,000 Fünfrappenſtücke

C. Kupfersorten :

11,000,000 3weirappenstücke

3,000,000 Einrappenſtücke .

62,250,000 Fr. 12,000,000.

Art. 3. Die Prägung findet in ſucceſſiven Raten ſtatt .

Die Bundeskasse wird die erforderlichen Vorschüſſe

leisten.

Art. 4. Die Prägung kann nach dem Ermessen des

Bundesrathes in einer schweizerischen Münzſtätte, oder

auch ganz oder theilweise in ausländischen Münzſtätten

bewerkstelligt werden .

Art. 5. Die sämmtlichen gegenwärtig vorhandenen

und in Umlauf befindlichen, schweizerischen Münzen jeder

Art ſollen inner festzuſeßenden Terminen eingelöst und

nach Verfluß der betreffenden Termine eingeschmolzen ,

sowie außer Kurs gesezt werden.

Die Einlösung geschieht nach beiliegendem Tarife.

Art. 6. Der Bundesrath besorgt diese Einlösung,

und die Bundeskaſſe leiſtet die hiezu erforderlichen Vor-

schüsse.
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Art. 7. Diese Vorschüſſe beſtehen zuerst aus dem

Produkt der neuen Prägungen und zur Ergänzung in

gefeßlich erklärten auswärtigen Münzsorten. Für Bruch-

theile , welche in ſolchen Münzsorten nicht darzustellen

sind, können dannzumal noch kurſirende Schweizerſcheide-

münzen zu den Anfäßen des beigefügten Tarifs gegeben

werden.

Art. 8. Die Mittel zu den Vorschüssen für Prä-

gungen und Einlösungen sind nöthigenfalls durch ein

ſpezielles und temporäres Anleihen aufzubringen.

Art. 9. Der Bundesrath ist zur Kontrahirung eines

solchen Anleihens bis auf vier Millionen Franken neuer

Währung ermächtigt.

Art. 10. Das Anleihen ist aus dem Produkte der

Münzliquidation abzuzahlen , und es wird über die leg

tere besondere Rechnung geführt.

Art. 11. Die Verlustbetreffnisse der Kantone an

den vorzunehmenden Einſchmelzungen ihrer Münzen ſind

zum Voraus annähernd auszumitteln.

Der Bundesrath hat alsdann mit den Kantonen über

die Deckung jener Betreffniſſe in Unterhandlung zu treten,

vorbehältlich definitiver Abrechnung nach dem Schluſſe

der Liquidation.

Art. 12. Die Deckung ist sofort zu leiſten und be-

ſteht entweder ganz oder theilweise in Baar oder in

Obligationen der Kantone zu Gunsten der Eidgenosser-

schaft.

Art. 13. Diese Obligationen können auf ſucceſſive,

gleichmäßige Termine bis auf zehn Jahre ausgestellt

werden .

Sie sind zu 4 Prozent verzinslich , und dieſer Zins -
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fuß gilt für alle gegenseitigen Abrechnungen der Münz-

liquidation.

Art. 14. Die Zinsen zu Lasten der Kantone auf

ihren Verlustbetreffniſſen an jeder Einlösungsrate , fangen

jevesmal mit der Mitte des festgesezten Einlösungster-

mines zu laufen an.

.. Art. 15. Der Bundesrath kann die im Artikel 12

erwähnten Kantonalobligationen verwerthen zum Zwecke

der Abzahlung des Münzanleihens , es sei denn , die

Kantone ziehen es vor , dieselben loszukaufen.

Art. 16. So wie die Prägung einer Rate vollendet

ist, soll deren Produkt dazu verwendet werden , die in

Zirkulation befindlichen alten schweizerischen Geldſorten

einzulösen.

Art. 17. Wenn die Summe der neuen Prägungen

zur Einlösung der alten Raten nicht hinreicht , so foll

das zu diesem Zwecke Mangelnde nach Artikel 6 des

gegenwärtigen Gesezes ergänzt werden.

Art. 18. Die Einlösung der Kantonalmünzen ge-

schieht ohne Rücksicht auf deren Ursprung durch die Kan-

tone nach den beſondern Vorschriften des Bundesrathes.

Art. 19. Für die Einlösung einer jeden Rate wird

ein Termin von zwei Monaten gestellt und zur gehörigen

Zeit ausgeschrieben , mit dessen Eintritt der Kurs der

alten Münzen nach dem beigefügten Einlösungstarif in

gefeßliche Kraft für Jedermann tritt , jedoch ohne rück-

wirkenden Einfluß auf frühere Verträge.

Art. 20. Nach Verfluß des ersten Monats des Ein-

lösungstermins iſt außer den oben erwähnten eidgenöſſi-

schen Kassen Niemand gehalten , die jedesmal zur Ein-

löſung ausgeschriebenen alten Geldſorten zu irgend einem

Kurs an Zahlung anzunehmen.
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Nach Verfluß des zweiten Monats sind jene Sorten

gänzlich , mithin auch für die genannten Kaſſen , außer

Kraft gesezt.

Art. 21. Die neue Währung tritt mit der Epoche

der Ausgaben der lezten Prägungsrate in Kraft. Bis

dahin sollen , vom 1. Heumonat 1850 an , bei sämmt-

lichen eidgenössischen Kaſſen folgende Werthungen fremder

kursirender Münzsorten gelten .

Der Brabanter- oder Kronenthaler . 401½ Bazen.

Der Fünffrankenthaler

Der füddeutsche Gulden

Das österreichische Zwanzigkreuzerſtück

Das französische Zweifrankenstück

" " Einfrankenstück

Halbfrankenstück

352

15 "

.6 "

14

7
"

31/2 "1

Jedoch sollen diese drei leztern Münzen , wenn fünf

Franken in denselben kollektiv bezahlt werden , alsdann

35½ Bazen gelten.

Die Sorten neuer schweizerischer Prägung sollen den

ihrem Nennwerthe entsprechenden französischen Silber-

ſorten gleichzuhalten ſein.

Die schweizerischen Gold- und groben Silbersorten

sowie die Silberscheidemünzen alten Gepräges ſind_an-

zunehmen nach dem Kurse des angefügten Einlösungs-

tarifs ; die schweizerischen Billon- und Kupfersorten

nach ihrem dermaligen Nennwerth.

Diese Werthungen haben jedoch keine Anwendung

auf die Verzinsung oder Heimzahlung bereits bestehender

Kapitalanlagen , Schuldforderungen oder Verträge der

eidgenössischen Finanzverwaltung.

Art. 22. Die in den Kantonen bestehenden Kan-

tonalmünzgesche verbleiben bis zum Zeitpunkte der Ein-
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führung der neuen Währung in Kraft, insoweit als die

Bestimmungen derselben mit denjenigen des gegenwär-

tigen Gesezes nicht im Widerspruche stehen.

In denjenigen Kantonen , wo es nothwendig werden

follte , in Bezug auf die Uebergangsperiode zeitweilige

Verordnungen zu erlassen , soll dieses durch die kompe-

tenten Kantonalbehörden geschehen. Es sollen dieſe

Verordnungen jedoch dem Bundesrathe zur vorläufigen

Genehmigung vorgelegt werden..

Art. 23. Von dem Zeitpunkte an, wo die neue

Währung in Kraft tritt, ist sie in allen Akten und Rech-

nungen eidgenössischer und kantonaler Behörden anzus

wenden.

Der schweizerische Bundesrath ,

beschließt:

Einziger Artikel.

Das vorstehende Bundesgeseß über die Ausführung

der schweizerischen Münzreform , ſammt dem Einlöſungs-

tarife , ist den sämmtlichen Kantonsregierungen zur

üblichen Publikation mitzutheilen und gleichzeitig in das

Bundesblatt und in die offizielle Sammlung der Eidge-

nossenschaft aufzunehmen.

Bern , den 10. Mai 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes

Der Bundespräsident :

H. Drücy.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.
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Einlösungstarif.

Goldforten , grobe so wie reine Silbermünzen und

Silberscheidenrünzen sollen bei der Einlösung nach alter

Währung zu den nachstehenden Ansäzen berechnet werden.

Der Gegenwerth ist in Sorten neuer Währung zu

vergüten , der Franken zu 71 Rappen alter Währung ;

für Bruchtheile, welche in den neuen Sorten nicht dar-

zustellen sind, darf kurſirende alte Scheidemünze gegeben

werden.

Goldforten.
Fr. Np. Fr. Np

Dublonen von Bern u. s. w.
16 20

Mehrfache nach Proportion.

Dukaten von Bern u . s. w. 8 10

10-Frankenstücke von Luzern
10 12

20-Frankenstücke von Genf
14 20

10-Frankenstücke von Genf 7 10

Grobe Silberførten.

10-Frankenstücke von Genf

4-Frankenstücke (Neuthaler)

aller Kantone

2-Guldenthaler (1-Guldenthl.

•

in Prop.) von Zürich .

2-Guldenthaler (1 , 2/3, 1/2,

7 10

4 057 Stück 28 40

3 25•

Gulden in Prop.) v . Basel 3 04 7 Stück 21 30

2-Frankenstücke aller Kantone 2 02 7 Stück 14 20

21-Bazenstücke v . Neuenburg 1 90

1-Frankenstücke aller Kantone 1 017 Stück 7 10

Silberscheidemünzen.

8-Baßenstücke (1/2 Gulden)

von Zürich
80
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5-Bazenstücke aller Kantone

15-ß-Stücke von Glarus

4-Bazenstücke ( ¼ Gulden)

von Zürich

Fr. Rp.

- 50

45

40

--- 37

- 32•

25

15-Kreuzerstücke v. St. Gallen

10-ß-Stücke von Luzern

212-Bazenstücke aller Kantone

―

Billon- und Kupfermünzen

werden in neuer Währung berechnet , und ausschließlich

gegen neue Sorten eingewechselt.

3-Baßenstücke von Basel .

2-Bazenstücke vonZürich, Uri

und Schwyz

5-ß-Stücke von Luzern

•

•

6-Kreuzerstücke v . St. Gallen

1-Baßenstücke aller Kantone

(Glarus und Neuenburg

ausgenommen)

1-Bazenstücke von Neuenburg

Cents. Stück. Fr. Cents.

42 71 30

71 20

23 10 2 30

20 10 2 10

8
8
2
8

14 71 10

und 3-ß-Stücke v . Glarus 13 10 1 30

1/2-Baßenstücke aller Kantone

(Neuenburgausgenommen)
07 71

1/2-Baßenstücke v. Neuenburg
06

1-ß-Stücke von Zürich 05

1-ß-Stücke von Luzern 04

1-ß-Stücke von Glarus 04• • 25

3-Solbistücke von Tessin

1-Kreuzerstücke von allen Kan-

tonen

09 10

1
1
2

|

7
2
2
2
3
0

5

1 30

40 2 25

1

90

-

1
8
3
8
1
8

90

03 10

T

35
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Cents. Stück. Fr. Cents.

2-Rappenstücke von allenKan-

tonen . 02 10 28

1-Bluzgerstücke von Grau-

bünden 02 20
- .45

1½-Kreuzerſtücke v . allen Kan-

tonen . 01 20 35

1-Rappenstücke von allen Kan-

tonen . •

6-Denaristücke von Tessin

3-Denaristücke von Tessin

8
8
1

01

01

9
9
9

10 14

10 - 15

10
---- 07

25, 10, 5, 4, 2, 1 Centimes

von Genf nach Nennwerth.

Der Bundesrath ist ermächtigt, noch allfällig andere

Münzen in den Tarif aufzunehmen und dieselben im

Verhältnisse der übrigen Werthungen zu tarifiren .
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Bundesgesetz ,

betreffend

die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten.

(Vom 1. Mai 1850.)

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

in Ausführung des Artikels 21 der Bundesverfassung,

beschließt:

I. Verbindlichkeit zur Abtretung und zur

Entschädigung.

Art. 1. Wenn kraft Art. 21 der Bundesverfaſſung

entweder öffentliche Werke von Bundeswegen errichtet

werden oder die Anwendung dieſes Bundesgeseßes auf

andere öffentliche Werke von der Bundesversammlung

beschlossen wird, so ist Jedermann, so weit solche Werke

es erforderlich machen, verpflichtet, sein Eigenthum oder

andere auf unbewegliche Sachen bezügliche Rechte gegen

volle Entschädigung dauernd oder bloß zeitweise abzu-

treten .

Ueberall , wo in diesem Geseze der Ausdruck „ Ab-

tretung von Rechten" gebraucht wird, ist darunter auch

das Einräumen von Rechten inbegriffen .

Art. 2. Die Abtretungspflicht besteht sowohl behufs

der Erstellung , der Unterhaltung und des Betriebes ,

als auch behufs der Veränderung oder Erweiterung
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solcher öffentlichen Werke , so wie zur Herbeischaffung

oder Ablagerung des Baumaterials.

Sie erstreckt sich überdieß auf diejenigen Rechte ,

deren der Bauunternehmer zur Erfüllung der in den

Art. 6 und 7 enthaltenen Verpflichtungen bedarf.

In diesem Falle darf aber die Abtretung nur ge-

fordert werden , sofern der Bauunternehmer seiner Ob-

liegenheit nicht ohne bedeutenden Nachtheil auf anderm

Wege nachkommen kann .

Art. 3. Die Abtretung kann nur gegen vollen Er-

saß aller Vermögensnachtheile, welche aus derselben für

den Abtretenden ohne seine Schuld erwachsen, verlangt

werden.

Vortheile, welche sich für ihn in Folge des Unter-

nehmens ergeben , dürfen bei der Ausmittlung der Ent-

schädigung nur insofern in Abrechnung gebracht werden,

als der Abtretungspflichtige durch dasselbe von beſondern

Lasten, die ihm vorher oblagen , befreit wird.

Art. 4. Wenn

1) von einem Gebäude oder von einem Kompler von

Liegenschaften , der zur Betreibung eines Gewerbes

dient , ein Theil abgetreten werden muß , ohne

welchen die Benuzung des Gebäudes oder die Be-

treibung des Gewerbes nur mit großen Schwie-

rigkeiten oder gar nicht möglich ist , und welcher

auch nicht durch andere angemessene Veranſtaltun-

gen ersezt werden kann;

2) von einem Grundstück , dessen Abtretung nur theil-

weise erforderlich ist , nicht wenigstens ein zuſam-

menhängender Flächenraum von 5000 Quadratfuß

übrig bleibt ;
-

so find Diejenigen , welche Rechte mit Beziehung auf

solche abzutretende Theile haben , befugt , zu verlangen,
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daß ihnen das ganze entsprechende Recht abgenommen

und nach dem vollen Werthe vergütet werde.

Art. 5. Müßte für Abtretung eines Rechts dem

hiezu Verpflichteten wegen daheriger Verminderung des

Werthes seiner übrigen mit diesem Rechte zusammen-

hängenden Vermögensstücke mehr als ein Viertheil des

Werthes der leztern gegeben werden , so ist der Bau-

unternehmer berechtigt , die gänzliche Abtretung solcher

Vermögensstücke gegen volle Entschädigung zu verlangen.

.. Art. 6. Zu der Ausführung aller Bauten, welche

in Folge der Errichtung eines öffentlichen Werkes be-

hufs Erhaltung ungestörter Kommunikationen nothwen-

dig werden , seien es Straßen- oder Waſſerbauten oder

welche immer , ist der Unternehmer desselben verpflichtet.

Dem Leztern liegt überdieß die Unterhaltung solcher

Bauten ob , sofern oder soweit sonst für Andere neue

oder größere Unterhaltunspflichen als bis anhin_ent-

stehen würden.

Art. 7. Die Erstellung von Vorrichtungen, die in

Folge der Errichtung von öffentlichen Werken im In-

tereſſe der öffentlichen Sicherheit oder derjenigen des

Einzelnen nothwendig werden , liegt dem Unternehmer

eines öffentlichen Werkes ob.

Art. 8. Dem Bundesrathe steht das Recht zu , die

Aufnahme von Plänen und die Vornahme von Aus-

steckungen mit Beziehung auf öffentliche Werke , die im

Interesse der Eidgenossenschaft øder eines großen Theiles

derselben liegen , anzuordnen oder zu gestatten , auch

bevor die Bundesversammlung die Errichtung eines

öffentlichen Werkes oder die Anwendung des gegenwär-

tigen Gesezes auf ein solches beschlossen hat.

Macht der Bundesrath von dieser Befugniß Ge-

brauch, so ist Jedermann verpflichtet, auf seinem Eigen-

21
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thume solche Vermeſſungen , Aussteckungen u. s. w. ge-

schehen zu lassen , dabei aber auch berechtigt , vollen

Ersaß für allen ihm hieraus erwachsenen Schaden zu

fordern.

Art. 9. Wer Signale, Pfähle oder andere Zeichen,

die bei einer Vermeſſung oder Aussteckung angebracht

werden, verändert, beschädigt oder beseitigt , verfällt in

eine Buße von zwei bis fünfzig Franken , wovon ein

Dritttheil der Bundeskaſſe , ein Drittheil der betreffen-

den Kantonskasse und ein Dritttheil dem Anzeiger

zukommt.

11. Verfahren behufs der Abtretung von

Privatrechten und der Ausmittlung der

dafür zu leistenden Entschädigung.

A. Ordentliches Verfahren.

Art. 10. Der Bauunternehmer ist verpflichtet , dem

Gemeinderath jeder Gemeinde , in deren Gebiet ein

öffentliches Werk ausgeführt werden soll , nach vorge-

nommener Aussteckung einen Plan einzureichen , in

welchem die einzelnen , in derselben befindlichen Grund-

stücke, so weit sie durch das öffentliche Werk betroffen

werden, genau zu bezeichnen sind.

Art. 11. Der Gemeinderath hat sofort nach Em-

pfang dieses Planes in üblicher Weise öffentlich bekannt

zu machen, daß derselbe während 30 Tagen , vom Tage-

der Bekanntmachung an gerechnet, zu Jedermanns Ein-

sicht bereit liege.

Art. 12. Innerhalb dieser gleichen Frist haben

1) diejenigen , welche gegen die in Folge der Aus-

führung des Werkes für sie, gemäß dem Plan ent-

stehende Verpflichtung zur Abtretung Einsprache
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erheben zu können glauben , diese Einsprache in

schriftlicher Eingabe bei dem Gemeinderathe zu

Handen des Bundesrathes geltend zu machen;

2) alle, welche mit Beziehung auf das betreffende Werk,

gemäß dem Plane, Rechte abzutreten oder Forde-

rungen (Art. 6 und 7) zu stellen im Falle sind,

gleichviel , ob fie die Abtretungspflicht bestreiten

oder nicht , jene Rechte und Forderungen genau

und vollständig schriftlich bei dem Gemeinderathe

anzumelden.

Diese lettere Bestimmung findet jedoch auf die In-

haber von Pfandrechten, Grundzinsen und Zehnten keine

Anwendung.

Art. 13. Nach Ablauf der im Art. 12 bezeichneten

Frist ist keine Einsprache gegen die Abtretungspflicht

mehr zuläßig.

Art. 14. Wenn die im Art. 12, Ziffer 2 angege=

benen Rechte, welche Gegenstand der Abtretung sind,

von den Betheiligten nicht inner der im Art. 12 er-

wähnten Frist angemeldet werden, so hat dieß zur Folge,

daß dieselben zwar mit dem Ablauf dieser Frist an den

Unternehmer übergehen , daß aber noch binnen 6 Mo-

naten nach Ablauf dieser 30tägigen Frist eine Entschä-

digungsforderung geltend gemacht werden kann , wobei

jedoch der ehemalige Inhaber dieſer Rechte in Beziehung

auf das Maaß der Entschädigung dem Entscheide der

Schaßungskommiſſion (Art. 26) sich ohne Weiteres zu

unterziehen hat.

Wird auch innerhalb dieser zweiten Frist von 6 Mo-

naten keine Entschädigungsforderung geltend gemacht,

so erlöschen alle und jede daherigen Ansprüche an den

Unternehmer, mit Ausnahme derjenigen Fälle , wo er-

weislich dem Abtretungspflichtigen das Bestehen eines
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•

Rechtes oder einer Last erst später bekannt geworden ist,

und mit Vorbehalt allfälliger Entschädignngsforderungen

in Folge von Pfandrechten , Grundzinſen und Zehnten ,

welche auf dem Gegenstande der Erpropriation haften.

Die Bestimmungen dieses Artikels finden ihre ent-

sprechende Anwendung auf Forderungen , welche aus

den in den Art. 6 und 7 enthaltenen Vorschriften her-

geleitet werden.

Art. 15. Der Gemeinderath ist verpflichtet, mit der

im Artikel 11 vorgeschriebenen Bekanntmachung zugleich

die Aufforderung zu verbinden , den Vorschriften des

Artikels 12 nachzukommen , unter ausdrücklicher Erwäh-

nung der in den Artikeln 13 und 14 für den Unter-

lassungsfall angedrohten Folgen.

Art. 16. Dem Gemeinderathe liegt ob , sofort nach

Erlaß der in den Artikeln 11 und 15 vorgeschriebenen

öffentlichen Bekanntmachung eine genaue Abschrift der-

ſelben an den Bauunternehmer einzusenden und darauf

zu bescheinigen , an welchem Tage und in welcher Weise

die Bekanntmachung stattgefunden habe.

B. Außerordentliches Verfahren.

Art. 17. Ein außerordentliches Verfahren findet ſtatt :

1) wenn die Abtretung eine bloß zeitweise sein soll,

2) wenn dieselbe zum Zwecke der Herbeischaffung oder

Ablagerung von Material verlangt wird ; ·

3) wenn es sich um Abtretung zum Zwecke der Unter-

haltung oder des Betriebes eines öffentlichen Wer-

fes , oder

4) zum Behufe unwesentlicher Veränderungen oder

Erweiterungen desselben handelt ;

5) wenn Rechte abgetreten werden sollen , um die in

Art. 6 und 7 enthaltenen Verbindlichkeiten zu er

füllen.
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Für dieses außerordentliche Verfahren gelten die in

den nachfolgenden Art. 18 bis und mit 21 enthaltenen

Bestimmungen.

Art. 18. Der Bauunternehmer hat den Eigenthü

mern der Grundstücke , mit Beziehung auf welche die

Abtretung oder die Einräumung von Rechten verlangt

wird , hievon schriftlich genaue Kenntniß zu geben, und

auch Solchen, die in den durch Art. 6 und 7 vorge=

schenen Fällen Forderungen zu stellen haben könnten ,

die geeigneten Mittheilungen zu machen.

Art. 19. Binnen 30 Tagen , vom Tage dieser

Mittheilung an gerechnet , kann gegen die Abtretungs-

pflicht beim Gemeinderathe zu Handen des Bundesrathes

Einsprache erhoben werden.

Später ist dieß nicht mehr zulässig .

Wenn durch die Abtretungsforderung noch Andere

außer dem Eigenthümer berührt werden , so hat der

Lestere denselben von der Abtretungsforderung unter

seiner Verantwortlichkeit so rechtzeitig Mittheilung zu

machen , daß sie innerhalb der hierzu anberaumten Frist

die der Eigenthümer ihnen ebenfalls zur Kenntniß zu

bringen hat , die Abtretungspflicht bestreiten können .

Diese lettere Bestimmung findet jedoch auf Inhaber

von Pfandrechten , Grundzinſen und Zehnten keine An-

wendung.

Art. 20. Innerhalb derselben Frist von 30 Tagen

hat der Eigenthümer überdieß, ob eine Bestreitung der

Abtretungspflicht stattgefunden habe oder nicht , alle

Rechte , welche durch die mit Beziehung auf ſein Grund-

stück gestellte Abtretungsforderung berührt werden , mit

Ausnahme von Pfandrechten , Grundzinsen und Zehnt-

forderungen , bei dem Gemeinderathe zu Handen des

Bauunternehmers anzumelden.
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Für den Fall der Unterlassung treten die im Art. 14

für das ordentliche Verfahren angegebenen Folgen ein.

Berechtigte mit Beziehung auf das Grundſtück , die

durch daherige Unterlassungen des Eigenthümers zu

Schaden kommen , haben sich dafür lediglich an den

Eigenthümer zu halten .

Diese Bestimmung findet auch auf diejenigen , die

kraft Art. 6 und 7 Forderungen zu stellen haben, ent-

sprechende Anwendung.

Art. 21. Der Bauunternehmer hat mit der im

Art. 18 vorgeschriebenen Anzeige die Aufforderung zu

verbinden , den in den Art. 19 und 20 enthaltenen

Vorschriften nachzukommen , unter ausdrücklicher Erwäh-

nung der in diesen Artikeln für den Unterlaſſungsfall

angedrohten Folgen.

C. Gemeinsame Bestimmungen.

Art. 22. Der Bundesrath hat jeweilen im Voraus

zu entscheiden , ob das ordentliche oder das außerordent-

liche Verfahren in Anwendung zu bringen sei.

Art. 23. Vom Tage der öffentlichen Bekanntmachung

des Bauplanes an (Art. 11 ) , oder , bei dem außeror-

dentlichen Verfahren , vom Tage der Mittheilung der

Abtretungsforderungen (Art. 18) darf, Nothfälle vor-

behalten , ohne Einwilligung des Bauunternehmers an

der äußern Beschaffenheit des Abtretungsgegenstandes

keine wesentliche , und , mit Beziehung anf die rechtlichen

Verhältnisse desselben , gar keine Veränderung vorge-

nommen werden. Wird dieser Bestimmung entgegenges

handelt , so sind dieſe Veränderungen bei Ausmittlung

der Entschädigungssumme nicht zu berücksichtigen .

Der Bauunternehmer hat für den aus dieser Ein-
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schränkung des freien Verfügungsrechtes erweislich her-

vorgegangenen Schaden Erſaß zu leisten .

Ueber dießfalls sich ergebende Streitigkeiten entſcheidet

das Bundesgericht.

Art. 24. Das in dem vorhergehenden Artikel er-

wähnte Verbot , sammt der für den Fall der Nichtbe-

achtung desselben darin enthaltenen Androhung ist in die

im Art. 11 vorgeschriebene Bekanntmachung , sowie in

die gemäß Art. 18 den Grundeigenthümern zu machende

Anzeige aufzunehmen. Die Leztern haben hievon den

bei der betreffenden Abtretungsförderung Mitbetheiligten

(Art. 19) rechtzeitig Kenntniß zu geben.

Art. 25. Streitigkeiten über die Frage , ob die

Abtretungspflicht begründet sei oder nicht , entscheidet

der Bundesrath.

Art. 26. Die Prüfung der im Art. 12, Ziffer 2

und Art. 20 erwähnten Eingaben , und die Ausmittlung

der Leistungen , welche sowohl in Bezug auf die Ent-

schädigung der Abtretungspflichtigen nach Inhalt der

Artikel 3 bis und mit 5 , als mit Beziehung auf die

gemäß den Art. 6 und 7 gestellten Förderungen , dem

Bauunternehmer aufzulegen sind , geschieht durch eine

Schäßungskommission , wenn nicht vorher eine gütliche

Verständigung statt findet.

Art. 27. Eine solche Schäzungskommiſſion beſteht

aus drei Mitgliedern , wovon das erste durch das Bun-

desgericht oder dessen Präsidenten , wenn behufs dieser

Wahl das Bundesgericht außerordentlicher Weise ver-

ſammelt werden müßte ; das zweite durch den Bundes-

rath , das dritte jeweilen durch die Regierung desjeni-

gen Kantons ernannt wird , in welchem die Liegenschaf-

ten sich befinden , mit Beziehung auf welche die Abtre-
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tung statt finden soll. Für jedes Mitglied werden von

den zur Wahl Berechtigten; zwei Erſazmänner bezeichnet.

Der Bundesrath wird das Gebiet , für welches eine

Schäzungskommiſſion beſtimmt ist , und die Dauer ,

während welcher dieselbe bestehen soll , jeweilen feſtſeßen.

Art. 28. Die Schäzungskommiſſion ſteht ünter der

Aufsicht des Bundesgerichtes.

Das Bundesgericht wird die dießfälligen Verrich

tungen, je nach der Natur derselben, seinem Präsidenten

oder einer beſondern aus der Mitte des Bundesgerichtes

hiefür zu bestellenden Kommiſſion übertragen .

Art. 29. Die Entschädigung der Schäßungskom-

miſſion wird durch ein vom Bundesrathe zu erlassendes

Reglement bestimmt.

Art. 30. In Beziehung auf den Ausstand von

Mitgliedern der Schäzungskommission gelten die ein-

schlägigen gesetzlichen Bestimmungen betreffend die Mitz

glieder des Bundesgerichtes.

Handelt es sich um den Ausſtand eines Mitgliedes

und sind über denselben die beiden andern Mitglieder

getheilter Ansicht , oder kommt der Ausstand mehr als

eines Mitgliedes in Frage , so treten für die dießfälligen

Entscheidungen die Ersagmänner an die Stellen derje-

nigen Mitglieder, um deren Ausstand es sich handelt.

Art. 31. Zur Gültigkeit der Verhandlungen der

Schäzungskommission ist , unter Vorbehalt der im vors

hergehenden Artikel enthaltenen Beſchränkung , die An-

wesenheit von drei Mitgliedern , beziehungsweise Erſaß-

männern , erforderlich.

Art. 32. Zur Vornahme der Schäzung find Alle ;

welche Rechte als Gegenstand der Abtretung oder For-

derungen (Art. 6 und 7) angemeldet haben , 7 Tage

vor der Verhandlung einzuladen , wenn nicht vorher
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eine gütliche Verständigung erfolgt ist. Im Falle des

Ausbleibens der Betheiligten findet das Schäßungsver

fahren gleichwohl statt.

Art. 33. Die Schäzungskommiſſion ist befugt, wenn

fie es nothwendig erachtet, Abgeordnete des Gemeinde-

rathes oder besondere Sachverständige zu Rathe zu

ziehen und von den Grundbüchern Einsicht zu nehmen.

Art. 34. Die Schäzungskommission hat auch in

Beziehung auf diejenigen Rechte die Schäzung vorzu-

nehmen , in Betreff welcher die Abtretungspflicht bes

stritten ist.

Art. 35. Der Entscheid der Schäßungskommission

ist den sämmtlichen Betheiligten schriftlich mitzutheilen.

Binnen 30 Tagen, vom Tage der erhaltenen Mittheilung

an gerechnet , ist jeder Betheiligte befugt , über denselben

bei dem Bundesgerichte Beschwerde zu führen , welchem

über die streitigen Punkte das Entscheidungsrecht zuſteht.

Denjenigen gegenüber , welche binnen dieser Frist

eine Beschwerde bei dem Bundesgericht nicht eingelegt

haben, ist der Entſcheid der Schägungskommiſſion gleich

einem rechtskräftigen Urtheil anzusehen.

Art. 36. Diejenigen , von welchen die Abtretungs-

pflicht bestritten worden ist, haben , auch wenn der Bun-

desrath hierüber noch nicht entschieden hat , gleichwohl,

falls sie über den eventuellen Entscheid der Schäßungs-

kommiſſion (Art. 34) Beschwerde erheben wollen , diese

binnen der im vorhergehenden Artikel anberaumten Frist

und bei Vermeidung der in demselben für den Fall der

Versäumung dieser Frist angedrohten Folgen , eventuell

dem Bundesgerichte einzureichen.

Art. 37. Das Bundesgericht urtheilt in der Regel

aufGrundlage des Befundes der Schäßungskommiſſion.
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Dasselbe kann jedoch , wo es dieß nothwendig findet ,

eine neue Untersuchung anordnen.

Art. 38. Wenn die Entschädigung für verschiedene

Rechte, die mit Beziehung auf das gleiche Grundſtück

abzutreten sind , im Streite liegt , oder wenn es sich um

eine Entschädigung mit Beziehung auf verschiedene

Grundstücke unter gleichartigen Verhältnissen handelt ,

so soll die Erledigung solcher Streitfälle so viel als

immer möglich in einem Verfahren statt finden .

Art. 39. Sowohl die Schäßungskommiſſion als das

Bundesgericht sind zu möglichster Beschleunigung des

Verfahrens verpflichtet.

Art. 40. Soweit nicht das gegenwärtige Geſet

beſondere Vorschriften enthält , gelten in Beziehung auf

das Verfahren vor dem Bundesgerichte die dießfälligen

allgemeinen geseßlichen Bestimmungen.

Art. 41. Wenn durch Aufnahme von Plänen oder

durch Aussteckungen behufs Errichtung öffentlicher Werke

(Art. 8) Schaden zugefügt worden ist, und zwiſchen

den Betheiligten keine gütliche Verständigung erreicht

wird, so entscheidet über die zu leiſtende Entschädigung

die kompetente Behörde des Kantons , in welchem der

Plan aufgenommen wurde oder die Aussteckurg stattfand .

Ebenso ist die Anwendung der für den Fall der

Veränderung, Beſchädigung oder Beseitigung von Sig-

nalen , Pfählen u. s. w. angedrohten Strafbeſtimmungen

(Art. 8) Sache der kompetenten Kantonalbehörden.

111. Bezahlung der Entſchädigung und ihre

Wirkung.

Art. 42. Mit dem Tage , an welchem der Entscheid

einer Schäßungskommiſſion oder ein bundesgerichtliches
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Urtheil in Rechtskraft tritt , kann die Erfüllung der durch

dieselben auferlegten Verpflichtungen gefordert werden .

Art. 43. Die Bezahlung der Entschädigungssummen

an die Berechtigten geschieht durch die Vermittlung der

Regierung des Kantons , in welchem das Grundstück

liegt, mit Beziehung auf welches Rechte abgetreten wor-

den sind.

Diese Lettere hat dafür zu sorgen , daß , wo es sich um

Entschädigung für abgetretenes Eigenthum handelt , den

Inhabern anderer darauf laſtender dinglicher Rechte ,

wie z . B. von Pfandrechten , Grundzinſen u. s. w. für

ihre Ansprüche ihr Betreffniß zukomme, und daß die da-

herige Ledigung des Abtretungsgegenstandes in die bes

treffenden Titel eingetragen werde.

Art. 44. Mit der nach Anweisung der betreffenden

Kantonsregierung erfolgten Bezahlung der Entſchädigung

für diejenigen Rechte , welche Gegenstand der Abtretung

find , gehen dieselben ohne Weiteres und ohne daß dazu

die Beobachtung irgend einer sonst etwa vorgeschriebenen

Form erforderlich , oder der Bezug irgend welcher daheri-

gen Steuern oder Gebühren zulässig ist , an den Bau-

unternehmer über.

Art. 45. Ist in Folge der Abtretung nach den

vorhergehenden Artikeln oder auch in Folge der Beſtim-

mungen des Artikels 14 Eigenthum an den Bauunter-

nehmer übergegangen , so erlöschen damit auch alle ding-

lichen Rechte, welche Dritten an denselben zustehen , wie

z. B. Pfandrechte, Grundzinsforderungen u. s. w .

Art. 46. Wo bedeutender Nachtheil mit dem Verzug

verbunden wäre, ist der Bauunternehmer berechtigt, die

Abtretung der Rechte sofort nach geschehener Schäzung

zu verlangen, sofern entweder der Schäßungsbericht ge-

nügenden Aufschluß über den Gegenstand der Abtretung
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ertheilt, oder auch nach dem Uebergang der Rechte auf

den Bauunternehmer die Größe der Entschädigung sich

mit Sicherheit ermitteln läßt. Er ist jedoch in diesem

Falle verpflichtet , eine durch die Schäßungskommiſſion

zu bezeichnende Kaution zu leisten , und den Zins der

Entschädigungssumme von dem Tagè an, mit welchem

die Rechte auf ihn übergegangen find , bis zur Bezah-

lung der Entschädigung zu entrichten .

Streitigkeiten über die Anwendung dieses Artikels

werden von dem Bundesrathe entschieden.

Art. 47. Sollte ein abgetretenes Recht zu einem

andern Zwecke als zu demjenigen , für welchen es abge=

treten worden ist , verwendet werden wollen , oder wäre

es binnen 2 Jahren nach erfolgter Abtretung zu dem

Abtretungszwecke nicht benußt worden , ohne daß sich

hiefür hinreichende Gründe anführen laſſen , oder wird

das öffentliche Werk, für welches die Abtretung gee

schehen ist, gar nicht ausgeführt , so kann der frühere

Inhaber des abgetretenen Rechtes dasselbe gegen Rück-

erstattung der dafür erhaltenen Entschädigungssumme

wieder zurückfordern.

Sind vom Bauunternehmer am abgetretenen Eigen-

thum inzwiſchen Veränderungen vorgenommen worden ,

welche den Werth desselben erhöhen oder vermindern ,

so ist die Rückforderung im ersteren Falle nur gegen

Erstattung der hierauf verwendeten Auslagen zulässig,

und im leztern Falle ist der eingetretene Minderwerth

abzurechnen.

Wenn das abgetretene Recht um einen niedrigern

Betrag als denjenigen der für die Abtretung bezahlten

Entschädigungssumme von dem Bauunternehmer ver-

äußert werden will , so ist derjenige , welcher es abtreten

mußte , befugt, die Rückerstattung des Rechtes gegen
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Bezahlung jenes Betrages , für welchen die Veräußerung

beabsichtigt wird , zu verlangen.

Wenn sich, in Folge der in diesem Artikel enthalte-

nen Bestimmungen , Streitigkeiten erheben , so steht das

Entscheidungsrecht dem Bundesgerichte zu .

IV. Kosten.

Art. 48. Die Kosten der im Artikel 11 vorgeschrie-

benen öffentlichen Bekanntmachung , der laut Art. 18

erforderlichen Anzeigen , des gesammten Schäßungsver-

fahrens , der Auszahlung der Entschädigungssummen

(Art. 43) , der Hinterlegung von Kautionen (Art. 46)

find in allen Fällen durch den Bauunternehmer zu tragen.

Art. 49. In Beziehung auf die Auferlegung der

Kosten , welche durch bundesgerichtliches Verfahren ent-

stehen, finden die dießfälligen allgemeinen gefeßlichen

Bestimmungen ihre Anwendung.

Dieselben gelten auch in Betreff solcher Kosten, welche

durch Bestreitung der Abtretungspflicht veranlaßt werden .

Art. 50. Der Bundesrath ist mit der Bekannt-

machung und Vollziehung dieses Geſeßes beauftragt.

Der schweizerische Bundesrath,

beschließt :

Einziger Artikel.

Das vorstehende Bundesgeseß , betreffend die Ver-

bindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten , ist den

sämmtlichen Kantonsregierungen zur üblichen Publikation
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mitzutheilen und gleichzeitig in das Bundesblatt und in

die offizielle Sammlung der Eidgenossenschaft aufzu-

nehmen.

Bern , den 10. Mai 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes ,

Der Bundespräsident :

H. Drüey.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Poftvertrag

zwischen

der Schweiz und Frankreich.

(Vom 25. Wintermonat 1849.)

Der Bundesrath der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht und Prüfung des zu Paris am 25. No-

vember 1849 zwischen der schweizerischen Eidgenossenschaft

und dem Präsidenten der französischen Republik abge-

schlossenen , durch seinen zu diesem Ende mit Vollmacht

versehenen eidgenössischen Kommissär , Herrn Benedikt

La Roche- Stehelin , und den ebenfalls mit gehöriger

Vollmacht versehenen Abgeordneten der französischen Re-

publik, Herrn Eduard James Thayer , unterzeichneten

Postvertrages , dessen Inhalt lautet , wie folgt :

Vertrag.

Der Bundesrath der schweizerischen Eidgenossenschaft

und der Präsident der französischen Republik , von dem

Wunsche beseelt, die zwischen beiden Ländern beſtehenden

freundnachbarlichen Verhältnisse noch mehr zu befeſtigen,

und vermittelst eines , alle bisherige Verträge zwischen den

einzelnen Kantonen und Frankreich umfassenden Ver-

trages den Postdienst für die Korrespondenzbeförderung

zwischen der schweizerischen Eidgenossenschaft und der

französischen Republik zu verbessern , haben zu diesem

Zwecke als ihre Bevollmächtigten ernannt :

der Bundesrath der schweizerischen Eidgenossenschaft:

den Herrn eidgenössischen Kommissär Benedikt LaRoches
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Stehelin, geweſenen Generalpoſtdirektor der Eidge-

nossenschaft, und

der Präsident der französischen Republik : den Herrn

Eduard James Thayer , Offizier des nationalen

Ordens der Ehrenlegion , Kommandeur der königl. Orden

Leopolds von Belgien und Karls III. von Spanien,

Direktor der Postverwaltung ,

welche nach erfolgter gegenseitiger Mittheilung ihrer

in guter und gehöriger Form ausgefertigt befundenen

Vollmachten, sich über folgende Artikel verſtändigt haben :

Art. 1. Zwischen der Postverwaltung von Frankreich

und der Postverwaltung der schweizerischen Eidgenoſſen-

ſchaft ſoll eine ununterbrochene, regelmäßige, gegenseitige

Uebermittelung der Korrespondenzen , Zeitungen und

Drucksachen aller Art vermittelst der zu diesem Zweck

errichteten oder noch zu errichtenden ordentlichen oder be-

sonderen Postverbindungen zwischen den hier unten be-

zeichneten, an den Gränzen beider Länder gelegenen Punk-

ten unterhalten werden , nämlich :

1) Zwischen Saint-Louis und Basel ;

2) zwischen Delle und Pruntrut ;

3) zwischen Meiche und Seignelegier ;

4) zwischen Morteau und Les Brenets ;

5) zwischen Pontarlier und Les Verrieres ;

6) zwischen Pontarlier und Sainte Croir ;

7) zwischen Jougne und Ballaigue ;

8) zwischen Les Rouſſes und Saint-Cergue ;

9) zwischen Ferney und Genf.

Unabhängig von den vorbezeichneten Postverbindungen

können noch im Einvernehmen beider Postverwaltungen

auf allen andern Punkten des beidseitigen Gebiets , für
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welche direkte Verbindungen künftighin als nothwendig

erachtet werden sollten , andere Postverbindungen errichtet

werden.

Art. 2. Die dermalen bestehenden oder laut Be-

stimmung des vorstehenden Artikels noch zu errichten-

den Kurseinrichtungen für die gegenseitige Beförderung

der Briefpakete zu Lande werden durch die gewöhnlichen

Mittel unterhalten , und die für diese Kurseinrichtungen

entfallenden Kosten von beiden Postverwaltungen nach

Maßgabe der auf dem betreffenden Gebiete zurückge-

legten Distanz getragen. Zu diesem Behuse soll die-

jenige von den beiden Verwaltungen , welche sämmtliche

Kosten in irgend einer Richtung vollständig berichtiget,

der andern ein Duplikat der für diesen Zweck mit den

Unternehmern abgeschlossenen Kursverträge zukommen

laſſen. Im Falle der Aufhebung solcher Kursverträge

soll die deßhalb zu leiſtende Entschädigung in gleichem

Verhältnisse übernommen werden.

Der an die französische Postverwaltung von der

schweizerischen Postverwaltung zu bezahlende Antheil an

den Kosten der auf Schweizergebiet durch die franzöſi-

schen Malleposten bewerkstelligten Korrespondenzbeförde-

rung soll nach demjenigen Durchschnittspreise für je einen

durchlaufenen Kilometer festgesezt werden , welchen die

französische Postverwaltung ihrerseits der schweizerischen

Postverwaltung zu Bestreitung der Kosten für die auf

französischem Gebiet mittelst schweizerischer Kurseinrich-

tungen bewerkstelligte Korrespondenzbeförderung zu be-

zahlen hat.

Die Kosten, welche die Beförderung der wechselseiti-

gen Briefsendungen mittelst Eisenbahnen etwa verursachen

wird , werden ausschließlich von derjenigen Verwaltung

getragen, auf deren Gebiet dieſe Beförderung stattfindet.

22
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Art. 3. Die Portopreise , welche sich die Postvers

waltung von Frankreich und die Postverwaltung der

schweizerischen Eidgenossenschaft gegenseitig wegen der

zwischen den beiden Verwaltungen ausgewechselten Briefe

berechnen , wird für jeden einzelnen Brief feſtgeſtellt nach

den folgenden Gewichtsabstufungen :

Als einfache Briefe find diejenigen zu betrachten,

deren Gewicht 7½ Gramme nicht übersteigt ;

Briefe über 7½ bis 15 Gramm einschließlich be-

zahlen zweifaches Briefporto ;

Die Briefe von 15 bis 22½ Grammen einschließlich

bezahlen dreifaches Briefporto , und so fort von 7½ zu

7½ Gramm ein einfaches Briefporto mehr.

Art. 4. Die Aufgeber von gewöhnlichen , d . h . nicht

chargirten Briefen , sei es aus Frankreich , Algerien und

den Küstenländern des mittelländischen Meeres , wo

Frankreich Postanſtalten beſißt , nach der Schweiz , sei es

aus der Schweiz nach Frankreich, Algerien und den

Küstenländern des mittelländischen Meeres , wo Frank-

reich Postanstalten befißt , können nach Belieben die

Entrichtung des Porto den Empfängern überlaſſen oder

das Porto bis zum Bestimmungsorte voraus bezahlen

(frankiren) .

Art. 5. Die Portotare gewöhnlicher, von einem der

beiden Staaten nach dem andern bestimmter Briefe, -

mit Ausnahme der im nächstfolgenden Artikel 6 erwähn-

darf weder in der Schweiz noch in Frankreich

und Algerien die Durchschnittsſumme von vierzig Centi-

men für den einfachen Brief übersteigen.

ten

Die französische Postverwaltung wird der Postver-

waltung der schweizerischen Eidgenossenschaft über dieje?

nigen , im gegenwärtigen Artikel verstandenen Briefe,
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deren Portobezahlung in Frankreich und in Algerien ge-

ſchieht , mit fünfzehn Centimen für den einfachen Brief,

und die Postverwaltung der schweizerischen Eidgenossen-

schaft wird der französischen Postverwaltung über dieje-

nigen, im gegenwärtigen Artikel verstandenen Briefe,

deren Portobezahlung in der Schweiz geschieht, mit

fünfundzwanzig Centimen für den einfachen Brief Rech-

nung halten.

Art. 6. Ausnahmsweise von den Bestimmungen

des vorigen Artikels 5 darf das Porto gewöhnlicher,

von einem der betreffenden Staaten nach dem andern

bestimmter Briefe in keinem der beiden Länder die Durch-

schnittssumme von zwanzig Centimen für den einfachen

Brief übersteigen , wenn die Entfernung in gerader Linie

zwischen dem absendenden und dem empfangenden Büreau

nicht mehr als dreißig Kilometer beträgt .

Die französische Postverwaltung wird der Postver-

waltung der schweizerischen Eidgenossenschaft über dieje-

nigen im gegenwärtigen Artikel verstandenen Briefe ,

deren Portobezahlung in Frankreich geschicht , mit zehn

Centimen für den einfachen Brief, und ebenso wird die

Postverwaltung der schweizerischen Eidgenossenschaft auch

ihrerseits der französischen Postverwaltung über diejeni-

gen im gegenwärtigen Artikel verstandenen Briefe , deren

Portobezahlung in der Schweiz geſchieht , mit zehn Cen-

timen für den einfachen Brief Rechnung halten.

Art. 7. Die Portotare gewöhnlicher Briefe, die

von den Küstenländern des mittelländischen Meeres , wo

französische Postbüreaur beſtehen , nach der Schweiz oder:

umgekehrt befördert werden, darf von keiner Seite die

Durchschnittsſumme von einem Franken für den ein-

-fachen Brief übersteigen .

Die französische Postverwaltung wird der Postver-
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waltung der schweizerischen Eidgenossenschaft für diejes

nigen , im gegenwärtigen Artikel verstandenen Briefe ,

deren Porto von den obgedachten französischen Büreaur

erhoben wird , mit fünfzehn Centimen für den einfachen

Brief, und die Postverwaltung der schweizerischen Eid-

genoſſenſchaft wird der franzöſiſchen Postverwaltung für

diejenigen im gegenwärtigen Artikel verstandenen Briefe,

deren Portobezahlung in der Schweiz geschieht, mit

achtzig Centimen für den einfachen Brief Rechnung halten.

Art. 8. Stückweise (à découvert) über Frankreich

beförderte Briefe , fie mögen aus den im Anhange des

gegenwärtigen Vertrags , Tabelle A, erwähnten Ländern

nach der Schweiz, oder umgekehrt aus der Schweiz nach

jenen Ländern bestimmt sein, werden unter den in besagter

Tabelle ausdrücklich enthaltenen Bedingungen von der fran-

zösischen Postverwaltung und von der Postverwaltung der

schweizerischen Eidgenossenschaft gegenseitig ausgewechselt.

Die außer den in obenerwähnter Tabelle bezeichneten

fremden Taren oder Seeportogebühren noch zu erhe-

bende inländische Schweizertare für diejenigen Briefe,

deren Portobezahlung in der Schweiz stattfindet, darf

im Durchschnitte zwanzig Centime für den einfachen

Brief nicht übersteigen.

Falls die dem Verkehre Frankreichs mit den in oben-

erwähnter Tabelle A aufgeführten fremden Ländern ge-

genwärtig zu Grunde liegenden Verträge Abänderun

gen erfahren sollten , welche die Bedingungen des Aus-

tausches , wie sie für die durch Frankreich übermittelten

Korrespondenzen in gegenwärtigem Vertrage feſtgeſtellt

sind , verändern würden , so sollen diese Abänderungen

jedenfalls auf besagte Korrespondenzen ihre volle und

rechtmäßige Anwendung finden.

.

Art. 9. Die französische Postverwaltung kann der
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eidgenössischen Postverwaltung Briefe nach der Schweiz

chargirt übergeben.

Ebenso kann die eidgenössische Postverwaltung der

französischen Postverwaltung Briefe chargirt übergeben,

und zwar :

1) nach Frankreich und Algerien ,

2) nach denKüstenländern des mittelländischen Meeres,

wo Frankreich Poſtanſtalten befizt ;

3) nach Rheinbayern ;

4) nach den preußischen Regierungsbezirken Aachen

und Trier, ſowie nach demFürstenthume Birkenfeld ;

5) nach dem Großherzogthume Luremburg ;

6) nach Belgien ;

7) nach den Niederlanden ;

8) nach Großbritannien ;

9) nach der Insel Malta ;

10) nach dem Königreiche Griechenland.

Das Porto für chargirte Briefe muß stets zum Vor-

aus und zwar bis zum Bestimmungsorte entrichtet wer-

den. Dasselbe beträgt das Doppelte der Tare für einen

gewöhnlichen Brief.

Art. 10. Für einen verloren gegangenen chargirten

Brief wird diejenige der beiden Verwaltungen , auf

deren Gebiet der Verlust stattgefunden , der andern

Verwaltung unter dem Titel der Entschädigung, je nach

Umständen zu Handen des Adreſſaten oder des Abſenders

des Briefes , eine Vergütung von fünfzig französischen

Franken innerhalb zwei Monaten vom Tage der Re-

flamation an , entrichten , wobei angenommen wird, daß

die Reklamationen innerhalb sechs Monaten nach dem

Datum der Aufgabe oder der Versendung des chargirten

Briefes geschehen müssen , indem nach dieser Frist die
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beiden Verwaltungen zu einer Vergütung gegenseitig

nicht mehr verpflichtet sind .

Art. 11. Die von einem Staate nach dem andern

bestimmte, die verschiedenen öffentlichen Verwaltungs-

zweige ausschließlich betreffende Korrespondenz eines

Beamten oder einer Behörde wird ganz portofrei be

fördert , insofern dieselbe auf dem Gebiete des Staats,

dem jener Beamte oder jene Behörde angehörig ist ,

gefeßlich die Tarfreiheit genießt.

•
Genießt der Beamte oder die Behörde, an welche die

Korrespondenz gerichtet ist , ebenfalls der Tarfreiheit , so

wird diese Korrespondenz tarfrei abgeliefert. Im ent-

gegengesezten Falle wird dieselbe nur mit der inländischen

Tare nach dem Tarife für das eigene Landesgebiet belegt.

Art. 12. Die in Frankreich , Algerien und den

Küstenländern des mittelländischen Meeres , wo fran-

zösische Postanstalten beſtehen, herausgegebenen Journale,

Zeitungen, periodischen Werke , broſchirten Bücher , Flug-

schriften , Muſikalien, Kataloge, Prospekte , Ankündigun-

gen und sonstige gedruckte, lithographirte oder autogra-

phirte Anzeigen , welche nach der Schweiz adreſſirt ſind,

und umgekehrten Falls , die in der Schweiz herausge-

gebenen Gegenstände der gleichen Art , welche nach Frank-

reich, Algerien und den Küstenländern des mittelländi-

schen Meeres , wo französische Postanstalten bestehen ,

adressirt sind , müssen von einem wie von dem andern

Theile bis zum Bestimmungsorte frankirt werden.

Art. 13. Die Frankaturtare für Journale , Zei

tungen und periodische Werke , die aus Frankreich und

Algerien nach der Schweiz und umgekehrt versendet

werden , soll nach der Gesammtgröße der Bogen jeder

Nummer des Journals , der Zeitung oder des periodi-

schen Werkes , ohne Rücksicht auf die Menge oder das
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Format dieser Blätter , unter Anwendung des nachſte=

henden Tarifs erhoben werden :

Bis sechszig Quadratdezimeter einschließlich fünf

Centime ;

von sechszig bis neunzig Quadratdezimeter einſchließ-

lich zehn Centime ;

von neunzig bis hundert und zwanzig Quadrat-

dezimeter einschließlich fünfzehn Centime ;

und so fort, indem für je weitere dreißig Quadrat-

dezimeter oder jeden Bruchtheil davon fünf Centime

hinzugefügt werden.

Art. 14. Die Frankaturtare für broschirte Bücher,

Flugschriften , Muſikalien, Kataloge , Prospekte , Ankün-

digungen und sonstige gedruckte, lithographirte oder

autographirte Anzeigen , welche aus Frankreich und aus

Algerien nach der Schweiz und umgekehrt versendet

werden , soll nach der Gesammtgröße der Bogen eines

jeden mit einer besondern Adresse versehenen Pakets

mit fünf Centimen für dreißig Quadratdezimeter oder

einen Bruchtheil davon erhoben werden.

Art. 15. Die kraft der zwei vorigen Artikel von

Journalen und sonstigen Drucksachen , die aus Frank-

reich und aus Algerien nach der Schweiz und umge-

kehrt versendet werden, erhobenen Taren werden unter

die Verwaltungen der beiden Länder in dem Verhältnisse

von drei Fünftheilen zu Gunsten der französischen Poſt-

verwaltung und von zwei Fünftheilen zu Gunsten der Poſt-

verwaltung der schweizerischen Eidgenossenschaft vertheilt.

Art. 16. Die Frankaturtare für Journale, Zeis

tungen, periodische Werke , broschirte Bücher , Flug-

schriften , Muſikalien , Kataloge, Prospekte , Ankün-

digungen und sonstige gedruckte , lithographirte oder

autographirte Anzeigen, die von den Küstenländern des
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mittelländischen Meeres , wo Frankreich Postanſtalten

besißt, nach der Schweiz und umgekehrt befördert wers

den, beträgt das Doppelte derjenigen Tare , welche für

Gegenstände gleicher Gattung in den obigen Art. 13

und 14 festgesezt ist, wenn sie aus Frankreich und Al-

gerien kommen oder dahin beſtimmt ſind.

Die kraft der Bestimmungen des gegenwärtigen

Artikels erhobenen Taren werden unter die Postverwal-

tungen der beiden Länder in dem Verhältnisse von vier

Fünftheilen zu Gunsten der französischen Postverwaltung

und von einem Fünftheil zu Gunsten der Postverwal

tung der schweizerischen Eidgenoſſenſchaft vertheilt.

1

Art. 17. Die Journale und Drucksachen aller Art aus

den Ländern, für welche Frankreich zur Vermittlung dient,

nach der Schweiz oder aus der Schweiz nach den bes

sagten Ländern, werden bei stückweiser Beförderung über

Frankreich zwischen der französischen und der eidgenöffi-

schen Postverwaltung nach den Bedingungen ausgewech-

selt , wie die diesem Vertrag angehängte Tabelle B aus-

drücklich bestimmt.

Falls die dem Verkehre Frankreichs mit den in bes

fagter Tabelle aufgeführten fremden Ländern gegenwärtig

zu Grunde liegenden Verträge Abänderungen erfahren

sollten , welche die Bedingungen des Austausches , wie

fie für die durch Frankreich übermittelten Journale und

sonstige Drucksachen in gegenwärtigem Vertrage feſtge=

stellt sind, verändern würden , so sollen diese Abänderun-

gen auf besagte Journale und Drucksachen jedenfalls

ihre volle und rechtmäßige Anwendung finden.

Art. 18. Um die in den vorigen Artikeln 13 , 14,

15, 16 und 17 für die Journale und sonstigen Druck-

fachen zugestandenen Portoermäßigungen zu genießen ,

müſſen diese Gegenstände unter Kreuzband gelegt werden,
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dürfen nicht eingebunden sein, und keinerlei Handſchrift,

Ziffer oder irgend ein Schriftzeichen, ausgenommen das

Datum und die Unterschrift, enthalten. Journale und

sonstige Drucksachen , bei welchen diese Bedingungen

nicht beobachtet werden , sollen als Briefe betrachtet

und demgemäß tarirt werden.

Es versteht sich hiebei, daß die in oberwähnten Ar-

tikeln enthaltenen Bestimmungen in keiner Weise das

Recht der Postverwaltungen der beiden Länder schmälern

sollen , den Transport und die Ausgabe ſolcher in be-

sagten Artikeln bezeichneter Gegenstände zu unterlassen,

wenn dießfalls den Gesezen, Verordnungen oder Des

kreten nicht Genüge geleistet worden wäre , welche die

Bedingungen der Veröffentlichung und des Umlaufs dér-

felben in Frankreich sowie in der Schweiz reguliren.

Art. 19. Die französische Regierung verpflichtet sich,

der eidgenössischen Regierung den Tranſit in geſchloſſenen

Briefpaketen über französisches Gebiet für die in der

Schweiz entstandenen oder durch die Schweiz gehenden

Korrespondenzen nach solchen Ländern, denen Frankreich

zur Vermittelung dient oder dienen könnte, und wechsels-

weise aus solchen Ländern nach der Schweiz und nach

solchen Staaten , welchen die Schweiz als Vermittelung

dient oder dienen könnte, zu gestatten.

Die eidgenössische Postverwaltung wird der franzöſi-

schen Postverwaltung für den Durchgang der geſchloſſe-

nen Briefpakete für jedes Kilometer in gerader Richtung

von dem Eintritte auf franzöſiſches Gebiet bis zum

Ausgangspunkt aus Frankreich den Betrag von zehn

Centimen für je ein Kilogramm Nettogewicht von Briefen

und den Betrag von einem Centime für je ein Kilogramm

Nettogewicht von Zeitungen und andern in diesen Pa-

keten enthaltenen Drucksachen bezahlen.
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Jedoch sollen diejenigen geschlossenen Pakete , welche

die eidgenössische Postverwaltung etwa mit der großher-

zoglich-badischen Postverwaltung über Frankreich auszu-

wechseln sich veranlaßt finden wird , von der französischen

Postverwaltung unentgeldlich und zwar mittelst der zur

Ueberlieferung der Korreſpondenzen zwischen Frankreich

und dem Großherzogthum Baden dienenden gewöhnlichen

Posttransportmittel befördert werden.

Art. 20. Die Regierung der schweizerischen Eid-

genossenschaft verpflichtet sich , der französischen Regie-

rung den Tranſit in geſchloſſenen Paketen über Schweizer-

gebiet für diejenigen Korrespondenzen , welche in Franke

reich entstanden sind oder durch Frankreich gehen und nach

folchen Ländern bestimmt sind , denen die Schweiz als

Vermittelung dient oder dienen könnte , sowie hinwieder

auch für die Korreſpondenzen aus solchen Ländern nach

Frankreich und den Staaten , denen Frankreich als Ver-

mittelung dient oder dienen könnte, zuzugestehen.

Die französische Postverwaltung wird der Postver-

waltung der schweizerischen Eidgenossenschaft für den

Durchgang der geschlossenen Pakete für jedes Kilometer

in gerader Richtung von dem Eintritt auf schweizerisches

Gebiet bis zum Ausgangspunkte aus der Schweiz , den

Betrag von zehn Centimen für je ein Kilogramm Nettos

gewicht von Briefen, und von einem Centime für je ein

Kilogramm Nettogewicht von Zeitungen und andern in

diesen Paketen enthaltenen Drucksachen bezahlen.

Jedoch sollen die geschlossenen Pakete , welche die

französische Postverwaltung etwa mit der großherzoglich

badischen Postverwaltung durch die Schweiz auszuwechſeln

sich veranlaßt finden wird , von der Postverwaltung der

schweizerischen Eidgenossenschaft unentgeldlich , und zwar

mittelst der zur Ueberlieferung der Korrespondenzen zwi-
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schen der Schweiz und dem Großherzogthum Baden dienen-

den gewöhnlichen Posttransportmittel befördert werden.

Art. 21. Es versteht sich , daß das Gewicht der

unanbringlichen Korrespondenzen jeder Gattung , sowie

auch das Gewicht der Postkarten und anderer Rechnungs-

gegenstände , welche in den gegenseitig durch Frankreich

oder durch die Schweiz transitirenden, in den vorstehen

den Artikeln 19 und 20 erwähnten geschlossenen Paketen

versendet werden, bei dem für die Bemessung der in eben.

besagten Artikeln feſtgeſeßten Tranſitgebühr vorzunehmen-

den Abwägen der Briefe , Zeitungen und Drucksachen

jeder Art nicht mitberechnet werden soll .

Art. 22. Die Postverwaltungen von Frankreich und

der schweizerischen Eidgenossenschaft legen jeden Monat

Rechnung ab über die gegenseitige Uebermittelung der

Korrespondenzen, und diese Rechnungen werden, nachdem

fie vorher durch die Verwaltungen geprüft und gegen

seitig festgestellt worden , am Ende eines jeden Viertel-

jahres durch jene Administration berichtigt, welche der

andern gegenüber als zahlungspflichtig anerkannt wird.

Art. 23. Die unrichtig adressirten oder irrig gelei-

teten gewöhnlichen oder chargirten Briefe , Journale ,

Zeitungen , periodischen Werke und Drucksachen aller

Art sollen gegenseitig ohne Verzug für das Gewicht

und die Gebühr , zu welchen das absendende Postamt

dieselben dem empfangenden angerechnet hat, durch Ver-

mittelung der betreffenden Auswechslungsbüreaur zurück-

geschickt werden.

Dergleichen Gegenstände , deren Adressaten mittler-

weile ihren Aufenthalt verändert haben, sind sich gegen-

ſeitig für das Porto , welches diese Adressaten hätten be-

zahlen müssen , wieder auszuliefern .

Art. 24. Die aus irgend einer Ursache unanbring-
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lich gewordenen gewöhnlichen oder chargirten Briefe,

Journale, Zeitungen , periodischen Werke und Druck-

fachen aller Art , welche offen zwischen den zwei Postver-

waltungen von Frankreich und der Schweiz ausgewechselt

worden, find sich gegenseitig am Ende eines jeden Monats,

und wenn es möglich ist noch öfter , zurückzuschicken. Die-

jenigen Gegenstände, welche unter Belastung überliefert

worden sind, werden nur gegen jene Gebühren , mit

welchen sie ursprünglich von den absendenden Büreaur

angerechnet wurden , zurückgegeben werden. Diejenigen

Gegenstände, welche bis zum Bestimmungsorte oder bis

zum Gränzpunkte der jenseitigen Postverwaltung frankirt

worden sind , sollen ohne Taransaz und ohne Abzugs-

gebühr zurückgeschickt werden .

Die unanbringlichen unfrankirten , in geſchloſſenen

Paketen durch die eine der beiden Postverwaltungen für

Rechnung der andern verſandten Korrespondenzen wer-

den zu dem Gewichte und der Gebühr angenommen ,

zu welchen sie in den Tranſitrechnungen der betreffen-

den Postbehörden angesezt sind , und zwar auf einfache

Erklärungen oder Nominalliſten hin , welche als Belege

der Abrechnung dienen , falls die Korrespondenzen ſelbſt

durch dasjenige Postamt nicht vorgewiesen werden können,

welches den daherigen Portobetrag von dem anderſeitigen

Poftamte zu fordern hat.

Art. 25. Die französische Postverwaltung darf in

der Stadt Basel ein besonderes Büreau unterhalten,

durch welches die Korrespondenzauswechslung sowohl

mit der Postverwaltung der schweizerischen Eidgenoſſen-

schaft, als auch mit jenen auswärtigen Postverwaltungen

statt finden soll, denen die eidgenössischen Poſten zur Ver-

mittlung dienen oder etwa späterhin noch dienen werden .

Es versteht sich hiebei, daß dieses Auswechslungs
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büreau in der Stadt Baſel keine Austheilung von Brie-

fen, Journalen oder Drucksachen besorgen und auch keine

Korrespondenzen , die im Gebiete der schweizerischen Eid-

genossenschaft entstanden sind , auf anderm Wege, als durch

das schweizerische Postbüreau in Basel empfangen darf.

Art. 26. Die Regierung der schweizerischen Eidge-

nossenschaft verpflichtet sich , für das im vorstehenden

Artikel erwähnte französische Auswechslungsbüreau in

Basel der französischen Postverwaltung ein geeignetes

Lokal so nahe als möglich beim Bahnhofe der Straßburger

Eisenbahn zur Verfügung zu stellen .

Die französische Postverwaltung wird der schweizerischen

für besagtes Lokal einen jährlichen Miethzins von 600

französischen Franken bezahlen. Dieser Zins ſoll viertel-

jährlich und zwar stets in dem Monate , der je einem

verflossenen Vierteljahre zunächſt folgt , entrichtet werden.

Art. 27. Die sämmtlichen Angestellten beim fran-

zösischen Auswechslungsbüreau in Basel dürfen mit ihren

Familien auf Schweizergebiete wohnen. Sie sind den Ge-

sehen und Polizeibeſtimmungen des Landes unterworfen,

dürfen jedoch unter keinerlei Vorwand mit Steuern , Ab-

gaben , persönlichen oder materiellen oder anderweitigen

Leistungen belastet werden , zu welchen die Einwohner

verpflichtet sind oder noch verpflichtet werden dürften.

Vor ihrem Amtsantritt haben die Angestellten sich vor der

Lokalbehörde zu stellen und über ihr Geschäft auszuweisen .

Art. 28. Die französische Regierung verpflichtet sich,

den zwischen Tonnerre und Basel bestehenden Mallepost-

dienst so lange zu unterhalten , bis derselbe durch die

Verlängerung der Eisenbahnlinien , die von Paris aus

an die Ostgränzen von Frankreich gehen, überflüssig ge-

worden sein wird.
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Art. 29. Die französische Postverwaltung und die

Postverwaltung der schweizerischen Eidgenossenschaft wer-

den gemeinschaftlich die Büreaur bezeichnen, durch welche

die gegenseitige Korrespondenzauswechslung statt finden

foll. Sie werden auch die Form der im Artikel 22 er-

wähnten Rechnungen festseßen , die Instradirung der

Korrespondenzen bezeichnen, und alle übrigen, zur ſichern

Vollziehung des gegenwärtigen Vertrags erforderlichen

Bestimmungen und Anordnungen treffen .

Es wird hierbei angenommen, daß diese Vollzugsbe

stimmungen durch beide Postverwaltungen abgeändert wer-

den können , sobald die Nothwendigkeit hiezu im beider-

seitigen Einverständnisse anerkannt worden.

Art. 30. Gegenwärtiger Vertrag erlangt von dem

im Einverständnisse der beidseitigen Kontrahenten festzu-

ſeßenden Tage an, nach seiner gemäß den in jedem der bei-

den Staaten hierüber besonders bestehenden Geseßen er-

folgten Bekanntmachung, ſeine Kraft und Gültigkeit, und

bleibt verbindlich bis zum 1. Chriſtmonat 1855.

Wird besagter Vertrag ein Jahr vor Ablauf dieſes

Zeitpunkts nicht aufgekündigt, so bleibt derselbe von einem

Jahr zum andern bis zu der Frist verbindlich , auf welche

hin der eine der beiden kontrahirenden Theile ein Jahr

zum Voraus der andern die Absicht, den Vertrag aufhören

zu lassen , kund geben wird .

Während dieses lezten Jahres wird der Vertrag in

seiner vollständigen und ganzen Ausführung fortbestehen,

ohne Nachtheil für den Abschluß und die Saldirung der

Rechnungen zwischen den Postverwaltungen der beiden

Länder nach Ablauf des benannten Zeitpunktes.

Art. 31. Gegenwärtiger Vertrag ist durch den Bundes-

rath der schweizerischen Eidgenossenschaft und durch den
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Präsidenten der französischen Republik den Verfaſſungen

der beiden Staaten gemäß zu genehmigen, und es sind die

Ratifikationen in Paris ſo bald wie möglich auszuwechſeln.

Zu Urkund dessen haben die beiden Bevollmächtigten den

Vertrag unterzeichnet und demselben ihre Siegel beigefeßt.

So geschehen zu Paris , in doppelter Ausfertigung,

den 25. Wintermonat des Jahres der Gnaden 1850.

La Roche- Stehelin. E. J. Thayer.

(L. S. ) (L. S. )

- genehmigt den vorstehenden Vertrag in allen und

jeden darin enthaltenen Bestimmungen , und

erklärt :

daß derselbe angenommen, gutgeheißen, ratifizirt und bes

stätigt ist, unter der Zusicherung unverbrüchlicher Erfül-

lung, ohne jemals ein Dawiderhandeln weder direkt noch in-

direkt auf irgend welche Weise und unter welchem Vorgeben

dieß auch geschehen möchte , zu begehen oder zu gestatten .

Zu Urkund dessen ist gegenwärtiges Aftenstück mit den

Unterschriften des Bundespräsidenten und des Kanzlers

und mit dem Siegel der Eidgenossenschaft versehen worden.

Bern, den 11. Januar 1850.

(L. S.)

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

H. Drüey.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Postvertrag

zwischen

der Schweiz und Belgien.

(Vom 12. November 1849.)

Der Bundesrath der schweizerischen Eid =

genossenschaft,

nach Einsicht und Prüfung des zu Brüſſel am 12. Nov.

1849 zwischen der schweizerischen Eidgenossenschaft und

der Regierung Seiner Majestät des Königs der Belgier

abgeschlossenen , durch seinen zu diesem Ende mit Voll-

macht versehenen eidgenössischen Kommissär , Herrn Be-

nedikt LaRoche- Stehelin und den ebenfalls mit gehö-

riger Vollmacht versehenen Abgeordneten Seiner Majeſtät

des Königs der Belgier , Herrn Carl Felir Joseph

Bareel, unterzeichneten Postvertrages , dessen Inhalt

lautet , wie folgt :

Bertrag.

Der Bundesrath der schweizerischen Eidgenoſſenſchaft

und Seine Majestät der König der Belgier , von dem

Wunsche beseelt , die freundschaftlichen Verhältnisse, welche

zwischen den beiden Ländern bestehen , noch mehr zu be-

festigen , und die Postverhältnisse auf Grundlagen , die

dem Interesse des öffentlichen Verkehrs günstiger sind ,

vermittelst eines Vertrages zu ordnen , welcher dieſes

wichtige Ergebniß gewährleiste , haben zu diesem Zwecke

als ihre Bevollmächtigten ernannt :

Der Bundesrath der schweizerischen Eidgenossenschaft :

den Herrn eidgenössischen Kommissär Benedikt LaRoche-
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Stehelin , gewesenen Generalpostdirektor der Eidge-

nossenschaft,

und Seine Majestät der König der Belgier : den

Herrn Carl Felir Joseph Bareel , Ritter des Leopold-

ordens , Kommandeur des Ordens der Ehrenlegion ,

Ritter des rothen Adlerordens zweiter Klasse , General-

sekretär des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten,

welche, nachdem sie ihre in guter und gehöriger

Form befundenen Vollmachten gegenseitig ausgewechselt,

über folgende Artikel ſich verſtändigt haben :

Art. 1. Es soll zwischen der Postverwaltung der

schweizerischen Eidgenossenschaft und der Postverwaltung

von Belgien eine ununterbrochene und geregelte gegen-

feitige Uebermittlung der Korrespondenzen , sowohl hin-

sichtlich der internationalen Brieffendungen , Zeitungen

und Drucksachen jeder Art, als auch hinsichtlich derjenigen

vorbezeichneten Gegenstände unterhalten werden, die aus

oder nach solchen Ländern gehen , welche hiezu sich der

Vermittlung der genannten Postverwaltungen bedienen.

Art. 2. Die zwischen der schweizerischen und der

belgischen Postverwaltung auszuwechselnden Korreſpon-

denzen werden beiderseits der französischen Postverwal-

tung in geschlossenen Paketen zum Behufe der

Beförderung durch ihr Gebiet vermittelst der bestehenden

Kurseinrichtungen überliefert, kraft Verträgen, welche zu

diesem Ende zwischen Seiner Majestät dem Könige der

Belgier und der französischen Regierung abgeſchloſſen

worden sind.

Die der französischen Postverwaltung für den Trans-

port der vorbenannten Korreſpondenzen durch ihr Gebiet

zukommende Tranſitgebühr wird durch die belgische Post-

verwaltung entrichtet werden.

Art. 3. Die Portopreise , über welche die Postver-

23
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waltung der schweizerischen Eidgenossenschaft und die Post-

verwaltung von Belgien gegenseitig wegen der unter

diesen beiden Postverwaltungen stückweise (à découvert)

ausgewechseltenBriefe berechnen , wird für jeden einzelnen

Brieffestgestellt nach den Abstufungen folgender Gewichts-

progression :

Als einfach werden diejenigen Briefe betrachtet,

deren Gewicht sieben und ein halbes Gramm nicht über-

übersteigt.

Briefe , die von sieben und einem halben Gramm bis

zu fünfzehn Grammen einschließlich wiegen , werden mit

dem doppelten Porto des einfachen Briefes belegt.

Briefe von fünfzehn bis zu zweiundzwanzig und

einem halben Gramm einſchließlich werden mit dem drei-

fachen Porto des einfachen Briefes belegt und so weiter,

für je sieben und ein halbes Gramm ein einfaches Brief-

porto mehr.

Art. 4. Die Aufgeber von gewöhnlichen Briefen ,

sei es aus Belgien nach der Schweiz oder aus der

Schweiz nach Belgien , können nach Belieben die Ent-

richtung des Porto den Empfängern überlassen , oder

das Porto bis zum Bestimmungsorte voraus bezahlen

(frankiren) .

Art. 5. Im Wechselverkehr zwischen der Schweiz

und Belgien , und dann , so weit es möglich sein wird ,

nach solchen Ländern , deren Korrespondenzen durch die

Postverwaltungen der Schweiz und von Belgien ver-

mittelt werden , können Briefe chargirt abgesendet werden .

Das Porto der chargirten Briefe muß immer zum

voraus und zwar bis zum Bestimmungsorte entrichtet

werden. Dasselbe beträgt stets das Doppelte der Tare

für einen gewöhnlichen Brief.

Art. 6. Für einen verloren gegangenen chargirten
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Brief wird diejenige der beiden Adminiſtrationen , auf

deren Gebiet der Verlust statt gefunden , der andern

Adminiſtration unter dem Titel der Entschädigung je

nach Umständen zu Handen des Adressaten oder des

Absenders des Briefes eine Vergütung von fünfzig

Franken innerhalb zwei Monaten vom Tage der Rekla-

mation an entrichten , wobei angenommen wird , daß

die Reklamationen innerhalb sechs Monaten nach dem

Datum der Aufgabe oder der Versendung des chargirten

Briefes geschehen müssen , indem nach dieser Frist die

beiden Administrationen zu einer Vergütung gegenseitig

nicht mehr verpflichtet sind .

Art. 7. Die Portotare gewöhnlicher Briefe , welche

von einem der beiden Länder nach dem andern bestimmt

sind , darf weder in der Schweiz noch in Belgien die

Durchschnittssumme von vierzig Centimes für den ein-

fachen Brief übersteigen.

Die Postverwaltung von Belgien wird der Postver-

waltung der schweizerischen Eidgenossenschaft über dieje-

nigen Briefe , deren Portobezahlung in Belgien ge=

schieht, mit fünfzehn Centimes für den einfachen Brief,

und die schweizerische Postverwaltung wird derjenigen

von Belgien über diejenigen Briefe , deren Portobezah-

lung in der Schweiz geschieht, mit fünfundzwanzig Cen--

times für den einfachen Brief Rechnung halten.

Art. 8. Für Waarenmuster werden die gewöhnlichen

Briefportogebühren entrichtet.

Art. 9. Die Postverwaltung von Belgien wird der

Postverwaltung der schweizerischen Eidgenossenschaft für

die unfrankirte schweizerische , nach dem Königreich der

Niederlande und dem Königreich Preußen bestimmte

Korrespondenz , dann für die frankirte aus diesen Län--

dern nach der Schweiz bestimmte Korrespondenz , welche
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nach gemeinschaftlicher Uebereinkunft durch die schweizes

rische Postverwaltung der Postverwaltung von Belgien

und umgekehrt übergeben wird , fünfzehn Centimes für

den einfachen Brief entrichten.

Die Postverwaltung der schweizerischen Eidgenossen-

schaft wird der Postverwaltung von Belgien für die un-

frankirte belgische , nach dem österreichischen Kaiserstaate

und nach dem Königreich Sardinien bestimmte Korre-

spondenz , dann für die frankirte , aus diesen Ländern

nach Belgien bestimmte Korrespondenz , welche nach ges

meinschaftlicher Uebereinkunft durch die belgische Post-

verwaltung der Postverwaltung der Schweiz und umge-

kehrt übergeben wird , fünfundzwanzig Centimen für den

einfachen Brief entrichten .

Art. 10. Die Postverwaltung von Belgien wird der

Postverwaltung der schweizerischen Eidgenossenschaft für

die unfrankirte , in dem österreichischen Kaiſerſtaate ent-

standene , nach Belgien bestimmte Korrespondenz, so wie

für die frankirte belgische , nach Oesterreich bestimmte

Korrespondenz , welche die österreichische Postverwaltung.

angemessen erachten dürfte, nach gemeinschaftlicher Ueber-

einkunft mit der schweizerischen Postverwaltung, durch

Vermittlung der Schweiz zu versenden und zu empfangen,

vierzig Centimes für den einfachen Brief entrichten, und

zwar:

a. Fünfundzwanzig Centimes für den einfachen Brief,

als Vergütung an Oesterreich ;

b. Fünfzehn Centimes für den einfachen Brief als

schweizerische Tranfittare.

Art. 11. Die Postverwaltung von Belgien wird

gleichfalls der Postverwaltung der schweizerischen Eidge=

nossenschaft für die unfrankirte , aus dem Königreich

Sardinien nach Belgien bestimmte, sowie für die frans
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tirte belgische nach dem Königreich Sardinien beſtimmte

Korrespondenz, welche die sardiniſche Postverwaltung

für passend finden dürfte, nach gemeinschaftlicher Ueber-

einkunft mit der Postverwaltung der schweizerischen Eid-

genossenschaft, durch Vermittlung der Schweiz zu versen-

den und zu empfangen , vierzig Centimes für den ein-

fachen Brief bezahlen , nämlich :

a. Fünfundzwanzig Centimes für den einfachen Brief

als Vergütung an Sardinien,

b. Fünfzehn Centimes für den einfachen Brief als

schweizerische Tranſittare.

Dabei wird angenommen , daß diese Tranfittare auf

fünf Centimes für den einfachen Brief bei denjenigen

Korrespondenzen, welche durch Ferney und St. Julien

über Genf gehen , herabgesezt werden soll.

Art. 12. Die Postverwaltung der schweizerischen

Eidgenossenschaft bezahlt der Poſtverwaltung von Belgien

für die unfrankirte Korrespondenz aus dem Königreiche

der Niederlande nach der Schweiz, sowie für die fran-

kirte Korrespondenz aus der Schweiz nach den Nieder-

landen , welche die niederländische Postverwaltung passend

finden dürfte , nach gemeinschaftlicher Uebereinkunft mit

der belgischen Postverwaltung, durch die Vermittlung

von Belgien zu versenden und zu empfangen , sechszig

Centimes für den einfachen Brief, nämlich :

a. Vierzig Centimes für den einfachen Brief als

Vergütung an die niederländische Postverwaltung ;

b. Zwanzig Centimes für den einfachen Brief als

belgisches und franzöſiſches Tranſitporto.

Art. 13. Die Postverwaltung der schweizerischen

Eidgenossenschaft bezahlt gleichfalls der Postverwaltung

von Belgien für die unfrankirte Korrespondenz aus dem

Königreich Preußen nach der Schweiz , sowie für die
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frankirte Korrespondenz aus der Schweiz nach dem

Königreich Preußen , welche die preußische Postverwal-

tung passend finden dürfte, nach gemeinschaftlicher Ueber-

einkunft mit der belgischen Postverwaltung, durch Vers

mittlung Belgiens zu versenden und zu empfangen ,

nachfolgende Beträge :

a . Als Vergütung an Preußen :

1) Für die Korrespondenz aus oder nach den

preußischen Rheinprovinzen zwanzig Centimes

für den einfachen Brief;

2) Für die Korrespondenz aus oder nach West-

phalen und allen übrigen auf dem linken Ufer

der Elbe gelegenen preußischen Orten vierzig

Centimes für den einfachen Brief ;

3) Für die Korrespondenz aus oder nach andern

preußischen Landestheilen , welche in den beiden

vorhergehenden Paragraphen nicht bezeichnet sind,

sechszig Centimes für den einfachen Brief;

b. Als belgisches und franzöſiſches Transitporto zwanzig

Centimes für den einfachen Brief.

Art. 14. Es versteht sich hiebei , daß die oben im

Art. 9 beidseitig festgesezten Preise für den Transport

durch schweizerisches Gebiet einerseits und durch das

belgische und franzöſiſche Gebiet anderseits , ſo wie, daß

die durch die Art. 10, 11 , 12 und 13 für den Transit

durch die Schweiz einerseits und durch Belgien und

Frankreich anderseits festgesezten Preise gleichfalls auf

jene Korrespondenz aus oder nach andern, in den er-

wähnten Artikeln nicht bezeichneten Ländern , welche die

Postverwaltungen der Schweiz und von Belgien über-

einkommen dürften , im Einverständniß mit den dabei

betheiligten Poſtanſtalten, sich gegenseitig zu übermitteln ,

Anwendung finden werden .
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Art. 15. Wenn die Postverwaltungen derjenigen

Länder , welchen die Schweiz und Belgien zur Vermitt

lung dienen oder späterhin dienen könnten , ihre inländi-

schen Tarife so ermäßigen sollten , daß dadurch auf die

durch den gegenwärtigen Vertrag festgesezten Transittaren

und Gebühren für die beidseitigen Korrespondenzen der

Schweiz und Belgiens nach jenen Ländern und umge-

kehrt Einfluß ausgeübt wird , so sollen jedenfalls die

neuen Gebühren oder Taren , welche aus diesen Modi-

fikationen entstehen, beidseitig nach den gegenseitigen An-

gaben und Berichtigungen der beiden Poſtverwaltungen

angenommen werden.

Art. 16. Die sowohl in der Schweiz als in Belgien

zu erhebende inländische Tare von den auswärtigen

Korrespondenzen, welche die schweizerische und die bel-

gische Postverwaltung sich gegenseitig übergeben , ſoll im

Durchschnitte zwanzig Centimes für den einfachen Brief

nicht übersteigen .

Art. 17. Die Regierung Seiner Majestät des

Königs der Belgier verpflichtet sich , der schweizerischen

Eidgenossenschaft den Transit über das belgische Gebiet

für die Korrespondenzen in geschlossenen Paketen aus

der Schweiz und aus den Ländern , welchen die Schweiz

als Vermittlung dient oder noch dienen wird , nach dem

Königreich der Niederlande und dem Königreich Preußen

und umgekehrt gegen vierzig Centimes für dreißig

Gramme Nettogewicht für die Briefe , und gegen einen

Centime für eine Zeitung oder für einen gedruckten Bogen

zu gestatten.

Art. 18. Die schweizerische Eidgenossenschaft ver-

pflichtet sich ihrerseits , der Regierung Seiner Majeſtät

des Königs der Belgier den Transit über das schwei-
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zerische Gebiet für die Korrespondenzen in geschlossenen

Paketen aus Belgien und aus den Ländern , welchen

Belgien als Vermittlung dient oder dienen könnte , nach

dem Kaiserthum Oesterreich und nach dem Königreich

Sardinien und umgekehrt gegen sechszig Centimes

für dreißig Gramme Nettogewicht für Briefe, und gegen

ein und einen halben Centimes für eine Zeitung oder.

einen gedruckten Bogen zu gestatten .

Ausnahmsweise von den vorhergehenden Bestimmu■-

gen wird die Tranfittare , für welche Belgien der Schweiz

Rechnung zu halten hat , auf zwanzig Centimes für

dreißig Gramme Nettogewicht für Briefe , und auf einen

halben Centime für eine Zeitung oder für einen ges

druckten Bogen ermäßigt , wenn die zwischen Belgien

und Sardinien gewechselten Korrespondenzen vermittelst

Eingangs, beziehungsweise Ausgangs, bei dem franzöſi-

schen Büreau in Ferney, resp . bei dem Büreau in St.

Julien , über Genf geleitet werden.

Art. 19. Die unanbringlichen Briefe , Zeitungen

und Drucksachen , sowie die Korrespondenzkarten und

andere Rechnungsgegenstände, welche bei dem Wechsel-

verkehr in den geschlossenen durch Belgien oder durch die

Schweiz transitirenden Paketen enthalten gewesen find,

deren in den vorstehenden Art. 17 und 18 erwähnt ist,

sollen bei dem Abwägen der Briefe oder bei der Berech-

nung der Zeitschriften oder Drucksachen für die Bemes-

sung der durch die genannten Artikel bestimmten Tranſit-

gebühren nicht mitberechnet werden .

Art. 20. Die in Belgien veröffentlichten Journale,.

Zeitungen, periodischen Werke, broschirten Bücher ,

Flugschriften , Musikalien , Kataloge , Prospekte , Ankün-

digungen und sonstige gedruckte , lithographirte oder

autographirte Anzeigen , welche nach der Schweiz adres-

}
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sirt sind , und umgekehrten Falls die in der Schweiz

veröffentlichten, nach Belgien adreſſirten vorbezeichneten

Gegenstände müssen von beiden Seiten bis zum Be-

stimmungsorte frankirt werden.

Die Frankaturtare dieser Gegenstände ist auf fünf

Centimes für eine Zeitung oder einen gedruckten Bogen,

welches auch deren Format ſein mag , festgeseßt , und

diese Tare wird auf die Poſtverwaltungen der beiden

Länder in dem Verhältnisse von sieben Zehntheilen zu

Gunsten der belgischen Postverwaltung und von drei.

Zehntheilen zu Gunsten der schweizerischen Postverwal-

tung vertheilt.

Es ist erforderlich , daß diese Gegenstände , um die

Portoermäßigung , welche durch gegenwärtigen Artikel

den Zeitschriften und andern Drucksachen bewilligt wird,

zu genießen , unter Kreuzband gelegt werden , dürfen

nicht eingebunden sein, und keinerlei Handſchrift , Ziffer

oder irgend ein Schriftzeichen, ausgenommen das Datum

und die Unterschrift, enthalten.

Zeitungen und sonstige Drucksachen, bei welchen diese

Bedingungen nicht beobachtet würden , werden als Briefe -

betrachtet und demgemäß tarirt werden.

Art. 21. Die aus Belgien nach dem österreichischen

Kaiserstaate und dem Königreich Sardinien bestimmten

Zeitungen und Drucksachen aller Art müssen bis zur

äußersten Gränze der Schweiz unter den im vorſtehenden

Art. 20 festgesezten Bestimmungen frankirt werden .

Art. 22. Die aus der Schweiz nach den Nieder-

landen und nach dem Königreich Preußen bestimmten

Zeitungen und Drucksachen müssen bis zur äußersten

Gränze Belgiens unter den im Art. 20 des gegenwärtigen

Vertrags festgesezten Bedingungen frankirt werden .

Art. 23. Die aus Desterreich und Sardinien nach
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Belgien und nach denjenigen Ländern, welche durch Bel-

gien vermittelt werden, beſtimmten Zeitungen und Druck-

fachen aller Art , so wie die aus den Niederlanden und

Preußen nach der Schweiz und denjenigen Ländern ,

welche durch die Schweiz vermittelt werden , bestimmten

Gegenstände dieser Gattung , sollen beiderseits bis zur

französisch-schweizerischen Gränze frankirt und ohne Porto-

ansaß einander ausgeliefert werden.

Die sowohl in der Schweiz als in Belgien für die

im gegenwärtigen Artikel erwähnten Gegenstände, welche

nach der Schweiz und nach Belgien bestimmt sind , zu

beziehende inländische Tare soll fünf Centimes für eine

Zeitung oder einen Druckbogen nicht übersteigen.

Art. 24. Die Postverwaltungen der Schweiz und

Belgiens legen jeden Monat Rechnung ab über die gegen-

feitige Uebermittlung der Korrespondenzen , und dieſe

Rechnungen , nachdem sie vorher geprüft und gegenseitig

festgestellt worden sind , werden alle drei Monate durch

diejenige Administration bezahlt, welche gegen die andere

als Schuldner anerkannt wird.

Art. 25. Die aus irgend einer Ursache unanbringlich

gewordenen , gewöhnlichen oder chargirten Briefe, Jour-

nale, Zeitungen , periodischen Werke und Drucksachen

aller Art , welche stückweise zwischen den zwei Postverwal-

tungen der Schweiz und Belgiens ausgewechselt wurden,

find gegenseitig am Ende eines jeden Monats zurückzu-

schicken. Diejenigen Gegenstände, welche unter Belastung

überliefert worden sind , werden nur gegen jene Gebüh-

ren, mit welchen sie ursprünglich von dem absendenden

Büreau angerechnet worden sind, zurückgegeben werden .

Diejenigen Gegenstände , welche bis zum Bestim-

mungsorte oder bis zum Gränzpunkte der jenseitigen
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Postverwaltung frankirt worden sind, werden ohne Tar-

ansaß und ohne Abzugsgebühr zurückgeschickt.

Die unanbringlichen unfrankirten, in geschlossenen

Paketen durch die eine der beiden Postverwaltungen für

Rechnung der andern versandten Korrespondenzen werden

zu dem Gewichte und der Gebühr angenommen, zu welchen

fie in den Tranſitrechnungen der betreffenden Postbehörden

angesezt sind , und zwar auf einfache Erklärungen oder

Nominallisten hin , welche als Belege der Abrechnung

dienen, falls die Briefe selbst durch dasjenige Postamt nicht

vorgelegt werden können, welches den daherigen Porto-

bezug von dem anderseitigen Postamte zu fordern hat.

Art. 26. Die unrichtig adressirten oder irrig geleis

teten gewöhnlichen oder chargirten Briefe , Journale ,

Zeitungen, periodischen Werke und Drucksachen aller Art

werden gegenseitig ohne Verzug unter Anrechnung des

Gewichts und der Gebühr , zu welchen das absendende

Postamt dieselben dem empfangenden angerechnet hat,

durch Vermittlung des betreffenden Auswechslungs-

büreau's zurückgeschickt.

Dergleichen Gegenstände, deren Adressaten mittlerweile

ihren Aufenthalt verändert haben , sind sich gegenseitig

für das Porto , welches die Adressaten hätten bezahlen

müssen, anzurechnen oder auszuliefern.

Art. 27. Die Postverwaltung der schweizerischen

Eidgenossenschaft und die belgische Postverwaltung bezeich-

nen gemeinschaftlich die Büreaur , durch welche die gegen-

seitige Korrespondenzauswechslung stattfinden soll. Sie

stellen auch die Form der im Art. 24 erwähnten Rech-

nungen fest , bezeichnen die Inſtradirung der gegenseitig

ausgelieferten Korrespondenzen , und treffen alle übrigen

zum Behufe der ſichern Vollziehung des gegenwärtigen
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Vertrages erforderlichen Bestimmungen und Anord-

nungen.

Es wird hiebei angenommen, daß die vorbezeichneten

Vollzugsbestimmungen durch beide Postverwaltungen ab-

geändert werden können , sobald dieſe im beiderseitigen

Einverständniß die Nothwendigkeit hiezu anerkannt haben

werden.

Art. 28. Gegenwärtiger Vertrag erlangt von dem

im Einverständnisse der beidseitigen Kontrahenten festzu-

sezenden Tage an Kraft und Gültigkeit, und bleibt ver-

bindlich bis zum 31. Dezember 1857.

Wird ein Jahr vor Ablauf dieser Zeit besagter

Vertrag nicht aufgekündigt , so bleibt derselbe von einem

Jahr zum andern verbindlich , bis von einem der beiden

kontrahirenden Theile ein Jahr voraus die Erklärung

erfolgt sein wird , den Vertrag aufhören zu laſſen.

Während dieses lezten Jahres wird der Vertrag in

ſeiner vollständigen und ganzen Ausführung fortbeſtehen,

ohne Nachtheil für den Abschluß und die Saldirung der

Rechnungen zwischen den Postverwaltungen der beiden

Länder nach dem Ablauf des benannten Zeitpunktes.

Art. 29. Gegenwärtiger Vertrag ist durch den schwei-

zerischen Bundesrath mit Zustimmung der schweizerischen

Bundesversammlung und durch Seine Majestät den König

der Belgier zu genehmigen , und sind die Ratifikationen

in Brüssel so bald wie möglich auszuwechseln.

Zu Urkund dessen haben die beidseitigen Bevollmäch-

tigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und dem-

selben ihre Siegel beigesezt.

So geschehen zu Brüssel in doppelter Ausfertigung

den 12. November 1849.

(Sig.) La Roche - Stehelin.

(L. S. )

(Sig.) Bareel.

(L. S.)
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Genehmigt den vorstehenden Vertrag in allen und

jeden darin enthaltenen Bestimmungen und

erflärt:

daß derselbe angenommen, gutgeheißen, ratifizirt und be

ftätigt ist, unter der Zusicherung unverbrüchlicher Erfül-

lung , ohne jemals ein Dawiderhandeln weder direkt noch

indirekt auf irgend welche Weise und unter welchem Vor-

geben dieß auch geschehen möchte , zu begehen oder zu

gestatten.

Zu Urkund deſſen ist gegenwärtiges Aktenstück mit

der Unterschrift des Bundespräsidenten, des Kanzlers und

mit dem Siegel der Eidgenossenschaft versehen worden.

Bern, den 11. Jenner 1850.

(L. S.)

Der Bundespräsident :

H. Drüey.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Geset

über die

Militärorganisation der schweizerischen Eidgenossen-

schaft.

(Vom 8. Mai 1850.)

Die Bundesversammlung der schweizerischen

Eidgenossenschaft,

gestüßt auf die Artikel 18, 19 und 20 der Bundes-

verfassung, und nach Einsicht des Vorſchlages des Bun-

desrathes ,

beschließt:

Erster Titel.

Dienstpflicht.

Art. 1. Jeder Schweizer ist wehrpflichtig. (Art. 18

der Bundesverfaſſung.)

Art. 2. Die Wehrpflicht beginnt mit dem ange-

tretenen zwanzigsten Altersjahre und endet mit dem vollen-

deten vierundvierzigſten Altersjahre.

Art. 3. Einem Bundesgeseze bleibt die Bestimmung

der Ausnahmen sowie der Ausschließungen von

der Wehrpflicht vorbehalten.

Art. 4. Ein besonderes Reglement wird die Eigen-

schaften bestimmen , welche zum Eintritt in den Militär-

dienst erforderlich sind.

Art. 5. Die Stellvertretung für den Militär-

dienst ist untersagt.
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Art. 6. Bei jedem eidgenössischen Aufgebote zum akti-

ven Dienste leistet die dazu berufene Mannschaft der Eid-

genossenschaft den Kriegseid nach folgender Eidesformel :

„Es schwören die Offiziere , Unteroffiziere und Sol-

daten :

„Der Eidgenossenschaft Treue zu leisten ; für die Ver-

theidigung des Vaterlandes und seiner Verfaſſung Leib

und Leben aufzuopfern ; die Fahne niemals zu verlassen;

die Militärgesege getreulich zu befolgen ; den Befehlen

der Obern genauen und pünktlichen Gehorsam zu leiſten ;

strenge Mannszucht zu beobachten und Alles zu thun , was

die Ehre und Freiheit des Vaterlandes erfordern.“

„Das schwöret Ihr vor Gott dem Allmächtigen , To:

wahr Euch seine Gnade helfen möge.“

Hierauf wird nachgesprochen :

„Ich schwöre es.“

Bweiter Titel.

Zuſammenſegung des Bundesheeres.

Erſter Abſchnitt.

Bestand und Eintheilung.

Art. 7. Das Bundesheer, welches aus den Kon-

tingenten der Kantone gebildet wird , besteht :

a) aus dem Bundesauszug , wozu jeder Kanton auf

100 Seelen schweizerischer Bevölkerung 3 Mann zu stellen

hat;

b) aus der Bundesreserve , deren Bestand die Hälfte

des Bundesauszuges beträgt.

In Zeiten der Gefahr kann der Bund auch über die
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übrigen Streitkräfte (die Landwehr) eines jeden Kantons

verfügen.

Den Kantonen bleibt es unbenommen, sowohl in den,

Bundesauszug als in die Bundesreserve mehr Mann-

schaft einzureihen.

Art. 8. Der Bundesauszug wird unter nachfol-

genden Bestimmungen aus sämmtlicher jüngerer Mann-

ſchaft zuſammengesezt, welche die zur Erfüllung der Mili-

tärpflicht erforderlichen Eigenſchaften beſigt , und nach.

Art. 3 nicht davon ausgenommen oder ausgeschlossen ist.

Der Eintritt in den Bundesauszug soll nicht früher

stattfinden , als in dem Jahrgange, in welchem der Ein-

tretende das zwanzigste Altersjahr vollendet hat.

Der Austritt aus dem Bundesauszug erfolgt späte=

ftens in dem Jahrgange, in welchem der Austretende sein

vierunddreißigstes Altersjahr zurückgelegt hat. ¿

Art. 9. Die Bundesreserve besteht aus der Mann-

ſchaft , welche aus dem Bundesauszug ausgetreten iſt.

Der Austritt aus der Bundesreserve erfolgt spätestens

mit dem vollendeten vierzigsten Altersjahre.

Art. 10. Die Landwehr besteht aus der Mannschaft,

welche aus der Bundesreſerve austritt.

Die Wehrpflichtigen dienen in der Landwehr bis zum

vollendeten vierundvierzigsten Altersjahre.

Art. 11. Den Kantonen bleibt es überlaffen , für die

Offiziere aller Klaſſen eine längere Dienstdauer als für

die übrigen Wehrpflichtigen festzuſegen.

Art. 12. Das Bundesheer besteht aus folgenden

Waffenarten;

a. Genietruppen:

Sappeure,

Pontonniere.
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b. Artillerie:

Kanoniere,

Trainsoldaten ,

Parksoldaten.

c. Kavallerie:

Dragoner,

Guiden.

d. Scharfschüßen.

e. Infanterie:

Jäger,

Füfiliere.

Art. 13. Ueberdieß soll ein Krankenwärterkorps

für die Ambulancen und die Spitäler bestehen.

Art. 14. Der Bestand der taktischen Einheiten der

verschiedenen Waffen ist in den Tafeln 1, 2, 3, 4, 5

und 6 enthalten.

Art. 15. Mehrere Batterien , unter einem Kommando

vereint, bilden eine Artilleriebrigade;

Mehrere Schwadronen unter einem Kommando eine

Kavalleriebrigade;

Mehrere Bataillone unter einem Kommando eine In-

fanteriebrigade;

Mehrere Infanteriebrigaden nebst Spezialwaffen unter

einem Kommando eine Division, und mehrere Divi-

fionen der Armee unter einem Kommando ein Armee-

korps.

Art. 16. In jedem Kantone sollen die Kontingente

ftets vollständig in Bereitschaft gehalten werden , und

es soll dafür gesorgt sein , daß der Abgang beim Bun-

desheere aus der gleichen Kontingentsmannschaft ersett

werden könne.

24
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Art. 17. Den Kantonen bleibt überlassen , die Be-

reitschaftskehr der je in einem Kanton aufgestellten

taktischen Einheiten jeder Waffengattung auf den Fall hin

anzuordnen, wo das Bundesheer nur theilweise oder suc-

ceſſive in den eidgenössischen Dienſt berufen wird.

Die Kantone find verpflichtet, jeweilen vor dem

1. Januar dem eidgenössischen Militärdepartemente von

dem von ihnen festgesezten Bereitschaftskehr Kenntniß zu

geben.

Art. 18. Die Beiträge der Kantone an jede der

verschiedenen Waffengattungen und an die Bedienung der

beweglichen Feldspitäler , der Büchsenschmieden , der Feld=

posten und des Verpflegungsdienstes sind durch ein be=

sonderes Gesez zu bestimmen.

Art. 19. Die Mannschaftsskala , welche das

Kontingent für jeden Kanton enthält, ist alle 20 Jahre

einer Revision zu unterwerfen (Art. 19 der Bundesver-

faffung).

Zweiter Abschnitt.

Eidgenössischer Stab.

Art. 20. Es besteht ein eidgenössischer Stab.

Derselbe zerfällt in folgende besondere Zweige :

a) in den Generalstab ;

b) in den Geniestab ;

e) in den Artillerieſtab ;

d) in den Justizstab;

e) in den Kommiſſariatsstab ;

f) in den Gesundheitsstab.

Art. 21. Der Generalstab besteht aus :

40 Obersten ,

30 Oberstlieutenanten ,

30 Majoren,
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und aus einer unbeſtimmten Anzahl von Hauptleuten und

Oberlieutenanten.

Unter den oben aufgezählten Offizieren des General,

stabs soll sich ein Oberst für die Kavallerie, ein Oberst

für die Scharfschügen , nebst der entsprechendën Zahl

von Oberstlieutenanten , Majoren und Subalternoffizieren

dieser beiden Waffen befinden.

Art. 22. Der Geniestab besteht aus :

2 Obersten ,

3 Oberstlieutenanten ,

4 Majoren und aus einer unbestimmten Anzahl

von Subalternoffizieren.

Art. 23. Der Artillerieftab besteht aus :

4 Obersten,

10 Oberstlieutenanten ,

15 Majoren,

und einer unbestimmten Anzahl von Hauptleuten und

Oberlieutenanten.

Art. 24. Der Justizstab besteht aus einem Oberau-

ditor mit Oberstenrang , Chef des Stabes , und einer

unbestimmten Anzahl von Juſtizbeamten nach den nähern

Vorschriften des Gesezes über die Strafrechtspflege.

Art. 25. Der Kommissariatsstab besteht aus:

dem Oberkriegskommiffär mit Oberstenrang,

der erforderlichen Anzahl von Kriegskommiſſariats-

beamten :

der ersten Klasse mit Oberstlieutenantsrang,

der zweiten Klasse mit Majorsrang,

der dritten Klasse mit Hauptmannsrang ,

der vierten Klasse mit Oberlieutenantsrang ,

der fünften Klasse mit ersten Unterlieutenantsrang.

Art. 26. Der Gesundheitsstab umfaßt :
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a) Das Medizinalpersonal, bestehend aus :

dem Oberfeldarzt mit Oberstenrang ;

9 Diviſionsärzten , wovon drei den Oberfilieutenants-

rang bekleiden können , die übrigen mit Majorsrang ;

einem Stabsarzt und einem Stabsapotheker mit Haupt-

mannsrang ;

der erforderlichen Anzahl Spital- und Ambulancen-

ärzten der ersten Klasse mit Hauptmannsran
g, welche

auch zum Dienst als Brigadeärzte verwendet wer=

den können ;

der zweiten Klasse mit Oberlieutenantsrang;

der dritten Klaſſe mit ersten Unterlieutenantsrang.

b) das Veterinärpersonal, bestehend aus :

dem Oberpferdarzt mit Hauptmanns- oder Majors-

rang, und einer unbestimmten Anzahl Stabspferd=

ärzten mit Oberlieutenants- oder ersten Unterlieu-

tenantsrang.

Art. 27. Dem eidgenössischen Stabe ist zugetheilt :

die erforderliche Zahl von Stabssekretären mit

Adjutant-Unteroffiziersrang.

Dritter Abschnitt.

Ernennungen und Entlassungen.

Art. 28. In der Regel werden die Offiziere und

Unteroffiziere der taktischen Einheiten nach den Be-

stimmungen der Militärgeſehe ihres Kantons ernannt und

befördert.

Ein besonderes Reglement bestimmt die für die Offi-

ziere und Unteroffiziere erforderlichen Eigenschaften und

Kenntnisse.

Die Ernennung von Offizieren des Genie, der Artil-

lerie und der Kavallerie kann nur nach vorausgegangen
em
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Unterricht in einer der entsprechenden eidgenössischen Mi-

litärschulen stattfinden.

Ein Reglement wird hierüber das Nähere bestimmen.

Art. 29. Die Ernennung und Beförderung der Of-

fiziere des eidgenössischen Stabes geschieht durch

den Bundesrath.

Die Kantone können Vorschläge für alle Grade: des

eidgenössischen Stabes einreichen.

Die nämliche Befugniß hat der Oberbefehlshaber des

Bundesheeres.

Ebendieselbe Befugniß haben auch die im Art. 116

bezeichneten Inspektoren für ihren Inspektionskreis und

die Chefs der speziellen Zweige in ihren Stabsabthei-

lungen.

Wenn Stabsoffiziersstellen in Erledigung gekommen

find, so hat der Bundesrath , Fälle von Dringlichkeit vor-

behalten, den Kantonen von der Anzahl der vorzuneh-

menden Ernennungen Kenntniß zu geben.

Art. 30. Für die Ernennung in den Generalstab,

den Genie- und Artillerieſtab , sind folgende Bedingungen

aufgestellt :

a) Für die Erlangung des Grades eines Subal-

ternoffiziers : daß der Betreffende wenigstens 2 Jahre

in dem Grade gedient habe , welcher demjenigen , den er

erlangen soll, unmittelbar vorangeht.

b) Für den Grad eines Majors : daß er wenigstens

8 Jahre als Offizier gedient habe , und davon wenig-

stens 2 Jahre als Hauptmann.

c) Für den Grad eines Oberstlieutenants : daß

er 10 Jahre als Offizier gedient habe, und davon wenig-

stens 4 Jahre als Major in einer Spezialwaffe , oder
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2 Jahre als Kommandant, oder denn 2 Jahre in diesem

oder einem höhern Grade zuſammengenommen.

d) Für den Grad eines Obersten: daß er 12 Jahre

als Offizier gedient habe, und davon 4 Jahre als Kom-

mandant, oder denn eben so lange in diesem oder einem

höhern Grade zuſammengenommen.

Art. 31. Zur Ernennung in den Geniestab können

fich auch Aspiranten anmelden , welche noch nicht als

Offiziere brevetirt find . Sie müssen aber vorher einen

vollständigen Lehrkurs dieser Waffe genossen , oder eine

Prüfung über die geforderten Kenntnisse zur Zufriedenheit

bestanden haben.

Art. 32. Die Beförderungen im eidgenössischen

Stabe bis und mit dem Grade eines Hauptmanns haben

nach dem Dienstalter statt. Diejenigen zu den höhern

Graden geschehen nach freier Wahl , je aus den Offi-

zieren des unmittelbar darunter stehenden Grades , sofern

die legtern wenigstens 2 Jahre in demselben gedient haben.

Art. 33. In Abweichung von den Bedingungen in

den Art. 30 und 32 können Ernennungen und Beförde-

rungen in Berücksichtigung ausgezeichneter Dienste oder

ganz besonderer Fähigkeiten stattfinden.

Art. 34. Jeder eidgenössische Oberst ist befugt , einen

ihm persönlich zugetheilten Adjutanten zu haben , welchen

er aus der Zahl der Hauptleute und Lieutenante des eid-

genössischen Stabes bezeichnen kann.

Ebenso hat er das Recht , dem Bundesrathe einen

ihm zugetheilten Stabssekretär vorzuschlagen.

Art. 35. Die Offiziere des eidgenössischen Stabes

können , so lange sie sich in dem durch das Geseg über

die Militärorganiſation ihres betreffenden Kantons feſtge=

segten Dienstalter befinden , von den Militärbehörden des
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Kantons, in welchem sie niedergelassen sind, in ihrem Grade

auch für Verrichtungen im Kantonaldienste in An-

spruch genommen werden. In jedem Fall soll jedoch die

Aufforderung zum eidgenössischen Dienste den Vorzug vor

jeder Verrichtung des Kantonaldienstes haben.

Art. 36. Den eidgenössischen Offizieren ist der Au s-

tritt aus dem Stabe zu gestatten , sofern ihr dießfälliges

Begehren im Laufe des Monats Januar eingereicht wird

und nicht ein Truppenaufgebot nahe bevorsteht.

Ein eidgenössischer Offizier , der erst nach vollendetem

fünfzigsten Altersjahre aus dem Dienste tritt , behält die

Ehrenberechtigungen seines Grades.

Art. 37. Von jeder erfolgten Ernennung und Ent-

laffung soll dem Kantone, dem der Ernannte oder Ent-

laffene angehört , sogleich Kenntniß gegeben werden.

6

Dritter Titel.

Materielles.

Erster Abschnitt.

Bewaffnung, Ausrüstung und Bekleidung.

Art. 38. Die Bewaffnung , Bekleidung und persön-

liche Ausrüstung der Truppen aller Waffen und des Per-

ſonals der eidgenössischen Stäbe wird durch ein besonderes

Gesez festgestellt. Abweichungen von demselben sollen keine

geduldet werden.

Die Kantone erlassen die geeigneten Vollziehungsvor

schriften beim Bundesauszuge und bei der Bundesreſerve.

Art. 39. Die Bundesreserve soll bewaffnet sein , wie

der Bundesauszug.
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Art. 40. Die Landwehr soll mit Gewehren von Lid-

genössischem Kalther versehen sein.

Art. 41. Die Ausrüstungsgegenstände , mit welchen

die Korps beim Eintritt in den Dienst versehen sein

sollen , werden von den Kantonen, gemäß den betreffenden

Reglementen, geliefert.

Art. 42. Die Bestimmungen über die militäriſche

Bekleidung und Ausrüstung der Landwehr werden den

Kantonen überlassen.

Zweiter Abschnitt.

Geschüße und Kriegsfuhrwerke.

A. Geschüße.

Art. 43. Das Geſchüg zerfällt in fünf Klaſſen

nämlich :

1. Geſchüß für die bespannten Batterien.

2. Ergänzungsgeschüß für die bespannten Batterien.

3. Geſchüß für die Gebirgsartillerie.

4. Raketenbatterien.

5. Positionsgeschüß.

Das Geschüß der ersten Klasse , in Batterien einge-

theilt, wird von denjenigen Kantonen geliefert , welche die

Mannschaft zur Bedienung desselben zu stellen haben.

Ein besonderes Gesez wird die Vertheilung der Ge-

ſchüge der ersten Klaſſe unter die Kantone , ſowie die Ver-

theilung der vier legtern Klaſſen zwischen der Eidgenossen=

schaft unddenKantonen, und unter den leztern selbst festseßen.

Art. 44. Die Gesammtzahl der Geschüße für die

bespannten Batterien wird im Verhältniß von wenigstens

zwei Geſchüßen auf je 1000 Mann des Bundesauszuges

und der Bundesreserve festgesezt , wovon mindestens ein
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Sechstheil von schwerem Kaliber und ein Dritttheil Hau-

bigen sein soll.

Art. 45 Das Geschüß der bespannten Batterien

besteht aus:

Batterien von vier Zwölfpfünder-Kanonen ;<

Batterien von vier langen Vierundzwanzigpfünder-

Haubigen;

Batterien von vier Achtpfünder-Kanonen und zwei

Vierundzwanzigpfünder-Haubigen;

Batterien von vier Sechspfünder-Kanonen und zwei

Zwölfpfünder-Haubigen.

Art. 46. Die Gebirgs- und Raketen-Batterien

bestehen in:

Batterien von vier Gebirgshaubigen ;

Batterien von acht Raketengestellen.

Art. 47. Das Ergänzungsgeschüß ist in folgen-

dem Verhältnisse zu der Zahl der bespannten Geſchüße

zu stellen :

für die Zwölfpfünder-Kanonen und langen Vierund-

zwanzigpfünber-Haubigen % ;

für die Gebirgsartillerie ¼ ;

für alle übrigen Geſchüße 1 .

Art. 48. Ueber Zahl , Gattung , Kaliber und Ver-

theilung des Poſitionsgeschüßes wird ein besonderes

Gesez das Nähere beſtimmen.

B. Kriegsfuhrwerke.

Art. 49. Zu den bespannten Batterien sind die

Kaissons und Vorrathslaffetten von den betreffenden Kan-

tonen in folgendem Verhältniß zu liefern :

a. Auf jede Zwölfpfünder-Kanonen-Batterie :

in die Linie: 6 Kaiſſons und 1 Vorrathslaffette ;
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in die Diviſionsparks : 2 Kaiſſons und 1 Vorraths-

laffette;

in die Depotparks : 2 Kaiſſons.

b. Auf jede lange Vierundzwanzigpfünder - Haubig-

Batterie:

in die Linie: 6 Kaiſſons und 1 Vorrathslaffette;

in die Diviſionsparks : 3 Kaiſſons und 1 Vorraths-

Laffette;

in die Depotparks : 2 Kaissons.

c. Auf jede Achtpfünder-Batterie :

in die Linie: 4 Kaissons für Kanonen, 2 Kaissons für

Haubigen, 1 Vorrathslaffette für Kanonen ;

in die Diviſionsparks : 1 Kaiſſon für Kanonen , 3 Kais-

ſons für Haubigen , 1 Vorrathslaffette für Haubigen ;

in die Depotparks : 1 Kaiffon für Kanonen, 1 Kaisson

für Haubigen.

d. Auf jede Sechspfünder-Batterie :

in die Linie: 4 Kaissons für Kanonen, 2 Kaissons für

Haubigen, 1 Vorrathslaffette für Kanonen ;

in die Diviſionsparks : 1 Kaiſſon für Kanonen , 2 Kais-

sons für Haubigen , 1 Vorrathslaffette für Haubigen;

in die Depotparks : 1 Kaiffon für Kanonen, 1 Kaisson

für Haubigen.

Art. 50. Im Fernern haben die Kantone zu liefern :

Zu jeder bespannten Batterie :

1 Rüstwagen, 1 Feldschmiede, 1 Fourgon.

Art. 51. Für die Gebirgs- und Raketen - Bat-

terien werden geliefert :

a. Auf jede Gebirgs-Batterie :

in die Linie: 40 Munitionskisten und 4 Werkzeugkisten ;

in die Diviſionsparks : 1 Kaiſſon ;

in die Depotparks : 2 Vorrathslaffetten.
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b. Auf jede Raketen-Batterie :

in die Linie: 6 Raketenwagen und 1 Vorrathswagen;

in die Diviſionsparks : 3 Raketenwagen.

Art. 52. Ueberdieß ist die weiter erforderliche Anzahl

von Rüftwagen , Feldschmieden , Feuerwerkerwagen, Holzs

wagen, Wagen mit Vorrathsrädern und Kaissons ver-

ſchiedener Art für die Diviſions- und Depotparks , ſowie

auf je zwei bespannte Batterien eine Vorrathslaffette in

die Depotparks zu liefern.

Art. 53. Die für das Positionsgeschüß erfor-

derliche Anzahl Kaiſſons wird im Verhältniß der zu ftel-

lenden Geschüße geliefert, und zwar auf jedes schwere

Geſchüß 2, und auf jedes leichte Geschüß 1 Kaiſſon.

Art. 54. Die Kantone haben zu liefern :

a. Für jede Sappeurkompagnie:

1 Sappeurwagen , 1 Schanzzeugwagen.

b. Für jede Scharfschüßenkompagnie :

in die Linie : 1 Halbkaiſſon ;

in die Diviſionsparks : je für 2 Kompagnien ein Halb-

kaifson ;

in die Depotparks : je für 2 Kompagnien ein Halb-

taiffon.

c. Für jedes Infanteriebataillon :

in die Linie: 2 Halbkaissons und 1 Fourgon ;

in die Divisionsparks : 2 Halbkaiſſons ;

in die Depotparks : 1 Halbkaiſſon.

Es ist gestattet, für 2 Halbkaiſſons je 1 ganzen Kaif-

son zu stellen.

d. Für die Kavallerie im Ganzen :

9 Halbkaissons in die Diviſionsparks.

Art. 55. Von der Eidgenossenschaft werden geliefert

a. Das Kriegsbrückenmaterial ;
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b. Die erforderlichen Feldschmieden für dieKavallerie ;

c. Die nöthige Zahl von Ambülancenwagen ;

d. Für jede Abtheilung des Generalſtabes unb jeden

Diviſions- und Brigadestab ein Fourgon für den

Transport der Büreaugeräthſchaften.

C. Bespannung der Geschüße und Kriegs-

fuhrwerke.

Art. 56. Die Zahl der zur Bespannung der ver-

ſchiedenen Geſchüge und Kriegsfuhrwerke erforderlichen

Pferde ist festgesezt nach Inhalt der Tafel 7.

Die Uebersicht des erforderlichen Bestandes von Reit-

und Zugpferden zu jeder bespannten Batterie , sowie der

Saumthiere für die Gebirgsbatterien , nebst der Verwen-

dung derselben , enthält Tafel 8.

Die Trainpferde und Saumthiere find , je nach dem

Dienste, zu welchem sie verwendet werden sollen , mit

Reitzeugen, Trainpferdgeſchirren oder Packfätteln zu stellen,

Alles nach Vorschrift des Reglements.

Dritter Abschnitt.

Munition.

Art. 57. Die Kantone haben die Munition für ihre

Kontingente nach folgenden Verhältnissen zu stellen :

a. Für die Handfeuerwaffen :

für jeden Infanteristen des Bundesheeres 160 Patronen;

für jeden Scharfschügen des Bundesheeres 320 Schüſſe;

für jeden Kavalleristen des Bundesheeres 40 Patronen ;

für jeden berittenen Artilleriſten , für jedes Feuergewehr

der Sappeur-, Pontonnier- und Park-Kompagnien

20 Patronen.

Der Mehrbedarf für die Genie- und Artillerietruppen
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wird aus den Infanteriekaissons der Diviſionsparks be-

zogen.

Die Zündkapseln find im Verhältniß von 2 Stück auf

jede Patrone oder jeden Schuß zu liefern.

b. Für das Geschüß der bespannten Batterien :

auf jede Zwölfpfünder-Kanone 400 Schüsse;

auf jede Acht- und Sechspfünder-Kanone 500 Schüsse ;

auf jede Haubige 400 Schüsse.

Art. 58. Für das Ergänzungsgeschüß ist die

Munition in gleichem Verhältniß zu liefern , wie für das

Geschüß der bespannten Batterien.

Im Fernern dann:

für jedes Stück Poſitionsgeschüß 150 Schüſſe ,

für jede Gebirgshaubige 200 Schüsse,

für jedes Raketengestell 200 Schüſſe.

Art. 59. Ein Reglement wird das Verhältniß fest-

segen , nach welchem die Munition auf die Mannschaft,

die Kriegsfuhrwerke und die Parks vertheilt werden soll.

Ebenso wird dasselbe das Verhältniß der Kartätschen-

schüsse, der Kartätſchengranaten , der Brandgranaten und

der Kugelschüsse unter einander feststellen.

Art. 60. Von der gesammten Munition sowohl für

die Handfeuerwaffen als die Geſchüße sollen stets zwei

Dritttheile verfertigt und zum Verpacken bereit und für

den legten Dritttheil alles Erforderliche vorhanden sein.

Sämmtliche Munition soll den eidgenössischen Vor-

ſchriften gemäß verfertigt sein.
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Vierter Titel.

Unterricht und Inspektion.

Erster Abschnitt.

Unterricht.

Art. 61. Die Kantone sorgen für den vollständigen

Unterricht der Infanterie ihrer Kontingente nach den

Borschriften der eidgenössischen Reglemente. Die weitere

Ausführung dieses Grundsages ist den Kantonen über-

lafsen , nach folgenden nähern Bestimmungen.

Art. 62. Die Rekruten können erst dann dem

Bundesauszuge zugetheilt werden , wenn sie einen voll-

ständigen Unterrichtskurs bestanden haben. Dieser Unter-

richt ſoll ein gleichmäßiger für alle Rekruten sein und

alle Dienstzweige umfassen.

Zur Vollendung dieses Unterrichtes ist erforderlich ,

daß die Rekruten der Infanterie in Schulbataillonen mit

den erforderlichen Cadres geübt werden.

Für den Rekrutenunterricht der Füfiliere sind wenigs

ftens 28 Tage, und für denjenigen der Jäger mindestens

35 Tage zu verwenden.

Denjenigen Kantonen, in welchen eine längere Dauer

für den Wiederholungsunterricht vorgeſchrieben ist, als

der im gegenwärtigen Geseze bestimmte, kann vom Bun-

desrathe eine verhältnißmäßige Verkürzung der Dauer

des Rekrutenunterrichtes gestattet werden.

Art. 63. Die Mannschaft, welche wegen Abwesen

heit während des betreffenden Dienſtalters nicht bei dem

Bundesauszug oder beziehungsweise bei der Bundesreſerve

eingetheilt werden konnte , ſoll vor ihrem Eintritte bei der
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Bundesreserve oder beziehungsweise bei der Landwehr zu

dem nämlichen Unterrichtskurse angehalten werden wie

die Rekruten des Auszuges.

Art. 64. Zu einem Wiederholungsunterrichte

soll die Infanterie des Bundes auszuges in der Regel

alljährlich, soweit die Lokalverhältniſſe es immer gestatten,

mindestens zu halben Bataillonen auf wenigstens drei

Tage zusammengezogen werden , mit einer Vorübung für

die Cadres von gleicher Dauer.

Die Einrückungstage sind unter den obigen Unterrichts-

tagen nicht begriffen; auch sollen die legtern da , wo eine

Unterbrechung stattfindet , um 2 Tage vermehrt werden.

Wo dieſer Wiederholungsunterricht nur je das zweite

Jahr stattfindet, soll derselbe doppelt so lange dauern.

Da, wo die geographischen Verhältnisse obigen Zu-

fammenzügen außerordentliche Hindernisse in den Weg

stellen , ist der Bundesrath ermächtigt , sich mit den be=

treffenden Kantonsregierungen über einen andern , das

militärische Intereſſe der Eidgenoſſenſchaft immerhin wah-

renden Modus des Wiederholungsunterrichtes zu verstän-

digen.

Ueberdieß soll die Mannschaft alljährlich im Zielschießen

geübt werden.

Art. 65. Der Wiederholungsunterricht für die In-

fanterie der Bundesreserve soll in der Regel alljähr-

lich wenigstens 2 Tage dauern , mit einer Vorübung für

die Cadres von wenigstens 1 Tage.

Der Dienſteintrittstag ist dabei nicht eingerechnet , und

im Falle einer Unterbrechung soll der Unterricht um einen

Tag verlängert werden.

Wo dieser Wiederholungsunterricht nur je das zweite

Jahr stattfindet, ſoll er von doppelter Dauer ſein.
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Ueberdieß soll die Mannschaft alljährlich im Ziel-

schießen geübt werden.

Art. 66. Die Landwehr soll alljährlich wenigstens

einen Tag zur Uebung und Inspektion zusammengezogen

werden.

Art. 67. Um zum Offizier oder Unteroffizier

ernannt zu werden, muß der Betreffende den vorgeschrie

benen Rekrutenunterricht erhalten haben und die weiter

erforderlichen Kenntnisse besigen.

Art. 68. Der Bund sorgt für den Unterricht der

Genietruppen , der Artillerie, der Kavallerie

und der Rekruten der Scharfschügen nach folgenden

nähern Bestimmungen.

Art. 69. Der Unterricht der Rekruten und der

Aspiranten auf Offiziersstellen dieser Waffengattungen

soll alljährlich auf einer angemessenen Zahl von Plägen

und mit Zuzug der erforderlichen Cadres stattfinden.

Die Dauer desselben ist :

Für die Rekruten der Genietruppen 42 Tage.

Für die Rekruten der Artillerie (Kanoniere und Train-

mannschaft) 42 Tage.

Für die Rekruten der Parkkompagnien 42 Tage.

" "/ "/ des Parktrains 35 Tage.

" " 11

# "1

der Kavallerie 42 Tage.

der Scharfschüßen 28 Tage.

Sämmtliche Nekruten sollen den nöthigen Unterricht in

der Soldatenſchule und die Scharfschügen überdieß einen

reglementarisch zu bestimmenden Vorunterricht im Schießen

in ihren Kantonen erhalten haben , ehe sie in die eid-

genössischen Unterrichtskurse eintreten.

Bei Auswahl der Unterrichtspläge für die Kavallerie

und Scharfschügen soll unter den Kantonen, wenn sie es
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2
verlangen und ſie adie : dazu erforderlichen Einrichtungen

zweckentsprechend besigen , nach Verhältniß ihrer daherigen

Kontingentsabtheilungen abgewechselt werden.

Art. 70. Die Genietruppen , die Artillerie , die

Kavallerie und die Scharfschüßen des Bundesauszuges

follen , die beiden erstern alle zwei Jahre , die beiden

legtern jedes Jahr einen Wiederholungsunterricht

erhalten.

a. Die Dauer dieser Uebungen soll bei den Genie-

truppen und der Artillerie für die Cadres 4 Tage und

unmittelbar nachher für die Cadres und die Mannſchaft

vereint 10 Tage betragen , oder denn überhaupt für

die Cadres und die Mannschaft vereint 12 Tage.

-

b. Für die Kavallerie beträgt die Uebung bei den

Dragonern 7 Tage, bei den Guiden 4 Tage. Sie hat

bei den erstern wenigstens schwadronenweise und bei den

legtern kompagnieweise zu geschehen.

Die Reiter, deren Pferde dienstuntauglich oder verkauft

worden sind , sollen zum Einüben der neuen Pferde

(Remonte) auf die Dauer von zehn Tagen vor dem

jährlichen Wiederholungsunterrichte einberufen werden.

c. Die Dauer des Wiederholungsunterrichtes der

Scharfschügen , welcher von den Kantonen ertheilt wird ,

beträgt 2 Tage für die Cadres und unmittelbar hernach

für die Cadres und die Mannschaft vereint 4 Tage, wo-

bei die Uebungen im Zielschießen auf ungegebene Distanzen

besonders berücksichtigt werden sollen.

Art. 71. Die Genietruppen , die Artillerie , die

Kavallerie und die Scharfschüßen der Bundesreserve

ſollen , die beiden erstern alle zwei Jahre , die beiden

leztern jedes Jahr , einen Wiederholungsunterricht ers

halten.

25
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a. Die Dauer dieser Uebungen soll bei den Genie-

truppen und der Artillerie für die Cadres 4 Tage und

unmittelbar nachher für die Cadres und die Mannschaft

vereint mindestens die Hälfte der Zeit betragen , welche

für den Bundesauszug vorgeſchrieben ist , oder denn über-

haupt für die Cadres und die Mannſchaft vereint 6 Tage.

b. Die Kavallerie wird alljährlich wenigstens kompagnie-

weise auf einen Tag zur Uebung und Inspektion zuſam-

mengezogen.

Bei Voraussicht eines aktiven Dienstes soll sie zu

einem Wiederholungsunterrichte einberufen werden.

c. Bei den Scharfschüßen beträgt die Dauer des

Wiederholungsunterrichtes jährlich 2 Tage , mit einer

Vorübung für die Cadres von 1 Tag.

Art. 72. Die Kantone find ermächtigt , die erforder-

lichen Bestimmungen dafür zu treffen , daß die Mannschaft

der Genietruppen , der Artillerie und der Kavallerie,

wenn sie wenigstens 8 Jahre im Bundesauszuge und

4 Jahre in der Bundesreserve gedient hat , bei'm Ueber-

tritt in die Landwehr von jedem Dienste befreit werde.

Diese Mannschaft ist jedoch auf den Kontrollen beizu-

behalten , um sie im Nothfalle einberufen zu können.

Art. 73. Für den höhern Militärunterricht und

eine weitere militärische Ausbildung der Offiziere des

eidgenössischen Stabes , des Kommiſſariats - und Geſund-

heitspersonals , sowie der Offiziere und Aspiranten auf

Offiziersstellen bei den Genietruppen und der Artillerie

soll mit Zuzug der erforderlichen Cadres beſonders gesorgt

werden.

Zu solchem Unterrichte sollen auch die Kommandanten,

Majore und Aidemajore der Infanterie , die Hauptleute

der Kavallerie und Scharfschüßen des Bundesauszuges
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einberufen werden. Diejenigen der Bundesreserve können

auf Begehren der Kantone ebenfalls einberufen werden.

Art. 74. Für die Genietruppen , die Artillerie , die

Kavallerie und die Rekruten der Scharfschügen , den

Kommissariats- und Gesundheitsdienst bestellt der Bundes-

rath die erforderlichen Instruktoren.

Der Bund übernimmt ferner für die Infanterie die

Bildung von Instruktoren für jeden Kanton , nach Ver-

hältniß der zum Kontingente zu stellenden Mannſchaft.

Art. 75. Je das zweite Jahr findet ein größerer

Zusammenzug von Truppen verschiedener Waffen-

gattungen statt.

Art. 76. Der Bund übernimmt die Kosten des in

den Artikeln 68 , 69 , 70 , 71 , 73 , 74 und 75 bezeichneten

Unterrichtes. Jedoch haben die Kantone zu tragen : 3

a. die Lieferung der Pferde mit der erforderlichen Aus-

rüstung für den Rekrutenunterricht ;

b. die Lieferung der Pferde mit der erforderlichen Aus-

rüstung , der Geschüße und Kriegsfuhrwerke für

den Wiederholungsunterricht ;

c . die Lieferung der Pferde mit der erforderlichen Aus-

rüstung , der Geschüße und Kriegsfuhrwerke für

die Lager und andere Truppenzuſammenzüge ähn-

licher Art ;

d. die sämmtlichen Kosten für den Wiederholungsunter-

richt der Scharfschüßen.

Art. 77. Den Kantonen , welche über ihr Kontingent

hinaus in den Spezialwaffen organisirte Korps beſigen,

wird zugelassen , diese überzähligen Korps in den

eidgenössischen Militärſchulen und Lagern unterrichten zu

laffen.

Ein Reglement wird die Bedingungen für dieſe Zu-

lassung festsegen.
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Zweiter Abschnitt.

Ueberwachung und Inspektion.

Art. 78. Der Bundesauszug und die Bundesreserve ,

sowie das Kriegsmaterial der Kantone sind der Ueber-

wachung und Inspektion von Seite des Bundes unter-

worfen.

Art. 79. Die Ueberwachung des Unterrichtes und die

Inspektion der Infanterie und der Scharfschüßen in den

Kantonen wird durch eidgenössische Obersten ausgeübt.

Soweit es den speziell-technischen Theil und die in

die eidgenössischen Militärſchulen berufenen Abtheilungen

der Scharfschüßen betrifft , sollen die Inspektionen durch

den Chef oder durch einen Stabsoffizier dieser Waffe

vorgenommen werden.

Art. 80. Die Inspektion der Genie- und Artillerie-

truppen und der Kavallerie findet in den eidgenössischen

Militärschulen oder bei den periodiſchen Zuſammenzügen

durch den Inspektor oder einen Stabsoffizier der betreffen-

den Waffe statt.

Art. 81. Die Inspektionen des Materiellen und der

Munition in den Kantonen , welche in einer vom Bundes-

rathe zu bestimmenden Reihenfolge stattfinden sollen , wer-

den durch den Inspektor der Artillerie oder einen Stabs-

offizier dieser Waffe vorgenommen.

Art. 82. Die Inspektionen über das Personelle und

Materielle des Gesundheitsdienstes werden durch Offiziere

des Gesundheitsstabes vorgenommen.

Art. 83. Ein Reglement wird die nähern Bestim=

mungen bezüglich dieser Inspektionen und Ueberwachungen

festſegen.
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Fünfter Titel.

Kriegsverwaltung und Rechtspflege.

Erster Abschnitt.

Kriegsverwaltung.

Art. 84. In jedem Kanton soll ein Kantonskriegs-

kommissariat bestehen.

Die Kantonskriegskommissariate ſtehen für Alles, was

auf ihre Kantone Bezug hat , mit der eidgenössischen

Kriegsverwaltung in Verbindung. An sie gelangen die

Weisungen und Anleitungen des Oberkriegskommiſſärs in

Allem , was den eidgenössischen Dienst betrifft.

A. Besoldung.

Art. 85. Jeder im eidgenössischen Dienste stehende

Militär erhält von dem Bunde die für seinen Grad oder

Rang und seine Waffe durch die Tafeln 10, 11, 12, 13,

14, 15 , 16 , 17 und 18 vorgeschriebene Besoldung.

Nach zwei Monaten Dienst im Felde erhält jedes

Korps für jeden Mann vom Feldweibel abwärts täglich

eine Zulage von 5 Rappen. Abweichungen von den Be-

soldungstafeln finden überdieß in den durch die Reglemente

besonders bestimmten Fällen statt.

Es werden keine in die Formation der Korps nicht

aufgenommene Anstellungen beſoldet.

Art. 86. Die Besoldungen , welche in den Tafeln

oder Reglementen nicht festgesezt sind , werden jedes Mal

von dem Bundesrathe für die Dauer eines Feldzuges

oder eines anderweitigen eidgenöſſiſchen Dienſtes beſtimmt.

Art. 87. Jeder Militär , vom Feldweibel abwärts ,

hat von seinem Solde in einem Verhältnisse und zu den
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Zwecken, welche die Reglemente beſtimmen , einen Decompte

stehen zu laſſen.

Art. 88. Bei einem eidgenössischen Aufgebote zum

Dienst im Felde werden vom Bunde den Kantonen für

die Besammlung , sowie für die Entlassung ihrer Kontin-

gente je zwei Tage, und bei'm Zusammenzug derselben

zu eidgenössischen Unterrichtskurſen , ſofern legtere länger

als 3 Tage dauern , je ein Tag Sold vergütet , Alles

nach der Anzahl der beim Ein- und Austritt anwesenden

Mannschaft berechnet.

B. Einquartierung und Verpflegung.

Art. 89. Der Bund sorgt für das Duartier und

die Verpflegung der im eidgenössischen Dienste stehenden

Truppen nach Vorschrift der reglementarischen Beſtim-

mungen.

In den Fällen des Art. 88 wird den Kantonen für

je einen oder zwei Besammlungs- und Entlassungstage

auch die Verpflegung vergütet und zwar nach dem gleichen

Maßstabe, welcher für die Verpflegungsvergütung an die

Gemeinden gilt.

Art. 90. Im Falle der Verpflegung der Truppen

durch die Einwohner, bei denen sie einquartiert sind , oder

durch Requisitionen von den Gemeinden , leistet der Bund

den betreffenden Gemeinden eine durch die Reglemente

bestimmte Vergütung.

Die Gemeinden , in welchen Truppen das Quartier

beziehen , haben unentgeldlich anzuweisen : die erforder=

lichen Lokole für die Büreau's der Stäbe , für die Wacht-

stuben und Arrestzimmer , nebst den nöthigen Geräthen ;

die Pläge zum Aufführen und Aufstellen der Artillerie-

parks und für andere Kriegsfuhrwerke, sowie die Lokale

für Werkstätten der Büchsenschmiede der Kompagnien , der
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Hufschmiede , Schloffer und diejenigen der übrigen Hand-

werfer.

Art. 91. Der Bundesrath ist ermächtigt , bei Vor-

aussicht eines aktiven Dienstes den Kombattanten des

eidgenössischen Stabes, welche beritten sein sollen und die

wirklich ein eigenes Pferd besigen , eine tägliche Fourage-

ration zu vergüten.

C. Gesundheitspflege.

Art. 92. Bei jeder Truppenaufstellung werden die

erforderlichen Spitäler und Feldlazarethe eingerichtet. Die

Kantone weisen dafür die zweckdienlichen Lokale an. Der

Bund bestreitet alle Einrichtungs- und Ausrüstungskosten.

D. Fuhrleistungen.

Art. 93. Die Gemeinden sind verpflichtet , alle durch

die Reglemente vorgesehenen Fuhren zu leisten.

Schiffe jeder Art und Eisenbahnen können zu militäri-

schen Transporten requirirt werden.

Für die Fuhren und Requisitionen leistet der Bund

eine Entschädigung , welche die Reglemente bestimmen.

E. Unterhaltung der Bewaffnung und Ausrüstung.

Art. 94. Jeder Kanton ist verpflichtet , jeden Abgang

an dem von ihm gelieferten Materiellen , an Waffen ,

Munition , Pferden , Fuhrwerken u. dergl. zu ersehen.

Art. 95. Bei dem Eintritte eines Korps in eidgenössi

schen Dienst ist alles Unbrauchbare und Schadhafte in

Bewaffnung, Ausrüstung , an Geſchüßen und Kriegsfuhr-

werken zurückzuweisen oder sogleich auszubeffern ; der Erfäß

oder die Ausbesserung findet auf Rechnung der Kantone

statt.

Art. 96. Für den erforderlichen Unterhalt der Waf-
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fen und Ausrüstung und für den Abgang an Pferdén ,

Geschügen , Kriegsfuhrwerken und Munition während des

Dienstes leistet der Bund an die Kantone oder Korps

eine Entschädigung nach den Bestimmungen der Reglemente.

Art. 97. Bei außerordentlichen Beschädigungen , wie

bei Gefechten , Gebirgsmärschen u. s. w. soll vom Bunde

für Reparaturen an Kavallerie- und Trainpferdausrüstung ,

an Waffen, Geſchüß und Kriegsfuhrwerken eine Vergütung

geleistet werden.

Art. 98. Im Fall ein Kanton , auf Ansuchen hin

zu einer Bewaffnung mehr als ſeinen kantonsmäßigen ·

Antheil leistet, so bezahlt ihm der Bund für dieſes Mehrere

eine billige Entschädigung und erſegt ihm jeden Abgang

daran vollständig.

Art. 99. Alle aus Muthwillen oder Vernachläßigung

verursachten Beschädigungen fallen aufKosten des Urhebers.

Der Bund leistet den Kantonen für solche Fälle keine

Entschädigung. Denselben bleibt aber der Rückgriff gegen

die Fehlbaren offen.

F. Entschädigung für Zerstörung und Beschädigungen von

Eigenthum.

Art. 100. Zerstörungen und Beschädigungen durch

Kriegsanstalten , Uebungslager u. s. w. an öffentlichem

oder Privateigenthum verursacht , werden von dem Bunde

nach Maßgabe der Reglemente vergütet.

G. Militärpensionen.

Art. 101. Die Militärs , welche im eidgenössischen

Dienste verwundet oder verstümmelt werden und die

Wittwen und Waisen oder andere bedürftige Hinterlassene

von Gefallenen erhalten , je nach ihrem Vermögen , eine

angemessene Entschädigung oder Unterſtügung.
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Die nähern Bestimmungen bleiben einem Gesege oder

besondern Beschlüssen der Bundesversammlung vorbehalten..

Zweiter Abschnitt.

Rechtspflege.

Art. 102. Die Rechtspflege wird bei den im eid-

genössischen Dienste stehenden Truppen nach Vorschrift der

eidgenössischen Militärftrafgeſeßgebung verwaltet. Dieſe

soll bei der erfolgenden Revision durch die Bundesverſamm-

lung auch auf den Kantonaldienst ausgedehnt werden.

Sechster Titel.

Militärbehörden und Oberbefehl des Bundesheeres.

Erster Abschnitt.

Bundesbehörden.

A. Bundesversammlung.

Art. 103. Die Bundesversammlung_trifft die geſeß-

lichen Bestimmungen über die Organiſation des eid=

genössischen Wehrwesens , über den Unterricht der Truppen

und über die Leistungen der Kantone und die Verfügungen

über das Bundesheer.

Sie trifft die Festsetzung der eidgenössischen Mannschafts-

und Geldskala (Bundesverfassung, Art. 74).

Art. 104. Die Bundesversammlung beſchließt die Auf-

ftellung von Truppen und bestimmt die Anzahl der legtern.

-Sie ordnet die Entlassung derselben an.

Sie kann übrigens in dieser Beziehung dem Bundes-

rathe oder dem Oberbefehlshaber außerordentliche Voll-

machten ertheilen.
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Art. 105. Die Bundesversammlung ernennt den Ober-

befehlshaber des Bundesheeres und den Chef des General-

stabes (Art. 74, 3iff. 3 der Bundesverfassung.)

Behufs dieser Ernennung kann sie vom Bundesrathe

die Einreichung von Vorschlägen verlangen.

Sie ertheilt dem Oberbefehlshaber seine Verhaltungs-

befehle und beeidigt ihn.

B. Bundesrath.

Art. 106. Der Bundesrath leitet und beaufsichtigt die

Vollziehung der eidgenössischen Militärorganiſation ; er

untersucht die Militärverordnungen der Kantone und ge-

nehmigt sie, wenn ſie mit der eidgenössischen Militärorgani-

sation und den den Kantonen obliegenden Verpflichtungen

nicht im Widersprüche stehen, und überwacht deren Voll-

ziehung.

Art. 107. Es liegt dem Bundesrathe ob , genaue

Kenntniß von dem Stande und der Beschaffenheit der

personellen und materiellen Streitmittel der Eidgenoffenſchaft

und der Kantone zu nehmen.

Die Kantone ſind verpflichtet, dem Bundesrathe alljähr-

lich bis zu Ende Januars die Etats einzureichen.

Art. 108. Der Bundesrath trifft die militärischen

Wahlen, welche nicht durch das Gesez oder die Bundes-

verfassung der Bundesversammlung oder den Kantonen

vorbehalten sind. Er besorgt die erforderlichen Anord-

mungen für den Militärunterricht.

Art. 109. Der Bundesrath veranstaltet die auf Militär-

topographie und Statistik bezüglichen Arbeiten , sowie

überhaupt die Sammlung wissenschaftlicher Hülfsmittel.

Art. 110. Der Bundesrath entwirft die Reglemente

und erläßt die Instruktionen , welche zur Durchführung
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der Militärorganiſation , des Unterrichts, der Bewaffnung ,

der Ausrüstung und Kleidung der Truppen erforderlich

sind und legt die Reglemente wichtigern Belanges der

Bundesversammlung zur Genehmigung vor.

*Art. 111. Der Bundesrath vollzieht die Bundes-

beschlüsse rücksichtlich der Aufstellung einer Armee ; ihm

liegt Alles ob , was auf das Aufgebot , die Ergänzung ,

die Ablösung und Entlassung der Truppen Bezug hat.

Art. 112. Bei einer Truppenaufstellung vertheilt der

Bundesrath das Personelle und Materielle auf die Kan-

tone und zwar , soweit die Verhältnisse es zulaſſen, nach

Maßgabe der Mannschaftsskala oder nach einer billigen

Kehrordnung.

Art. 113. Der Bundesrath übt , wenn fein Ober-

befehlshaber bestellt ist , die Rechte und Pflichten des-

selben aus.

Art. 114. Der Bundesrath entscheidet bei Streitig-

keiten über Besoldung , Vergütung, Einquartierung , Ver-

pflegung , Requisition von Transportmitteln und andern

Leistungen, nach Maßgabe der hierauf bezüglichen Geseze

und reglementarischen Vorschriften.

C. Militärdepartement.

Art. 115. Dem Militärdepartement liegt die Vor-

berathung und Besorgung folgender Geschäfte ob :

1) Die Organisation des Wehrwesens überhaupt ;

2) Die Anordnung und Beaufsichtigung des dem Bunde

obliegenden militärischen Unterrichtes ;

3) Die Ueberwachung der den Kantonen obliegenden

militärischen Pflichten und Leistungen gegen den

Bund , sowie der Kantonalgesetzgebung über das

Wehrwesen ;
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4) Fürsorge für die Vervollkommnung des Wehrweſens

und der Vertheidigungsmittel ;

5) Anschaffung , Aufbewahrung und Unterhaltung des

vom Bunde anzuschaffenden Kriegsmaterials ;

6) Herstellung , Beaufsichtigung und Unterhaltung der

eidgenössischen Befestigungswerke ;

7) Die topographischen Arbeiten der Eidgenossenschaft,

sowie der Kantone , so weit diese dem Bunde zur

Ausführung oder zur Beaufsichtigung zuſtehen ,

nebst dem Stiche der Karte der Schweiz ;

8) Wahlvorschläge in den eidgenöſſiſchen Stab ;

9) Die Ausfertigung der Marschrouten für die auf-

gebotenen Truppen bis zu ihrem Einrücken in die

Linie.

Der jeweilige Entscheid geht vom Bundesrathe als

Behörde aus.

D. Militärbeamte.

Art. 116. Unmittelbar unter dem Militärdepartemente

ftehen :

a) die Inspektoren der Infanterie ;

b) ein Inspektor des Genie;

c) ein Inspektor der Artillerie;

d) ein Oberst der Kavallerie ;

e) ein Oberst der Scharfschüßen ;

f ein Oberauditor ;

g) ein Oberkriegskommiſſär ;

h) ein Oberfeldarzt.

Art. 117. Die Inspektoren der Infanterie

überwachen den Unterricht und besorgen die Inspektionen

der Infanterie und der Scharfschüßen in den Kantonen.

Zu diesem Behufe werden mindestens zehn Obersten je

auf die Dauer von drei Jahren bezeichnet.
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Die Inspektion soll , so weit thunlich, unter sämmt-

lichen eidgenössischen Obersten abwechseln.

Art. 118. Der Inspektor des Genie besorgt Alles ,

was auf seine Waffe Bezug hat; er beaufsichtigt den Bau

und Unterhalt der Befestigungen und leitet die topographi-

schen Arbeiten der Eidgenossenschaft.

Art. 119. Der Inspektor der Artillerie besorgt

Alles , was auf seine Waffe Bezug hat ; er sorgt für die

Vervollkommnung der Vertheidigungsmittel und wacht über

die Anschaffung , den Bau , die Aufbewahrung und den

Unterhalt des Kriegsmaterials der Eidgenossenschaft und

der Kantone.

Dem Inspektor der Artillerie ist ein Verwalter

untergeordnet , welcher alles Materielle der Eidgenossen-

schaft besorgt und die in den eidgenössischen Werkstätten

beschäftigten Arbeiter , sowie die Verfertigung von Waf-

fen , Kriegsfuhrwerken u. dgl. leitet und beaufsichtigt.

Art. 120. Der Oberst der Kavallerie und der

Oberst der Scharfschüßen besorgen Alles , was auf

ihre Waffen Bezug hat und sorgen für die Vervollkomm=

nung derselben.

Art. 121. Dem Oberauditor liegt die nächste

Aufsicht über die Juſtizpflege bei den eidgenöſſiſchen Trup-

pen nach Maßgabe des Militärstrafgesezbuches ob.

Art. 122. Der Oberkriegskommissä
r besorgt

nach Anleitung der einschlagenden Reglemente Alles ,

was auf die Kriegsverwaltung Bezug hat und es leitet

derselbe den Unterricht der Kommissariatsbeamten.

Er soll soviel möglich noch mit andern Verrichtungen

der Militärverwaltung beauftragt werden.

Der Oberkriegskommissär hat genügende Sicherheit zu

leisten.

Art. 123. Dem Oberfeldarzt liegt die Aufsicht
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über die Gesundheitspflege ob. Unter seiner Leitung steht

der Unterricht des Gesundheitspersonals.

Art. 124. Die Inspektoren sind berechtigt , von den

Kontrollen und Etats der Kantone über das Personelle

und Materielle Einsicht zu nehmen , soweit es den ihnen

übertragenen Geschäftskreis betrifft.

Art. 125. Die Amtsdauer der im Art. 116 be-

zeichneten eidgenössischen Militärbeamten ist auf drei Jahre

festgesezt. Sie sind nach dem Ablaufe ihrer Amtsdauer

wieder wählbar.

Zweiter Abschnitt.

Oberbefehl des Bundesheere s.

Art. 126. Der Oberbefehlshaber und der Chef

des Generalstabes werden in der Regel aus dem eid-

genössischen Stabe gezogen.

Ausnahmsweise können sie auch aus andern Offizieren

gewählt werden.

In Ermanglung eines bestellten Kommandanten führt,

von den Chefs der vereinigten Theile , der erste im Grade

und Dienstalter das Kommando.

Art. 127. Bei Aufstellung des Bundesheeres werden.

die Stäbe nach den reglementarisch aufzustellenden Be-

stimmungen zusammengeseßt.

Art. 128. Der Oberbefehlshaber verordnet alle

militärischen Maßregeln , welche er zur Erreichung des

ihm bezeichneten Endzweckes für nothwendig und dienlich

erachtet.

Er theilt die ihm zur Verfügung gestellten Streitkräfte

in Brigaden , Diviſionen oder Armeekorps ein und be-

stimmt deren Stärke ; er erläßt die Armeebefehle; er übt

über alle ihm unterstellten Individuen , nach Anleitung
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7 der bestehenden Militärgeſeße und Reglemente, die höchste

Militärgewalt dus.

Art. 129. Der Oberbefehlshaber ernennt die Ober-

kommandanten des Genie , der Artillerie und Kavallerie ;

die Kommandanten der Armeekorps, der Divisionen und

Brigaden und den Generaladjutanten. Er ernennt ferner

ſeine Adjutanten.

Art. 130. Dem Oberbefehlshaber steht das Recht der

Entlassung bezüglich solcher Offiziere zu , die sich als un-

fähig erweisen , die mit ihrer Stelle verbundenen Pflichten

zu erfüllen.

Art. 131. In dringenden Fällen hat der Oberbefehls-

haber das Recht , außerordentliche Verpflegungen anzu-

ordnen und dem Oberkriegskommissär die Bewilligung zu

ertheilen , Requisitionen an Lebensmitteln und Fourage

auszuschreiben.

Art. 132. Der Chef des Generalstabes ist in

Verhinderungsfällen des Oberbefehlshabers vorübergehend

dessen Stellvertreter. Alle Abtheilungen des Generalstabes

stehen unter seinen unmittelbaren Befehlen.

Art. 133. Ein besonderes Reglement bestimmt die

Verrichtungen der verschiedenen Glieder des Generalstabes

der Armee.

Siebenter Titel.

Verhältniß der eidgenössischen Militärverwaltung zu

derjenigen der Kantone.

Art. 134. Die Militärverordnungen der Kan-

tone dürfen nichts enthalten , was der eidgenössischen

Militärorganisation und den den Kantonen obliegenden
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bundesgemäßen Verpflichtungen entgegen ist , und müſſen

zu dießfälliger Prüfung demBundesrathe vorgelegt werden.

(Art. 20, 3iffer 4 der Bundesverfassung.)

Art. 135. Die Eidgenossenschaft ist berechtigt , bei

einer Truppenaufstellung über alles in den Kantonen

vorhandene Kriegsmaterial, ſeiner Bestimmung ge-

mäß , zu verfügen.

Art. 136. Wenn ein Kanton die Instruktion oder die

Ausrüstung seiner Truppen oder das Materielle vernach-

läßigt , und der dießfalls an ihn ergangenen Aufforderung

keine Folge leistet , so ist der Bund berechtigt, das Man-

gelnde auf Kosten des betreffenden Kantons zu ergänzen.

Art. 137. Im Fall einer eidgenössischen Bewaffnung

darf im Bereiche der eidgenössischen Kantonnemente ohne

Bewilligung des eidgenössischen Truppenkommando keine

Besammlung oder Bewegung von andern Truppen

stattfinden.

Art. 138. Wenn eine Verminderung im Dienste

ſtehender Truppen vorgenommen werden soll, so wird bei

Bezeichnung der zu entlassenden Korps auf das Verhältniß

der Anzahl der von den verschiedenen Kantonen gestellten

Truppen, und der Dauer des von denselben während

dieser Truppenaufstellung geleisteten Dienstes , so viel

möglich Rücksicht genommen.

Art. 139. Wenn eine Truppenaufstellung drei Mo-

nate lang gedauert hat, so soll der Bund die bei der-

selben verwendeten Truppen ablösen lassen , wenn die

Kantone, welchen jene Truppen angehören, dieß verlan=

gen, und eine Ablösung nicht ohnehin sehr nahe bevor-

steht.

Art. 140. Die Militärs und andere im eidgenössischen

Militärdienste stehende Personen, sowie die für diesen
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Dienst erforderlichen Militäreffekten , Armeefuhrwerke , Re-

quisitionsfuhren, Lebensmittel und Getränke sind von Be-

zahlung irgend einer Abgabe und namentlich der Weg-

und Brückengelder und jeder Art von Zöllen und Kon-

fumogebühren befreit.

Art. 141. Es dürfen keine öffentlichen Werke

errichtet werden , welche die militärischen Interessen der

Eidgenossenschaft verlegen.

Die militärischen Behörden des Bundes und der Kan-

tone find verpflichtet , darüber zu wachen , daß dieses

Verbot nicht übertreten werde.

-

Wer trog erfolgter Warnung von Seite jener Behör-

den eine derartige Baute beginnt oder fortsegt, verliert,

wenn die Zerstörung des Werkes nothwendig wird , den

durch Art. 100 zugesicherten Anspruch auf Entschädigung.

•

Art. 142. Wo durch Zerstörung schon bestehender

Befestigungswerke die Behauptung der Unabhän-

gigkeit des Vaterlandes und die Vertheidigung des ſchwei-

zerischen Gebietes gefährdet würde , steht der Bundesver-

sammlung das Recht zu , dieselbe zu untersagen.

Art. 143. Die Kantone , Gemeinden , Korporationen

und Privaten sind verpflichtet , das erforderliche Eigenthum

gegen volle Entschädigung zu Kriegszwecken abzutreten

oder zur Benugung zu überlaſſen.

Art. 144. In der Regel soll der Wehrpflichtige in

dem Kantone Dienste leisten , in welchem er nieder-

gelassen ist.

Ausnahmsweise kann einer mit Bewilligung der Be-

hörde des Kantons , in dem er niedergelaſſen ist , in einem

andern Kantone Dienste thun. In dieser Beziehung find

namentlich solche zu berücksichtigen , die nächst der Grenze

ihres Heimathkantons niedergelassen sind.

26
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Die Bewilligung, in einem andern Kantone Dienste

zu thun, kann nicht verweigert werden, wenn der Pflich-

tige bereits einer Waffe angehört, die der Kanton , in

welchem er niedergelassen ist , nicht besißt.

Art. 145. Jeder Wehrpflichtige, der aus Grund

einer theilweisen oder gänzlichen Entlassung aus dem

Militärdienste befteuert wird, hat die Steuer in dem-

jenigen Kantone zu bezahlen, in dem er niedergelaſſen iſt.

Achter Titel.

Schlußbestimmungen.

Art. 146. Die Rechte und Pflichten, welche in

den noch in Kraft bestehenden Gesezen , Reglementen,

Verordnungen und Beschlüssen dem eidgenössischen Kriegs-

rathe zugeschrieben sind , gehen an den Bundesrath über.

Art. 147. Die Kantone sind verpflichtet , die allmäh-

lige Umänderung des zur Armee zu stellenden Kriegs-

materials, so wie die Bewaffnung der Kontingente

nach den eidgenöſfiſchen Ordonnanzen zu bewerkstelligen.

Für die Umänderung der bei der Bundesreſerve noch

vorhandenen Steinschloßgewehre wird ein ' Reglement das

Nähere im Sinne möglichster Einfachheit und Dekonomie

bestimmen.

Art. 148. Bis zur Reviſion des Reglements über

das Kleidungswesen und die Equipirung wird da, wo die

Aermelweste bei der milizpflichtigen Mannschaft vorhanden

ift, die Anschaffung des Uniformrockes den Kantonen

freigestellt.
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Deßgleichen steht es bis zu dem angegebenen Zeits

punkte den Kantonen frei , die Anschaffung des Uniform-

rockes für die Offiziere vorzuschreiben oder nicht.

Art. 149. Die Bestimmungen des allgemeinen Militär-

reglements find mit Annahme des gegenwärtigen Geſeges

aufgehoben.

Bis nach erfolgter Revision der Mannschafts- und

Geldskala bleiben jedoch die Bestimmungen desselben über

den Bestand des Bundesheeres und die Leistungen der

Kantone an Personellem und Materiellem aller Waffen-

gattungen in Kraft. Unmittelbar nachher sind dieselben

durch ein neues Gesez festzustellen.

Art. 150. Die übrigen eidgenössischen Militärregle=

mente, soweit dieſelben mit gegenwärtigem Geseze nicht

im Widerspruche stehen , bleiben in Kraft.

Im Falle der Revision solcher Reglemente , welche

seiner Zeit von der Tagſagung erlassen worden sind ,

sollen dieſelben der Genehmigung der Bundesverſammlung

unterstellt werden.

Der schweizerische Bundesrath ,

beschließt :

Einziger Artikel.

Das vorstehende Gefeß über die Militärorganisation

der schweizerischen Eidgenossenschaft ist den sämmtlichen
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Kantonsregierungen zur üblichen Publikation mitzutheilen

und gleichzeitig in das Bundesblatt und in die offizielle

Sammlung der Eidgenossenschaft aufzunehmen.

Bern, den 8. Mai 1850.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

der Bundespräsident :

H. Drüey.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft :

Schieß.
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Tafel. 1.

Bestand und Bildung einer Kompagnie

Genietruppen.

Grade.
Sap Ponton-

peure. niere.

Hauptmann 1 1

Oberlieutenant 1 1

Erster Unterlieutenant 1 1

Zweiter Unterlieutenant 1 1

Arzt, mit Oberlieutenantsrang 1 1

Feldweibel 1 1

Fourier
1 1

Wachtmeister 4 4

Korporale
8 8

Frater 1 1

Tambouren 3 3

Soldaten 77 77

Total 100 100

Bemerkungen.

1) Für die Sappeurkompagnien ſind vorzugsweise die

diesem Dienst entſprechenden Handwerker auszuwählen.

2) Die Pontonnierkompagnien sollen soviel möglich

aus Schiffleuten und solchen Handwerkern bestehen , deren

Beruf diesem Dienste entspricht.

3) Wenn im Brückenmaterial Aenderungen eintreten ,

so soll die entsprechende Modifikation im Bestand der Pon-

tonnierkompagnien getroffen werden.
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Tafel 2.

Bestand und Bildung der Artilleriekompagnien.

Grade.

1
2
p
f
ü
n
d
e
r

K
a
n
o
n
e
n
-

u.2
4
x
f
ü
n
d
e
r

l
a
n
g
e

H
a
u
b
i
ß

-B
a
t
t
e
r
i
e

.

8
p
f
ü
n
d
e
r

u.6
p
f
ü
n
d
e
r
-

B
a
t
t
e
r
i
e

.

G
e
b
i
r
g
s

-B
a
t
t
e
r
i
e

. R
a
k
e
t
e
n

-B
a
t
t
e
r
i
e

.

P
o
s
t
i
o
n
s

-K
o
m
p
a
g
n
i
e

.

P
a
r
k

-K
o
m
p
a
g
n
i
e

.

Hauptmann .

Oberlieutenant

I. Unterlieutenant

II. Unterlieutenant

1

1

1

1

1
2
1
1

2

1
1
1
1

1

-
-
-

1 1

1 1 1 1

1 1

Arzt, mit Oberlicu-

tenantsrang
1 1 1 1

Pferdarzt,mitII . Un-

terlieutenantsrang
1 1 1

Adjutant-Unteroffizier
1 1

Feldweibel
1 1

Fourier
1 1

Trainwachtmeister 1 1

Kanonierwachtmeister 5

Oberfeuerwerker

Kanonierkorporale

Trainkorporale

5
4

7

1
1
1
5

1 1 1

1

- -

4 5

- --

2
1
5

Feuerwerker .

Kanoniergefreite

Traingefreite

Frater

Hufschmied , wovon

1 Gefreiter

Schlosser .

Wagner

4

7
2

7

4

5
2

2

4

1

5

13

- -

14 10

-

7 8 4

1 1 1

1
1
9
1
7

4
4
1

10

2

1 1

2
7 1 1 -

1 ― 1

1 1 1

Sattler

Trompeter

Tambouren

Kanoniere oder Park-

soldaten

Trainsoldaten

1 2

2
4 1 1

4 4 3 2

- - -

1
0
0

3

2

40 60 28 28 47

44 53 44 15

Total 138 175 115 70

—

8
8
8

35

80 60
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Bemerkungen zu Tafel 2.

1) Die beiden Lieutenante bei den Raketenbatterien

und den Parkkompagnien können erste und zweite Unter-

lieutenante oder Oberlieutenant und Unterlieutenant sein.

2) Die Mannschaft einer Parkkompagnie soll minde-

stens zur Hälfte aus Handwerkern bestehen und zwar aus

Arbeitern in Holz und Eiſen, aus Spenglern , Sattlern,

Seilern und Flachmalern.

3) Bei den übrigen Artilleriekompagnien sollen sich

außer den etatsmäßig angestellten Arbeitern noch mehrere

andere solcher Handwerker und , wo möglich , auch einige

Zimmerleute, Schneider und Schuster befinden .
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Tafel 3.

Bestand und Bildung der Kavalleriekompagnien.

Grade.

Hauptmann

Oberlieutenant

Erster Unterlieutenant

Dra

Guiden.

goner.

1 1

1. 1

Pferdarzt, mit zweiten Unterlieu-

tenantsrang
1

Feldweibel 1 1

Fourier
1

Wachtmeister 2

Korporale
6

2
4

Frater
1

Hufschmied 1 1

Sattler 1

Trompeter 4 1

Reiter . 56 21

Total 77 32

Bemerkungen.

1) Wenn zwei Dragonerkompagnien zu einer Schwadron

vereinigt sind , so befehligt der ältere Hauptmann die

Schwadron.

2) Zwei Dragonerkompagnien , zu einer Schwadron

vereinigt , wird ein Arzt beigegeben mit Oberlieutenants-

rang.

3) Der Oberlieutenant einer Guidenkompagnie kann

zum Hauptmannsgrad und der Unterlieutenant zum Ober-

lieutenant befördert werden.
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Tafel 4.

Bestand und Bildung einer Scharfschüßen-

kompagnie.

Grade. Anzahl.

Hauptmann

Oberlieutenant

Erster Unterlieutenant

Zweiter Unterlieutenant

Feldweibel

Fourier

1

1

1

1

1

1

Wachtmeister
5

Korporale 10

Frater 1

Büchsenschmied
1

Trompeter . 4

Scharfschüßen
73

Total 100
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Tafel 5.

Bestand und Bildung eines Bataillonsſtabes.

Kommandant

Major .

Grade.

Aidemajor , mit Hauptmanns- oder Lieu-

tenantsgrad

Quartiermeister, mit Hauptmanns- oder

Oberlieutenantsgrad ·

Anzahl.

1

1

1

1

1

• •

• 1

2

Fahnenträger , mit Lieutenants- oder Ad-

jutantunteroffiziersgrad

Feldprediger , mit Hauptmannsrang

Bataillonsarzt, mit Hauptmannsrang

Unterärzte, mit ersten Unterlieutenantsrang

Adjutantunteroffizier

Stabsfourier

Waffenunteroffizier, mit Wachtmeistersrang

1

1

Tambourmajor
1

1

Wagenmeister,
1" "

Büchsenmacher , 2" "

Schneidermeister , 1" "

Schustermeister ,
1

" "

Provos
1

Total 19
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Bemerkungen zu Tafel 5.

1) Ein Halbbataillon hat nur einen Stabsoffizier

mit Kommandanten- oder Majorsgrad , einen Unterarzt

und einen Büchsenschmied .

2) Bataillonen , welche aus Mannſchaft beider Glau-

bensbekenntnisse zusammengesezt sind , können zwei Felds

geistliche mitgegeben werden.

3) Der Fahnenträger oder einer der bei den Kom-

pagnien eingetheilten Offiziere soll als Waffenoffizier für

das Bataillon bezeichnet werden .

4) Bei jedem Bataillon ſollen unter den Spielleuten

der Kompagnien ein Tambour- und ein Trompeterkorporal

aufgestellt sein.

5) Wenn dem Bataillon die Mitführung einer Feld-

musik gestattet wird , so soll deren Stärke 21 Mann

nicht übersteigen , den Kapellmeister mit Adjutantunters

offiziersrang inbegriffen.
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Tafel 6.

Bestand und Bildung der Jäger- und Füfilier-

Kompagnien.

Grade.
Jäger.

Füsi-

liere.

Hauptmann 1 1

Oberlieutenant 1 1

Erster Unterlieutenant 1 1

Zweiter Unterlieutenant 1 1

Feldweibel 1 1

Fourier
1 1

Wachtmeister 5 5

Korporale 10 10

Frater
1 1

Zimmermann 1 1

Trompeter 4

Tambouren 3

Jäger , Füsiliere
80-90 80-90

Total 107-117 106-116

Bemerkungen.

1) Zwei Jägerkompagnien und vier Füsilierkompag-

nien bilden ein Bataillon.

2) Das Geſeß über die Vertheilung der Kontingente

auf die Kantone wird das Nähere über die Verwendung

der Bruchtheile an Infanterie festseßen , um je nach

der Stärke derselben Halbbataillone oder einzelne Kom-

pagnien daraus zu bilden .
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Tafel 7.

Bespannung der Geschüße und Kriegsfuhrwerke.

P
f
e
r
d
e

.

9
8
6
8

6

4

6

4

4

4

4

I. Batteriefuhrwerke.

a. Geschüße.

Zwölfpfünder-Kanonen

Vierundzwanzigpfünder lange Haubizen

Achtpfünder- und Sechspfünder-Kanonen

Vierundzwanzigpfünder kurze Haubißen

Zwölfpfünder-Haubigen
•

b. Vorrathslaffetten ,

der bespannten Batterien

c. Kaissons und übrige Kriegsfuhrwerke.

Jeder Kaisson

Jeder Raketenwagen

Rüstwagen der bespannten Batterien

Vorrathswagen der Raketenbatterien

Feldschmiede der bespannten Batterien

II. Für die Diviſionsparks bestimmte

Artilleriefuhrwerke, sowie Linien-

und Parkkaissons der übrigen

Waffen.

a. Vorrathslaffetten.

Für Zwölfpfünder-Kanonen

Für Vierundzwanzigpfünder lange Haubizen

Für Achtpfünder- u. Sechspfünder-Kanonen

Für Vierundzwanzigpfünder kurze Haubißen

Für Zwölfpfünder-Haubizen

2
2
2
2
2
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P
f
e
r
d
e

.

4
4

4

2
4
4
4
4
2

2
2
1

b. Kaissons und übrige Kriegsfuhrwerke.

Jeder Artillerie- und ganze Infanterieķaiſſon

Jeder Raketenwagen

Jeder Halbkaiffon für Infanterie , Scharf-

schüßen oder Kavallerie

Nüstwagen

Feldschmiede

Feuerwerkerwagen

Artillerie-Schanzzeugwagen

Sappeurwagen

III. Fourgons.

Fourgon einer Abtheilung des Generalstabes

Fourgon eines Divisionsstabes

Fourgon eines Brigadestabes

Bemerkung.

Alle in dieser Tafel nicht benannten Führwerke wers

den durch Requisitionspferde bespannt.
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Tafel 8.

Bestand der Pferde und Saumthiere jeder Batterie.

Pferde.

1
2
p
f
ü
n
d
e
r

K
a
n
o
n
e
n
-

u
n
d

2
4
p
f
ü
n
d
e
r

l
a
n
g
e

H
a
u
b
i
ß

-B
a
t
t
e
r
i
e

.

8
p
f
ü
n
d
e
r

u
n
d

6
p
f
ü
n

b
e
r

-B
a
t
t
e
r
i
e

.

G
e
b
i
r
g
s

-B
a
t
t
e
r
i
e

. R
a
k
e
t
e
n

-B
a
t
t
e
r
i
e

.

P
o
s
i
t
i
o
n
s

:

K
o
m
p
a
g
n
i
e

.

a. Reitpferde der

Offiziere.

Hauptmann .

Oberlieutenant

Erster Unterlieutenant

Zweiter Unterlieutenant

Arzt .

Pferdarzt

Total der Offizierspferde

jeder Batterie

b. Reitpferde der

Unteroffiziere.
1

Adjutantunteroffizier

Feldweibel

Fourier

2

2

2
2
1
1
T
H

2
1
1
1
1
1 1

1

1

1

1
1
1p
o
d

p
o
d

786635

1

1

1

1

Trainwachtmeister

Trainkorporale

Trompeter

1

4 4

4 4

---

1
2

1
2
1

Total der Reitpferde der

Unteroffiziere u. Trom-

peter jeder Batterie .

c. Zugpferde .

d. Saumthiere

1
8
5

12 12 3 5

80 84 -
•

44

8
8
8
8

28

104 5353 36 5

Totald. Pferde u. Saum-

thiere jeder Batterie .
99 104
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Tafel 9.

Bestand des Materiellen jeder Batterie.

MaterielLe s..

Geschüße:

Kanonen

Haubigen

Raketengestelle

Kaissons:

"

für Kanonen

Haubigen

Munitionskisten

Raketenwagen

Vorrathslaffetten:

für Kanonen

" Haubigen

•Rüstwagen

Werkzeugkisten

Vorrathswagen

Feldschmiede
•

Fourgon

1
2
p
f
ü
n
d
e
r

K
a
n
o
n
e
n
-

B
a
t
t
e
r
i
e

.

2
4
p
f
ü
n
d
e
r

l
a
n
g
e

H
a
u
b
i
ß

-B
a
t
t
e
r
i
e

. 8
p
f
ü
n
d
e
r

-B
a
t
t
e
r
i
e

. 6
p
f
ü
n
d
e
r

-B
a
t
t
e
r
i
e

. G
e
b
i
r
g
s

-B
a
t
t
e
r
i
e

. R
a
k
e
t
e
n

-B
a
t
t
e
r
i
e

.

1
1
0
0

1
1
1
0

1
1
9
140

4
2

|

4

4
2

|
4
2
1
]

-
1

1
1
1

1
4
1

1
0
1
1

|
|

|

0
1
1
1

1 1

1

Total: 14 14 16 16 48 15

Schüsse:

für Kanonen

Haubigen"

Raketen

562 486 700

378 132 244 320

- -

1
2
8
1
2
0

Total der Schüffe: 562 378 618 944 320

Bemerkungen.

1) Die Vorrathslaffetten find auch mit Munition auszurüſten.

1
1
1

1

2) Die Zahl der Schüsse einer Raketen - Batterie wird durch das

Reglement bestimmt.
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Tafel 10.

Besoldungsetat des eidgenössischen Stabes.

Sold.

Grade.

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
z
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

. F
o
u
r
a
g
e
r
a
t
i
o
n
e
n

.

Oberbefehlshaber , täglich

Chef des Generalstabes

• 40

16

Oberst *) in allen Abtheilungen

des eidgenössischen Stabes 12

Oberstlieutenant "/ " •

Major . "

Hauptmann

Oberlieutenant " "

"Erster Unterlieutenant

Zweiter Unterlieutenant

Stabssekretär .

"

8
48

8
3

1
9
0

4
3
2
2
2
2
2

3
3
2
2
2
2
2
1

I
l
a
l
a
l

!
!

2
9
7
5
4
3
3
Q

1

-

*) Bemerkungen.

1) Wenn ein eidgenössischer Oberst zum Kommando

eines Armeekorps berufen wird , so erhält er während

der Dauer seiner Anstellung einen täglichen Sold von

Frkn. 24, 4 Mundportionen und 4 Fouragerationen.

2) Wenn ein eidgenössischer Oberst zum Kommando

einer Diviſion oder der Artillerie berufen wird , so erhält

er während der Dauer seiner Anstellung eine tägliche

Zulage von Frkn. 4.

27
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Tafel 11 .

Besoldungsetat der Beamten des Justizstabes , des

Kommissariatsstabes und des Gesundheitsstabes .

Sold.

Rang.

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
ß
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

. F
o
u
r
a
g
e
r
a
t
i
o
n
e
n

.

1

2 -

9

7

2
2

5 5 2

12 2 2

a. Justiz stab.

Justizbeamter mit Oberstenrang 12

nantørang

Oberstlieute

Justizbeamter mit Majorsrang

"

rang

Hauptmanns-

b. Kommissariatsstab.

Oberkriegskommiſſär

Kriegskommissariatsbeamter :

Der I. Klasse mit Oberstlieute-

nantsrang .

Der II. Klasse mit Majorsrang

1
5

9
7

Der III. Klasse mitHauptmanns-

rang .

Der IV. Klasse mit Oberlieute-

nantsrang

Der V. Klasse mit ersten Unter

lieutenantsrang

c. Gesundheitsstab.

Oberfeldarzt

Divisionsarzt mit Oberstlieute-

nantsrang
•

2
2

2
22

2

5 5 2 1

4 -- 2 1

3 5 2 1

12 2 2

Divisionsarzt mit Majorsrang 7

Stabsarzt

Stabsapotheker

Oberpferdarzt

Stabspferdarzt mit Oberlieute-

nantorang •

Stabspferdarzt mit ersten Un

terlieutenantsrang ·

2
2
2
2
2

1
1
5
5
5

9
9
5
5
5

4

2
2
1
1
2

2 1

3 5 2 1
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Bemerkungen zu Tafel 11 .

1) Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Gesezes

über die Besoldung des Oberkriegskommissärs .

2) Die Beamten des Kommissariats und des Geſund-

heitsstabes erhalten nur in dem Falle Fouragerationen ,

als fie bei den Truppenkorps angestellt sind oder den-

selben in Aufträgen folgen müssen.

3) Wenn der Oberpferdarzt Majorsrang hat , fo

bezieht er den seinem Rang entsprechenden Sold .
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Tafel 12.

Besoldungsetat der Genietruppen.

Sold.

Grade.

Hauptmann , täglich

Oberlieutenant .

Erster Unterlieutenant

Zweiter Unterlieutenant

Arzt, mit Oberlieutenants-

rang

Feldweibel

Fourier

Wachtmeister

Korporal

Frater

Tambour

Sapeur , Pontonnier

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
z
e
n

.

R
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

.

F
o
u
r
a
g
e
r
a
t
i
o
n
e
n

.

2

2
1
1
1

5
2
6
2

4
3
2
2

3

2

2
9
7
6
5
5
4
3

5

1

1

1

1

1

1

-



über die Militärorganisation. der schweiz. Eidgenossenschaft. 421

Tafel 13.

Besoldungsetat der Artillerietruppen.

Sold.

Grade.

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
ß
e
n

.

R
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

. F
o
u
r
a
g
e
r
a
t
i
o
n
e
n

.

Hauptmann , täglich

Oberlieutenant •

·

Erster Unterlieutenant

Zweiter Unterlieutenant

Arzt , mit Oberlieutenants-

rang ·

Pferdarzt, mit zweiten Un-

terlieutenantsrang

Adjutantunteroffizier

Feldweibel

Fourier •

•

Trainwachtmeister

Kanonierwachtmeister

Oberfeuerwerker

Kanonierkorporal

Trainkorporal

Feuerwerker

Kanoniergefreiter

Traingefreiter
•

•

Hufschmied als Gefreiter

Frater

Hufschmied

Wagner

Sattler

Schlosser

Trompeter

Tambour

Kanonier oder Parksoldat

Trainsoldat

4

2

5
2
5
2

4
3
2
2

3

6

2

2
1
1

2 1

1

-
-
་

་
་
་

1

2
- 1 1

2
1

2
5
9
7
7
6
7
D
5

4

1с
т
а
т
т
я

1
1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

4 5 1

5 1

1

1

1

5
5

4
3
3

1

1

1
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Bemerkungen zu Tafel 13.

1) Die Hauptleute der bespannten Batterie erhalten

zwei Fouragerationen.

2) Die Unteroffiziere und Trompeter , welche nach

Tafel 8 beritten sein sollen , erhalten eine Fourageration.

3) Die Besoldung der Mannschaft des Parktrains ist

für jeden Grad derjenigen des nämlichen Grades der

Artillerietruppen gleich.
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Tafel 14.

Besoldungsetat einer Kompagnie Kavallerie.

Sold.

Grade.

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
z
e
n

N
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

.

F
o
u
r
a
g
e
r
a
t
i
o
n
e
n

.

Hauptmann , täglich

Oberlieutenant .

Erster Unterlieutenant

Pferdarzt, mit zweiten Un-

terlieutenantsrang

Feldweibel •

Fourier

Wachtmeister

Korporal

Frater

Hufschmied

Sattler

Trompeter

Reiter

2

3
2
2

2
2
2

1
1
1

5
2
7

4
3
2

2

2
1

2
1
0
7
6
0
5
5
6
5

8

a
l

c
e
r
e
r
e
r
e
r
a
r

l'

1 1

1 1

5 1 1

1 1

1

1 1

1 1

1 1

1 1

1 1
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Tafel 15.

Besoldungsetat einer Scharfschüßenkompagnie.

Sold.

Grade.

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
ß
e
n

.

R
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

.

Hauptmann, täglich

Oberlieutenant

Erster Unterlieutenant

Zweiter Unterlieutenant

Feldweibel

Fourier

Wachtmeister

Korporal

Frater .

Büchsenschmied

Trompeter . 3

Scharfschüß 3

5

5

5

5

5

1
1
1
1
1
1
0
L
O

L
O
L
O
L
O
L
O
L
O

7

1
1
3

4
2
2
2

1

-

8
6
5
4
4
4
B
B

2

1

1

1

1

1

1

2
1
1

-
-
-

peccal
p
a
l
p
a
l
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Tafel 16.

Besoldungsetat des großen und kleinen Stabes

eines Bataillons Infanterie.

Sold.

Grade.

F
r
a
n
k
e
n

.

Kommandant, täglich . 8

Major 6

Aidemajor , nach seinem

Grad 1) .

Quartiermeister , nach sei-

nem Grad ¹ ) .

Fahnenträger , nach seinem

Grad.

Feldprediger , mit Haupt-

mannsrang

Bataillonsarzt, mit Haupt-

mannsrang

Unterarzt, mit erſten Un-

terlieutenantsrang

Adjutantunteroffizier 2)

Stabsfourier

Tambourmajor

Waffenunteroffizier

Wagenmeister

Büchsenmacher 3)

Schneidermeister

Schustermeister

Provos

+

·

B
a
ß
e
n

.

N
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

. F
o
u
r
a
g
e
r
a
t
i
o
n
e
n

.

2

2

2
2

3
2

1
1

4 2

4 2 1

2 5

1

5
5 1

5 1·

1

7
5
5
5

4
3

1

1

1

1

1

1

1

|
|

|
|
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Bemerkungen zu Tafel 16.

1) Der Aidemajor und der Quartiermeister beziehen

jeder , außer dem Solde , noch eine Fourageration.

2) Wenn dem Bataillon die Mitführung einer Feld-

musik gestattet wird , so erhält der Chef derselben Sold

und Verpflegung wie der Adjutantunteroffizier , und die

Musikanten wie Spielleute .

3) Die Büchsenschmiede , welche die Kantone für die

Gewehrreparaturwerkstätten zu stellen haben , beziehen

die nämliche Besoldung wie jene , die den Infanterie-

bataillonen zugetheilt sind .
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Tafel 17.

Besoldungsetat einer Kompagnie Infanterie.

Sold.

Grade.

Hauptmann, täglich

Oberlieutenant

Erster Unterlieutenant

Bweiter Unterlieutenant

Feldweibel .

Fourier

Wachtmeister

Korporal *)

Frater .

Bimmermann

Tambour oder Trompeter

Jäger oder Füfilier .

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
z
e
n

.

N
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

.

4
2
2
2
1

Ic
o
u
l

7

6 .

7
6
5
4
4
3
8
8

1
1
1

2

2
1

1

1

1

e
r5 1

1

1

5

1

1

1

1

- 1

Bemerkung.

*) DerTambour- und der Trompeterkorporal beziehen

an Sold 4 Bazen 5 Rappen.
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Tafel 18.

Besoldungsetat des Personellen der Ambülancen.

Sold.

Stelle.

F
r
a
n
k
e
n

.

B
a
z
e
n

.

R
a
p
p
e
n

.

M
u
n
d
p
o
r
t
i
o
n
e
n

.

Ambulancenarzt erster Klasse ,

Hauptmannsrang .

Ambulancenarzt zweiter Klasse,

mit Oberlieutenantsrang

Apotheker

Ambulancenarzt dritter Klaſſe

mit ersten Unterlieutenants-

rang .

Apothekergehülfe, mit zweiten

Unterlieutenantsrang .

Krankenwärter erster Klasse

Krankenwärter zweiter Klasse .
-

4

3
3

-

2

2 5 -

2

1

2
1

1
1
0

6

|
|
|

2

1

་
་
་

1

-

1
1
1

Bemerkung.

Die Ambulancenärzte erster Klasse erhalten Fourage=

rationen , wenn sie bei den Truppenkorps angestellt sind,

oder denselben in Aufträgen folgen müſſen.
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Nachtrag

zur

offiziellen Sammlung der das schweizerische Staats-

recht betreffenden Aktenstücke , Bundesgeseße ,

Verträge und Verordnungen.

Verordnung,

betreffend die Korrespondenz und die anderweitigen

Auslagen der Konſuln.

Verhandlungen vom 22. Januar 1849.

Der schweizerische Bundesrath,

in der Absicht , den gerechten Beschwerden der schwei-

zerischen Konsuln über die ihnen zur Last fallenden

Auslagen Abhülfe zu verſchaffen ,

verordnet :

§. 1. Die Briefe und Pakete, welche die Bundes-

kanzlei an schweizerische Konsuln abzusenden hat, müſſen

frankirt werden. Wo dieses wegen der Posteinrichtungen

nicht möglich ist, sind sie befugt , mit ihrem Jahresbe-

richt eine spezifizirte Rechnung über ihre Portoauslagen

einzusenden. ):(
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§. 2. Deßgleichen sind Kantonsregierungen oder

andere Kantonalbehörden , welche nicht durch den Bun-

desrath, sondern direkte mit schweizerischen Konsuln kor-

respondiren , verpflichtet , entweder zu frankiren oder den

Konsuln nachträglich das Porto zu vergüten.

Geschicht dieser Verkehr durch den Bundesrath , so

wird die Bundeskanzlei die Kantone hiefür belasten.

§. 3. Die Konsuln sind nicht verpflichtet , Briefe

von Gemeinden oder Privaten anzunehmen , wenn ſie

unfrankirt sind , und es ist daher jede Gemeinde oder

jeder Private angewiesen , entweder die Briefe zu fran-

kiren , oder sich , wo dieses nicht angeht , der Vermitt-

lung der Kantonsregierung zu bedienen.

Alle aus der Nichtbeachtung dieser Vorschrift ent-

ſtehenden Kosten und sonstigen Nachtheile haben sich die

betreffenden Gemeinden oder Privaten selbst beizu-

messen.

§ . 4. Briefe oder Pakete , welche die Konsuln nach

der Schweiz senden , können dieselben entweder unfrankirt

aufgeben oder auf andern Wegen sich die Kosten vergüten

laſſen. Wenn sie jedoch im Auftrag oder Interesse von

Schweizern , welche in ihrem Konſularbezirk wohnen ,

mit schweizerischen Behörden korrespondiren müſſen , ſo

haben ihre Auftraggeber die Kosten zu tragen.

§. 5. Alle andern Baarauslagen , welche ein Konsul

aus Auftrag von Bundesbehörden oder Kantonsregie-

rungen machen muß, sind demselben zu ersehen. Die

Erstattung solcher Auslagen hingegen , welche ein Konſul

ohne Auftrag , aber nach seiner Ansicht , im Interesse

dieser Behörden gemacht hat , hängt von der nachträg-

lichen Genehmigung derselben ab.

§. 6. Diese Verordnung ist den schweizerischen Kon-
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ſuln und den Kantonsregierungen mitzutheilen , sowie

auch öffentlich bekannt zu machen. Sie tritt vom Tage

der Publikation an in Kraft.

Bern , den 22. Februar 1849.

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes,

Der Bundespräsident :

Dr. J. Furrer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schieß.
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Angelegenheit der Militärkapitulationen.

„Bundesbeschlußß

,,vom 20. Juni 1849.

Die schweizerische Bundesversammlung,

,,in Betracht,

„daß das Fortbestehen der Militärkapitulationen mit

den politischen Grundlagen der Schweiz , als eines demo-

kratischen Freistaates , unverträglich ist,

beschließt :

„ 1 ) Der Bundesrath wird eingeladen , beförderlich die

geeigneten Unterhandlungen zu pflegen , um eine Auflöſung

der noch bestehenden Militärkapitulationen zu erzielen zu

ſuchen, und über die daherigen Ergebnisse Bericht, sowie

angemessene sachbezügliche Anträge der Bundesversamm-

lung vorzulegen.

„2) Alle Anwerbungen für auswärtige Militärdienste

find im Gebiete der ganzen Eidgenossenschaft für einstweilen

untersagt."

Alſo beſchloſſen vom schweizerischen Nationalrathe.

Bern, den 19. Juni 1849 .

Im Namen des schweizerischen Nationalrathes ,

Der Präsident :

Dr. A. Escher.

Der Sekretär :

Schieß.

Alſo beſchloſſen vom schweizerischen Ständerathe.

Bern, den 20. Juni 1849.

Im Namen des schweizerischen Ständerathes ,

Der Präsident :

F. Briatte,

Der Sekretär :

N. vonMoos.
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Garantie dreier
Verfaſſungsgesete

des

Kantons Zürich, vom 23. Oktober 1849.

Bundesbeschluß vom 30. April 1850

Die schweizerische
Bundesversammlung ,

Nach Einsicht eines Berichtes und Antrages des

Bundesrathes über drei Verfassungsgeseße des Kantons

Zürich , vom 23. Oktober 1849 , behufs theilweiser Ab-

änderung der dortigen Staatsverfaſſung ,

in
Berücksichtigung :

daß diese Verfassungsgeseße in keiner Weise mit der

Bundesverfassung im Widerspruche stehen ;

daß dieselben von der Mehrheit des zürcherischen

Volkes angenommen wurden ,

beschließt :

1. Den drei Verfassungsgesehen des Kantons Zü-

rich, vom 23. Oktober 1849 , wird hiemit die bundes-

gemäße Garantie ertheilt.

2. Dieser Beschluß ist dem Bundesrathe mitzu

theilen .

Also beschlossen vom schweizerischen Ständerathe .

Bern, den 19. April 1850.

Im Namen des schweizerischen Ständerathes ,

Der Präsident :

F. Briatte.

Der Sekretär :

N. vonMoos.
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Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe.

Bern, den 30. April 1850.

Im Namen des schweizerischen Nationalrathes.

Der Präsident :

Dr. A. Escher.

Der Sekretär :

Schieß.
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Garantie der Verfassung

des

Kantons Thurgau . Bundesbeschluß v. 30. April 1850.

Die schweizerische Bundesversammlung,

Nach Einsicht eines Berichtes und Antrages des

Bundesrathes über die Staatsverfassung des Kantons

Thurgau, vom 9. November 1849 ,

in Berücksichtigung,

daß diese Verfassung nichts enthält, das mit der

Bundesverfassung im Widerspruche steht ;

daß ferner diese Verfaſſung die Ausübung der poli-

tischen Rechte nach republikanischen Formen sichert , und

im Ganzen oder theilweise revidirt werden kann ;

daß sie endlich von der Mehrheit des thurgauischen

Volkes in geseßlicher Abstimmung angenommen wurde,

beschließt:

1. Der Staatsverfassung des Kantons Thurgau

vom 9. November 1849 wird hiemit die bundesgemäße

Garantie ertheilt.

2. Dieser Beschluß ist dem Bundesrathe mitzu-

theilen.

Also beschlossen vom schweizerischen Ständerathe.

Bern , den 19. April 1850 .

Im Namen des schweizerischen Ständerathes,

Der Präsident,

F. Briatte.

Der Sekretär,

N. von Moos.
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Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe.

Bern, den 30. April 1850.

Im Namen des schweizerischen Nationalrathes ,

Der Präsident:

Dr. A. Escher.

Der Sekretär :

Schieß.
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Strafankündungen gegen Uebertretungen fiskaliſcher

und polizeilicher Bundesgesehe

Strafumwandlung in Gefangenschaft für Uebertre-

tung fiskalischer oder polizeilicher Geseze

Straßen und Landungspläge, für die Einfuhr zoll-

pflichtiger Gegenstände erlaubte -

K.

Tagsabung. Beschluß , betreffend die feierliche Er-

klärung über die Annahme der neuen Bundesver-

fassung der schweizerischen Eidgenoſſenſchaft

-
Beschluß über die Einführung der neuen Bundes-

verfassung •

Tarif, zu welchem die Kantonsmünzen an den Kassen

der eidgenössischen Administrationen anzunehmen sind

(Defret vom 30. Juni 1849)
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196

•
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335•
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43

€90

95

266

36
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Tarif-Zoll 197

Tarif für die Einlösung der schweizerischen Goldſorten,

der groben sowie reinen Silbermünzen
316

-
für die Einlösung der Billon- und Kupfermünzen 317

Tar- und Gewichts-Progressionstabelle. Anhang zum

Postvertrage zwischen der Schweiz und Desterreich 153

Transporttare für in- und ausländische Zeitungen : 296
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Webernahme der Posten für Rechnung der Eidge-

nossenschaft, vom 1. Januar 1849 an

Uebertretung des Zolles und ihre Bestrafung

Uebertretungen fiskalischer und polizeilicher Bundes

geseze (30. Juni 1849) .

Unterpfand an Gegenständen , die wegen Uebertretung

fiskaliſcher und polizeilicher Gesege mit Beſchlag be-

legt find

Untersuchungsrichter, eidgenössische, Amtsdauer und

Einberufung derselben
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Verbindlichkeit zur Abtretung und Entschädigung

von Privatrechten (vom 7. Mai 1850)

Verfahren bei Uebertretungen fiskalischer und polizei-

licher Bundesgeseße (vom 30. Juni 1849) .

Verhältniß des Bundesgerichtes zu den Behörden der

Kantone und des Auslandes
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Verkehr, freier, an der Waſſerſtraße von Luzern nach

Flüelen

Verfahren behufs der Abtretung von Privatrechten

und der Ausmittlung der Entschädigung

·Verkauf von Schießpulver. Verordnung darüber 171

Verordnung, betreffend die Herausgabe eines Bun-

desblattes (vom 5. März 1849)

-
zur Vollziehung der Art. 17, 18 und 19 des

Bundesgesetzes vom 4. Juni 1849

über die Nachnahmen bei Poftſendungen

-
über den Verkauf von Schießpulver

-
vom 9. Juli 1849. Modifikation der

-
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Verordnungen und Geſeße über die Militärverwaltung 175
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betreffend die Finanzverwaltung

Verordnung zum Gesetz vom 30. Juni 1849 über

das Zollwesen

betreffend die für Einfuhr zollpflichtiger Gegens
-

stände erlaubten Straßen und Landungspläge

über Einführung des schweizerischen Solles

•

• 165

213
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265
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Verordnung, betreffend die Regulirung der Rhein-
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über Lagergebühren für Niederlagshäuser

Verrechnung und Buchführung der Abonnements für

Zeitungen

Versendung und Kontrolirung der Zeitungsblätter

Vertrag Post mit Belgien

-Post mit Frankreich (vom 25. Nov. 1849)

"Vollziehungsbeschlüsse , betreffend das Postwesen .

-Verordnung , betreffend die Art. 17, 18 und

19 des Bundesgeseßes vom 4. Juni 1849 über die

Posttaren für die Zeitungen (v. 13. Juni 1849)

=
Verordnung zum Gesetz vom 30. Juni 1849 .

Volkszählung. Bundesgeseß , die Vornahme einer
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Vertrag Post mit Desterreich

Vierwaldstättersee. Bundesgeset betreffend den freien

Verkehr auf demselben
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Wahl und Entlassung, Befugnisse und Obliegenheiten
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Wirkung der Entschädigung für die Abtretung von

Privatrechten .
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Zeitungswesen. Besorgung desselben durch die
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Zeitungen. Vollziehungsverordnung , betreffend die

Posttaren für die -

108

44•

330

288

118

265

194

190

die - ihre Wahl

Sollwesen. Zoll , schweizerischer. Einführung desselben
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Zollbeamteten und Bediensteten , die

und Entlassung ; Disziplinarbefugniß über dieselben 191



42

424 Register zur offiziellen Sammlung.

Zollbehörden , schweizerische. Instruktion an dies.
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